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Die Sitzung wird um 9 Uhr 13 Minuten durch den 
Vizepräsidenten Dr. Schmid eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich eröffne die 80. Sitzung des Deutschen 
Bundestages. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung bitte ich den 
Herrn Schriftführer, die Liste der abwesenden Mit- 
glieder zu verlesen, 

Nellen, Schriftführer: Es fehlen wegen Erkran- 
kung die Abgeordneten Dr. Povel, Morgenthaler, 
Frau Dr. Brökelsghen, Welke, Kalbitzer, Meit- 
mann, Frau Albrecht, Mißmahl, Dr. Gülich, Dr. 
Gerstenmaier, Hellwege, Dr. Bertram. Es fehlen 
entschuldigt die Abgeordneten Dr. Kopf, Dr. Holz- 
apfel, GocSieln, Ehren, Dr. Suhr, Brandt, Henßler, 
Dr. Nölting, Klabunde, Dr. Mühlenfeld, Wallner, 
Menzel. Außerdem fehlen die Abgeordneten Rei- 
mann, Renner, Rische, Vesper, Müller (Offenbach). 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Schriftführer. 

Ich habe Ihnen, meine Damen und Herren, fol- 
gende amtlichen Mitteilungen zu machen. 

Die konstituierende Sitzung des Untersuchungs- 
ausschusses über das Grubenunglück auf Zeche 
Dahlbusch wird heute um 17 Uhr in Zimmer 10 des 
Südflügels stattfinden. 

Die Tagesordnung wird, erweitert werden müssen 
durch die erste Beratung des Entwurfs eines Ge- 
setzes über den Verkehr mit Milch, Milcherzeug- 
nissen und Fetten — Milch- und Fettgesetz — , Nr. 
1232 der Drucksachen. Es stand gestern auf der 
Tagesordnung, konnte aber gestern nicht behandelt 
werden, weil die Regierungsvorlage nicht rechtzeitig 
hier eingekommen ist. Ich schlage Ihnen vor, meine © 
Damen und Herren, diese Vorlage zwischen die 
Punkte 7 und 8 einzuschieben; es ist eine einiger- 
maßen vergleichbare Materie. Ich nehme an, daß 
wir dann etwa so um Mitternacht dazu kommen 
werden, dieses wertvolle Gesetz zu beraten. 

(Heiterkeit.) 

Die Vorlage wird in den nächsten Stunden verteilt 
werden. 

Außerdem habe ich Ihnen auf Bitte des Vorsitzen- 
den des Immunitätsausschusses mitzuteilen, daß zu 
Drucksache Nr. 993 demnächst eine Beilage verteilt 
werden wird. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung hat das Wort 
zur Geschäftsordnung der Abgeordnete Euler. 

Euler (FDP): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Namens meiner politischen Freunde habe 
ich zu Punkt 1 der Tagesordnung folgendes bekannt- 
zugeben. 

Die sozialdemokratische Fraktion hatte im 
Ältestenrat ihren Entwurf zum Mitbestimmungs- 
recht angekündigt. Dieser Entwurf sollte noch auf 
die Tagesordnung genommen werden. Die Fraktion 
der CDU hat dem widersprochen. Dadurch ist nun 
die Lage entstanden, daß wir dieselbe Diskussion 
heute führen müßten, wenn Punkt 1 der Tagesord- 
nung, der Entwurf der CDU, bleibt, während wir 
dann nach den Ferien den entsprechenden Entwurf 
der SPD zu diskutieren hätten. Es droht dann die 
dritte Diskussion über dieselbe Materie aus Anlaß 
der Einbringung des Regierungsentwurfs. Da aber, 
wenn heute der CDU-Entwurf durch die erste Le- 
sung ginge, eine weitere gesetzgeberische Behand- 
lung des Entwurfs während der Ferien ohnehin nicht 
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(Euler) 

W in Betracht käme, so ist es unseres Erachtens ge- 
boten, dem Gesetz der Rationalität imserer Arbeit 
Rechnung zu tragen und Punkt 1 von der Tages- 
ordnung abzusetzen. Dies beantrage ich hiermit. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizeprösident Dr. Sdimid: Das Wort hat der Herr 

Abgeordnete von Brentano zur Geschäftsordnxmg. 

Dr. von Brentano (CDU): Meine Damen imd Her- 
ren! Ich bitte, den Antrag der Fraktion der FDP 
zurückzuweisen. Er widerspricht auch den Ver- 
einbarungen, die wir im Ältestenrat getroffen 
haben. Es handelt sich heute nicht darum, auf eine 
sogenannte „Rationalität“ Rücksicht zu nehmen. Es 
handelt sich darum, daß der Entwurf eines Gesetzes, 
den die größte Fraktion des Hauses eingebracht hat 
und der mit Zustimmung des gesamten Ältestenrats 
heute zur Behandlung steht, auch behandelt wird. 
Ich wiederhole meine Bitte, diesen Antrag zurück- 
zuweisen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Ge- 
schäftsordnung hat der Herr Abgeordnete Mellies. 

Meines (SPD): Meine Damen und Herren! Auch 
die sozialdemokratische Fraktion ist der Ansicht, 
daß der Punkt 1 nicht von der heutigen Tagesord- 
nung abgesetzt werden sollte. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wir bitten aber das Hohe Haus, doch noch einmal 
zu überlegen, ob nicht unser Antrag gleich in der 
ersten Lesung mit erledigt werden kann; denn dann 
würden wir ja über die Schwierigkeiten, die Herr 
£B) Euler vorgetragen hat, leicht hinwegkommen. 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Herr Abgeordneter 
Euler und Herr Abgeordneter von Brentano, außer 
Ihren Fraktionen hat noch die Deutsche Reichspartei 
gegen die Behandlung des SPD-Entwurfs pro- 
testiert. Vielleicht können Sie diesen Widerspruch 
zurücknehmen. Soviel mir bekannt ist, ist der Ent- 
wurf der SPD weitgehend identisch mit dem Ent- 
wurf der Gewerkschaften, der ja seit Wochen und 
Monaten bekannt ist. 

(Zuruf von der CDU.) 

— Sie ziehen den Widerspruch zurück. — Herr 
Kollege Frommhold, können Sie nicht auch Ihren 
Widerspruch zurückziehen? Ich glaube. Sie würden 
die Arbeit dieses Hauses wesentlich erleichtern; Sie 
würden uns bestimmt einen Sitzungstag ersparen. 

(Zuruf von der DRP.) 

— Sie ziehen den Einspruch auch zurück. 

Dann erhebt das Haus keinen Widerspruch, wenn 
zu Punkt 1 der Tagesordnimg auch der Antrag der 
SPD mitbehandelt wird. 

(Zuruf von der CDU: Wo ist er?) 

Ich muß zuerst über den Antrag des Herrn Ab- 
geordneten Euler abstimmen lassen. Wer für die 
Absetzung 

(Abg. Euler: Ich ziehe meinen Antrag zurück! — 
Heiterkeit.) 

— Sie ziehen Ihren Antrag^ zurück. 

Dann rufe ich auf Pimkt 1 der Tagesordnung: 
Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes über die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer im Betrieb (Nr. 970 der Drucksachen). 


Wer will den Antrag begründen? Ö 

(Zuruf.) 

— Herr Abgeordneter Schröder! 

Der Ältestenrat hat dem Hause vorgeschlagen, 
freie Redezeit zu gewähren. Es darf sich also jeder 
zum Wort melden; es darf jeder eine Stunde 
sprechen. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Schröder (Düsseldorf) (CDU), Antragsteller: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
kleine Vorspiel, das wir soeben erlebt haben, unter- 
streicht noch einmal, wie wesentlich schon der 
Kampf in der Vorgeschichte dieses Entwurfs ge- 
wesen ist, und ich freue mich, daß wir heute wenig- 
stens einmal unter diese Vorgeschichte einen Schluß- 
punkt setzen können. 

Wenn wir heute über den Entwurf der CDU, den 
ich die Ehre habe einzubringen, sprechen, so er- 
warten Sie und so erwartet gewiß auch die Öffent- 
lichkeit die Beantwortung von drei Fragen, nämlich 
der Fragen, warum überhaupt dieser Entwurf von 
uns eingebracht wird, warum er gerade jetzt einge- 
bracht wird und warum wir einen Entwurf mit 
diesem Inhalt einbringen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Ausgangspunkt unseres Entwurfs ist die Regie- 
rungseridärung vom 20. September, in der unter 
zahlreichen anderen Programmpunkten ein für un- 
sere Auffassung sehr wesentlicher Satz gestanden 
hat, nämlich der, daß die Rechtsbeziehungen zwi- 
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern zeitgemäß 
neu geordnet werden müßten. Und da wir die Auf- 
fassung vertreten, daß dies ein wesentliches An- 
liegen des Bundestags, und zwar nicht erst gegen 
Ende seiner Tätigkeit, sondern möglichst frühzeitig 
ZU Beginn seiner Tätigkeit ist, haben wir es für rieh- 
tig gehalten, diesen Satz der Regierungserklärung 
durch einen besonderen Antrag von uns noch einmal 
herauszustreichen. Sie werden sich entsinnen, daß 
wir in diesem Hause einmütig, allerdings ohne die 
Stimmen der kommunistischen Fraktion, am 4. No- 
vember 1949 folgenden Beschluß gefaßt haben: 

Die Bundesregierung wird ersucht, in Ausfüh- 
rung des Programms der Regierungserklärung 
vom 20. September 1949 dem Bundestag den 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der 
Beziehungen zwischen Arbeitnehmern und Ar- 
beitgebern vorzulegen. Dieser Entwurf soll das 
bisherige Betriebsrätegesetz des Kontrollrats 
und entsprechende Gesetze der Länder ersetzen 
und gleichzeitig einer zeitgemäßen neuen 
Ordnung entsprechend — das Mitbestimmungs- 
recht der Arbeitnehmer festlegen. 

Seitdem wir diesen Beschluß — wie gesagt am 
4. November 1949 — gefaßt haben, können wir in 
der weiteren Entwicklung des Problems der Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb drei 
Phasen unterscheiden. Die erste Phase möchte ich 
einmal als die Phase der Hattenheimer Gespräche 
bezeichnen. Die zweite ist ein Zwischenspiel, bei 
dem es bereits um den heute zur Behandlung kom- 
menden Entwurf ging. Die dritte Phase schließlich 
sind die Verhandlungen des Bundesarbeitsministers 
mit den Organisationen der Sozialpartner. 

Um mit den Hattenheimer Gesprächen zu be- 
ginnen: Das erste Gespräch hat, glaube ich, am 9. und 
10. Januar stattgefunden. Im Gegensatz — und das 
wird für die weitere Erörterung sehr wichtig sein, 
vor allen Dingen, wenn wir noch Gelegenheit haben 
werden, den SPD-Entwurf nachher zu behandeln — 
im Gegensatz zu dem Bimdestagsbeschluß ist hier 
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(Dr. Schröder [Düsseldorf]) 

(A) auch das überbetriebliche Mitbestimmungsrecht 

gleich in die Debatte einbezogen worden, und zwar 
hat dafür die wesentliche Grundlage der Unterhal- 
tung die Denkschrift gebildet, die der Deutsche Ge- 
werkschaf tsbund im Januar vorgelegt hatte. Die 
Hattenheimer Gespräche, die zunächst nur zu einer 
ersten Berührung der Partner geführt hatten, sind 
Ende März, am 30. und 31. März, fortgesetzt wor- 
den. Sie haben über das Kapitel „überbetriebliche 
Mitbestimmung“ eine gewisse Übereinstimmung er- 
geben; sie haben allerdings keinerlei Übereinstim- 
mung auf dem Gebiete der betrieblichen Mitbestim- 
mung gebracht. 

Die Lage für uns war nun Anfang April diese: 
erstens: der Bundestagsbeschluß lag bereits seit No- 
vember vor; zweitens: die Regierung hatte bis dahin 
nichts veranlaßt; 

(Hört! Hört! bei der CDU) 
drittens: die Hattenheimer Gespräche hatten zu kei- 
nem Ergebnis geführt; viertens: der amerikanische 
Hohe Kommissar Mr. McCloy hatte die Suspension 
der Bestimmungen über die wirtschaftliche Mitbe- 
stimmung, die in den Gesetzen von Hessen und 
Württemberg-Baden enthalten war, mit der Begrün- 
dung aufgehoben, daß die erwartete, außerdem zu- 
gesagte bundesgesetzliche Regelung immer noch 
nicht erfolgt sei. 

In dieser Situation lag für uns selbstverständlich 
nichts näher, als uns an die Verpflichtung zu er- 
innern und diese Verpflichtung zu praktizieren, die 
wir in unserem Programm und zuletzt noch einmal 
wieder zusammenfassend in den Düsseldorfer Leit- 
sätzen vom Juli 1949 niedergelegt hatten. Es ist 
dort gesagt worden, daß wir eine grundlegende Neu- 
ordnung des Verhältnisses von Unternehmern und 
Arbeitnehmern fordern, daß es gelte, die bestehen- 

O den Gegensätze zu überwinden und neue Formen der 
Zusammenarbeit im Sinne echter Partnerschaft, lei- 
stungsgemeinschaftlicher Verbundenheit und bei- 
derseitiger Verantwortung für das gemeinsame 
Werk zu entwickeln. Die Verwirklichung des 
Rechts der Arbeitnehmer auf Mitberatung, Mitwir- 
kung und Mitbestimmung soll dabei in betriebs- 
gerechter Form unter Wahrung der echten Unter- 
nehmerverantwortung gesichert werden. 

Das ist, meine Damen und Herren, die Lage ge- 
wesen, wir wir sie Anfang April vorfanden und wie 
sie dann dazu geführt hat, daß wir einen eigenen 
Entwurf aufgestellt haben. Dieser Entwurf ist, wenn 
Sie mir erlauben, einige weitere Daten aus seiner 
Vorgeschichte hier noch einmal in Erinnerung zu 
rufen, mit dem Herrn* Bundesarbeitsminister und 
dem Herrn Bundeswirtschaftsminister am 20. und 
21. April erörtert bzw. ihnen übergeben und später 
anschließend weiter erörtert worden. Der Bundes- 
kanzler ist unterrichtet worden. Schließlich hat un- 
sere Fraktion den Entwurf am 10. Mai dieses Jahres 
verabschiedet, und seit dem 17. Mai befindet er sich 
bei den bisher noch nicht erledigten Eingängen des 
Herrn Bundestagspräsidenten. 

(Hört! Hört! bei der CDU.) 

Nach dieser Phase, die ich eben geschildert habe, 
setzt die Phase der Verhandlungen des Herrn Bun- 
desarbeitsministers ein. Am 12. Mai, d. h. also zwei 
Tage nachdem wir diesen Entwurf verabschiedet 
hatten, erfolgte ein Beschluß des Kabinetts, in dem 
festgelegt wird, daß der Herr Bundesarbeitsminister 
binnen zweier Wochen — das würde also der 26. Mai 
gewesen sein — einen Entwurf über das Mitbestim- 
mungsrecht vorlegen soll. 

(Zurufe: Hört! Hört!) 


Der Herr Bundesarbeitsminister — im Einverneh- O 
men mit dem Kabinett, wie ich annehme — hat es 
für zweckmäßig gehalten, daß, bevor er einen sol- 
chen Entwurf vor legte, eine Verständigung zwischen 
den Sozialpartnern zustande kommen sollte. Diese 
Sozialpartner sind damals wieder, d. h. zum ersten- 
mal von dem Bundesarbeitsminister zusammen- 
gerufen worden. Es lag nun, als sie zusammentraten, 
folgendes Material vor. 

Inzwischen war von dem Gemeinsdnaftsausschuß 
der deutsdien gewerblichen Wirtschaft am 13. Mai 
eine umfassende Denkschrift über das Problem des 
Mitbestimmungsrechts veröffentlicht worden, und 
außerdem hatten wir die Veröffentlichung eines 
Gesetzentwurfes des Deutschen Gewerkschaftsbun- 
des, der vom 22. Mai datiert. Wenn ich midi nicht 
irre — ich habe die Drucksache eben erst in die 
Hand bekommen und sie nur überfliegen können — 
stimmt der Entwurf des Gewerkschaftsbundes vom 
22. Mai in sehr wesentlichen Punkten mit dem über- 
ein, was uns jetzt als Antrag der SPD-Fraktion noch 
vorgetragen werden wird. Mit diesem Material sind 
die Sozialpartner unter dem Vorsitz des Herrn Bun- 
desarbeitsministers am 24. Mai im Bundesarbeits- 
ministerium zusammengekommen. Die Zusammen- 
kunft ist damals eingeleitet worden durch den Herrn 
Bundeskanzler selbst, der damit die Bedeutung die- 
ses Problems besonders unterstrichen hat. 

Über diese Zusammenkunft hat es eine Pressever- 
lautbarung gegeben. In dieser Pr esse Verlautbarung 
wurde gesagt, daß sich die Auffassungen einander 
angenähert hätten, ohne zu sagen, worüber sich die 
Auffassungen angenähert hätten. Es wurde dabei 
eine Bitte an die gesetzgebenden Körperschaften 
ausgesprochen, nichts zu unternehmen, und es wurde 
festgelegt, daß die Öffentlichkeit nur durch gemein- 
same Erklärungen unterrichtet werden sollte. ^ 

Es folgt eine zweite Verhandlung der Sozialpart- 
ner am 2. Juni. Auch darüber gab es eine, diesmal 
schon etwas kürzere Presseerklärung, in der von 
weiteren Fortschritten berichtet wurde mit dem Hin- 
weis, daß die Öffentlichkeit gemeinsam durch die 
Partner unterrichtet werden sollte. 

Eine noch kürzere Presseverlautbarung gab es 
schließlich über die Verhandlung vom 9. Juni, bei 
der festgelegt wurde, daß volle Übereinstimmung 
über die behandelten Fragen bestanden habe. Es 
wurde allerdings nicht gesagt, welche Fragen be- 
handelt worden sind, und es wurde wiederum ge- 
sagt, daß die Öffentlichkeit erst bei Vorliegen des 
Gesamtergebnisses endgültig unterrichtet werden 
sollte. 

Eine weitere Verhandlung war die vom 22. Juni. 
Diesmal kam es freilich zu keiner Presseerklärung, 
was sich aber vielleicht daraus erklären mag, daß 
man das Gesamtergebnis abwarten wollte. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, kamen die Besprechungen in Maria Laach, sehr 
geheimnisvoll vorher angekündigt, die Besprechun- 
gen, die für den 5., 6. und 7. Juli angesetzt waren 
und die bereits am 6. Juli für die deutsche Öffent- 
lichkeit etwas überraschend mit einer Presseerklä- 
rung, und zwar diesmal einer umfangreichen Presse- 
erklärung, zu Ende gingen, in der gesagt würde, 
daß grundsätzliche Übereinstimmung über das 
überbetriebliche Mitbestimmiingsrecht bestehe, be- 
züglich dessen die Partner gleichberechtigt Zusam- 
menarbeiten sollten, und zwar wurden als Institu- 
tionen ausdrücklich der Bundeswirtschaftsrat und 
die Wirtschaftskammern genannt. Bezüglich des 
betriehlichen Mitbestimmungsrechts — so wurde 
erklärt — habe man sich über Wirtschaftsausschüsse 
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tÄ>in Betrieben von bestimmter Größe geeinigt; die 
Einzelheiten bedürften der weiteren Beratung; zum 
personellen und zum sozialen Mitbestimmungsrecht 
sdüießlich seien einzelne Vorschläge gemacht wor- 
den, die zunächst intern beraten werden sollten 

Zwölf Tage später folgte der Beschluß des Bundes- 
vorstandes und des Bundesausschusses der Gewerk- 
schaften. In diesem Beschluß vom 18. Juli wird ge- 
sagt, daß grundsätzlich Übereinstimmung über die 
überbetriebliche Mitbestimmung vorliege, daß aber 
in den entscheidenden Fragen des betrieblichen Mit- 
bestimmungsrechts keinerlei Einigung erfolgt sei, 
daß die Durchsetzung der Forderungen des DGB mit 
gewerkschaftlichen Mitteln vorgenommen werden 
solle und die Verbände angewiesen seien, die ent- 
sprechenden Vorbereitungen zu treffen. 

Die Antwort der Unternehmer darauf erfolgte 
zwei Tage später, am 20. Juli. In dieser Antwort 
wird darauf hingewiesen, daß dies eine über- 
raschende Wendung vom Geiste der sozialen Ge- 
meinschaft zur offenen Drohung mit Kampfmaß- 
nahmen sei, und es wird eine Aufklärung der 
Öffentlichkeit angekündigt, die — wenn ich midi 
nicht irre — gestern in einer Pressekonferenz in 
diesem Hause erfolgt ist. 

Meine Damen und Herren! Nach dieser kurzen 
Schilderimg der bisherigen Vorgänge glaube ich, 
daß nunmehr der Augenblick gekommen ist, in der 
Mitbestimmungsfrage ein erstes Wort vom Parla- 
ment aus zu sagen. Dabei möchte ich in den Vorder- 
grund stellen, daß wir selbstverständlich grund- 
sätzlich durchaus mit solchen Gesprächen der Part- 
ner einverstanden sind, weil, wenn die Dinge gün- 
stig verlaufen, dadurch ein günstiger Boden, ein 
günstiges Klima für die Durchführung eines Ge- 
^setzes geschaffen werden kann, das sich ja schließ- 
®^lich weithin im Bereich der großen Sozialorgani- 
sationen abspielt. Aber — und das haben auch diese 
Verhandlungen nach meiner Meinuncf deutlich ge- 
zeigt — es besteht dabei die sehr große Gefahr, daß 
„Konzessionen“ gemacht werden, die das Gesamt- 
interesse unter Umständen in einer Weise berühren, 
mit der wir nicht ohne weiteres einverstanden sein 
können. So viel ist für uns ganz sicher, daß die Mit- 
bestimmung kein Handelsobjekt sein kann. Sie 
kann auch nicht so angesehen we.rden, als ob 
zwischen den betrieblichen und überbetrieblichen 
Dingen etwa eine Art Verbindung hergestellt wer- 
den könnte, indem man auf dem einen Gebiet mehr 
gibt und auf dem anderen Gebiet dafür mehr neh- 
men kann. Die Betriebsebene als solche unterliegt 
nach unserer Auffassung jedenfalls in einem ge- 
wissen Umfange und im Rahmen der gesetzlichen 
Bestirnmungen der Dispositmn der Partner. Die 
j^nderen Ebenen dagegen — ich komme darauf gleich 
noch genauer zu sprechen — unterliegen nicht ohne 
weiteres einer Disposition der Partner, sondern sind 
Angelegenheiten von eminent öffentlichem Inter- 
esse, d. h. eben immer von einem eminenten Gesamt- 
interesse. Die Organisationen haben dafür zunächst 
auch, wie mir scheint, ein sehr richtiges Empfinden 
gehabt; denn man hat in Hattenheim von Ge- 
sprächen geredet und sie als Zusammenkunft be- 
zeichnet. Später wurde allerdings die Bezeichnung 
„Verhandlungen“ gewählt. Aber als roter Faden — 
und das zeigt das Studium der Protokolle, die jetzt 
mehr und mehr zugänglich werden — zog sich durch 
diese Verhandlungen hindurch, daß das Ausmaß der 
auf überbetrieblicher Ebene eingeräumten Mitbe- 
stimmungsrechte von erheblicher Bedeutung für das 
Maß der Forderungen auf Mitbestimmungsrechte 
auf der betrieblichen Ebene sein solle. 


Hier liegt, wie ich schon andeutete, eine große Ge- (O 
fahr vor. Wenn nämlich solche Verhandlungen ge- 
führt werden und wenn sie, wie das im späteren 
Stadium der Fall war, unter dem Vorsitz des Herrn 
Bundesarbeitsministers geführt werden, so werden 
sie schwerlich zu einem befriedigenden Ergebnis 
führen können, falls man ihnen nicht eine feste 
Konzeption zugrunde legt. Wenn man die Bestim- 
mung der Politik auf diesem Gebiet der Einigung 
der Parteien, hier der Partner, überlassen will, dann 
wird man schwerlich ein Ergebnis erzielen können, 
das allseitig befriedigt. Um so bedenklicher wird 
das aber dann, wenn es sich dabei nicht um Dinge 
innerhalb der Disposition der Partner handelt, son- 
dern um Dinge wie den Bundeswirtschaftsrat, Land- 
wirtschaftsrat, Wirtschaftskammern usw. . Dabei 
geht es um ganz andere Strukturfragen als etwa 
bei innerbetrieblichen Beziehungen. Wenn also das 
Schwergewicht bei solchen Verhandlungen auf die 
Partner übergeht, muß das zwangsläufig dazu füh- 
ren — wir sehen das ja in einem ganz überraschen- 
den Maße bestätigt — , daß die Regierung die Initia- 
tive verliert und schon rein zeitlich überhaupt nicht 
mehr in der Lage ist, die vordringliche Gesetzgebung 
auf diesem Gebiet zu einem bestimmten Zeitpunkt 
durchzuführen. Es besteht die Gefahr, daß das Parla- 
ment zu einem Prägestempel außerparlamentarischer 
Beschlüsse wird, eine Gefahr, der wir uns nicht recht- 
zeitig genug und nicht entschlossen genug entgegen- 
stellen können, wenn wir der Verpflichtung gerecht 
werden wollen, die wir als Vertreter der Gesamt- 
heit und nicht als Vertreter von Gruppeninteressen 
usw. haben. 

Diese jüngste Entwicklung bildet, wie ich glaube, 
ein warnendes Beispiel. Lassen Sie mich das durch 
ein ganz kleines Zitat aus dem Protokoll von Hatten- 
heim vom 30. und 31. März belegen! Es heißt dort: ^ 

Der Vertreter des Bundesarbeitsministers 
wirft die Frage auf, ob die beiden Parteien ihm 
für seinen Bericht an den Bundesarbeitsminister 
bestimmte Wünsche oder Richtlinien mitzu- 
geben wünschten. Der Minister habe sich bisher 
mit Erfolg bemüht, allem politischen Drängen 
zum Trotz die Arbeit des Ministeriums an einem 
Gesetzentwurf hinauszuzögern, bis über die 
Verhandlungen zwischen den beiden Parteien 
Klarheit geschaffen sei. Er müsse nunmehr die 
Frage stellen, ob die beiden Parteien wünsch- 
ten, daß diese Bemühungen seines Ministers 
fortgesetzt werden sollten. 

Die Partner haben dann gesagt, und zwar wohl mit 
Recht — das war bereits Ende März — , daß sie nicht 
den Mut oder auch keine Veranlassung hätten, eine 
weitere Stopempfehlung an den Herrn Bundes- 
arbeitsminister zu geben. Sie haben damals sehr 
einsichtig, in voller Erkenntnis einer Situation ge- 
handelt, die ja weit über diese Kreise hinaus die 
deutsche Öffentlichkeit kannte, daß der amerika- 
nische Hohe Kommissar nämlich angekündigt hatte, 
nun die Bestimmungen über wirtschaftliÄe Mit- 
bestimmung in den beiden Gesetzen, die ich schon 
nannte, in Kraft zu setzen, da ihm von höchster 
Stelle ein entsprechender Bundesgesetzentwurf zum 
1. April zugesagt, aber nicht eingegangen sei. 

Um so bemerkenswerter ist allerdings, daß die- 
selben Partner, die Ende März in Hattenheim keine 
Stopempfehlung geben wollten, sich in den Be- 
sprechungen vom 24. Mai unter dem Vorsitz des 
Herrn Bundesarbeitsministers dazu entschlossen 
haben, doch eine Stopempfehlung an die gesetz- 
gebenden Körperschaften zu geben. Diese Stop- 
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^ empfehlung konnte allerdings nichts anderes mehr 
bedeuten, als den eine Woche vorher eingereiditen 
Antrag der CDU-Fraktion einstweilen auf Eis zu 
legen. Dieser CDU-Entwurf lag vor, weil der über- 
fällige Kabinettsentwurf ausgeblieben war. Auf 
diesen damals überfälligen Entwurf warten wir auch 
heute nodi. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich nun 
mit einigen kurzen Bemerkungen der Unterrichtung 
der Öffentlidikeit über die Verhandlungen der 
Partner zuwenden. Die Verhandlungen der Partner 
waren weitgehend vertraulich. Die Unterriditung 
der Öffentlichkeit war dementsprechend spärlich. 
Die Öffentlichkeit hat aber trotzdem ein völlig fal- 
sches Bild von diesen Besprechungen bekommen, 
da sie aus der Gesamttendenz der Presseverlaut- 
barungen seit Mai eine zunehmende Annäherung 
der Partner vermuten mußte. Schließlich hat die 
Ankündigung eines dreitägigen Konklaves an einem 
geheimen Ort, bei dem dann die endgültige Einigung 
erwartet wurde — weil sie vorausgesagt war — , die 
öffentlidikeit überaus gespannt gemacht. 

(Zuruf: Maria Laadi!) 

— Der Name von Maria Laach hat dabei 
vielleicht noch dazu geführt, das besonders 
zu unterstreichen. Dabei muß ich allerdings 
der Korrektheit wegen zugeben, daß die 
Öffentlichkeit davon, daß die Besprechungen in 
Maria Laach stattfanden, erst am zweiten Tag der 
Besprechungen, also nicht vorher erfahren hat. Als 
dann nach Maria Laach ein ICommuniqu^ veröffent- 
licht wurde, in dem etwas von grundsätzlicher Über- 
einstimmung stand — was natürlich den Weg in die 
Schlagzeilen fand — , waren die Überraschung und 
die Befriedigung ganz allgemein. Eigentlidi ließen 
die Formulierungen nur für den Kenner der Pro- 

Cß) blematik die Zweifel offen, wieweit denn nun auf 
dem entscheidenden Gebiet der innerbetrieblichen 
Mitbestimmung die Einigung tatsächlich gediehen 
sei. Die nachfolgenden Erklärungen der Partner 
haben überdeutlich gemacht, daß es auf diesem 
Gebiet zu keinerlei Verständigung gekommen ist, 
daß hier vielmehr alles offen «Geblieben ist. Aber noch 
deutlicher und geradezu dramatisch wurde der 
komnlette Mißerfolg und der Fehlschlag dieser Ver- 
handlungen durch den schon erwähnten Beschluß 
der Gewerkschaften unterstrichen, den Einsatz ge- 
werkschaftlicher Kampfmittel vorzubereiten. 

Wenn wir einen zusammenfassenden Blich auf die 
geschilderte Phase werfen, können wir daraus wohl 
nur folgenden Schluß ziehen: Verhandlungen der 
Partner ohne klare Führung der Regierung und ohne 
ein klares Regierungskonzept müssen angesichts der 
umfassenden Problematik des Themas zwangsläufig 
scheitern, weil nämlich die sich gegenüberstehenden 
Konzeptionen im Grunde unvereinbar sind. Darum 
— und das ist der entscheidende Grund — war es 
erforderlich, daß sich die größte Fraktion in diesem 
Hause entschlossen hat, eine Grundlinie aufzu- 
zeichnen, auf die redlicherweise nach unserer Auf- 
fassung beide Partner werden treten können. In der 
parlamAnfarischen Demokratie gibt es für den Aus- 
gleich der umfassenden Interessengegensätze kein 
anderes Mittel als die öffentliche Verhandlung im 
Parlament und die Entscheidung vor dem Ausschuß 
des Parlaments. Zu diesen öffentlichen Aussrhuß- 
sifzun<ypn sollten wir gerade bei der Behandlung 
dieses Themas die Partner einladen. Wir sollten es 
hier ähnlich handhaben, wie es in Amerika geschieht, 
um auf diese Weise ein Thema, dessen Bedeutung 
über den Kreis der Partner weit hinausreicht, wirk- 
lich im Angesicht der Öffentlichkeit zu verhandeln. 
Denn die Gesamtbeteiligung des Volkes ist bei einer 


O 

so entscheidenden Frage nur möglich, wenn die 
Frage nicht hinter verschlossener Tür verhandelt 
wird, sondern im Angesicht der Öffentlichkeit zur 
Erörterung kommt. Wir stellen uns also vor, daß 
gerade in dieser Frage ein solches Verfahren zum 
erstenmal nachdrücklich praktiziert wird. 

Wenn wir uns nun fragen, wo der Schwerpunkt 
in der Verhandlung der Mitbestimmungsfrage liegen 
soll, so ist darauf nach unserer Auffassung folgende 
Antwort zu geben: Die gleichzeitige Behandlung des 
überbetrieblichen Mitbestimmungsrechfs ist auf die 
Initiative der Gewerkschaften zurückgegangen, die 
das Problem als ein totales, unteilbares und nur 
ganz und gar anzunehmendes oder zu verwerfendes 
behandelt haben, während sowohl die Regierungs- 
erklärung als auch der Beschluß des Bundestags nur 
den betrieblichen Teil ins Auge gefaßt haben und 
sich auch der CDU-Entwurf im Rahmen der Regie- 
rungserklärung an das damals formulierte Pro- 
gramm gehalten hat. 

Zunächst sind wir also der Meinung, daß die Not- 
wendigkeit für eine Bundesgesetzgebung auf dem 
innerbetrieblichen Gebiet gegeben ist. Die Notwen- 
digkeit ergibt sich daraus, daß wir hier das Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 22 und auch die entsprechende Län- 
dergesetzgebung abzulösen haben, die sich an dieses 
Kontrollratsgesetz angeschlossen hat. Entsprechende 
Gesetze gibt es bereits in Rheinland-Pfalz seit Mai 
1947, in Hessen seit Mai 1948, in Württemberg- 
Baden, Südbaden, Bremen, Württemberg-Hohenzol- 
lern, seit dem Mai dieses Jahres auch in Schleswig- 
Holstein. Außerdem steht ein Betriebsrätegesetz in 
Bayern kurz vor der Verabschiedung, ein Gesetz, von 
dem ich mich freue feststellen zu können, daß es mit 
den in unserem Entwurf entwickelten Gedanken in 
ganz wesentlichen Teilen übereinstimmt. Wenn wir 
uns also die deutsche Landkarte ansehen, um fest- 
zustellen, wo dieses Problem noch nicht geregelt ist, 
sind es auffälligerweise eigentlich nur Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen und Hamburg, die noch 
kein Betriebsrätegesetz haben, während in allen an- 
deren Ländern Regelungen getroffen sind. Die Er- 
wähnung gerade von Nordrhein-Westfalen als dem 
größten deutschen Industrieland zeigt wohl deut- 
licher als alles andere den unmittelbaren Zwang, 
aus der bisherigen Länderzersplitterung heraus zu 
einem Bundesgesetz zu kommen, weil wir sonst Ge- 
fahr laufen, in ein wirtschaftliches und soziales Ge- 
fälle zu geraten, das wir uns keineswegs leisten 
können. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Für Bremen liegt aus der letzten Zeit noch ein 
ganz besonders wesentlicher Hinweis vor, der die 
Eilbedürftigkeit eines Bundesgesetzes über jeden 
Zweifel erhaben macht. Auf eine Anfrage von Bre- 
men hat der amerikanische Hohe Kommissar an 
den Bremer Senatspräsidenten folgendes ge- 
schrieben: 

Nachdem nunmehr seit der Bildung der Bundes- 
regierung eine beträchtliche Zeitspanne ver- 
strichen ist, glaube ich, daß die bremische gesetz- 
gebende Körperschaft die Freiheit haben sollte, 
ihre gesetzgeberischen Vollmachten auf dem 
Gebiete der wirtschaftlichen Mitbestimmung in 
Übereinstimmung mit dem Besatzungsstatut, 
dem Grundgesetz und der bremischen Landes- 
verfassung auszunutzen. 

Dies als Bemerkung an alle diejenigen Kritiker, 
die der Auffassung sind, daß die Eilbedürftigkeit 
dieses Themas keineswegs sehr groß sei und daß 
man damit sozusagen noch beliebige Zeit ver- 
bringen könne. 
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CO Aber nun scheint mir doch erforderlich zu sein 
— und ich sage das im Hinblick darauf, daß von 
den Gewerkschaften die umfassendere Konzeption 
entwickelt worden ist — , einige Worte über die 
Frage betriebliches und überbetriebliches Mitbe- 
stimmungsrecht zu sagen. Die Verquickung dieser 
beiden Themen berücksichtigt nach unserer 
Meinung nicht die grundsätzliche Wesensver- 
schiedenheit der beiden Gegenstände. Das betrieb- 
liche Mitbestimmungsrecht betrifft das Verhältnis 
zwischen Unternehmer und Arbeitnehmer im Be- 
trieb. Das überbetriebliche Mitbestimmungsreclit 
— « wenn das überhaupt ein richtiger Name sein 
sollte für das, was dort gemeint ist — betrifft das 
Verhältnis von den Organisationen der Arbeit- 
geber und Unternehmer und der Organisationen 
der Arbeitnehmer zum Staat und in ihrem Einbau 
in die Wirtschaft. Tatsächlich wird dann auch bei 
dem sogenannten überbetrieblichen Mitbestim- 
mungsrecht keine Mitbestimmung gefordert, da 
die Entscheidung der gesetzgebenden Körper- 
schaften unberührt bleibt. Also ist der große 
Unterschied der, daß das betriebliche Mitbestim- 
mungsrecht sich in einer — darf ich einmal 
sagen — mehr oder weniger privaten Sphäre ent- 
wickelt, während das überbetriebliche Mitbestim- 
mungsrecht eben den öffentlichen Raum erfaßt, in 
das öffentliche Leben hineinreicht und damit die 
staatliche Organisation, im letzten die Verfassung 
berührt. 

Für die Neugestaltung und Ausgestaltung dieses 
Verhältnisses vom Staat zur Wirtschaft und zu 
ihren Organen und Organisationen müssen wir 
uns darüber klar sein, daß es sich hier um die 
Schaffung eines neuen Stücks Verfassungsrechts 
handelt, eines Stücks Verfassungsrechts, das der 

/ö) Parlamentarische Rat bewußt nicht geschaffen 
hatte und das nunmehr, da wir das Grundgesetz 
haben, selbstverständlich nur in die vom Grund- 
gesetz aus entwickelte Struktur eingepaßt werden 
kann. Dieses neue Kapitel müßte also sehr sorg- 
fältig mit dem Grundgesetz abgestimmt werden. 
Es müßte weiter abgestimmt werden mit den 
Länderverfassungen. Dafür, glaube ich, sollte man 
folgende Grundsätze berücksichtigen: 

1) . Die Zahl der vorhandenen Verwaltungen und 
Organisationen darf ohne zwingende Notwendig- 
keit nicht vergrößert werden. Es dürfen dadurch 
keine neuen Kosten und keine Doppelarbeit ver- 
ursacht werden. 

2) . Die Entwicklung imserer im Grundgesetz ge- 
schaffenen Organe, vor allem des Bimdestags, die 
noch in den ersten Anfängen steckt, darf nicht 
dadurch kompliziert werden, daß neue Zuständig- 
keiten und Instanzen zur Mitwirkung bei der Ge- 
setzgebung geschaffen werden. 

3) . Solange eine gesamtdeutsche Verfassung noch 
nicht möglich ist, darf das gegenwärtige Ver- 
fassungs-, Staats- xmd Verwaltungsgebäude der 
Bundesrepublik Deutschland nicht zum Gegen- 
stand weiterer Experimente gemacht werden. 

4) . Das im Grundgesetz ausgewogene Zusam- 
menspiel der politischen Kräfte im Bund und in 
den Ländern darf nicht durch die Hinzufügung 
neuer Faktoren von anderer Struktur beein- 
trächtigt werden. 

Im Bewußtsein dieser vielschichtigen Proble- 
matik hat sich der Entwurf der CDU von vorn- 
herein auf die betrieblichen Verhältnisse be- 
schränkt und hat dabei unsern Grundstandpunkt 
unterstrichen, daß es sich bei der Regelung dieses 
Problems für uns zunächst um eine Frage des 


Menschen und erst in zweiter oder gar dritter O 
Linie um eine Frage der Organisationen handelt. 

Wenn wir uns nun den Zielen des Entwurfs zu- 
wenden wollen, 

(Abg. Dr. Wellhausen: Endlich!) 
den die CDU vorgelegt hat, so glaube ich — und 
das ist vielleicht für Ihre ungeduldige Bemerkung 
ein ganz geeigneter Hinweis — , daß man das tun 
sollte mit einem Zitat aus Friedrich Naumanns 
„Neuer deutscher Wirtschaftspolitik“ von 1907. 
Dort heißt es nämlich: 

Im allgemeinen findet sich namentlich in In- 
dustriegroßbetrieben der gemeinsame Zug, 
daß mehr Gewicht gelegt wird auf Gehor- 
samsforderung als auf bewußte Mitarbeit. Das 
Problem der Verfassung, das auch dem Be- 
triebe selbst zugute kommt, heißt darum: 
Wie werden aus diesen Untertanen, den 
Arbeitern, am Gedeihen des Unternehmens 
mitinteressierto Industriebürger? 

Das ist das Thema und das ist das Problem, das 
es bei der gesetzlichen Regelung des Mitbestim- 
mungsrechts im Betrieb zu lösen gilt. Wir sind 
uns ganz klar darüber, daß unsere Aufgabe dabei 
ist, ein Höchstmaß an ökonomischer Produktivität 
mit einem Höchstmaß an sozialer Gerechtigkeit zu 
vereinigen, und daß wir uns bei dem Versuch, 
diesem Ziele nahezukommen, diese Aufgabe zu 
lösen, auf zwei Pfeiler werden stützen müssen. 
Das eine ist die Anerkennung der Notwendigkeit, 
den Arbeitnehmer zu einem bewußten und verant- 
wortlichen Mitarbeiter zu machen, dadurch die 
Produktivität zu steigern und so seine Existenz 
zu sichern und zu verbessern. Das zweite ist die 
Erhaltung und Sicherung der Unternehmer- 
initiative mit der Forderung, daß in der Leitung jp) 
des Betriebs kein Dualismus entstehen darf, daß 
wir keine zweipolige Betriebsleitung wünschen. 

In diesem Rahmen sind wir uns durchaus 
darüber klar, daß eine befriedigende Regelung des 
Mitbestimmungsrechtes selbstverständlich nur 
eine Sache ist, die im Betrieb selbst zu erfolgen 
hat und letztlich nur dort möglich ist. Die Wege 
dazu können und werden im einzelnen sehr ver- 
schieden sein. Wir stellen uns auch selber nicht 
mehr vor, als daß das Gesetz den Rahmen dafür 
zu geben hat, innerhalb dessen sich die Zusam- 
menarbeit im Betrieb entwickeln soll. Eine Patent- 
lösung für alle Fälle ist nicht möglich und wird 
auch nicht versucht. Aber für die Ausfüllung 
dieses Rahmens und für die Gestaltung der Ver- 
hältnisse im Betrieb wird gerade eine dauernde 
und ständige gute Zusammenarbeit auch der 
Organisationen der Arbeitnehmer auf der einen 
Seite und der Arbeitgeber und Unternehmer auf 
der anderen Seite notwendig sein. Um das zu 
unterstreichen, räumt der Entwurf ausdrücklich 
insbesondere allen Tarifverträgen, Musterverein- 
barungen, Musterbetriebsvereinbarungen und Be- 
triebsvereinbarungen den Vorrang ein. Im Rahmen 
dieser Bestimmungen ist die Gestaltung also ganz 
den Partnern überlassen, soweit nicht zwingende 
Bestimmungen des Gesetzes aus übergeordnetem 
Interesse heraus Platz greifen müssen. 

Meine Damen und Herren, es wäre nun völlig 
falsch, ein Gesetz wie das von uns vorgeschlagene 
als eine geradezu revolutionäre Umwälzung anzu- 
sehen. Es handelt sich keineswegs darum, sondern 
es geht — und das sollten doch alle die noch ein- 
mal sehr sorgfältig überprüfen, die sich in diesen 
Dingen gegnerisch eingestellt haben — weithin 
nur um die Kodifizierung des vorhandenen wirt- 
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(A) schaftlichen und sozialen Tatbestandes, eines Tat- 
bestandes, welcher von fortschrittlichen Unter- 
nehmern zum Teil wesentlich überboten wird. 

Um die gesteckten Ziele zu erreichen, geht der 
Entwurf so vor, daß er sowohl eine Regelung des 
Kapitels Betriebsräte als auch eine Regelung des 
Kapitels Mitbestimmung im Betrieb gibt. Soweit 
es sich darum handelt, ein neues Betriebsräte- 
gesetz zu schaffen — ich habe bereits gesagt, aus 
welchem Grunde das sehr wesentlich ist, um der 
Rechtszersplitterung in Deutschland auf diesem 
Gebiete ein Ende zu bereiten — , befinden wir uns 
weithin auf einem guten Grund und auf einem, 
ich möchte beinahe sagen, befriedeten Gelände. 
Wir verfügen hier über die Erfahrimgen des Ge- 
setzes von 1920 und der Zwischenzeit und wir 
haben in diesem Rahmen nur die Notwendigkeit 
gesehen, in zwei Kapiteln Änderungen vorzu- 
schlagen, nämlich einmal die, daß wir weitgehend 
an die Stelle der Listenwahl eine Persönlichkeits- 
wahl gesetzt zu sehen wünschen und uns damit 
auch in Übereinstimmung mit unseren grund- 
sätzlichen Forderungen zum Wahlrecht halten, daß 
wir diese Persönlichkeitswahl als eine Wahl in 
Abteilungen und Gruppen sehen möchten und 
daß wir uns darüber hinaus gerade angesichts 
der gesteigerten Bedeutung, die den Betriebsräten 
in Zukunft zukommen wird, dafür einsetzen, daß 
sie für eine längere Amtsdauer berufen werden. 
Wir haben uns hier für eine Amtsdauer von 
2 Jahren entschieden. 

Das Problem der Mitbestimmung selber im 
engeren Sinne wird schließlich in vier Kapiteln 
behandelt, in denen die Regelung der arbeitsver- 
traglichen Verhältnisse, die Regelung der sozialen 
Verhältnisse, die Bildung von Wirtschaf tsaus- 
Schüssen und die Entscheidimg über Betriebs- 
änderungen vorgesehen ist. Ich möchte dazu nur 
wenige Worte sagen, da es sich hier ja über- 
haupt nur um einen ersten Überblick über das 
gesamte Gesetz handeln kann. Eines scheint mir 
doch wesentlich zu sein, daß wir die bisher üb- 
liche Einteilung in personelle, soziale imd wirt- 
schaftliche Angelegenheiten nicht für richtig hal- 
ten. Wir sind der Meinung, daß bisher unter dem 
Kapitel soziale Angelegenheiten eine ganze Menge 
von Punkten behandelt worden ist, die richtiger- 
weise eigentlich zur Regelung der arbeitsvertrag- 
lichen Bedingungen gehören. Auf diesem arbeits- 
vertraglichen Gebiet und auf dem Gebiet der 
sozialen Angelegenheiten sind wir der Meinung, 
daß grundsätzlich eine Gleichberechtigung der 
Partner vorliegen soll, also grimdsätzlich ein 
volles Mitbestimmungsrecht in diesen Fragen ge- 
geben werden soll. Eine Ausnahme halten wir 
dagegen für richtig bei den außertariflichen An- 
gestellten, um hier die unternehmerische Verant- 
wortung bei der Auswahl der engeren Mitarbei- 
ter nicht zu beeinträchtigen, und wir halten es 
für richtig, daß man in solchen Fällen nur, sagen 
wir einmal, ein gemindertes Einspruchsrecht gibt. 

Aber ganz allgemein möchte ich zur Frage des 
Mitbestimmungsrechtes in diesen arbeitsvertrag- 
lichen, personellen Dingen sagen, daß wir selbst- 
verständlich nicht darum herumkommen werden, 
an dieser Stelle nicht etwa einen uferlosen Kata- 
log zuzulassen, sondern daß wir das personelle 
Mitbestimmungsrecht im engeren Sinne auf das, 
beschränken müssen, was auch wirklich die per- 
sonelle Qualität ist. Ich glaube also nicht, daß 
man hier etwa so weit gehen könnte, daß die 
fachliche Qualifikation und alle diese anderen 
Dinge im einzelnen Gegenstand des Mitbestim- 


mungsrechts sein sollten. Ich glaube nicht, daß 
dafür ein wirkliches sachliches Interesse vor- 
liegt. 

Die Regelung derjenigen Instanz, welche bei 
einem wirklichen Mitbestimmungsrecht nun ent- 
scheiden soll, also die Frage Schiedsmann — 
Schiedsausschuß, ist ein ganz besonders um- 
kämpftes Kapitel. Die Entscheidung über Mei- 
nungsverschiedenheiten, die sich eben letztlich 
nicht mehr im Betrieb auf dem bezeichnet en Ge- 
biet lösen lassen, muß dann durch eine außen- 
stehende Stelle erfolgen, und nun ist hierbei die 
Frage: Soll daS ein Schiedsmann sein? Soll es 
ein Schiedsausschuß sein? Ich möchte mich zu 
dieser Frage nicht abschließend äußern, sondern 
nur darauf hin weisen, daß auch die Unterneh- 
mervertreter bereits bei dem ersten Hattenheimer 
Gespräch grundsätzlich zugestanden haben, daß 
auf dem personellen und sozialen Gebiet Mitbe- 
stimmungsrechte eingeräumt werden sollen, die 
die Entscheidung einer ISchiedsinstanz notwen- 
dig machen. An einer solchen Schiedsinstanz ist 
auch in Maria Laach jedenfalls in der Grund- 
linie festgehalten worden. Ich glaube, daß man 
sie auch unbedingt braucht. Die Hauptbedenken 
gegen eine solche außerbetriebliche Sohiedsin- 
stanz liegen natürlich darin, wie sie nun ihrer- 
seits personell besetzt werden soll. Hier spielt 
der Gedanke der Diskretion gegenüber der Kon- 
kurrenz eine Rolle. Ich bin aber der Meinung, 
daß sich hier eine befriedigende Lösung sehr 
wohl finden läßt, wobei ich ganz grundsätzlich 
sagen möchte, daß wir in dieser Frage sehr auf- 
geschlossen sein werden und durchaus die Mög- 
lichkeit sehen, andere brauchbare Vorschläge zur 
Regelung dieser Sdiiedsfälle zu erwägen. 

Ich komme mm zu dem schwierigsten und des- 
wegen auch heikelsten Kapitel, nämlich dem Ka- 
pitel der wirtschaftlichen Angelegenheiten im 
Betrieb. Wir haben die Regelung dieser wirt- 
schaftlichen Angelegenheiten in zwei Gruppen 
aufgeteilt, einmal in den Bereich der Wirtschafts- 
ausschüsse und dann — dies sind Fragen, die die 
Existenz der Belegschaft angehen — in die Entschei- 
dxmg über grundsätzliche und schwerwiegende Be- 
triebsänderimgen. 

Was die Wirtschaftsausschüsse angeht, so hat 
die öffentliche Behandlung dieses Themas eine 
sehr interessante Wandlung durchgemacht. Die 
Wirtschaftsausschüsse sind keineswegs eine 
deutsche Erfindung, sondern man keimt sie — 
mindestens in ihren Ansätzen — auch außerhalb 
Deutschlands. Sie sind in Maria Laach — und ich 
glaube, das ist ein Ergebnis dieses vorzeitig ab- 
gebrochenen Konklaves, das wir dankbar fest- 
halten sollten — von den Sozialpartnern verein- 
bart worden, allerdings ohne daß man sich im 
einzelnen über ihre Aufgaben abschließend klar 
geworden wäre. Die Partner haben sich dort auf 
den Standpunkt gestellt, daß Wirtschaftsaus- 
schüsse bei einer Unternehmensgröße von 100 
Arbeitnehmern eingesetzt werden sollten, 
während imsere ursprüngliche Vorstellung dahin 
ging, daß man von einer kleineren Betriebsgröße 
ausgehen sollte. Aber, meine Damen und Herren, 
das möchte ich hier nachdrücklich aussprechen: 
Ob eine Institution bei einer Größe von 100 oder 
150 oder gar von 200 oder mehr Arbeitnehmern 
an Platz greifen soll, ist, wie mir scheint, eine 
Frage der reinen Praktikabilität. Das Studium 
einer Betriebsgrößenstatistik zeigt, ganz grob ge- 
nommen, etwa folgendes: Ich darf vielleicht ein- 
mal die Verhältnisse von. Nordrhein-Westfalen, 
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(W so, wie ich sie im Gedächtnis habe, wiedergeben. 
Dort sind in etwa 80 ®/o aller Betriebe der ge- 
werblichen Wirtschaft nur etwa 20®/o der Arbeit- 
nehmer beschäftigt. Sie sehen also, daß, wenn 
man nur die restlichen 20 aller Betriebe er- 

faßt, man bereits 80“/» aller Arbeitnehmer er- 
faßt. Dieses Verhältnis wird in den anderen 
deutschen Ländern nicht sehr verschieden davon 
sein. 

(Zuruf.) 

— Sie meinen, es werde eher anders sein. Um so 
leichter wird es also fallen, sich in diesen 
Dingen dahin zu verständigen, diejenige Be- 
triebsgröße zu greifen, die erstens einmal für die 
Institution als solche geeignet ist und die zweitens 
einen möglichst großen Kreis der Arbeitnehmer 
erfaßt. Daran besteht ja wohl ein gemeinsames 
Interesse, dabei einen möglichst großen Kreis 
von Arbeitnehmern zu erfassen. 

Die Wirtschaftsausschüsse sind nun aber nach 
unserer Auffassung nicht etwa , Instrumente einer 
doppelpoligen, einer dualistischen Betriebs- 
führung, sondern sie sind Instrumente im Sinne 
der Labor und im Sinne der Human Relations, 
wie sie in den USA bereits seit langem praktiziert 
werden. Es handelt sich nicht darum, daß hier 
die laufende Geschäftsführung in irgendeiner 
Weise beeinträchtigt wird; aber die Belegschaft 
muß den Kurs des Unternehmens kennen und 
soll dabei durch Rat und Tat intern unter- 
stützend mitwirken. Eine solche gute Zusammen- 
arbeit zwischen Unternehmensführung und Be- 
legschaft wird nach unserer Meinung dazu 
führen, daß sowohl die Produktion erhöht wie 
die Lebensverhältnisse der Belegschaft verbessert 
werden. Es liegt hier nur an den Partnern 

(B selbst, ob sie wollen, daß solche Ausschüsse zu 
einfachen Palaverklubs werden oder ob sie eine 
wertvolle Zusammenarbeit gerade nach dem 
Vorbild der USA ermöglichen. 

Die am meisten umkämpfte Bestimmung ist 
die, die sich mit der Behandlung der Betriebs- 
änderungen befaßt. Bei den Fällen, an die w’r 
hier denken, handelt es sich darum, daß es eine 
begrenzte Anzahl von Veränderungen im Betrieb 
gibt, die eine unmittelbare existentielle Auswir- 
kung auf die Belegschaft haben. Wir sind der 
Meinung, daß die Belegschaft gerade hierbei in 
einer gesteigerten Form zur Mitwirkung berufen 
ist. Wir haben die Möglichkeit geschaffen, einen 
Interessenausgleich unter Umständen auch durch 
das Wirtschaftsministerium herbeizuführen. Was 
die Frage der Einschaltung des Wirtschaftsministe- 
riums bei einem solchen Interessenausgleich an- 
geht, so möchte ich darauf hinweisen, daß der 
jetzt vorliegende und dicht vor der Verabschie- 
dung stehende bayerische Entwurf auch diese 
Institution einführen möchte. Im übrigen ent- 
spricht das vermittelnde Anrufen der Ministerien 
durchaus einer tatsächlichen Übung. Uns geht es 
dabei darum, den Arbeitnehmern eine Sicherung 
gegen einseitige, willkürliche Entscheidungen, die 
ihre Existenz betreffen, zu geben. Das Verfahren 
mag man dabei verschieden ausgestalten können. 
Uns kam es zunächst nur einmal darauf an, das 
Prinzip als solches mit aller Deutlichkeit heraus- 
zubringen. 

Mit Rücksicht darauf, daß eine weitgehende 
Übereinstimmung der Partner in den Fragen des 
noch zu schaffenden Kündigungsschutzgesetzes 
besteht, glaube ich, daß auch hier die Vorschriften 
dahin gehen sollten, daß die Mitbestimmung der 


Betriebsräte von einer bestimmten Unternehmens- 83 
größe abhängig gemacht wird. Über diese Unter- 
nehmensgröße wird man sich, wie ich hoffe, un- 
schwer einigen, wenn man das im Auge behält, 
was ich vorhin nach der Betriebsgrößenstatistik 
über die Situation gesagt habe. Die Fragen be- 
dürfen im einzelnen no<ii mancher Überlegung in 
der Abgrenzimg. Uns kam es nur einmal darauf 
an, das Prinzip als solches zu verankern. 

Das letzte und — mindestens nach der Auf- 
fassung der Gewerkschaften — entscheidende 
Kapitel war schließlich die Frage der Besetzung 
der Aufsichtsräte. Bei der Mitwirkung von Ar- 
beitnehmern im Aufsichtsrat handelt es sich ja 
keineswegs um eine ganz neu zu schaffende Insti- 
tution, sondern auch hier können wir auf den 
guten und vorbereiteten Boden des Betriebsräte- 
gesetzes von 1920 und der danach folgenden ge- 
setzlichen Bestimmungen von 1922 zurückgreifen. 
Wir haben hier vorgeschlagen, mindestens ein 
Drittel Arbeitnehmer in den Aufsichtsrat zu ent- 
senden, während — das ist ja bekannt — die 
Forderung der Gewerkschaften auf eine paritä- 
tische Besetzung abzielt. Nun hat sich in den Er- 
örterungen von Maria Laach herausgestellt — min- 
destens haben das die Unternehmer- und Arbeit- 
geberverbände inzwischen in ihren Presseverlaut- 
barungen herausgebracht — , daß die Gewerk- 
schaften ihrerseits hier durchaus die Möglichkeit 
eines Kompromisses sehen, nämlich eines Kom- 
promisses dahin, daß man bei Unternehmen mit 
einer Betriebsgröße von 500 bis 1000 Arbeit- 
nehmern ein Drittel der Aufsichtsratsmandate 
mit Arbeitnehmern besetzt und daß die Forderung 
der Parität auf die Besetzung der Aufsichtsrats- 
mandate bei Unternehmen mit über 1000 Arbeit- 
nehmern beschränkt wird. 

Wenn man sich nun einmal überlegt, was denn 
in dieser Forderung praktisch drinsteckt und auf 
welche Betriebe sie sich bezieht, dann wird man 
feststellen, daß die Zahl der Betriebe über 1000 
Arbeitnehmer natürlich relativ klein ist. In Nord- 
rhein-Westfalen sind es, allerdings mit Aus- 
nahme des Kohlenbergbaues und der dem Kohlen- 
bergbau angeschlossenen Unternehmungen, 133 
Betriebe. Ich hatte leider keine Betriebsgrößen- 
statistik für das ganze Bundesgebiet auf diesem 
Gebiet zur Verfügung. Aber wenn Sie eine solche 
Zahl — ich sagte schon, daß Kohle ausgenommen 
ist — einmal mit 4 multiplizieren, dann sind Sie 
wahrscheinlich schon weit über die Höchstgrenze 
solcher Betriebe hinaus; und ich glaube, wenn 
man einmal im Rahmen solcher facts die Forde- 
rungen durchleuchtet und bespricht, dann bestehen 
auch hier noch Möglichkeiten, weitgehend zusam- 
menzukommen. Ich möchte jedenfalls diese Hoff- 
nung aussprechen. 

Mit Blick auf die Grundstoffindustrien, die in 
dieses Kapitel ganz wesentlich fallen werden, ist 
zu sagen, daß wir im weiteren Verlauf der Ent- 
wicklung Gelegenheit haben werden, uns darüber 
noch sehr intensiv zu unterhalten; und es würde 
durchaus möglich sein, eine spezielle Regelung 
dieses Kapitels in Verbindung mit der Neuord- 
nung der Grundstoffindustrien überhaupt vopu- 
nehmen. Ich glaube also, daß wir Möglichkeiten 
der Verständigung für ein Gesamtgesetz finden 
werden können; denn dies ist ja nicht ein Ge- 
setz, das sp^ielle Zweige der Wirtschaft erfassen 
soll, sondern ein Gesetz, das die ganze Wirtschaft 
erfassen soll. 
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W Aber nun ist eins sehr interessant. Uns wird 
immer wieder gesagt: Wie steht es mit der Kredit- 
fähigkeit, wie steht es mit der Bereitschaft des 
Auslands, etwa Kredite an Unternehmungen zu 
geben, in deren Aufsichtsrat nun ein wesentlicher 
Einfluß bei Arbeitnehmervertretern ist? Und es 
gibt in Deutschland gewisse Organe, die von Zeit 
zu Zeit anonyme Schreiben von angeblich ymeri- 
kanischen Geschäftsfreunden mit der Tendenz 
veröffentlichen, abschreckend zu wirken. Ich bin 
nun in der glücklichen Lage, einmal eine Stimme 
wirklich mit Namen und Ort und Inhalt zitieren 
zu können. Es handelt sich um niemand anders als 
um den Stellvertreter des amerikanischen Hohen 
Kommissars, nämlich um Herrn Buttenwieser, 
der, selbst ein früherer Bankier, im Mai auf der 
Jahresversammlung der Investment Bankers Asso- 
ciation of America hierzu folgendes ausgefülirt 
hat: 

Gesetze über Mitbestimmung liegen zur Be- 
ratung vor und sind in einigen Ländern schon 
in Kraft getreten. Darin ist vorgesehen, daß 
der Aufsichtsrat im Gegensatz zum Vorstand 
aus Vertretern der Arbeiterschaft und der 
Unternehmer bestehen soll. Die bloße 
Zugehörigkeit von Arbeitervertretern zum 
Aufsichtsrat würde mir nicht bedenidich er- 
scheinen; vielmehr könnte ich mir vorstellen, 
daß diese Lösung in vieler Hinsicht einen 
konstruktiven Fortschritt im Verhältnis 
Arbeitgeber - Arbeitnehmer darstellen würde. 

Wie gesagt ist das ein Vortrag, der vor einer 
Bankiersvereinigung gehalten worden ist, die sich 
damit beschäftigt, in Deutschland Investitionen 
vorzunehmen. Ich gebe solchen Stimmen weit- 
aus den Vorzug gegenüber anonymen Briefen mit 
wohlmeinenden Ratschlägen. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Über 
Kreditfähigkeit hat er damit nichts aus- 
gesagtl) 

— Herr Kollege von Rechenberg, dies ist ein 
Zitat, das ich vervollständigen könnte. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Es 
sagt nichts in Ihrem Sinn!) 

— Das sagt nichts in meinem Sinn? Die Beurtei- 
lung überlasse ich dann allen Urteilsfähigen! 

(Beifall bei der SPD und in der Mitte. — 
Zuruf des Abg. Dr. Freiherrn von Rechen- 
berg.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich glaube nicht, 
Herr von Rechenberg, daß das eine Anspielung 
sein sollte. 

Dr. Schröder (Düsseldorf) <CDU), Antragsteller: 
Ich glaube, es ist wesentlich besser, wirklich 
stimmecht zu zitieren und nicht anonyme Briefe 
von wohlmeinender Seite! Ich bin weit davon 
entfernt anzunehmen, daß Sie Liebhaber anony- 
mer Briefe seien. Aber die deutsche Öffentlich- 
keit wird nun leider mit anonymen Briefen gerade 
von angeblicher Kreditgeberseite stark behelligt, 
und deswegen scheint es mir sehr zweckmäßig, 
einmal eine sachkundige, autorisierte und an ent- 
sprechender Stelle befindliche Persönlichkeit zu 
zitieren. Ich glaube, daß das gerade bezüglich der 
häufigen skeptischen Erwägung hinsichtlich der 
amerikanischen Kreditfreudigkeit uns gegenüber 
doch vielleicht des Nachdenkens wert ist. 

Aber nun bleibt eine andere sehr wesentliche 
Frage, nämlich die, wer die Arbeitnehmerver- 


treter in den Aufsichtsrat entsenden soll. Das O 
ist eine Frage, an der sich die Gemüter selbstver- 
ständlich sehr heftig entzündet haben. Sie wis- 
sen, wenn Sie unsern Entwurf gelesen haben, daß 
wir auf dem Standpunkt stehen, darüber die Ar- 
beitnehmer selbst — in voller Souveränität, 
möchte ich beinahe sagen — entscheiden zu las- 
sen. Uns scheint es richtig, daß ebenso wie der 
Aktionär frei darin ist, seine Vertrauensleute, 
seine Vertreter in den Aufsichtsrat zu delegieren, 
auch die Arbeitnehmerschaft frei darin sein soll, 
ihre Vertreter zu dem Anteil, der ihr durch das 
Gesetz eingeräumt worden ist, in die Körper- 
schaften, in die Aufsichtsräte zu entsenden. Das 
Vorschlagsrecht soll aber außer dem Betriebs- 
rat auch die zuständige Gewerkschaft haben. Ich 
sage noch einmal, das Vorschlagsrecht, die Wahl 
selbst soll durch die Arbeitnehmer erfolgen. 

Das Ganze wird ja unter dem Gesichtspunkt 
erörtert, wie weit betriebsfremde Personen im 
Aufsichtsrat einen Platz haben. Daß die Aktio- 
närvertreter zum großen Teil betriebsfremde 
Personen sind, versteht sich sowieso schon von 
selbst, und ich sagte schon, daß wir der Meinung 
sind, daß hier ein grundsätzlicher Unterschied 
nicht angezeigt erscheint. Daß wir uns dabei nicht 
ganz auf dem falschen Weg befinden, scheint mir 
aus dem Versuch einer Einigungsformel hervor- 
zugehen, wie man sie auch in den Besprechungen 
der Sozialpartner behandelt hatte, daß nämlich 
ganz entsprechend, wie es bei uns heißt, neben 
dem Betriebsrat auch die Gewerkschaften die 
Wahlvorschläge machen können. Und darin prägt 

sich doch wohl aus, daß auch die Arbeitgeber 

(Abg. Dr. Wellhausen: Nur wenn die 

Gewerkschaften nicht einverstanden sind!) 

— Wenn die Gewerkschaften nicht einverstanden (ö 
sind? Aber mehr werden die Gewerkschaften nia 
für sich in Anspruch nehmen, als mit den Vor- 
schlägen einverstanden zu sein, wie sie der Be- 
triebsrat macht. Wenn sie damit völlig überein- 
stimmen, wird es ja keinerlei Schwierigkeiten 
haben; wenn sie nicht damit übereinstimmen — 
und das entspricht genau der Regelung, wie wir 
sie vorgesehen haben — , können die Gewerk- 
schaften ihrerseits Vorschläge machen. Der ein- 
zige Unterschied — ich will das der Korrektheit 
wegen nur erwähnen — besteht allerdings darin, 
daß in unserem Fall an eine unmittelbare Wahl 
und in dem anderen Fall an die Wahl durch die 
Hauptversammlung gedacht ist. Das ist, wie ich 
ohne weiteres einräumen würde, ein nicht un-* 
wesentlicher Unterschied. Aber ich habe auf diese 
Episode in den Verhandlungen der Sozialpartner 
nur hingewiesen, um zu zeigen, daß wir auch auf 
diesem heftig umkämpften Gebiet mit unserem 
Ent-wurf offenbar die Linie verfolgt haben, die 
die Linie einer Einigung sein kann und, wie ich 
hoffe, die Linie einer Einigung sein wird. 

Meine Damen und Herren, der Entwurf, wie 
Sie ihn jetzt vorliegen haben, erfährt schon seit 
Wochen sehr viel positive und sehr viel negative 
Kritik aus allen Lagern. Wir verfügen allmählich 
über Denkschriften aller in Betracht kommenden 
Stellen und Verbände, wir haben also ganz hervor- 
ragendes Material, das wir in die Ausschußberatun- 
gen werden mitbringen können. Ich sehe das als 
durchaus glücklichen Umstand an, daß die An- 
teilnahme der Öffentlichkeit — mindestens der 
interessierten Öffentlichkeit — an diesen Dingen 
doch sehr stark gewesen ist, und ich sage, daß 
wir die Absicht haben, gerade zu diesen Aus- 
schußberatungen zur Klärung all der Zweifels- 
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(Ä) fragen, die dabei noch bleiben werden, die Be- 
teiligten öffentlich zuzuziehen. 

Das wichtigste Ziel dieses Entwurfes ist, die 
Dinge wirklich voranzutreiben. Sie treiben aber 
diese Dinge nicht voran, solange sie im Stadium 
der Deklamation bleiben, solange Sie sich mit 
der Proklamation und dem Grundsatz beschäf- 
tigen, sondern Sie treiben die Dinge nur dann 
voran, wenn Sie eine detaillierte Linie geben, 
und zwar mit dem Ziel einer positiv abschließen- 
den Regelung. Wir haben es bei diesem ganzen 
Problem ja nicht mit einem Versuch zu tun, der 
ims etwa erst seit 1945 beschäftigte. Bereits das 
Frankfurter Parlament — wenn das für Sie auch 
eine Reminiszenz an eine etwas weit zurücklie- 
gende Zeit sein mag — hat sich seit 1849 Gedan- 
ken über die Beteiligung der Arbeitnehmer an 
der Verwaltung der Betriebe gemacht. Wir hat- 
ten das Betriebsrätegesetz von 1920. Wir haben 
dann eine Unterbrechung im Jahr 1934 gehabt 
Im Jahre 1947 haben wir bereits gemeinsame Be- 
schlüsse zu diesem Thema von CDU und FDP im 
Düsseldorfer Landtag gefaßt. Wir haben ferner 
in dieser ganzen Diskussion etwas sehr Wesent- 
liches, nämlich dies, daß die beiden großen christ- 
lichen Kirchen ihre Verpflichtung, zu einer 
neuen sozialen Ordnung beizutragen, besonders 
intensiv empfunden haben. Ich will, weil das zu 
weit führen würde, hier darüber nicht im einzel- 
nen sprechen; ich darf nur an den Bochumer Ka- 
tholikentag von 1949 unter dem Motto „Gerech- 
tigkeit schafft Frieden“ und an den Evangelischen 
Kirchentag erinnern, der jetzt unter dem Motto 
stattfinden wird: „Rettet den Menschen“, um zu 
betonen, daß bei all diesen Erörterungen ein we-^ 
sentliches Kapitel dies ist, dafür zu sorgen, daß 
^ eine neue und befriedigende Einordnung des ar- 
^ beitenden Menschen in Betrieb, Staat und Wirt- 
schaft gefunden wird, und daß das eines der kar- 
dinalen Anliegen der Zeit ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich bitte, zum Schluß 
zu kommen. 

Dr. Schröder (Düsseldorf) (CDU), Antragsteller: 
Meine Damen und Herren! Ich bin mir völlig klar 
darüber, daß wir in dieser Frage 1945, 1946 vielleicht 
eine größere Aufgeschlossenheit gezeigt hätten. 

(Sehr richtig! in der Mitte und links.) 

Ich kann mir jedenfalls denken, daß es hier viele 
unter uns gibt, für die es 1945, 1946 unter dem 
Eindruck des damaligen Schock — der Schock 
hat ja das Ergebnis, plötzlich Erkenntnisse auf- 
zuzeigen, die jahrelang verschüttet waren — sehr 
viel leichter gewesen wäre, auf diesem Gebiet zu 
einer Lösung zu kommen, die wir jetzt so schwer 
erkämpfen müssen. Inzwischen haben sich die 
Kräfte der trägen Beharrung, des Gestrigen 
längst wieder gefunden, 

(lebhafte Zustimmung in der Mitte und links) 
etwa unter dem Motto: „Wir sind noch einmal 
davon gekommen!“, in der Absicht, möglichst 
wenig zu tun und nicht etwa den Blick darauf ge- 
richtet zu halten, daß nur in einer Überwindung 
der Verhältnisse, wie wir sie gehabt haben, eine 
Aussicht auf die Zukunft gegeben ist. Wir sind 
zutiefst davon überzeugt, daß nur die totale Rege- 
nerierung und der Mut zu grundsätzlich neuen 
Entscheidungen Katastrophen verhindern kann. 
Die sozialen Grundprobleme können nicht nur 
dilatorisch behandelt werden. Sie können nicht 
nur bei Konferenzen und Klausuren zerredet 
werden, sondern sie sind hier in diesem Hause 


und in diesem Jahr — es mag sein, auch in der O 
anschließenden Zeit — Sofortaufgaben, die so- 
fort zu behandeln sind. Damit haben wir den An- 
fang gemacht. Mehr haben wir gar nicht gewollt. 

Ich bin sicher, daß wir nun eine Fülle brillan- 
ter Kritik in technischer und juristischer Bezie- 
hung hören werden: wir werden den einen zu viel 
geben, und wir werden den anderen zu wenig 
geben. Aber wir werden den Wert jeder Kritik 
— dessen können Sie sicher sein — daran ermes- 
sen, was sie wirklich tun will. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU.) 

Wir werden die Kritik nicht danach beurteilen, 
was sie an Brillanz zur Formulierung beiträgt, 
sondern uns interessieren auf diesem Gebiete 
nichts anderes als Taten. Ich bin mir darüber 
klar, daß diese Entscheidung für viele unbequem 
ist und daß man ihr durch den Hinweis auf an- 
geblich wesentlichere Tagesaufgaben auszuweichen 
sucht. Aber, meine Damen und Herren, wir soll- 
ten uns in einem solchen Augenblick bewußt sein, 
daß dies eine Auseinandersetzung ist, die sich — 
wenn ich so sagen darf — auf der einen Seite im 
Zeichen Koreas abspielt und auf der anderen 
Seite im Zeichen Europas. Es hat aber keinen 
Zweck, davon zu sprechen, daß man den Bol- 
schewismus bekämpfen muß — der Bolschewis- 
mus kann nicht bekämpft, er kann nur überwun- 
den werden 

(lebhafter Beifall in der Mitte und 
bei der SPD) 

durch eine höhere soziale Freiheit; seine Infiltra- 
tion kann nur dadurch abgeschirmt und immu- 
nisiert werden, daß wir hier eine Ordnung auf- 
richten, die in den Augen unserer Bevölkerung, 
die in den Augen Europas eine wesentlich bessere ^ 
Ordnung ist. Wir geben uns dabei keiner Illusion ^ 
über das Mitbestimmungsrecht als einer Zauber- 
formel hin. So naiv sind wir nicht. Wir sind aber 
der Meinung, daß das Gesetz, das in diesem 
Punkte geschaffen wird, eine Dokumentation un- 
serer sozialen Marschrichtung sein muß; und so 
sehen wir es nur an als einen Markstein in unser 
aller Kampf um Arbeit und Frieden unseres 
Volkes. 

(Lebhafter Beifall in der Mitte 
und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Herr 

Abgeordnete Freitag. 

Freitag (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Frage des Mitbestimmungsrechts 
ist die Frage, die heute in aller Munde ist und die 
wohl am wenigsten verstanden wird. Mir scheint s, 
daß man für einen guten Zweck ein schlechtes 
Wort gewählt hat. Wir hätten als Deutsche nicht 
von einem Mitbestimmungs recht reden sollen, 
sondern wir hätten von einer Demokratisierung 
der Wirtschaft reden sollen. Wir wären dann 
wahrscheinlich zu anderen Schlußfolgerungen ge- 
kommen. Demokratie ist doch der Grundsatz, den 
wir seit dem Jahre 1945 gelehrt bekamen und den 
wir auch befolgen wollen. Ich glaube, alle poli- 
tischen Parteien führen doch den Begriff Demo- 
kratie nicht nur in ihrem Namen, sondern sie sind 
auch gewillt, nach den demokratischen Grund- 
sätzen zu handeln und zu leben. 

Wenn ich das zugrunde lege, dann glaube ich, 
daß man auch über die Frage, welche Stellung der 
arbeitende Mensch für die Zukunft einnehmeii 
soll, zu anderen Schlußfolgerungen kommen muß. 
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(A) Meine Damen und Herren! Es wird von Mit- 
bestimmungsrecht geredet. Derjenige, der mit- 
bestimmen muß und mitbestimmen soll, muß zu- 
nächst einmal die Möglichkeit haben, daß er über 
sich selbst entscheidet. Da werfe ich einmal die Frage 
auf, ob dieses Recht, über sich selbst zu entscheiden, 
dem deutschen Arbeiter heute gegeben ist. Sie wer- 
den mir wahrscheinlich sagen, ich übertreibe; und 
trotzdem sage ich, daß der Arbeiter in seinem 
Willen heute noch sehr stark eingeschränkt ist. 
Wir haben seit dem Jahre 1918 Bestimmungen, 
daß sich der Arbeiter gewerkschaftlich organi- 
sieren kann und daß diese gewerkschaftlidien 
Organisationen als die berufenen Vertreter der 
Arbeiterschaft anerkannt werden. So isfs nieder- 
gelegt. Ob's so gehandhabt wird, das ist eine 
andere Frage. 

Wenn ich zu dem Ergebnis komme, daß der ar- 
beitende Mensch nicht einmal über seine eigenen 
Einnahmen und die Verwendung der Einnahmen 
selbst verfügen kann, daß ihm darüber hinaus 
noch Vorschriften gemacht werden, dann will ich 
damit nur zeigen, wie wenig Verständnis man für 
das Wohl imd das Tun der Arbeiterschaft hat. Wir 
haben etwas Ähnliches in der Sozialversicherung; 
in der Krankenversicherung werden die Beiträge 
zu zwei Dritteln von den Arbeitern aufgebracht 
und nur zu einem Teil von den Unternehmern. 
Trotzdem ist man der Auffassung, daß der Arbei- 
ter noch nicht reif dafür ist, die eigenen Angelegen- 
heiten selbst zu verwalten, sondern daß man dort 
auch den Unternehmer einschalten muß, daß der 
sich des Arbeiters annimmt, um die Dinge zu ver- 
walten. — Es mag nicht hierhin gehören, und es 
mag einmal bei anderer Gelegenheit der Zeit- 
punkt gekommen sein, in dem über diese Frage zu 
sprechen ist. Ich führe es nur an, um damit zu 
beweisen, wie der Arbeiter auch heute noch ein- 
geschätzt w>ird und wie man auch heute noch 
glaubt den Arbeiter behandeln zu müssen. 

Die Frage des Mitbestimmungsrechts, um bei 
dem Wort zu bleiben, ist in der letzten Zeit bei 
uns in Deutschland sehr stark in den Vordergrund 
gerückt worden, auch dank der Tätigkeit der bei- 
den Kirchen. Ich weiß nicht, ob die Gläubigen, 
die im vergangenen Sommer in Bochum ver- 
sammelt waren, sich das Mitbestimmungsrecht so 
vorgestellt haben, wie es von Herrn Dr. Schröder 
hier vorgetragen wurde. Ich kann mir vorstellen, 
daß mancher einen anderen Begriff und ein an- 
deres Wollen in sich trug. Meine Damen und 
Herren, worum dreht es sich denn? Es handelt sich 
um die eine Frage, ob der Arbeiter für die Zukunft 
als gleichberechtigter Mensch unter uns leben 
kann. 

(Sehr richtig! in der Mitte 
und bei der SPD.) 

Wir haben politische Gleichheit, wir haben keine 
wirtschaftliche Gleichheit. Im wirtschaftlichen 
Leben hat man es bisher verstanden, dem Arbeiter 
zu sagen; Wirtschaft ist ein Gebiet, das so heilig 
ist, daß daran nicht gerührt werden darf; über 
Wirtschaftsfragen könnt ihr als Arbeiter nicht 
mitreden. 

Wirtschaft war das ausgesuchte Gebiet für eine 
Reihe von Bevorzugten. Aus dem Grunde glaubte 
man, so Wirtschaft führen und treiben zu können 
und den Arbeiter von der Wirtschaft ausschließen 
zu können. Es werden ja heute eine ganze Reihe 
von Formulienmgen gewählt, die sich gegen das 
Mitbestimmungsrecht wenden. In welche Dar- 
legungen man da kommt, zeigt folgender Vorfall. 


Es wird in einer Schrift, die den Arbeitern in den O 
einzelnen Betrieben in die Hände gedrückt wird, 
auseinandergesetzt, daß dieses Verhältnis, wie 
es bisher war — daß der Unternehmer in der 
Wirtschaft bestimmt — , für die Zukunft bestehen 
bleiben muß. Es wird auseinandergesetzt: Der 
Unternehmer trägt ja auch das Risiko. — Man 
will nicht verstehen, daß es im Wirtschaftsleben 
zwei Gleichberechtigte gibt, auf der einen Seite 
das Kapital und auf der anderen Seite die Arbeit. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn beide gleichberechtigt die Wir^.schaft leiten 
und führen könnten, dann, glaube ich, würde man 
zu vernünftigen Ergebnissen kommen, — Aber 
nein, jetzt setzt man dazwischen das Risiko. Das 
hat der Unternehmer zu tragen, und aus dem 
Grunde muß er der Beherrscher der Wirtschaft 
sein! 

Bei dieser Frage konimen den Arbeitern eine 
ganze Reihe von Gedanken über das Tragen des 
Risikos, und zwar vor allen Diingen in einer Zeit, 
da wir in der Bundesrepublik so rund 2 Mil- 
lionen, im Augenblick etwas mehr als 1^* Mil- 
lionen Arbeitslose haben. Da steigt die Frage auf, 
wer das Risiko trägt: 

(Beifall bei der SPD) 

der Arbeiter, der Angestellte, der seine Arbeits- 
stelle verlassen muß in dem Augenblick, da die 
nötige Nachfrage nach Arbeit nicht mehr vor- 
handen ist! Aus dem Grunde zieht der Grund 
von dem Risikotragen nicht mehr. 

Und dann, meine Herren, von den großen 
Wirtschaftskenntnissen 

(Zuruf rechts: Ist absoluter Unsinn!) 

— Was war das? 

(Abg. Dr. Schumacher: Das war das Gelalle ® 
eines Unmündigen! — Zuruf von der KPD: 

Ein Unkenruf!) 

— Meine Damen und Herren, von Unsinn habe ich 
in der Wirtschaft manches erlebt. Ich will Ihnen 
etwas sagen: man sagt den Arbeitern: Von Wirt- 
schaft versteht ihr nichts! — Soviel verstehen die 
Arbeiter von der Wirtschaft, daß sie sich nicht zu 
sogenannten Wirtschaftsführern gebrauchen las- 
sen, auch nicht zu Wehrwirtschaftsführern, um 
derartige Dinge heraufzubeschwören, wie sie leider 
im nationalsozialistischen Deutschland herauf- 
beschworen worden sind. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Die Herren, die da bestreiten wollen, daß auch im 
Arbeiterlager wirtschaftliches Denken vorhanden 
ist, die sollten sich einmal an die Brust schlagen 
und überlegen, wie damals bei ihnen das wirt- 
schaftliche Denken war. Der Arbeiter erhebt heute 
Anspruch darauf, daß er auch in der Wirtschaft 
mitentscheiden, daß er in der Wirtschaft mitreden 
kann, imd zwar aus dem Grunde, weil er weiß, 
daß durch die Wirtschaft und ihre Führung sein 
Schicksal und das Schicksal seiner Familie be- 
stimmt wird. Seine Existenz hängt davon ab, ob 
die Wirtschaft gut oder ob sie minder gut geleitet 
wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Er ist der Leidtragende dabei. Seine Frau und 
seine Kinder bezahlen für alle Fehler, die in der 
Wirtschaft gemacht werden. Man kann eine Wirt- 
schaft als freie Wirtschaft bezeichnen, man kann 
sie mit allen möglichen Namen nennen: der 
Arbeiter steht heute den Dingen kritisch gegen- 
über. Wenn man ihn in wirtschaftlichen Fragen 
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W nicht mitreden lassen will, dann ergibt sich dar- 
aus, daß er zunächst mißtrauisch wird, — und 
Mißtrauen ist eines der schlechtesten Kapitel, die 
wir im Staat und im Leben gebrauchen können. 

Was man dagegen machen soll? Wir sind der 
Auffassung, daß man den Leuten sagt, was auf 
wirtschaftlichem Gebiet vor sich geht, daß man 
sich nicht abschließt, sondern daß man gemeinsam 
mit der Arbeiterschaft all die Fragen beredet und 
behandelt, 

(Sehr gut! und; Sehr einverstanden! 
bei der FDP) 

die mit wirtschaftlichen Dingen etwas zu tun 
haben. 

(Zuruf von der FDP: Aber nicht mit 
den Gewerkschaften!) 

— Wenn Sie sagen: „Aber nicht mit den C^werk- 
schaften“, dann gehört das zu der interessantesten 
Auseinandersetzung, zu der wir heute wahrschein- 
lich noch kommen. 

Meine Damen und Herren! Nicht die Gewerk- 
schaften! — Ich habe Ihnen vorhin einleitend ge- 
sagt, daß der Mann, der ein Mitbestimmungsrecht 
haben soll, zunächst einmal über sich selbst ent- 
scheiden darf, was er tut, was er will und wie er 
seine Gedanken ausführen will. Der deutsche 
Arbeiter ist nun einmal der Auffassung, daß es 
in seinem Interesse liegt und daß es für ihn not- 
wendig ist, sich mit seinen Arbeitskameraden in 
einer gewerkschaftlichen Organisation zusammen- 
zuschließen und daß diese gewerkschaftliche Orga- 
nisation für ihn entscheiden soll. 

(Zuruf von der FDP: Na, na!) 

Deshalb sind das sehr oberflächliche Darlegungen, 
wenn Sie sagen: der Arbeiter wohl, — aber nicht 
09 die (Gewerkschaften! Meine Herren, der Strich, 
den Sie da zwischen Arbeiterschaft und Gewerk- 
.schaft ziehen wollen, ist nicht vorhanden. 

(Widerspruch rechts.) 

Ich will Ihnen folgendes sagen. 

(Abg. Dr. Oellers: Darum haben Sie auch 
nur einen Bruchteil der Arbeiter 
als Mitglieder!) 

— Sie wissen ja gar nicht, was ein Bruchteil der 
Arbeiter ist. Das Gros der Arbeiter steht hinter 
der deutschen Gewerkschaftsbewegung. 

(Starker Beifall bei der SPD.) 

Noch etwas anderes dazu. Die Herren, die so in 
diesen Tönen über die Gewerkschaftsbewegung 
reden, mögen einmal fünf Jahre zurückdenken. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es gab eine Zeit, da waren sie froh, daß es eine 
deutsche Gewerkschaftsbewegung gab; 

(anhaltender starker Beifall bei der SPD) 
wahrscheinlich waren es gerade die Herren, die 
diese abfälligen Bemerkungen über die Gewerk- 
schaftsbewegung heute machen. Meine Damen 
und Herren! Es wird Ihnen nicht gelingen, eine 
Trennung zwischen den deutschen Arbeitern, der 
Angestelltenschaft und der Gewerkschaftsbewe- 
gung herbeizuführen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die deutschen Arbeiter haben erkannt, daß es eine 
Einheit gibt, daß diese Einheit aufrechterhalten 
wird und daß darum gekämpft wird, weil sie in 
schwerer Stunde geboren wurde. Aus dem Grunde 
gibt es keine Zersplitterung mehr, weder nach 
konfessionellen noch nach politischen (^resichts- 
punkten. Es gilt das einheitliche Bestreben, ge- 


meinsam zu handeln und gemeinsam zu Ent- ^ 
Schließungen zu kommen. In dem Sinne vdrd die 
Arbeiterschaft tätig sein, und, meine Herren, damit 
müssen Sie sich abfinden, daß für die Zukcmft 
bei allen Forderungen, wenn es um die Interessen- 
vertretung der Arbeiter und Angestellten geht, 
der Name Gewerkschaft genannt wird und nichts 
anderes! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Aus dem Gnmde brauchen Sie sich nicht zur 
Wehr zu setzen und zu sagen: der Arbeiter 
wohl — nicht die Gewerkschaften. Ich will Ihnen 
etwas sagen: das ist der Standpunkt, der im 
Jahre 1914, im damaligen kaiserlichen Deutsch- 
land galt. Ich weiß, wie es damals war. Wenn 
in irgendeinem Betrieb Differenzen bestanden, 
dann war der Unternehmer so freundlich, auch 
den (j^werkschaftsangestellten zu holen und ihn 
zu ersuchen, doch zu vermitteln und Sorge zu 
tragen, daß diese Differenzen beigelegt wurden. 
Kam es zu einer Verständigung, und der Ge- 
werkschaftsangestellte wollte das schwarz auf 
weiß zusammenfassen und ein Vertragsverhältnis 
abschließen, dann wurde ihm gesagt: Nein, mit 
meinen Arbeitern vereinbare ich alles, aber mit 
der Gewerkschaft vereinbare ich gar nichts. 

(Zuruf von der SPD: Herr-im-Hause- 
Standpunkt!) 

Dieser Standpunkt wird heute noch vertreten. 

(Zuruf von der FDP: Nein!) 

Meine Damen und Herren, wenn nun gefragt 
wird und wenn Herr Dr. Schröder vorhin orakelte, 
wieso die Verhandlungen in Hattenheim später 
hier und zuletzt in Maria Laach gescheitert sind, 
dann will ich Ihnen den Grund dafür ganz offen 
sagen. Sie sind nicht gescheitert, weil ims in der 
einen oder anderen Frage nidit genug Entgegen- 
kommen gezeigt wurde, sondern sie sind geschei- 
tert an der einen Frage, daß man die deutschen 
Gewerkschaften als die berufenen Vertreter von 
Arbeitern und Angestellten nicht anerkennen 
will. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zuruf von der 
FDP: Das stimmt nicht!) 

— Das stimmt nicht? Ich will Ihnen etwas sagen: 

Ich habe an den Verhandlungen teilgenommen. 

(Abg. Euler: Weil man den Machtanspruch 
der Gewerkschaften in den Betrieben ab- 
lehntf — . Zuruf von der FDP: Wenn man sie 
nicht anerkannt hätte, hätte man ja mit 
ihnen nicht verhandeln können!) 

Vizepräsident Dr. Schmid; Meine Herren! Ihre 
Redner werden nachher Ihren Standpunkt aus- 
einandersetzen. 

Freitag (SPD): Wir haben uns mit den Unter- 
nehmern über Machtanspruoh und ähnliche 
Dinge unterhalten. Die Herren waren auch bereit, 
das eine oder andere zuzugestehen, und sie waren 
wahrscheinlich bereit, noch mehr zuzugestehen, 
wenn nur der Name Gewerkschaft nicht genannt 
wurde, wenn es hieß „unsere Arbeiter, unsere 
Belegschaft, mit ihnen sind wir zu verhandeln 
bereit, aber nicht mit der Gewerkschaft!“ — Des- 
halb sind wir auseinandergekommen, 

(Zuruf von der FDP: Das ist ein Irrtum!) 

und deshalb haben letzten Endes die ganzen Be- 
sprechungen ein Ende gefunden, weil wir der Auf- 
fassung sind, auf dieser Grundlage hat es keinen 
Zweck mehr, mit den Unternehmern zu verhan- 
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(ß dein. Dabei will ich konzedieren: die Herren, die 
in der Verhandlungskommission waren, haben sich 
ernstlich und redlich bemüht, zu einer Verständi- 
gung zu kommen. 

(Zuruf von der FDP: Na also!) 

Ich kenne aber eine ganze Reihe von Kräften im 
Lande, die sich gegen all dasjenige zur Wehr 
setzen, was von den Herren da gewünscht wird 
und was da erzielt werden soll. Beliebtes darüber 
schriftliches Material vorzulegen? Gefälltes Ihnen, 
sich darüber zu unterhalten? Was versucht wurde, 
ist müßig. Wir kennen die Kreise. Die Damen und 
Herren sind ja hier im Hause anwesend, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
und wir wissen, was alles getan wird, um die 
Verhändler von der Unternehmerseite einzukrei- 
sen und ihnen Schwierigkeiten zu machen, um 
dadurch die Verhandlungen zu keinem Ergebnis 
kommen zu lassen. 

(Zuruf von der FDP.) 

Meine Herren! Setzen Sie an die Spitze aller 
Dinge den einen Grundsatz, daß die Gewerk- 
schaften berufen sind, die Interessen der Arbeiter 
und Angestellten zu vertreten, und über alle Dinge 
wird nach meiner Auffassung in verhältnismäßig 
kurzer Zeit eine Verständigung herbeigeführt 
werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es war also nicht der Machtanspruch der Gewerk- 
schaften, sondern es war das Bestreben von der 
Unternehmerseite, Gewerkschaften nicht zu 
kennen und Gewerkschaften auch für die Zukunft 
nicht gelten zu lassen, 

(Zuruf von der SPD: Die brauchen eine 
Gefolgschaft!) 

& Das sind nicht Erfahrungen, die etwa heute erst 
gemacht werden. Das sind Erfahrungen, die die 
Gewerkschaften, die früher konfessionell und poli- 
tisch in drei Richtungen aufgespalten waren, vor 
1933 gemacht haben, nein, die wir bereits vor dem 
ersten Weltkrieg gemacht haben. Es heißt da: 
Nichts vergessen und nichts dazu gelernt. Die Hal- 
tung, die man früher einmal der deutschen Ar- 
beiterbewegung gegenüber eingenommen hat, ver- 
sudit man heute fortzusetzen. Der Erfolg: Das 
deutsche Volk wird die Dinge einmal bitter zu 
tragen haben. 

Meine Herren! Wir haben dann versucht, zu 
einer Verständigung über die Dinge zu kommen. 

(Zuruf von der FDP.) 

— Meine Herren! Die Sachen kommen durch. Nur 
keine Sorge! Es handelt sich nur darum, wie lange 
es sich bei uns in Deutschland um all diese Fragen 
dreht, wie lange es dauert, daß Deutschland zu 
der Einsicht kommt, daß es anders geschehen muß. 
Eine Reihe Ihrer Herren reden über diese Frage — 
ich erinnere mich da einer Unterhaltung, die mit 
dem Hohen amerikanischen Kommissar in der 
letzten Zeit geführt wurde — , und man redet da 
über die Frage des Mitbestimmungsrechts in einem 
Ton, als wenn es sich darum handelte, das Drei- 
klassenwahlrecht seligen Angedenkens zu ver- 
ewigen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Nur kein Mitbestimmungsrecht kommen lassen! 
Wenn das Mitbestimmungsrecht kommt, kommen 
diese und jene Gefahren. Ähnlich hat es damals 
geheißen: Es darf das Dreiklassenwahlrecht nicht 
beseitigt werden, weil die und die Gefahren für 
das Bürgertum, für die Gesamtheit des Volkes 
entstehen. Man ist in der Frage nicht klüger ge- 


worden. Es hat bei uns etwas länger gedauert. O 
Weltkriege mußten kommen und fürchterliche Zu- 
sammenbrüche, und dann — aus der Not geboren 

— erkannte man, daß es auch einen Bruder Ar- 
beiter gab, und dann war man auch bereit, diesem 
Arbeiter Zugeständnisse zu machen. 

Wir können nichts anderes tun, als mit Ver- 
nunftgründen an Ihren Verstand zu appellieren 
und zu versuchen, die Dinge zu regeln. Geschieht's 
nicht, dann hat das Volk einmal später selbst die 
Nachteile davon zu tragen. 

Mitbestimmungsrecht! Das Mitbestimmungsrecht 
wird nicht nur auf der betrieblichen Ebene aus- 
getragen. Ein Betriebsrätegestz haben wir seit 
dem Jahre 1920 gehabt. Es hatte nichts zu tun, 
wie es heute dem Volke gepredigt wird, mit dem 
Mitbestimmungsrecht. Wir hatten damals, nach 
dem ersten Weltkrieg, ein Betriebsrätegesetz; wir 
hatten damals auch einen vorläufigen Reidis- 
wirtschaftsrat. Dazwischen bestand eine große 
Kluft, die nicht überwunden werden konnte. Alle 
damaligen Versuche der deutschen Gewerk- 
schaften, diese Dinge zu überbrücken, zu einer 
Regelung für die Gesamtwirtschaft zu kommen, 
sind fehlgeschlagen. Und, meine Herren, Sie soll- 
ten wissen, daß die Frage des wirtschaftlichen 
Mitbestimmungsrechts damals nicht nur bei den 
freien Gewerkschaften erörtert wurde, sondern 
daß auch andere Kreise die Notwendigkeit eines 
solchen Mitbestimmungsrechts einsahen. Ist Ihnen 
nicht bekannt, daß der damalige Arbeitsminister 
kurz vor Toresschluß 1933 derartige Pläne erwog, 
daß Stegerwald selbst der Auffassung war, hier 
müßten Änderungen eintreten? Es scheint alles 
vergessen zu sein. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Frage des Mitbestimmungsrechts ist nicht ® 
einmal auf Deutschland beschränkt. Meine Herren, 
versuchen Sie einmal, in die skandinavischen Län- 
der, vor allen Dingen nach Schweden zu gehen, 
um dort festzustellen, wie in allen wirtschaftliÄen 
Fragen die Arbeiter in diesen Ländern mitent- 
scheiden und mitbestimmen können. In den west- 
lichen Staaten ist es nicht anders. Ist nicht auch in 
England der Weg eingeschlagen worden? Sind 
nicht in den letzten Tagen noch in Belgien Bera- 
tungen über diese Frage durchgeführt worden? 
Und, meine Herren, erkundigen Sie sich doch ein- 
mal selbst, wie es in Amerika ist, welches Maß 
von Einfluß man dort den arbeitenden Menschen 
gegeben hat, wieweit dort die Arbeiter auch in 
wirtschaftlichen Fragen entscheiden können. Für 
Sie scheint das alles nicht da zu sein. 

(Zuruf von der FDP: Was reden Sie 
jetzt über Amerika!) 

— Ich rede über Amerika, nachdem Sie gezeigt 
haben, wieviel Verständnis Sie für die Verhält- 
nisse in Amerika haben. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Solche 
Gewerkschaften wie in Amerika wünschen 
wir uns hier! — Lachen bei der SPD. — 

Zuruf des Abg. Euler.) 

— Herr von Redienberg, ich wünschte auch in 
Deutschland Männer, die Vernunft und Einsicht 
haben und sich nicht an den Hohen Kommissar 
in der Form wenden, wie es vor einigen Tagen hier 
bei uns der Fall gewesen ist. 

^ (Lebhafter Beifall bei der SPD. — Abg. 

Dr. Freiherr von Rechenberg: Das glauben 
Sie doch wohl nicht! Ich habe etwas ganz 
anderes gesagt!) 
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(A) — Ich kann mich ja nur darauf stützen 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Das 
ist dann falsche Berichterstattung!) 

— Ja, dann kommt es auf die „falsche Berichter- 
stattung“ an! 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Ich 
kann Ihnen genau sagen, was ich sagte!) 

— Herr von Rechenberg, das ist genau dasselbe, 
was ich bereits vorhin üargelegt habe: Sie woUen 
versuchen, das Rad der Zeit zurückzudrehen, 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Ich 
denke nicht daran!) 

um wieder zu den Zuständen von einst zurückzu- 
kommen. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Kom- 
men Sie in meine Fabrik und erkundigen 
Sie sich da! Kommen Sie hin, Sie werden 
sich wundern! — Zuruf links: Sie alter 
Krakeeler!) 

— Herr von Rechenberg, wenn Sie so aufgeschlos- 
sen sind, dann seien Sie doch so freundlich, nicht 
gegen das sogenannte Mitbestimmungsrecht zu 
polemisieren, sondern dann setzen Sie sich dafür 
ein! Dann brauchen wir uns nicht so zu erregen, 
und dann können wir uns über die ganzen Dinge 
viel freundlicher unterhalten. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Mitbestimmungsrecht! Der Arbeiter, der vom 
frühen Morgen bis zum späten Mittag nur auf das 
Signal seiner Fabrikpfeite hören muß, der keine 
andere Möglichkeit hat, als sich mit den Bindun- 
gen zu bescnäftigen, die ihm der Betrieb auf erlegt, 
tragt sich: warum geht’s mir so schlecht? Den in- 
teressiert die Festlegung der Preise für alle Be- 
darfsgegenstände, und der möchte in dieser Frage 
mitwirken und mitentscheiden. Aus diesem Grunde 
® wird der Gedanke des Mitb es timmungs rechtes nicht 
nur auf betrieblicher Ebene, sondern auf der ge- 
samtwirtschaftlichen Ebene getragen. 

Auf dieser Grundlage war auch die Vorlage der 
Gewerkschaften entstanden. Sie wünschten zu- 
nächst einmal, daß ein Wirtschaftsrat gebildet wird, 
der paritätisch aus Unternehmern und Arbeitern 
zusammengesetzt sein soll und in dem alle Fragen 
der Wirtscnaft erörtert und vorberaten werden 
können. Uber diese Frage bestand mit den Unter- 
nehmern so gut wie Einverständnis. Die zweite 
Frage war die, ob die Industrie- und Handelskam- 
mern in ihrer bisherigen Form bestehen bleiben 
müssen. Auch darüber lagen Zusagen vor, daß diese 
Industrie- und Handelskammern für die Zukunft 
paritätisch zusammengesetzt sein sollen, daß also 
die Arbeiterschaft zu 50 ®/o daran beteiligt wird. 
Nun gibt es gewiß bei uns im Lager böse Zungen die 
behaupten; das ist nicht ehrlich gemeint; die Unter- 
nehmer werden versuchen, alle die Aufgaben, die bis- 
her die Industrie- und Handelskammern gelöst ha- 
ben, in der Zukunft in wirtschaftlichen Vereini- 
gungen zu lösen. Ich lasse die Frage offen und 
nehme das Wort, das uns gegeben wird, als ehrlich 
hin. Ich rechne damit, daß es so durchgeführt wird. 

Dann aber kam die Frage der Bildung von Aus- 
schüssen, zunächst von Wirtschaftsausschüssen im 
Betrieb, und darüber gab es die ersten Differenzen. 
Bei der Frage der Aufsichtsräte konnten wir über- 
haupt zu keiner Verständigung kommen, weil die 
Herren dort der Auffassung waren, in diesen Auf- 
sichtsräten hätten Gewerkschaftsvertreter nichts zu 
suchen. Erst nach langen, fürchterlichen Mühen ge- 
lang es dann, so ein Stück Kompromiß zu schließen: 
zunächst einmal hat der Betriebsrat das Vor- 
schlagsrecht, zunächst muß der Betriebsrat Vor- 


schläge aus dem Betrieb machen, und erst wenn 
diese Vorschläge von den Gewerkschaften nicht ak- 
zeptiert werden, kann der Gewerkschaftsbund ei- 
gene Vorschläge machen. Die Formulierung war 
sehr unglücklich gewählt. Sie wurde so unglücklich 
gewählt, um damit erneut zu dokumentieren, daß 
man nicht mit den Gewerkschaften, sondern nur 
mit dem einzelnen Arbeiter im Betrieb verhandeln 
wolle. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Sie waren doch ein- 
verstanden!) 

— Darüber ist es zu keiner Verständigung gekom- 
men, und daraufhin sind die Verhandlungen abge- 
brochen worden. 

Der Entwurf, der von den Gewerkschaften ein- 
gereicht wurde, ist zum großen Teil von meiner 
Partei jetzt wieder als Gesetzentwurf eingereicht 
worden. Ich bin der Auffassung, daß man mit einem 
derartigen Entwurf besser fährt als nur mit der 
Frage der Regelung des Mitbestimmungsrechts auf 
der betrieblichen Ebene. Ich will Ihnen ganz offen 
sagen, aus welchem Grunde: Ein gebranntes Kind 
scheut das Feuer! Wir haben in dem Deutschland 
nach 1918 damals ein Betriebsrätegesetz bekommen 
und wir haben den Vorläufigen Keichswirtschafts- 
rat bekommen. Die Zwischengliederung ist ausge- 
blieben. Und wenn man jetzt nach dem Vorschlag 
der CDU verfahren würde, würde es so aussehen, 
daß wir ein Betriebsrätegesetz bekommen werden, 
das wir in den verschiedensten Schattierungen im 
übrigen heute schon in den einzelnen Ländern ha- 
ben, und daß alle anderen Regelungen des Mitbe- 
stimmungsrechts auf einer anderen Ebene für die 
Zukuntt unerledigt bleiben. Ich weiß nicht, ob das 
das große Versprechen ist, das im vergangenen 
Jahr in Bochum gegeben worden ist, ob das die 
großen Hoffnungen sind, die man dort den Arbei- 
tern gab. 

Aus diesem Grunde sind wir — und zwar sind 
wir das gemeinsam mit den Unternehmern — der 
Auffassung, daß die Frage des Mitbestimmungs- 
rechts auf allen Ebenen ein unteilbares Ganzes ist, 
daß die Frage gelöst werden muß, angefangen vom 
Betrieb über die einzelnen Stellen bis zu dem Bun- 
deswirtschaftsrat; demgemäß auch die Vorlage un- 
seres Entwurfs, den wir Ihnen heute unterbreitet 
haben. Wir sind der Auffassung, wenn man dem 
Versprechen gerecht werden will, dann hat man 
sich unseren Ansichten anzuschließen, und wenn 
man zu einer vernünftigen Lösung kommen will, 
kann es nicht anders geschehen, als daß man da 
das berechtigte Verlangen der Arbeiterschaft nach 
Mitwirkung und Mitbestimmung in allen Fragen 
der Wirtscnaft für die Zukunft gelten läßt. Sie mö- 
gen sich über diese Dinge im Augenblick noch lu- 
stig machen und Sie mögen erklären, es hat keine 
Eue. Meine Herren, ich will Ihnen etwas sagen: 
Uber die Frage des Mitbestimmungsrechts und 
über die Frage des Verlangens der Gewerkschaften 
war eine ganze Reihe von recht unfreundlichen Be- 
merkungen im Lande draußen laut geworden. 
Selbst die Herren der Regierung hatten nicht allzu 
verständnisvoll zu den Dingen gesprochen. Aus dem 
Grunde waren wir voll Erwartung, was werden 
würde, als wir nun vom Herrn Arbeitsminister und 
von der hohen Regierung eingeladen wurden, ge- 
meinsam mit ihr die Frage zu besprechen und zu 
einem Abschluß zu kommen. Und von all den Dingen, 
die man bis dahin von Regierungsseite gegenüber 
den Gewerkschaften zum Ausdruck gebracht hat, 
hörten wir nichts mehr. Der Herr Bundeskanzler 
war so freundlich, vor allen Dingen den Unterneh- 
mern zu sagen, daß es an ihnen läge, weitere Zu- 
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CA) geständnisse zu machen, weil die Gefahr im Lande 
groß sei, weil wir in Westdeutschland an einem 
Punkt angelangt seien, wo es letzten Endes für un- 
ser Volk um Sein oder Nichtsein ginge, und daß 
wir in der Zeit keine sozialen Spannungen, keine 
Auseinandersetzungen brauchen könnten. In dem 
Sinne sind wir auch an die Arbeit herangegangen 
und haben versucht, eine Lösung herbeizuführen, 
eine Herren! Sie mögen glauben, die Dinge seien 
t so ernst und brauchten nicht so gelöst zu wer- 
den, man könne an diesen Dingen noch Vorbeige- 
hen. Dann aber werden die Fragen eines Tages an- 
ders gelöst. Sind Sie sich klar darüber, daß es dann 
zu wirtschaftlichen Explosionen, zu Auseinander- 
setzungen von einem Ernst kommen wird, wie wir 
es hier in Deutschland bisher kaum gekannt haben. 

(Widerspruch bei der FDP.) 

Die Arbeiterschaft ist nicht gewillt, das Recht, das 
ihr eingeräumt und versprochen wurde, wieder 
preiszugeben. 

(Zuruf von der FDP: Wollen wir ja gar 
nicht! — Weiterer Zuruf: Sie drohen!) 

— Drohen? Ich denke nicht daran, zu drohen. Meine 
Herren, ich will Ihnen etwas sagen, was drohen 
ist: Drohen ist, wenn man zum Hohen Kommissar 
der Amerikaner geht und ihn bittet, nur ja nichts 
zu tun auf dem Gebiet des Mitbestimmungsrechts, 
weil die Gefahr aus dem Osten zu groß ist. 

(Abg. Dr, Schumacher: Hört! Hört!) 

Damit beweisen Sie, daß Sie von politischem Ge- 
schehen herzlich wenig verstehen. Die Gefahr aus 
dem Osten wird nur gebannt, wenn wir zu sozial 
erträglichen und demokratisch geordneten Verhält- 
nissen auch im Wirtschaftsleben in Deutschland 
kommen. 

©) (Beifall bei der SPD.) 

Es liegt bei Ihnen, diesen Weg mitzugehen oder ab- 
seits zu stehen und die Gefahr kommen zu lassen. 

Meine Herren! Wer sich auf den Kommunismus 
berufen will, dem sage ich: es gibt nur ein Mittel 
gegen den Kommunismus, und das ist das, daß man 
sozial erträgliche und demokratisch vernünftige 
Verhältnisse im Lande schafft. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Bolschewismus wird nicht bekämpft dadurch, daß 
man hingeht und den schwarzen Mann an die Wand 
malt und versucht, das eine und das andere Recht 
der arbeitenden Bevölkerung zu nehmen. Bolsche- 
wismus wird verhindert, wenn man Freiheit gelten 
läßt, wenn man Lebensmöglichkeiten schafft und 
wenn man zu geordneten wirtschaftlichen Verhält- 
nissen kommt. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Darum ringen wir und darum bemühen wir uns. 

(Zuruf von der FDP: Wir auch!) 

Und wir wünschen, daß wir dafür das Verständnis 
des Hohen Hauses bekommen. Wir erwarten von 
Ihnen, daß Sie für die Fragen, die von meiner Par- 
tei in den Beratungen im Ausschuß angeschnitten 
worden sind, mehr Verständnis auf bringen als es 
bisher heute morgen hier zum Durchbruch gekom- 
men ist. Die Zeiten sind ernst, die Gefahren sind 
wahrscheinlich groß und können nur durch eine 
vernünftige Arbeit behoben werden. Zeigen Sie, 
daß Sie dazu bereit sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Meine Damen und 
Herren! Ehe ich das Wort weiter erteile, möchte ich 
Ihnen einen Vorschlag machen. Die Wortmeldun- 


gen sind sehr durcheinander eingekommen, so daß (O 
ich nicht glaube, daß es richtig wäre, das Wort in 
der Reihenfolge der Meldungen zu erteilen. Ich 
schlage Ihnen vor, daß zunächst jede Partei einen 
Redner sprechen läßt und daß dann, nachdem der 
letzte dieser ersten Sprechgamitur — wenn ich mir 
dieses Wort erlauben darf — gesprochen hat, die 
übrigen Redner nach dem Eingang ihrer Meldung 
zu Worte kommen. Sind Sie einverstanden? 

(Zustimmung.) 

Dann erteile ich das Wort dem Abgeordneten 
Dr. Hammer. 

Dr. Hammer (FDP): Meine Damen und Herren! 
Wer die leidenschaftlichen Auseinandersetzungen 
über das Thema Mitbestimmungsrecht in den letz- 
ten Monaten in Deutschland verfolgt hat und wer 
auch die Klänge richtig zu deuten weiß, die heute 
durch diesen Saal schallten, der kommt vielleicht 
auf die ketzerische Idee, daß dieses ganze Thema 
den Aufwand wert ist, der hier gemacht wird. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Ansicht, 
daß die Frage des Mitbestimmungsrechts diesen 
Aufwand wert ist, 

(Zurufe: Sehr richtig!) 

obwohl man, wenn man die konkreten Forderun- 
gen — zugespitzt in dem Entwurf der Sozialdemo- 
kratie — betrachtet, vielleicht doch auf die Idee 
kommen könnte, daß die Liebe eine Bejahung, ab- 
gesehen vom Wert, ist. 

Meine Damen und Herren! Man sollte den Ver- 
such machen, bei der Verhandlung dieser Dinge 
hier im Hause so zu tun, als könne man völlig ver- 
nünftig sein. Heinrich von Kleist hat seinem Odys- 
seus einmal ein Wort in den Mund gelegt, als das 0)) 
Volk der Achäer von dem rasend verliebten Achil- 
les bedroht wurde. Dieses Wort hieß: „Laßt uns 
vereint, ihr Griechenkönige, noch einmal Vernunft 
keilförmig mit Gelassenheit auf seine rasende Ent- 
schließung setzen!“ 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Ansicht, 
daß die Entschließung der SPD eine rasende Ent- 
schließung ist. Ich respektiere ihre Leidenschaft, 
ich halte sie aber für absolut unzweckmäßig und 
für gefährlich für die Zukunft der Arbeiterschaft 
und der ganzen deutschen Nation. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, versuchen wir doch, 
nach dem Motto der Vernunft zu verfahren. Wenn 
Sie etwa damit beginnen würden, daß Sie die Er- 
kenntnisse, die Resultate unserer arbeitspsychologi- 
sdien Institute zu Rate zögen, dann könnten Sie zu 
Ausgangspunkten für unsere Diskussion kommen, 
die gar nicht uninteressant sind. Dort hat man aus 
Millionen von Fragebogen immer zwei merkwürdige 
Antworten bekommen. Wenn man den Arbeiter 
frug: „Was behagt dir denn am allerwenigstens in 
deiner Arbeitsstelle oder in deinem Betrieb?“, dann 
bekam man in der Regel die beiden Antworten: 
Der Meister und die Stoppuhr! — Es lohnt sich, 
diese Dinge einmal zu verfolgen. 

Beginnen Sie mit der Stoppuhr. Einem Teil von 
uns ist das schwer zu vergegenwärtigen. Mit dem 
Wecker hat sie nichts zu tun; denn den kann man 
abstellen. Vielleicht kann man sich, was Stoppuhr 
ist, am ehesten vergegenwärtigen, wenn man an 
das Wecken beim Kommiß denkt. Mit der Stoppuhr 
geht man nicht an eine Arbeit, die einen ruft und 
zu der man eine innere Beziehung hat, sondern mit 
der Stoppuhr wird man zur Arbeit befohlen. 
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(A) Meine Damen und Herren! Warum ist denn die 
Bindung des modernen Industriearbeiters — auf 
dessen Verhältnisse wollen wir uns im Augenblick 
beschränken — eine derartige Bindung in den mei- 
sten Fällen geworden? Die moderne Rationalisie- 
rung der Arbeit in den letzten hundert Jahren, die 
uns zur Hochindustrialisierung geführt hat, hat das 
Werk, mit dem sich der alte Geselle beschäftigt hat, 
seiner Hand entzogen und sinnlos gemacht. Mit der 
Produktion über das laufende Band, mit der Her- 
stellung des Massenartikels hat diese Beziehung 
des Menschen zu seinem Werk auf gehört — denken 
Sie an das, was die Psychologen über die Verwandt- 
schaft von Arbeitstrieb und von Spieltrieb sagen — , 
hat die Arbeit weitgehend ihren Sinn verloren 
oder ist jedenfalls doch dieser Sinn sehr schwer 
zu finden. 


CB) 


Die Werkstatt ist nicht mehr die alte Werkstatt, 
wie sie einmal war. Was sie war, das sehen Sie an 
dem deutschen Sprachgebrauch, nach dem man für 
das Atelier des Künstlers noch den ehrenvollen 
Ausdruck „Werkstatt“ verwendet. Das ist in einer 
großen Anzahl unserer Betriebe in dem hochindu- 
strialisierten Mitteleuropa und in Amerika völlig 
vorbei. Da wird also zu einer Arbeit, die an sich 
nicht ruft, befohlen, und zwar in der Form unserer 
technischen Alarmsignale. Es gibt nicht mehr den 
Gesellen, der in der Meisterfamilie frühstückt, und 
er geht nicht mehr an die Arbeit, die ihn lockt. 

Wenn hier das Wort Geselle gefallen ist, so bin 
ich nahe bei der anderen Antwort, die uns die 
arbeitspsychologischen Institute geliefert haben, bei 
der Antwort: Meister. Warum ist denn dieser Mei- 
ster der Mann, bei dem dauernd die Konfliktsitu- 
ationen entstehen? Offenbar liegt das kaum an un- 
seren Verhältnissen in Deutschland. Der Unterneh- 
mer, der an einem vorzüglichen Produktionsvor- 
gang orientiert ist, gibt sich die größte Mühe, ei- 
nen Meister zu bekommen, der nicht nur ein Kön- 
ner in bezug auf seine technischen Aufgaben ist, son- 
dern der auch kontaktfähig ist, der es fertigbringt, 
seine Arbeiterschaft an den Betriebszweck heran- 
zuführen. Wenn Sie die Beschäftigung der ameri- 
kanischen Gewerkschaften und der amerikanischen 
Unternehmer betrachten, so sehen Sie, daß dort 
außerordentlich viel Zeit und Arbeit darauf ver- 
wandt wird, diesen kontaktfähigen und leistungs- 
fähigen Meister zu schaffen. Das wird auch bei uns 
versucht. Aber es hat nicht dazu geführt, daß in 
diese Fragebögen eine andere Antwort hineinkäme 
als die: der Meister. 


Meine Damen und Herren! Nun bitte ich Sie, sich 
doch einmal folgendes zu überlegen. Die Stellung 
des Meisters war in der alten Ordnung der vorkapita- 
listischen Zeit eine soziale Stufe, die dem normalen 
Handarbeiter durchaus erreichbar, ja, in der Regel 
zugänglich gewesen ist. Die Fabrikation am lau- 
fenden Bande, die rationalisierte Massenproduk- 
tion hat uns Arbeitsverhältnisse gebracht, in denen 
dieser Meister eine verhältnismäßig seltene Figur 
geworden ist. Es gibt eine Reihe von hochindu- 
strialisierten Betrieben, in denen vielleicht auf 100 
Arbeitnehmer ein Meister kommt. Dieser Meister 
ist der Beförderungsgrad, der den Arbeitern nicht 
mehr zugänglich ist. Der soziale Aufstieg innerhalb 
des Betriebes ist in diesem System des Hochkapi- 
talismus weitgehend durch die technische Ratio- 
nalisierung unmöglich gemacht worden. 

Ich bitte Sie, sich einmal zu überlegen, was das 
Abstoppen des sozialen Aufstiegs bedeutet. Ein 
ganz einfaches Beispiel! Wenn Sie an die Revolu- 
tion von 1918 denken, so wird Ihnen einfallen, daß 
diese Revolution in Deutschland nicht von den 


Landsern gemacht worden ist, sondern von den (O 
Deckoffizieren und von den Korporälen, also ge- 
rade von jener Schicht in diesem militärbürokra- 
tischen Apparat, der nach den Gesetzen des kaiser- 
lichen Deutschlands der soziale Aufstieg verwehrt 
gewesen ist. Überall da, wo die Chance zum Auf- 
stieg aufgehört hat, besteht die Gefahr von Kon- 
flikten. Ich bezweifle, daß die Erhebungen unserer 
arbeitspsychologischen Untersuchungsinstitute uns 
in vollem Umfange den Weg zum Verständnis des 
Verlangens nach Mitbestimmung ebnen können. 
Man könnte sagen: das, was hier zweifellos an Ar- 
beitsleid verlangt wird, müßte ja nach alten Theo- 
rien durch eine volle Lohntüte ausgeglichen wer- 
den. Man könnte sich darüber unterhalten, ob die 
moderne Wirtschaftsform das Arbeitsleid verrin- 
gert hat. Zweifellos ist das zum Teil der Fall. Wenn 
in den letzten 100 Jahren oder von 1820 bis 1920 in 
Großbritannien die Arbeitszeit von 72 Stunden auf 
48 Stunden heruntergegangen ist, so ist das eine 
Verringerung des Arbeitsleides. Wenn statt der 
schwieligen, schwierigen Handarbeit des Schmiedes 
oder des Schuhmachers die Maschinenarbeit ge- 
kommen ist, so bedeutet das zweifellos eine Ver- 
minderung des Arbeitsleides, eine Verminderung 
von Muskelkater. Aber, meine Damen und Herren, 
Sie haben gesehen, daß alle diese technischen Ver- 
schiebungen im Vorgang 

(Zuruf von der SPD: Fehldiagnose!) 

— Nein! Sie kommen nachher daran und können 
midi korrigieren, — 

Meine Damen und Herren! Sie werden doch die 
Feststellung machen können, daß diese scheinbare 
Verringerung des Arbeitsleides offenbar nicht so 
bewertet worden ist. Die Rebellion, die in der 
Mitte unseres Jahrhunderts gegen die moderne 
wirtschaftliche Entwicklung entstanden ist und die (D) 
um die Jahrhundertwende ihren Höhepunkt er- 
reichte, hat jedenfalls darauf keine Rücksicht ge- 
nommen und ist trotz dieser Verminderung der Ar- 
beitszeit, trotz besserer Arbeitsbedingungen, trotz 
reichlicherer Füllung der Lohntüte zustande ge- 
kommen. Hier enden die Resultate, die man auf den 
Hochsdiulen zusammengetragen hat. Hier ist in 
dieses Verhältnis des sogenannten arbeitenden 
Menschen, wie man heute zu sagen pflegt, genau 
genommen in das Verhältnis der Lohnarbeiter- 
schaft ein merkwürdiger Einbruch erfolgt. Hier hat 
auf einmal das Verständnis für den Sinn dieser 
Wirtschaftsordnung aufgehört, und hier hat in der 
gleichen Stunde, in der das alte Gehäuse der gott- 
gewollten Ordnung aufhörte, den Arbeiter zu ber- 
gen, eine verhängnisvolle Irrlehre begonnen, die 
Dinge zu verzerrt zu beleuchten. Wer so in der 
Welt steht wie der, der ohne soziale Aufstiegs- 
möglichkeit ist, der ohne das Gefühl ist, daß seine 
Arbeit einen Sinn in dieser Welt habe, der ist nun 
einmal sehr leicht zu verführen, wenn man ihm 
sagt: diese ganze Weltordnung ist des Teufels, und 
ich weiß eine bessere! — Das sind die menschlichen 
Situationen, in denen man seinem notleidenden 
Mitbürger sagen kann: wir prophezeien dir eine 
bessere Zeit, wir prophezeien dir die Zeit, die 
Schiller einmal mit den Worten bezeichnete: 

Vorbei nach langem, verderblichem Streit 

Ist die kaiserlose, die schreckliche Zeit. 

Ein Richter ist wieder auf Erden. 

Das ist die Situation, die 1933 Adolf Hitler aus- 
nützte. Wer unser Wirtschaftssystem als eines der 
an Galeeren geschmiedeten Sklaven schildert und 
dazu versichert, daß er allein den Schlüssel besitze, 
um diese Ketten aufzuschließen, der steht ganz 
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nahe bei jenem Verhalten, das 1933 Adolf Hitler an 
den Tag gelegt hat. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Ich weiß nicht, wer Sie sind; aber gescheit sind 
Sie nicht! 

Als dieser Einbruch einer neuen Erlösungslehre 
in der Mitte des vorigen Jahrhunderts in Deutsch- 
land und in der Welt erfolgte, erlebten wir die Ent- 
wicklung einer Klasse der deutschen Arbeiterschaft, 
der wir heute noch den allergrößten Respekt ent- 
gegenbringen. Ich erinnere mich aus den jungen 
Jahren meiner ärztlichen Tätigkeit noch an den 
engsten Verkehr, den ich mit jenen ersten organi- 
sierten Gewerksdiaftlern und alten Bebelleuten ge- 
habt habe, mit jenen Männern mit dem Knebelbart, 
mit jenen Männern, die einen eigenen Stil hatten, 
und mit jenen Männern, auf deren Bücherbord das 
„Kapital“ und Haeckels „Welträtsel“ gestanden 
haben. Ich habe auch damals ihren Lehren äußerst 
kritisch gegenübergestanden. Ich habe ihnen 
menschlich mit außerordentlicher Sympathie gegen- 
übergestanden, weil das Maß ihres Idealismus in 
Deutschland nicht zu überbieten war. Sie wußten 
aus ihrer eigenen Lehre, an die sie glaubten, ganz 
genau, daß sie selber das schöne, gelobte Land nicht 
mehr iDetreten würden. Sie wußten, daß die „Expro- 
priation der Expropriateure“ wesentlich länger 
dauern würde als ihr eigenes Erdendasein. Sie 
haben mit einem Glauben, der bewunderungswür- 
dig ist — ausgerechnet sie, Helden des Glaubens — , 
eine materialistische Lehre vertreten. 

Wer sich jemals in Deutschland ernsthaft mit den 
Sorgen und dem Lebensschicksal des deutschen 
Arbeiters befaßt hat, der möge doch auf einen ganz 
schlechten Brauch verzichten. Der möge darauf 
verzichten, daß man in Deutschland die Worte 
„Prolet“ und „Bourgeois“ als Schimpfworte be- 
nutzt. Der möge sich doch mindestens daran er- 
innern, daß zwei sozial verschiedene Gruppen in 
Deutschland die nächsten leiblichen Verwandten 
sind. Es sind kaum drei Generationen her, seit 
unsere Urgroßväter dieselben gewesen sind. Man 
möge sich doch, wenn man von Klassenkampf, von 
Proletariat und von Besitzbourgeoisie redet, immer 
daran erinnern, daß das eigentlich zu ganz unmög- 
lichen Differenzen innerhalb einer eigenen Nation 
führen kann. 

(Zuruf von der SPD: Wie schnell Sie das 
merken!) 

— Das habe ich schon gewußt, als ich ein so großer 
Bub war; Sie haben es vielleicht jetzt erst von mir 
zum ersten Mal gehört. 

(Zuruf von der SPD: Dann haben Sie aber 
Glück gehabt!) 

Jene Lehren, die das große Wunder einer besse- 
ren Weltordnung prophezeit haben, sind doch nur 
möglich gewesen, weil man den Sinn der ganzen 
modernen Marktwirtschaft und wirtschaftlichen 
Entwicklung verkannt hat. Jeder, der heute noch 
vor die Bevölkerung tritt und ihr erzählt, daß der 
Unternehmer ein Mann sei, der produzieren könne, 
was er wolle, und der das nur nach seinen Gewinn- 
chancen bestimme, redet etwas Falsches. Das Cha- 
rakteristikum der Marktwirtschaft ist nicht ein 
Unternehmer, der auf Gewinn produzieren kann, 
und das Charakteristikum einer geplanten Wirt- 
schaft ist nicht eine Unternehmung, die nach dem 
Bedarf produziert, sondern das Charakteristikum 
der modernen Marktwirtschaft ist, daß sie die 
Voraussetzungen für die Arbeitsteilung, das Ge- 
heimnis unseres technischen Fortschritts, bis zum 
letzten erfüllt hat. Die Arbeitsteilung verlangt einen 


Preisvergleich, die Arbeitsteilung verlangt die Re- 
spektierung des Standortes und einen Austausch 
auf dem Markt. Die Arbeitsteilung ermöglicht es 
dem Konsumenten, die Aufträge an die Wirtschaft 
zu geben. Es ist nach unseren Auffassungen eine 
völlig törichte Vorstellung, daß etwa der Unter- 
nehmer oder seine Belegschaft in Deutschland die 
Möglichkeit haben, die Produktion zu bestimmen. 
Wir können deshalb auch diesem Mitbestimmungs- 
recht von vornherein entgegenhalten'. Derjenige, der 
nach unserer Ansicht zu planen und Auftrag zu 
geben hat, ist der Konsument; seine Vertreter sind 
wir, dieses Parlament; aber seine Vertreter sind 
nicht die gewählten und konstituierten Verbands- 
führer von irgendwelchen Interessenorganisationen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Es ist kennzeichnend, daß über dem Entwurf der 
SPD das Wort „Neuordnung der deutschen Wirt- 
schaft“ steht. Dort wird im wesentlichen nicht das 
Problem der Mitwirkung, das Schicksal des deut- 
schen Arbeiters, erfaßt, sondern es wird versucht, 
einen völlig neuen Plan der Produktion und der 
Gesellschaft zu verwirklichen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Man hat die Entwicklung der letzten hundert Jahre 
schlechtgemacht. Immerhin ist zu ihrem Vorteil 
doch zu sagen — ich habe das vorhin über die Ent- 
wicklung der Arbeitszeit gesagt — , daß die Real- 
löhne sich in diesen hundert Jahren in England ver- 
vierfacht haben. Immerhin ist für die letzten hun- 
dert Jahre zu sagen, daß die durch den Wettbewerb 
ermöglichte Produktion die Bevölkerung Europas 
von 90 auf 230 Millionen hat ansteigen lassen und 
sie leidlich ernährt hat. 

(Zuruf von der SPD: Aber auch wirklich 
leidlich!) 

— Ich drücke mich absichtlich sehr vorsichtig aus. 
Denn ich weiß, daß hier noch eine Reihe von Wün- 
schen zu erfüllen sind. Aber, meine Damen und Her- 
ren, das Wesentliche oder vielleicht das Allerbedeu- 
tendste dieser Wirtschaftsordnung ist doch folgen- 
des. Sie ist nur möglich mit freien Staatsbürgern, 
mit Freizügigkeit, mit frei abschließbaren und mit 
frei zu beendenden Arbeitsverträgen. Ich weiß — 
und ich werde darauf zurückkommen — , daß dieses 
Geheimnis, diese Garantie der Freiheit, die darin 
liegt, eine Hypothek auf das Lebensschicksal des 
deutschen Arbeiters bedeutet. Aber sie garantiert 
unter allen Umständen das, was wir die Freiheits- 
rechte des Bürgers nennen. 

(Zuruf links: Jeden Bürgers?) 

Hören Sie damit auf und befehlen Sie einen Arbeits- 
einsatz, plähen Sie, dann haben diese Freiheitsrechte 
aufgehört zu existieren. 

Aber es ist das Wesentliche dieser Arbeitsteilung, 
dieser Marktwirtschaft, daß sie den jederzeit künd- 
baren Arbeiter braucht. Die Anpassung an den 
Marktauftrag, an den Wunsch des Konsumenten 
zwingt zur augenblicklichen Produktionsumstellung 
und zwingt damit dem Arbeiter jenes Schicksal auf, 
das in dem Wort Prolet am besten umschrieben ist. 
Nicht der, der ohne Besitz ist, ist heute der Prolet. — 
Sie wissen, das es bei mir kein Schimpfwort ist. — 
Der ist Prolet, der ohne jede Sicherung seiner Exi- 
stenz ist, der unter dem arbeitsrechtlich kürzesten 
Kündigungstermin steht. Wir bezweifeln nicht, daß 
der Lohnarbeiter zusammen mit dem Unternehmer, 
der nur durch seinen Geldsack etwas weicher ge- 
polstert ist, auf das Rad dieser Marktordnung ge- 
flochten ist. Wir behaupten aber, daß nicht der 
Unternehmer das Rad dreht, sondern daß der Kon- 
sument es dreht. 
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Das enthebt uns nicht der Verantwortung für das 
Lebensschicksal des deutschen Arbeiters. Es gibt 
dazu eine Reihe von Wegen, und es sind eine Reihe 
von Wegen bereits beschritten worden. Krisenfest 
sollte man die Wirtschaft nicht machen. Man kann 
es nicht. Icli werde darüber heute nicht reden. Aber 
man kann durch Versicherung, durch Kündigungs- 
schutz, durch arbeitsrechtliche Regelungen, etwa 
auch durch die Überführung der Stammangestellten 
ins Angestelltenverhältnis durchaus einen großen 
Teil der Arbeiterschaft krisenfest machen. Man 
kann die Produktionssteigerung der Wirtschaft 
hoffnungsvoll beurteilen und kann darüber hinaus 
noch einiges tun, um die Reallöhne zu steigern. Ja, 
meine Damen und Herren, wir sind gar nicht abge- 
neigt, bei der Beratung eines Mitbestimmungs- 
rechtes uns zu überlegen, wieweit man aus der 
Rendite eines Unternehmens weitere Beträge 
durch irgendwelche Leistungslohnverträge heraus- 
nehmen und sie zu Löhnen machen kann. Wir den- 
ken nicht daran, derartige Dinge ohne weiteres 
außer Acht zu lassen. Nach unserer Ansicht sind ja 
die großen Gefahren, die diesfT Entwicklung der 
modernen Marktwirtschaft drohen, auf politischem 
Gebiet zu bekämpfen. Nicht die kleine Krise im 
Wettbewerb einer blühenden Volkswirtschaft be- 
droht die Arbeiterschaft. Bedroht wird die Arbeiter- 
schaft in ausgedehntem Maße durch die großen so- 
genannten Investitionskrisen, die dem Gefälle zwi- 
schen hochindustrialisierten und früh kapitalisti- 
schen Ländern dieser Welt entsprechen. Es wird die 
Entwicklung, die mit Paneuropa angedeutet ist, auch 
die Entwicklung sein, die zur Krisenverminderung 
und zur Krisenfestigung der Weltwirtschaft führen 
wird. 

% 

Das alte Betriebsrätegesetz ist ja doch mit unseren 
politischen und geistigen Ahnen, zusammen mit 
Ihnen, meine Herren von der SPD, und mit Ihrem 
Vizekanzler Bauer gemacht worden. Es hat einmal 
eine Zeit gegeben, in der man sich verstanden hat. 
Friedrich Naumann ist ja der Mann gewesen, von 
dem das Wort stammt, daß unser Bekenntnis zur 
Nation und unser Bekenntnis zur Menschwerdung 
der Masse zwei Seiten einer und derselben Sache 
seien. Auf dem Wege aber, den Sie jetzt beschritten 
haben, den Sie im historischen Augenblick der letz- 
ten Jahre betreten haben, können wir Sie nicht wei- 
ter begleiten. Hattenheim war der Anfang der Ver- 
handlungen zwischen den Unternehmern und den 
Gewerkschaften. Nun mögen Sie ja sagen: Du bist 
weder das eine noch das andere, Du hast es leicht, 
zu einem objektiven Urteil zu kommen. Mir graut 
es schon, wenn ich die beiden Verbände an einem 
Tisch sitzen sehe. Denn ich denke ja doch immer an 
meinen Lehrer Max Weber, der vor vielen Jahren 
gesagt hat: Gott soll das deutsche Volk davor schüt- 
zen, daß es eine Solidarität zwischen Unternehmern 
und Gewerkschaften gäbe. Der Mann ist zweifellos 
ein alter Demokrat gewesen. Er wußte, daß das, 
was man später Korporationenstaat nannte, in der 
Luft liegt. Und er wußte etwas ganz genau. Er 
wußte, daß aus all derartigen Versuchen die Herr- 
schaft einer Bürokratie herauskommt, die sich heute 
kein Arbeiter und kein Unternehmer in Deutsch- 
land vorstellen kann. 

Und er wußte noch etwas. Er wußte, daß, wenn 
die Herrschaft der Korporationen in Deutschland 
angefangen hat, die Herrschaft des Parlaments auf- 
gehört hat. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Ich habe ganz bewußt „gleich“ betont und von gleich- 
gewichtigen Gewerkschaften und Unternehmern ge- 


sprochen. Vor dem Urteil des Staatsbürgers sind sie 
gleich gefährlich und in ihren Funktionen gleich be- 
deutend. Wenn uns aber unterstellt wird, wir ge- 
dächten grundsätzlich etwas gegen die Entwicklung 
der Verbände und der Gewerkschaften als notwen- 
diger Tarifpartner zu sagen, so möchte ich wissen, 
wo Sie, meine Damen und Herren, aus meinen Aus- 
führungen in dieser Beziehung das Geringste her- 
auslesen können. 


Meine Damen und Herren, es dreht sich hier um 
den Versuch einer Wirtschaftsplanung. Wer die Be- 
teiligung der Gewerkschaften in dem Umfange ver- 
langt, in dem Sie, meine Herren von der Sozialdemo- 
kratie, sie fordern, der hat die Absicht, zu planen, 
und damit steht er vor der Notwendigkeit, einen 
Machtapparat aufzubauen. Düsseldorf soll die Stadt 
der Gewerkschaften werden, und wenn diese Ent- 
wicklung weiterläuft, dann wird sie die Hauptstadt 
Deutschlands werden. Gott soll das verhüten! 

(Lachen und Zurufe bei der SPD.) 

Die Stadt der Gewerkschaften kann sie ruhig blei- 
ben; aber wir verbitten uns als deutsche Staats- 
bürger, daß irgend jemand anders als dieses Par- 
lament in Deutschland entscheidet. 

(Bravo! bei der FDP. — Zurufe von der SPD.) 

Es gibt einprägsame Erlebnisse, die der Mensch 
gehabt hat. Der eine nimmt sie mit den Augen, der 
andere mit den Ohren auf. 


(Zuruf von der SPD: Mit dem Magen! — 
, Heiterkeit.) 


— Das auch. — Mich hat eigentlich nichts mehr be- 
eindruckt als die Betrachtung Sowjetrußlands. Se- 
hen Sie, als ich nach zwanzig Jahren zum ersten Male 
dort wieder hinkam, waren die vergoldeten Kuppeln 
der orthodoxen Kirchen verschwunden, die Kultur- 
landschaft sah völlig anders aus, und staunend 
stellte ich fest, daß in dieser sozialistischen Kultur- 
landschaft ein neues Bauwerk entstanden war. Die 
Landser wußten erst nicht, was das war. Sie dachten, 
das wäre ein trigonometrischer Punkt in den Kol- 
chosen, bis sie dann feststellten, daß dieser Balken- 
turm ein Kommandoturm war. Wenn Sie heute 
durch Rußland gehen, dann sehen Sie überall am 
Horizont diese Kommandotürme. 


(D) 


(Zuruf von der KPD: Furchtbare Märchen 
erzählen Sie, Sie armer Sünder!) 

— Haben Sie nichts gesehen? 

(Zuruf von der KPD: Ich habe da 4 V 2 Jahre 
gelebt!) 

— Dann haben Sie wohl von einem Truppenarzt 
eine schlechte Brille verpaßt bekommen. 

(Heiterkeit, — Zurufe von der KPD.) 

Meine Damen und Herren, nichts ist für die Ent- 
wicklung von 20 Jahren Planwirtschaft kennzeich- 
nender, als daß dort ein Kommandoturm notwendig 
ist, um die Arbeit jener Einrichtung in Gang zu 
halten, 

(erneute Zurufe von der KPD) 
die einmal mit der Idee der Betriebsgemeinschaft 
und des gemeinsamen Rates, des Rätesystems be- 
gonnen hat, 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Wer anfängt, gegen unser Wirtschaftssystem grund- 
sätzlich zu rebellieren, 

(wiederholte Zurufe von der KPD) 
der muß sich der Gefahr bewußt sein, daß am Ende 
die Sklaverei steht. 

(Bravo! bei der FDP. — Lachen und Zurufe 
bei der SPD und KPD.) 
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(A) Man braucht ja nic^it dagegen zu rebellieren. Man 
hat ja die verantwortliche Tätigkeit des Politikers, 
man hat die Möglichkeit einer ausgezeichneten und 
weitreichenden Sozialversicherung, und man hat 
tausend andere Möglichkeiten, die nicht in den Rah- 
men eines solchen Gesetzes hineingehören. Alle diese 
soll man mit voller Verantwortung ausschöpfen, 
aber nicht vergessen, daß man die Existenz der 
abendländischen Gesellschaft mit Experimenten be- 
droht. 

(Bravo! bei der FDP. — Zuruf von der KPD: 

Die Existenz der Millionäre!) 

Meine Damen und Herren, nach dem, was ich eben 
gesagt habe, werden Sie wissen, wo meine Kritik 
am Gesetzentwurf der CDU einsetzt. Erfreulich ist, 
daß das Wort Mitwirkung darin steht, daß also das 
Problem klar ist, daß eine sinnvolle Werktätigkeit, 
eine Beziehung des Arbeiters zur Arbeit wieder ge- 
schaffen werden muß. Völlig indiskutabel ist für 
uns die Vorstellung einer SHiiedsstelle. Nach mei- 
nen Ausführungen von vorhin werden Sie wissen, 
daß nach unserer Ansicht über die Produktion nicht 
Unternehmer und Betriebsrat gemeinsam zu ent- 
scheiden haben, sondern die Befehle des Marktes 
auszuführen sind. Ich bitte Sie, sich doch einmal die 
Funktion einer Schiedsstelle vorzustellen. Da sitzt 
einer, der Richter oder Volkswirtschaftler oder ein 
irgendwie leidlich allgemein gebildeter Mann guten 
Willens ist. Dem legen Sie nun die Frage vor, ob das 
Unternehmen Fahrräder oder Schreibmaschinen 
produzieren soll. 

(Abg. Dr. von Brentano; Ach nein! — Abg, 

Dr. Schröder: Keine Rede davon!) 

Wer entscheidet denn derartige Dinge? Derartige 
Dinge entscheidet immer eine letzte Instanz, eine 
Instanz, die über Ihren Instanzen steht, nämlich der 

(B) Mann, der bereit ist, den Plunder zu kaufen. 

(Abg. Heiland: Hoffentlich nicht Sie; dann 
ist die deutsche Volkswirtschaft längst 
pleite!) 

— Meine Damen und Herren, es ist gar keine 
schlechte Bemerkung gewesen, als jemand folgen- 
des gesagt hat: Wenn dieses Mitbestimmungsrecht, 
bezogen auf grundlegende Änderungen des Be- 
triebszweckes, in England vor 150 Jahren bestan- 
den hätte, dann wäre wohl die Spinnmaschine in 
England heute noch nicht eingeführt. 

(Sehr richtig! bei der FDP. — Widerspruch 
und Lachen in der Mitte, bei der SPD und 
KPD.) 

Meine Damen und Herren, Sie wissen ja doch ganz 
genau, daß hinter dieser Mitbestimmung der Ge- 
werkschaften die letzte politische Leidenschaft und 
keinerlei Respekt vor den Aufgaben des Augen- 
blicks steht. 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD.) 

Verstehen Sie denn nicht, meine Damen und Her- 
ren: Wer heute noch von Klassenkampf redet, wer 
mit Streiks gegen den Staat, gegen die Gesetz- 
gebung droht, ist der ein Mann der Vernunft oder 
ist er ein Mann, der angreift, 

(erneuter Widerspruch bei der SPD) 

Macht haben will und um Macht kämpft? 

(Lebhafter Beifall bei der FDP.) 

Das wußte Herr Vizekanzler Bauer im Jahre 1919; 
aber Sie haben die Wahrheiten vergessen. 

(Abg. Euler: Sehr richtig! — Abg. Mellies: 

Nur gut, daß Sie erhalten geblieben sind, 
sonst wäre die Welt schon untergegangen!) 


Meine Damen und Herren, nun ein letztes Wort ^ 
zum Entwurf der CDU. Da, wo die Schiedsstelle 
außerhalb arbeitsrechtlicher Beziehungen erwähnt 
wird, kann sie von uns nicht respektiert werden. 

Ich muß aber zu dem Entwurf noch eines sagen. 

Da, wo es sich um soziale Mitbestimmung dreht, 
wären wir durchaus bereit anzuerkennen, daß nicht 
eine Mitbestimmung des Unternehmers mit den Ar- 
beitnehmern Platz greifen oder die Funktionen ge- 
genseitig geregelt werden sollten, sondern daß man 
ruhig an eine völlige Selbstverwaltung der Sozial- 
fonds durch die Arbeiterschaft denken könnte. 

Unsere Stellungnahme zum Entwurf der CDU 
wird sich nachher ergeben. Wir werden ja heute 
noch lange darüber reden, und es wird ja noch 
mancher sein Scherflein dazu beitragen. Mir ist bei 
der Beurteilung des Entwurfs der CDU eine kleine 
Geschichte von Hasek eingefallen, der den „Braven 
Soldaten Svejk“ geschrieben hat. Von diesem 
gibt es eine Kurznovelle von einer böhmischen 
Magnatin. Diese erhielt den Besuch ihres Beicht- 
vaters, und der schilderte ihr die große Not, in 
die ihr Schweinehirt geraten war; der war krank 
und nagte mit seinen sieben Kindern an dem obli- 
gaten Hungertuch. Da stürzte, zu Tränen gerührt, 
diese Dame an die Anrichte ihres Speisezimmers 
und drückte dem geistlichen Herrn eine Ananas in 
seine Soutane. Meine Herren, eine ergreifende 
Handlung, aber völlig unzweckmäßig! 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Neumann: 

Wie rührselig! — Widerspruch und Ge- 
lächter in der Mitte. — Zurufe und Gegen- 
rufe zwischen FDP, CDU und SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Lehr. ^ 

Dr. Dr. h. c. Lehr (CDU): Herr Präsident! Meine (D) 
Damen und Herren! Von dem Mitbestimmungsrecht 
und den verschiedenen Entwürfen, die heute vor- 
gelegt werden, gilt das Wort, das Schiller seiner 
Wallenstein-Trilogie zugrunde gelegt hat: 

Von der Parteien Haß und Gunst entstellt, 
schwankt ihr Charakterbild in der Geschichte. 

Ich glaube nicht, daß die Schärfe mancher Ausein- 
andersetzungen, die ich persönlich sehr bedauert 
habe, im Anfang der Besprechungen dazu beigetra- 
gen hat, die Entwürfe unserem Herzen menschlich 
näherzubringen. Ich mödite mich bemühen, in rein 
sachlicher Darstellung zu Ihnen von den Grund- 
gedanken zu sprechen, die uns beseelt haben, als 
wir dieses Rahmengesetz schufen. 

Meine verehrten Damen und Herren, wir kön- 
nen bei dieser Frage des Mitbestimmungsrechts 
wirklich nicht nur von verstandesmäßigen Über- 
legungen ausgehen, wenn es sich darum handelt, 
eine neue Gemeinschaftsordnung zu schaffen, eine 
neue Wirtschaftsverfassung zu entwerfen, die un- 
serem Wirtschaften für die Zukunft eine neue Blick- 
richtung geben soll. Das ist nicht nur eine Sache 
des Verstandes, das ist auch eine Sache des Herzens. 
(Abg. Dr. von Brentano: Bravo! — Abg. 

Dr. Wellhausen: Gott sei Dank!) 

Als der Entwurf noch nicht einmal eingebracht 
war, erhoben sich schon Stimmen der Kritik bereits 
an den Fragen der Zuständigkeit. Es sind selbst von 
den hohen Regierungssitzen aus Zweifel erhoben 
worden, ob wir, nachdem die Regierung mit dieser 
Materie schon einmal befaßt war, eigentlich noch 
sachlich legitimiert seien, die Initiative zu ergreifen. 
Meine Damen und Herren, der Verzicht auf das 
Initiativrecht ist selbst dann für eine Partei un- 
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CA) möglich, wenn sie ein Königsmacher ist und wenn 
sie selber ihre Minister abordnet. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Vielleicht ist noch irgendein Ressentiment bei unse- 
rer Regierung zurückgeblieben; denn die nicht ge- 
rade vollzählige Besetzung der Ministerbank deutet 
immerhin auf ein Überbleibsel eines solchen Ressen- 
timents hin. 

(Abg. Mellies: Das ist doch keine Seltenheit, 
sondern tägliche Übung!) 

Uns aber von der CDU/CSU ist jede Initiative der 
Regierung durchaus erwünscht gewesen. Wir haben 
die fortgesetzten Bemühungen unseres Arbeitsmini- 
sters Storch mit den besten Wünschen von uns 
aus begleitet und ihm vollen Erfolg gewünscht und 
wünschen ihm den Erfolg auch heute noch. 

Aber wir haben heute morgen einen Einblick be- 
kommen, warum trotz der in diesen Verhandlungen 
und Gesprächen zutage getretenen guten Haltung 
auf allen Seiten ein Erfolg ausblieb; denn ganz 
offensichtlich haben hinter diesen Verhandlungen 
machtpolitische Erwägungen gestanden, die die 
Einigung erschwert und die Verständigung am 
Schluß vereitelt haben. Beide Sozialpartner sind 
dazu übergegangen, ohne Rücksicht auf diese Ge- 
spräche in Denkschriften und in Gesetzesvorschlä- 
gen ihre Meinungen festzulegen. Damit war bestä- 
tigt, daß das Mitbestimmungsrecht seit langem 
nicht nur im Brennpunkt des politischen Interesses 
steht, sondern daß es auch gleichzeitig die um- 
strittenste aller Fragen geworden ist, die wir auf 
wirtschaftlichem Gebiet heute zu lösen haben. Und 
damit waren der Grund und die Notwendigkeit ge- 
geben, auf der politischen Ebene die Initiative zu 
ergreifen und vor diesem Forum die Fragen zu 
(B) entwickeln, deren Lösung offenbar den Partnern 
nicht möglich gewesen ist. 

In einem Zeitpunkt außenpolitischer Bedrohung, 
die unser ganzes innerpolitisches Leben überschat- 
tet, müssen eben alle Anstrengungen darauf ge- 
richtet werden, den Wirtschaftsfrieden zu sichern, 
und es müssen von allen im Betrieb heute wirk^ 
Samen Kräften die höchsten Leistungen verlangt 
werden. Dann dürfen aber auch auf der anderen 
Seite keine Schritte unterlassen werden, welche 
klar zutage getretene Spannungen beseitigen 
können. 

Nach dem Zusammenbruch des Jahres 1945 war 
uns allen klar, daß die Völker zu einer umfassen- 
den Neuordnung der Beziehungen untereinander 
und auch innerhalb ihres eigenen Staatenbaues auf- 
gerufen wurden, und das gilt vor allem für uns in 
Deutschland. Insbesondere galt es, von neuem eine 
sozial verpflichtete Wirtschaft aufzubauen und sich 
dabei von Rückerinnerungen an vergangene Macht- 
kämpfe, an frühere Vorurteile und an etwaige 
Klassengegensätze freizuhalten. Aus dieser Er- 
kenntnis hat die CDU/CSU das Ahlener Pro- 
gramm und die Düsseldorfer Leitsätze entwickelt. 
Sie hat sich zum Ziel gesetzt, dem deutschen Volk 
durch eine Gemeinschaftsordnung eine Wirtschafts- 
und Sozialverfassung zu geben, die dem Recht und 
der Würde des Menschen entspricht, dem geistigen 
und materiellen Aufbau unseres Volkes dient und 
den inneren und äußeren Frieden sichert. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Das ist auch die Tendenz unseres Rahmengesetzes. 
Entsprechend dem Programm und in Übereinstim- 
mung mit unseren sozialpolitischen Leitsätzen geht 
dieser Entwurf von der Würde des arbeitenden 
Menschen aus. Die Stellung, die er dem Menschen 


im Betrieb gibt, soll ihm nicht nur seine Existenz, ® 
sondern gleichzeitig auch eine neue Wertung seiner 
Arbeitskraft als einer sittlichen Leistung und als 
Grundlage der körperlichen und seelischen Ent- 
faltung des Menschen im Betrieb sichern. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Aus manchem gegnerischen, aber selbst auch aus 
befreundetem Lager haben manche geglaubt, daß 
solche Grundgedanken, wie ich sie eben vor Ihnen 
entwickelte, wohl in der Theorie leicht auszuspre- 
chen seien, aber schwer in der Praxis zu verwirk- 
lichen seien, nach dem Gedanken, daß leicht bei- 
einander die Gedanken wohnen, aber hart im 
Raume sich die Sachen stoßen. Und es hat mancher 
geglaubt, daß eine so große Weltanschauungspartei 
in ihrer vielfältigen Zusammensetzung wie die un- 
sere bei dem Bemühen, solche Pläne und konstruk- 
tive Gedanken in die Tat umzusetzen, Schiffbruch 
erleiden, vielleicht sogar vor einer Zerreißprobe 
stehen würde. Die Fraktion der CDU^CSU ist sich 
dieser Schwierigkeiten durchaus bewußt gewesen, 
aber sie hat trotzdem ihre Aufgabe entschlossen an- 
gefaßt. Selbstverständlich sind auch in unseren Rei- 
hen zu verschiedenen Punkten Bedenken erhoben 
worden, und sie bestehen in mancher Hinsicht an 
dieser oder jener Stelle auch heute noch. Aber ent- 
scheidend ist für uns gewesen, daß das hohe Ethos 
unserer christlichen Auffassung über solche ein- 
zelnen Meinungsverschiedenheiten hinweg zu dem 
großen Ziel trägt, das wir uns gemeinsam gesetzt 
haben. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Entscheidend war und blieb, daß unsere christlichen 
Grundsätze nach wie vor das einigende Band sein 
müssen und es geblieben sind, um den Blick auszu- 
richten auf das große programmatische Ziel eben 
neuer Formen der Zusammenarbeit im Sinne echter 
Partnerschaft und leistungsgemeinschaftlicher Ver- 
bundenheit bei beiderseitiger Verantwortung für 
das gemeinsame Werk. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Deshalb konnte der von unserer Fraktion einge- 
reichte Entwurf mit vollem Recht die Unterschrift 
tragen: von Brentano und Fraktion. Es hat sich 
keiner ausgeschlossen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Daß an diesem Entwurf noch gefeilt werden muß 
und daß in kommenden Ausschußverhandlungen an 
gewissen Punkten noch Kritik geübt wird und Ab- 
änderungsvorschläge gemacht werden, ist uns klar. 
Aber wir haben dem Hohen Hause auch ein Rah- 
mengesetz vorgelegt, das Ziele und Wege zwar klar 
aufzeigt, aber keinesfalls bis in die letzten Einzel- 
heiten in die Betriebe hineinregieren will und das 
Verhältnis zwischen Unternehmer und Arbeitneh- 
mer im einzelnen paragraphenmäßig ordnen will. 
Wir waren uns der Vielfalt der deutschen Wirt- 
schaft ebenso bewußt, wie wir wissen, daß über Ge- 
setzesparagraphen hinweg das Einvernehmen zwi- 
schen den beiden Partnern und die aus ihm ent- 
springende gemeinsame echte Betriebsvereinbarung 
wichtiger ist. Wir wissen, daß über der Theorie die 
aus praktischer Erfahrung erwachsenen Kenntnisse 
stehen und wollen die notwendige Bewegungs- 
freiheit in den einzelnen Betrieben in keiner Weise 
einengen. Wir wollen aber auch auf der anderen 
Seite durch ein Rahmengesetz aufzeigen, daß diese 
Betriebsvereinbarungen in einem Rahmen bleiben 
müssen, der die Existenzgrundlage der Beteiligten 
sichert und der Arbeitsleistung den neuen Sinn 
unterlegt, den wir ihr geben wollen. 
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tA) Wir haben bewußt den Weg des Rahmengesetzes 
gewählt, weil es uns daran lag, nunmehr aus dem 
Stadium der Erwägungen heraus zum zielbewußten 
Handeln zu kommen, und weil Beschlüsse und 
Denkschriften in ihrer Wirksamkeit vor einem in 
großen Zügen entworfenen Gesetzesvorschlag zu- 
rücktreten. Weil wir in lauterer Absicht diesen 
Entwurf auf der politischen Ebene vorlegen, er- 
heben wir auch den Anspruch auf eine sachliche 
Würdigung des Ihnen Vorgelegten. Wir bedauern 
es, daß trotz der guten Haltung in den Hattenheimer 
Gesprächen und in Maria I^aadi in der letzten Zeit 
Schärfen aufgetreten sind, die der erstrebenswerten 
Einigung zuliebe besser unterblieben wären. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wir sollten diesseits des Eisernen Vorhangs, meine 
Damen und Herren, bei der Neuordnung unserer 
sozialen Verhältnisse das Ziel der Einigung durch 
Verständigung und nicht durch Machtmittel suchen, 
nicht einmal durch Androhung von Machtmitteln, 
die eventuell eingesetzt werden könnten. 

(Abg. Dr. Oellers: Ausgezeichnet! — Bei- 
fall in der Mitte.) 

Aus dem gleichen Gedankengang heraus und auf 
das Ziel der Einigung ausgeriditet, sollen wir uns 
auch vor allzu extremen Forderungen hüten. Ich 
muß in dieser Beziehung sagen, daß der Entwurf 
der Gewerkschaften dieser Forderung nicht ent- 
spricht. Er sagt in seinem Vorwort selbst: 

Mit diesem Gesetz werden Probleme aufgewor- 
fen, wie sie in der Wirtschaftsgeschichte kaum 
jemals als Aufgabe einer organisatorischen oder 
soziologischen Neuordnung gestellt worden 
sind. 

Meine Damen und Herren, ich will nicht auf Ein- 
zelheiten des Entwurfs und auch nicht auf den Ent- 
wurf der SPD eingehen, der uns heute morgen vor- 
gelegt wird und der mir nach einem ersten Über- 
blick zeigt, daß er wohl dem Entwurf der Gewerk- 
schaften vollinhaltlich entspricht. Ich möchte zu- 
sammenfassend den Eindruck wiedergeben, den ich 
aus dem Gesamten gewonnen habe, daß nämlich 
Wesen und Ziel dieses Entwurfes einheitlich klar 
auf die Forderung nach politischer Macht in der 
Wirtschaft ausgerichtet sind. Das Ziel des Ent- 
wurfes ist die mittelbare oder unmittelbare Be- 
herrschung der Wirtschaft durch die Gewerkschaf- 
ten selbst, die hier ein Führungsmonopol erstreben, 
wie wir es bisher in der Wirtschaft noch nicht ge- 
habt haben. Wir, die wir den Grundsatz des macht- 
verteilenden Prinzips vertreten, lehnen jede mit 
dem Gemeinwohl unverträgliche Beherrschung der 
Wirtschaft oder wesentlicher Teile der Wirtschaft 
durch Staat, Privatpersonen oder Organisationen 
innerhalb oder außerhalb des Staates oder durch 
Gruppen irgendwelcher Art in gleicher Weise ab. 

Man möge hier nicht sagen, daß ein solches Ur- 
teil aus irgendwelchen Ressentiments heraus ge- 
fällt wird. Auch im Ausland hat man diese macht- 
politische Tendenz des Gewerkschaftsentwurfs klar 
erkannt. Mit Erlaubnis des flerrn Präsidenten darf 
ich aus dem „Economist“ vom 10. Juli ein kurzes 
Zitat vortragen, das so lautet: 

Die letzte Entwicklung im Kampf des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes um einen Anteil an 
der Kontrolle der Industrie läßt annehmen, 
daß er den gesunden Sinn, den er in Lohnfor- 
derungen bewies, verloren hat. Seine nun for- 
mulierten Forderungen gehen so weit über die 
Grenzen der Vernunft oder der demokratischen 
Praxis hinaus, daß der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund sich selbst der Beschuldigung aus- 


setzt, es sei ihm mehr an einer konzentrierten 
Macht über die Industrie in den Händen seiner 
zentralen Körperschaft als an der Sicherung 
von Vorteilen für die einzelnen Mitglieder der 
Gewerkschaften gelegen. Der Gewerkschafts- 
bund schlägt nicht weniger als eine Revolution 
zu seinen ausschließlichen Gunsten vor, ohne 
einen Auftrag von der Wählerschaft hierfür zu 
haben. 

Soweit der „Economist“, diese führende englische 
Wirtschaftszeitung. 

Unsere Auseinandersetzungen innen- und sozial- 
politischer Art müssen sich von machtpolitischen Er- 
wägungen freihalten. Wir sollen uns auch nicht in 
den Kampf um Ideologien und um Schlagworte ver- 
wickeln. Wir wollen hier nicht dem rein Doktri- 
nären verhaftet bleiben, sondern aus den Erfahrun- 
gen der Praxis heraus neu schaffen und neu formen 
und das Problem lösen. Wenn wir uns wieder in 
grundsätzlich einander gegenüberstehende Lager 
teilen, gefährden wir diese große, entscheidende 
Reform. Mit Recht sagt der „Katholische Beobach- 
ter“ im April dieses Jahres: 

Dann sind wir wieder so weit, daß am gegen- 
seitigen Nicht- Verstehen und Nicht-Entgegen- 
kommenwollen eine große Aufgabe gesdieitert 
ist, die als eine echte und gute soziale Evolution 
ob ihrer fruchtbaren Wirkung auf die Gemein- 
schaft nicht nur zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern wichtiger wäre als eine ein- 
seitig erfolgte Machtprobe. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Gerade aus diesem Gesichtspunkt ist der Einsatz 
des Bundesparlaments am Platz, nachdem ersicht- 
lich die Verständigungsbemühungen unter den 
Partnern nicht zum Erfolg geführt haben. 

Der Entwurf beschränkt sich auf das innerbetrieb- 
liehe Mithestimmungsrecht. Die Frage der Mit- 
bestimmung auf überbetrieblicher Ebene soll aber 
von uns ebenso entschieden wie die auf inner- 
betrieblicher Ebene angefaßt werden. Aber wir 
glauben, daß dies besser durch eine besondere Ge- 
setzgebung geschieht, die das staatsrechtliche Pro- 
blem des Verhältnisses von Staat und Wirtschaft 
in besonderem Gesetz von der Grundlage der Ver- 
fassung ausgehend neu regelt. 

Unser Entwurf geht vom Schutz der Betriehs- 
familie aus. Er will ein Damm sein gegen ihre Über- 
fremdung. Er baut sich von unten nach oben auf, 
und dabei berücksichtigen wir, daß im allgemeinen 
doch in der deutschen Wirtschaft ein durchaus gutes 
Verhältnis zwischen Betriebsführungen und Be- 
legschaften in unserer Gesamtwirtschaft besteht. 
Sonst wären ja die die übrige Welt in Erstaunen 
setzenden hervorragenden Leistungen in unserer 
Wirtschaft — ungeachtet dabei der amerikanischen 
Unterstützung — gar nicht möglich gewesen. Wenn 
man von diesem guten Verhältnis ausgeht, dann ist 
mit dem Grundgedanken der Betriebsfamilie gleich- 
zeitig auch eine Abgrenzung gegeben. Das Wort 
Betriebsfamilie bedeutet im Grundsatz, daß be- 
triebsfremde Einflüsse auf die Gestaltung des Be- 
triebs nach Möglichkeit ausgeschaltet werden 
sollen und daß es ureigene Sache der Betriebsange- 
hörigen selbst ist, wie sie ihr Mitbestimmungsrecht 
ausüben wollen und durch wen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Es muß vermieden werden, daß die Betriebe 
Kampfplätze für Kräfte werden, die außerhalb des 
Betriebes stehen. 

(Sehr gut! — Sehr richtig! in der Mitte 
und rechts.) 
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Diese Einstellung entspricht folgerichtig dem Be- 
kenntnis der CDU/CSU vom Wert der Einzelpersön- 
iichkeit, vom Wert des schaffenden Menschen und 
seiner Würde und ist recht zu verstehen vom Blick- 
punkt einer Absage aus an den Begriff des Kollek- 
tivs. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

In dem Kollektiv sehen wir von unserem Blick- 
punkt aus den schlimmsten Feind der Menschheit 
und den schlimmsten Feind jeglicher Kultur. 

(Sehr gut! und Beifall in der Mitte und 
rechts.) 

Meine Damen und Herren! Zu diesem Thema hat 
vor kurzem Papst Pius XII. in seiner Ansprache an 
den Kongreß des Instituts für Sozialwissenschaften 
an der Universität Freiburg beim Internationalen 
Soziälkongreß in Rom gesprochen. Er hat auf die 
fundamentale Bedeutung des Privateigentums hin- 
gewiesen und auf dessen Einfluß auf die unterneh- 
merische Initiative. Uber diese Worte ist viel orakelt 
worden, und es sind mancherlei Kommentare gege- 
ben. Aber eines habe ich daraus gehört: die ernst- 
hafte dringende Mahnung von dieser hohen Warte 
aus an die Menschheit, wirtschaftliche Verantwor- 
tungen nicht im Sinne anonymer Kollektivität ord- 
nen zu wollen. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Soweit es sich innerhalb der Betriebsfamilie um 
die Regelung menschlicher und vertraglicher Ar- 
beitsangelegenheiten handelt, kurz: um das ganze 
soziale Problem, bedurfte es ja eigentlich keiner 
Neufassung. Die Praxis hat hier das Mitbestim- 
mungsrecht voll anerkannt, genau so wie es unser 
Entwurf betont. Der Mensch ist so wenig Handels- 
ware nach diesem Entwurf wie die von ihm ge- 
. leistete Arbeit; und die ihm zukommende Bedeu- 
^ tung soll ihm ebenso gesichert werden wie die Exi- 
stenz und sein Arbeitsplatz. Hier handelt es sich 
überhaupt nicht mehr um grundsätzliche Meinungs- 
verschiedenheiten. Bei personalen Angelegenheiten 
sind wir uns ebenso im grundsätzlichen einig, aber 
wir verkennen auf der anderen Seite nicht, daß 
auf der personellen Ebene Entscheidungen unter 
Umständen von höchster wirtschaftlicher Bedeu- 
tung sein können. Das wird sich namentlich auf die 
Besetzung leitender Stellen beziehen. Der Entwurf 
hat sich bemüht, hier einen Ausgleich zu schaffen, 
einen Ausgleich zwischen den berechtigten Ansprü- 
‘chen auf Arbeitnehmerseite einerseits und der Un- 
ternehmerverantwortung andererseits. Der Aus- 
gleich ist, wie Sie wissen, umstritten; aber die 
Schwierigkeiten liegen nach meinem Empfinden 
mehr in der Gestaltung und ln der Abgrenzung 
als in grundsätzlichen Erwägungen, so daß ich 
glaube, daß wir hier sehr wohl zur Einigung kom- 
men können. 

Der Schwerpunkt liegt in Formulierungen über 
das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht; und hier 
allerdings sind die Meinungsverschiedenheiten 
grundsätzlicher Art. Wir haben uns mit heißem 
Herzen bemüht, eine Synthese zu finden zwischen 
dem berechtigten Verlangen des Arbeitnehmers 
nach Sicherung und Erhaltung seiner Existenz und 
seines Arbeitsplatzes einerseits und der Anerken- 
nung der Unternehmensleistung als der Trägerin 
der Verantwortung für Bestand und Fortentwick- 
lung des Unternehmens andererseits. Wir haben 
hier ebenso ernsthaft die Frage der Vertretung in 
den Aufsichtsräten geprüft, und mir scheint es so, 
als ginge der Kampf jetzt mehr um die Zahl als um 
den Grundsatz, daß der Betrieb frei sein soll, wen 
er in seine Aufsichtsräte delegiert. Das hat er bis- 


her schon bei den Aufsichtsräten der Kapitalgesell- t> 
schäften getan. Es ist nicht einzusehen, warum er 
dieselbe Freiheit der Wahl nicht auch unter neuen 
Verhältnissen haben soll. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Der Entwurf geht von dem Blickpunkt aus, daß 
die Forderung auf Mitwirkung der Arbeitnehmer 
in wirtschaftlichen Angelegenheiten des Betriebes 
verständlich und vertretbar ist. Andererseits haben 
wir bei unseren Formulierungen nicht verkannt, 
daß gerade im wohlverstandenen Interesse der Ar- 
beitnehmer die unternehmerische Initiative und 
unternehmerische Verantwortung nicht einge- 
schränkt oder gar unmöglich gemacht werden darf. 

Ich finde es sehr beachtlich, daß wir neben Kapital 
und Arbeit die unternehmerische Leistung voll als 
ein Drittes anerkennen, was dem Betrieb und sei- 
nem Erfolg erst die Blickrichtung und sein Wirk- 
samwerden gibt. Ich finde, daß wir hier eine weit- 
gehende Angleichung an die Richtlinien zur Sozial- 
politik der Sozialausschüsse der CDU/CSU haben» 
in denen am 5. Februar in Oberhausen unter an- 
derem gesagt wurde: 

Das Mitbestimmungsrecht in wirtschaftlichen 
Fragen muß den Notwendigkeiten einer ratio- 
nellen Betriebsgestaltung entsprechen. Die 
laufenden Geschäfte, die unverzügliche Ent- 
scheidung und verantwortliche Initiative ver- 
langen, daß das wirtschaftliche Anordnungs- 
und Durchführungsrecht in den Betrieben und 
Unternehmen und auch auf die Letztentschei- 
dung in bestimmten Fragen der Betriebsfüh- 
rung, den Unternehmern bzw. der Betriebs- 
leitung verbleiben. Es muß klargelegt werden, 
in welchen Fällen das wirtschaftliche Mit- 
bestimmungsrecht des Betriebsrats voll zur 
Anwendung kommen soll. (D) 

— Also in laufenden Geschäften ebenso wie bei 
der Letztentscheidung in bestimmten Fragen sind 
wir uns hier mit den Sozialausschüssen voll einig. 

Es sollte möglich sein, über diese Brücke hinweg 
auch das schwierige Kapitel der wirtschaftlichen 
Mitbestimmung im Betrieb befriedigend zu regeln. 

Es ist die Aufgabe unserer Ausschüsse, an Hand 
der konkreten Vorschläge, die wir Ihnen in Form 
eines Rahmengesetzes vorlegen, nunmehr den poli- 
tischen Gesamtwillen dieses Hauses oder seiner 
Mehrheit zu formen. 

Meine Damen und Herren! Ich bin damit am 
Schlüsse meiner Ausführungen und möchte hoffen, 
daß wir angesichts der schweren Wolken, die am 
außenpolitischen Himmel aufgestiegen sind, aus dem 
Ernst der Situation heraus das verstärkte Bestre- 
ben empfinden, zueinanderzukommen und uns 
niciit auseinanderzureden. Dieses Bemühen, aus- 
gleichend zu wirken, hat mich bei meinen Ausfü- 
rungen beseelt. Möge es uns vergönnt sein, in kur- 
zer Zeit hier eine Form zu finden, die uns hinüber- 
führt zu einer Zukunft, in der eine Wirtschafts- 
form herrscht, die dem Wohle der Gesamtheit in 
einer neuen Wirtschafts- und sozialen Entwicklung 
dient. 

(Bravo! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Walter. 

Walter (DP): Meine Damen, meine Herren! Um 
keinen Zweifel an der Einstellung meiner Fraktion 
zu dem ernsten und wichtigen Problem der Mit- 
bestimmung der Arbeiter in den Betrieben auf- 
kommen zu lassen, erkläre ich, daß wir bereit und 
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VO entschlossen sind, dabei mitzuhelfen, um in den 
Betrieben unserer Bundesrepublik zu einer sozialen 
Neuordnung zu kommen, die für jeden Arbeiter, 
für jeden Betriebsführer und 

(Zuruf von der KPD: Betriebsführer?) 
für jeden Unternehmer annehmbar ist und die vor 
allen Dingen den Gesamtinteressen unseres Volkes 
zu dienen geeignet ist. Diese neue Sozialordnung 
muß frei sein von allem Zwang zu Streiks, sie muß 
frei sein von dem Zwang zu unsinnigen Demonstra- 
tionen, die zu nichts anderem führen als dazu, 
unser Wirtschaftsleben zu stören, und sie muß frei 
sein von der Drohung mit Gewalt, um politische und 
wirtschaftliche Machtpositionen erringen zu wollen. 

(Lachen und Zurufe links.) 

Es ist notwendig, meine Damen und Herren, daß 
dies mit aller Klarheit betont wird. 

Nun haben wir den Entwurf des Gesetzes der 
CDU über die Mitbestimmung hier zu beraten. Die 
Ausführungen des sehr verehrten Herrn Kollegen 
Dr. Lehr, 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 
die sich eingehend mit der Zielsetzung dieses Ent- 
wurfs beschäftigten, konnten einem, wenn man sie 
hörte, Vorkommen, als seien sie ganz leidlich. Herr 
Dr. Lehr betonte vor allem, in dem Entwurf sei vor- 
gesehen, daß Einflüsse von außen auf unsere Be- 
triebsführung nach Möglichkeit ausgeschaltet wer- 
den sollten. Sehr gut, und doch scheint es ein wenig 
schief darum zu stehen, wenn man den Entwurf 
der CDU genauer betrachtet und die Paragraphen 
richtig würdigt. Da ist zum Beispiel der § 46, der 
diese Klarheit vermissen läßt. Der § 46 des Ent- 
wurfs läßt nicht nur zu, sondern er begünstigt sogar 
den Einfluß von Kräften außerhalb der Betriebe 

_ auf die Wirtschaftsführung. Aber auch einige an- 
dere Abschnitte des Entwurfs geben zu allerlei Be- 
denken Anlaß, und es wird notwendig sein, sehr 
ernst darüber zu diskutieren, um das, was wir 
wollen und was alle wollen müssen, nämlich den 
Wirtschaftsfrieden in unseren Betrieben zu erhal- 
ten, mit aller Klarheit sicherzustellen. Wenn wir 
ein Mitbestimmungsrecht schaffen wollten, das ge- 
eignet wäre, den Wirtschaftsfrieden in unseren Be- 
trieben zu stören, dann glaube ich, sind 
einige Paragraphen des Entwurfs dafür geeignet. 
Auch der § 45, der in seinen Forderungen weiter- 
geht als der Entwurf der Gewerkschaften und der 
Sozialdemokratie, ist nicht annehmbar, und, wie 
gesagt, in den Ausschüssen wird darüber ernst zu 
sprechen sein. 

Nun zu dem, was hier grundsätzlich über die 
soziale Neuordnung in unserer Wirtschaft gesagt 
worden ist. Da sind in der Diskussion schon ernste 
Worte gefallen, Worte der Drohung, Worte der Be- 
schwichtigung und Worte, die darauf schließen 
lassen, daß wir es noch mit ernsten Auseinander- 
setzungen zu tun haben werden, ehe wir erreichen, 
daß die soziale Neuordnung unserer Wirtschaft so- 
wohl wie die der Interessen unseres gesamten Vol- 
kes gewährleistet ist. 

Einige Bemerkungen zu dem, was der Herr Kol- 
lege Freitag anführte. Er betonte, wenn unsere 
Wirtschaft nicht harmonisch gelenkt werde und 
wenn unsere Arbeiter in den Betrieben nichts zu 
sagen hätten — damit meinte er natürlich die Ge- 
werkschaften, die Gewerkschaftsführung — , kann 
der Arbeitsfrieden nicht garantiert werden. Ich 
möchte hier einflechten, daß wir nichts gegen die 
Gewerkschaften haben, im Gegenteil, wenn sie noch 
nicht da wären, müßten sie geschaffen werden. Aber 
das eine: Die Gewerkschaften müssen begreifen, daß 


seit ihrer Gründung und seit der Schaffung der 
deutschen Arbeitervereine immerhin viele Jahr- 
zehnte vergangen sind. Die Gewerkschaften kön- 
nen heute unmöglich mit den Parolen des abge- 
wirtschafteten Klassenkampfgedankens operieren 
und dabei behaupten, daß sie so die Interessen der 
Arbeiter wahrnehmen. Die Gewerkschaften sollten 
begreifen, daß heute im Zeitalter der Atombombe 
ihre Aufgaben ganz andere sind als vor 80 oder 
90 Jahren. 

(Zuruf von der SPD.) 

Es ist in diesem Zusammenhang gesagt worden, 
daß die deutschen Gewerkschaften in Verbindung 
mit ihren internationalen Kollegen bereit wären, 
dafür zu sorgen, daß die deutsche Wirtschaft sich 
entwickle und daß damit der Arbeitsplatz der Ar- 
beiter gesichert sei. Zu dieser Sicherheit wäre eini- 
ges zu sagen. Wenn in den Betrieben Leistungen 
zustande kämen, wie sie von den Gewerkschaften 
gefordert werden, dann würde es wahrscheinlich 
um die Rentabilität der Betriebe schlecht stehen. 
Dann würde das, was wir wollen, nämlich die Ar- 
beiter vor der Not bewahren, in weitestem Maße 
illusorisch werden. Es ist notwendig, auf die Ge- 
fahr hinzuweisen, die entstehen muß, wenn Kräfte 
außerhalb des Betriebes in den Betrieben mitbe- 
stimmen wollen über Sachen, die einzig und allein 
die Betriebsleitung und die Belegschaft des Be- 
triebes angehen. 

(Zuruf von der SPD.) 

Herr Kollege Freitag hat hier verschiedene Län- 
der angeführt, an denen wir uns ein Beispiel neh- 
men sollten. Er hat Schweden angeführt; er hat 
England angeführt, er hat die Vereinigten Staaten 
angeführt. Ich möchte Ihnen einiges darüber mit- 
teilen, wie man in diesen Ländern über die wich- 
tige Angelegenheit der Mitbestimmung denkt. Daß D) 
die englische Planwirtschaft, die Labourregierung 
sich weder von den Betriebsräten noch von irgend 
jemand in ihrer Planung beeinflussen oder mit- 
reden läßt, dürfte Ihnen bekannt sein. 

(Abg. Wehner: Sagen Sie das in der Nazi- 
broschüre, die Sie im Krieg geschrieben 
haben?) 

— Die brauche ich nicht heranzuholen. Aber auch 
Sie können aus dieser Broschüre noch etwas lernen. 

Wichtig erscheint mir, was die amerikanischen 
Gewerkschaftsführer zu dem Problem der Mit- 
bestimmung zu sagen haben. Ihnen wird ja Mr. 
William Green, der Präsident der AFL, bekannt 
sein; er behandelt die Frage des Mitbestimmungs- 
rechts in folgenden Sätzen: 

Die Trennungslinie zwischen der Ausübung der 
Rechte der Arbeiter und der Leitung muß ge- 
nau eingehalten werden. Die vereinzelt ver- 
tretene Anschauung, die Arbeiterschaft solle 
sammen mit der Leitung das Eigentum ver- 
walten, kann nicht angenommen werden. Die 
Freiheit der Arbeiter hängt ihrerseits ab von 
der Handlungsfreiheit der Unternehmens- 
leitung. 

Das sind Sätze, die sich die deutschen Gewerkschafts- 
führer merken sollten. 

Hören Sie auch den Präsidenten der radikalen 
Gewerkschaft der CIO, des Congress of Industrial 
Organisation, Mr. Murphy, Er sagt: 

Den Leiter oder die Leitung in der Verantwor- 
tung für den Unternehmenserfolg zu entlasten, 
wäre so etwa das letzte, das irgendeine Gruppe 
von Arbeitern, ob organisiert oder nicht, als 
richtig oder gar erwünscht ansehen würde. Die 



Deutscher Bundestag — 80. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juli 1950 


2951 


(Walter) 

(A) Gewerkschaften haben oft genug zum Aus- 
druck gebracht, daß letztlich der Betriebs- 
leitung die Führung des Unternehmens obliegt, 
wenn die Firma finanziell und sonst erfolg- 
reich sein soll. 

Und schließlich noch ein paar Worte von Mr. 
John Louis, dem Führer der Bergarbeiter: 

Die Bergarbeiter wünschen, daß die Verant- 
wortlichkeit der Betriebsleitung dort liegt, wo 
sie immer gelegen hat. Der Bergbau ist ein 
schwieriger Zweig, eine technische Industrie, 
die unter hohem Wettbewerb und unter großen 
Risiken arbeitet und in der es unklug wäre, die 
Verantwortung der Betriebsleitung aufzu- 
teilen. 

Das sind Ausführungen amerikanischer Gewerk- 
schaftsführer, die, glaube ich, wohl zu beachten sind. 
(Zuruf von der SPD: Das sind keine Zeugen | 
für Sie!) 

Wenn nun aber von unseren Kollegen der sozial- 
demokratischen Fraktion sowohl wie in den Ar- 
tikeln der Gewerkschaftszeitungen immer wieder 
betont wird, die Gewerkschaften seien es gewesen, 
die dafür gesorgt hätten, daß der Bolschewismus 
bei uns keinen Eingang und keinen Einfluß finden 
könne, und wir hätten es allein den Gewerkschaften 
zu danken, daß die Kommunisten in einer so ver- 
schwindenden Minderheit geblieben sind, dann 
möchte ich in aller Bescheidenheit darauf hinweisen, 
daß es weniger das Verdienst der Gewerkschaften 
war und ist, 

(Zuruf von der SPD: Sondern?) 

— sondern — überlegen Sie mal ein klein wenig — ■ 
Herr Stalin selbst ist es gewesen, Her dafür gesor^^t 
hat, daß der Kommunismus und die Kommunisten 
(B) hier bei uns nicht hochkommen konnten, weil er 
unseren Vertriebenen aus dem Osten sowohl wie 
unseren Kriegsgefangenen, aber auch unseren Ar- 
beitern drüben in der Ostzone täglich vordemnn- 
striert, welche Bewandtnis es mit seinem soziali- 
stischen Staate und seiner demokratischen Staats- 
führung hat. 

(Abg. Fisch: Dj^s haben Sie wohl alles in 
der Nazizeit gelernt?!) 

Ich Hatf Sie versichern. Herr Fisch, daß ich das an 
der Quelle des Übels gelernt habe, und ich werde 
Ihnen bei Gelegenheit noch andere Wahrheiten 
sagen. 

(Abg. Fisch: Das glaiiM Ihnen kein MenschO 
Der Kamnf gegftn den BoUchewismiis — und ich 
glaube, es ist im ZusammenharKT mit den Entwür- 
fen 711 dem Gesetz über des Mithe*5timmnr»ftc;Tppht 
wohl vmrt. daß man darüber ernstlich «snripht — 
kann nicht geführt werdf^n dnroh dip Hereinnahrnp 
aiißer>»a1b der Betriphe Stehendpr in die Aiifsichts- 
räte. Ich glaube, daß eine .*5olphe Maßnahme leicht 
ins Gecrpnteil iim<schla«^en kann. Denn vercressen 
Sip nicht daß die Gewerkschaften aiirh heute noch 
von Kräften diirrhsetzt oind die iedp Stnndp bereit 
sind. dpTn Rofphl des Kreml«; zn fo^c^cn nnH die 
Gewerkschaftqhewegiinrr fiir ibre dunklen Ziele zn 
benutzen. Hier ist äiiRprcfp Waobsamkeit geboten 
Sie mögen mir enfgegenbalfpn daß Sie schon anf- 
ppiqcspn werden. Darauf kann irb nur erwidern daß 
wir wnQ an die Hpi<;niel#^ der Oe<;pbichte. der Ver- 
gangenheit sowohl wie der Gegenwart, halten und 
daraus lernen sollten. 

(Abg. Fisch: ftbpr die Geschichte sind Sie 
falcrh orientiprtl) 

Was im übrigen diese Beispiele angeht, meine 
Herren: Sehen wir mal rüber nach England und 


betrachten wir uns die Schwierigkeiten, die die ^ 
Labour-Regierung durch ihre Gewerkschaften mit 
denjenigen hat, die vor geben, für die Interessen der 
Arbeitnehmer einzutreten. Betrachten wir die Vor- 
gänge nicht nur in England, sondern auch in Ame- 
rika, in Frankreich und in der ganzen Welt, dann 
erkennen wir, wie die Heloten des Kremls zu jeder 
Stunde bereit sind, die geordnete Wirtschaft zu 
stören und lahmzulegen — nicht um den Arbeitern 
zu helfen, sondern ihrem Auftraggeber, den Macht- 
habern im Kreml zu gehorchen. 

(Zurufe von der KPD.) 

Das ist es, was diese Herren auch bei uns zu tun 
bereit sind und jederzeit tun werden, wenn nicht 
äußerste Wachsamkeit geübt wird. 

Der Kampf gegen den Bolschewismus sollte nicht 
leicht genommen werden, von keinem von uns. 
Wenn die Herren von der Sozialdemokratie immer 
betonen, daß sie es sind, die diesen Kampf ent- 
schlossen zu führen bereit sind, dann möchte ich 
ihnen entgegenhalten, daß sie dort, wo sie von 
jenen Kräften getrieben werden, nur zu bereit sind, 
ihnen nachzugeben. Dieses Nachgeben wird und 
muß unsere Wirtschaft und unser Volk dahin brin- 
gen, wo sie jenseits der Elbe heute leider sind. 
Diese Gefahr zu sehen und zu erkennen bedeutet, 
daß wir ihr energisch und entschieden entgegenzu- 
treten haben, auch bei der Behandlung des Gesetzes 
über die Mitbestimmung. 

Wir brauchen darüber nicht große Worte zu ver- 
lieren, wie diese Einstellung zu erfolgen hat. Es wäre 
uns lieber gewesen, wenn der Entwurf heute nicht 
behandelt worden wäre, sondern wenn man gewar- 
tet hätte, bis der Entwurf des Arbeitsministeriums 
vorliegt. Aber die Herren Kollegen aus der CDU 
haben es für richtig gehalten, jetzt schon mit ihrem 
Entwurf zu kommen. Und hier möchte ich eine (D) 
etwas peinliche Sache anführen. 

(Zuruf von der CDU: Sie haben schon ein- 
mal zugestimmt! — Abg. Eichler: Die sind 
auch Bolschewisten geworden!) 

Ich glaube, Sie haben sich zu sehr von Kräften trei- 
ben lassen, die anderen zuvorkommen wollten. 

(Abg. Dr. von Brentano: Nein!) 

— Mein lieber Herr Kollege Dr. von Brentano, ich 
bin nicht nur des Glaubens, sondern ich weiß, daß 
eine solche Einstellung vorhanden war. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Aber es ist nie gut, sich stoßen zu lassen von denjeni- 
gen, die da glauben, es noch besser zu können. Das 
sollten auch die Herren aus den Kreisen der Sozial- 
demokratie sich merken. Sich vorwärts treiben las- 
sen, ist immer mit Gefahren verknüpft. 

Wir werden noch Gelegenheit haben, bei dem 
Entwurf, den uns das Ministerium für Arbeit 
unterbreiten wird, eingehend über alles zu sprechen. 
Heute dürfen wir nur das eine sagen — und das 
sollte von allen beherzigt werden, die es mit dem 
Interesse für unsere arbeitenden Menschen, mit dem 
Interesse für unser gesamtes Volk und für unsere 
Wirtschaft ernst meinen — , daß wir uns einmütig 
dazu bekennen, eine neue soziale Ordnung in un- 
serer Wirtschaft zu schaffen. 

Ich möchte noch auf eines hinweisen: wir sollen 
uns davor hüten, daß wir die Eigengesetze der Wirt- 
schaft einfach durch starre Polizeiverordnungen 
lenken wollen, und wir sollen uns vor allen Din- 
gen davor hüten, unseren schaffenden Menschen 
etwas aufzwingen zu wollen, was sie gar nicht haben 
wollen. 

(Abg. Kohl [Stuttgart] : Alter Witzbold! — 

Große Heiterkeit.) 
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(W alter) 

(A) Unsere Gesetzgebung und unsere Arbeit in diesem 
Parlament darf nur dem Wohl des gesamten Volkes 
dienen. Das ist die Auffassung meiner Fraktion, 
und mit dieser Auffassung werden wdr über den 
Wert oder Unwert jeder Vorlage über ein Mit- 
bestimmungsgesetz entscheiden. 

(Beifall bei der DP. — Zuruf von der KPD: 

Zieh Dir mal Deine braune Unterhose aus!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Wessel. 

FrauWessei (Z): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist eine alte Weisheit, daß ein richtiger 
Grundsatz durch eine falsche Anwendung immer 
eine andere als die beabsichtigte Wirkung hat. Man 
kann einen Grundsatz auch falsch interpretieren 
und ihn dadurch in Mißkredit bringen. In beiden 
Fällen liegt aber die Ursache der Verwirrung nicht 
bei dem Grundsatz, sondern bei dem ihn Verwirk- 
lichenden bzw. Interpretierenden. Wenn man die 
bisherige Debatte in diesem Hohen Hause verfolgt, 
so kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß über die Frage des Mitbestimmungsrechts von 
ganz verschiedenen Gesichtspunkten aus debattiert 
wird, je nachdem, ob man Gegner oder Anhänger 
dieses Mitbestimmungsrechts ist. 

Die reinliche Scheidung also zwischen dem 
Grundsatz als solchem und seiner Verwirklichung 
bzw. Interpretierung setzt als solche die persönliche 
Einsicht und auch die persönliche Ehrlichkeit vor- 
aus. Wenn Gewerkschaft und Untemehmerver- 
bände weder in Hattenheim noch in Maria Laach 
zu einer Verständigung auf dem Boden der Ver- 
nunft kamen, wenn es im Augenblick so aussieht, 
als wenn es auch in diesem Hohen Hause nicht zu 
einer Überbrückung der Meinungsverschiedenhei- 

(B) ten kommen würde, so spricht das keineswegs ge- 
gen den Gedanken der Mitbestimmung als solchen, 
sondern gegen die Einsicht und den guten Willen 
wenn nicht aller, so doch zumindest eines Teils der 
dort und hier versammelten Vertreter der beiden 
Sozialpartner. 

Aus der Personenwürde des arbeitenden Men- 
schen ergibt sich das Verlangen nach Mitbestim- 
mung der Arbeiterschaft in Fragen des wirtschaft- 
lichen und sozialen Lebens. Das ist schon von Herrn 
Kollegen Dr. Lehr dargelegt worden. Und wenn 
wir heute so häufig eine Reminiszenz an die wirt- 
schaftliche Organisation des vergangenen Jahrhun- 
derts gehört haben, meine Damen und Herren, so 
ist dazu zu sagen: das 19. Jahrhundert stand zu- 
mindest im Zeichen einer künstlichen Überbewer- 
tung der Kapitalinteressen. Die werktätige Arbeit 
war nur Objekt, nicht aber mitbestimmendes Sub- 
jekt des Betriebes. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Den anders gewordenen wirtschaftsethischen Auf- 
fassungen der Menschen unserer Zeit muß auch 
eine andere rechtliche und wirtschaftliche Stellung 
der Arbeitnehmer zum und im Betrieb entsprechen. 
Das gesetzte Recht und die Entwicklung des Wirt- 
schaftszweiges sind hinter der Entwicklung des 
Rechtsgefühls unserer Tage zurückgeblieben. Die 
Grundsätze de^ überkommenen bürgerlichen, wirt- 
schaftlichen und Arbeitsrechtes spiegeln nicht mehr 
die Forderungen des sozialen Gewissens der Ge- 
genwart wider, von denen wir heute in diesem 
Hohen Hause soviel gehört haben. 

Aufgabe der Gegenwart muß es doch sein, durch 
eine Neuordnung der betrieblichen Führungsver- 
hältnisse den klassenkämpferischen, naturwidrigen 
Gegensatz von Arbeit und Kapital in der betrieb- 


lichen Sphäre zu überwinden, ohne die Grundlagen ® 
der europäischen Wirtschaft: Privateigentum und 
Freiheit zu zerschlagen. Sinn und Ziel der Mitbe- 
stimmung der Belegschaft im Betrieb ist die Her- 
stellung eines auf Gerechtigkeit und gegenseitigem 
Vertrauen begründeten Arbeitsfriedens. Ich meine, 
keiner in diesem Hohen Hause hätte nicht den 
Wunsch, daß es zu einem solchen Arbeitsfrieden 
kommen muß. Es gibt doch keine betriebliche 
Frage, die nicht bei gegenseitigem guten Willen, 
bei beiderseitiger rücksichtsloser Offenheit so ent- 
schieden werden kann, wie es dem Nutzen des Be- 
triebes und dem Nutzen der Belegschaft entspricht. 

Meine Damen und Herren! Die dem Wesen der 
betrieblichen Zusammenarbeit eigene Uber- und 
Unterordnung berührt nicht die Personenwürde des 
arbeitenden Menschen. Jeder gesunde Betrieb 
spiegelt eine von Autorität, Gehorsamspflicht und 
Verantwortung getragene Ordnung, deren Grund- 
lagen Freiheit und Eigentum sind. Durch die Mit- 
bestimmung der Belegschaft soll diese Ordnung der 
abendländischen Wirtschaft erfüllt und nicht zer- 
schlagen werden. Aber nur menschliche Qualität 
begründet und sichert die Autorität der Betriebs- 
führung; nur Einsicht und Bewußtsein der Mit- . 
Verantwortung bei der Belegschaft rechtfertigen 
die Mitbestimmung durch die Belegschaft. 

Wenn zum Beispiel der „Industriekurier“ die 
Zwangsläufigkeit einer Entwicklung von der Mit- 
bestimmung zum Bolschewismus behauptet und er 
deswegen das Mitbestimmungsrecht ablehnt, dann 
gestatten Sie mir die Vermutung, daß dieser Be- 
hauptung weder Einsicht noch politisches Finger- 
spitzengefühl zugrunde liegt. 

(Sehr gut! in der Mitte und links.) 

Wie man von einem Punkt aus in 360 verschiede- 
nen Richtungen marschieren kann, so sagt der Aus- vD) 
gangspunkt Mitbestimmung noch nichts über das 
Ziel der damit begonnenen neuen Entwicklung. 
Motiv, Gestalt und Zweck der Mitbestimmung erst 
legen die Richtung fest, je nachdem zum Guten 
oder auch zum Bösen. Daß die bolschewistische 
Konzeption Lenins und Stalins das Mitbestimmungs- 
recht mißbraucht hat, daß für eine wie auch immer 
geartete Mitbestimmung in Rußland weder 1920 
noch 1950 Platz ist, spricht in keiner Weise gegen 
die Gewährung eines richtig motivierten und rich- 
tig gestalteten Mitbestimmungsrechts an die deut- 
sche Arbeiterschaft. 

Glaubt der Herr Kollege Hammer oder auch der 
Herr. Kollege Walter von der Deutschen Partei, 
(Zuruf von der FDP: Der glaubt über- 
haupt nichts!) 

auch nur einen Arbeiter durch ihre Beweisführung 
für die Sache der Unternehmerschaft und der freien 
Wirtschaft zu gewinnen? Den Bolschewismus fürch- 
tet das Gros der deutschen Arbeiter gerade so, wie 
ihn die deutschen Unternehmer fürchten. Nachdem 
wir aber aus der in dieser Frage dargelegten Mei- 
nung der Vertreter der deutschen Unternehmer, 
die in der FDP und DP ihre Vertretung sehen, 
ein sehr bedingtes Nein zu den Forderungen der Ar- 
beiterschaft auf Mitbestimmung heraushören müs- 
sen, werden sich die Gesamtvertreter der deutschen 
Unternehmerschaft nicht wundern dürfen, wenn 
die Arbeiterschaft sich noch geschlossener hinter 
die Vorschläge des DGB stellt, der ja beides ver- 
spricht: Schutz vor dem Bolschewismus und Wahr- 
nehmung ihrer Rechte. 

Meine Damen und Herren! Ich betrachte es als 
die besondere Pflicht meiner Fraktion, darüber zu 
wachen, daß bei der Diskussion über das Mitbe- 



Deutscher Bundestag — 80. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juli 1950 


2953 


(Frau Wessel) 

CA) stimmungsrecht das Eigentumsrecht gewahrt und 
die Unternehmerinitiative erhalten bleibt. 

(Zurufe von der CDU: Sehr gut!) 

Das Mitbestimmungsrecht darf nicht zu einem 
Mittel klassenkämpferischer Demagogie ausarten, 
sondern muß den Eckstein einer echtenWirtschafts- 
demokratie abgeben. 

Ich spreche also für das Mitbestimmungsrecht, 
weil 'ch weiß, daß das Mitbestimmungsrecht und 
die Mitverantwortungspfiieht, die man aus dem 
CDU-Entwurf hier besonders hervorzuheben 
glaubte, zwei Seiten ein und derselben Sache sind. 
Und auch das möchte ich mit aller Deutlichkeit 
herausstellen. In den überschaubaren Klein- und 
Mittelbetrieben, wo einer den andern kennt, wo 
die menschliche Nähe von Meister und Geselle, Un- 
ternehmer und Belegschaft eine tägliche Aussprache 
und Mitbestimmung darstellt, in all den Fällen 
also, in denen das Ich- und Du-Verhältnis in Ord- 
nung ist, bedarf es nach der Überzeugung meiner 
Fraktion keiner organisatorischen Form der Mit- 
bestimmung. 

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!) 
Dasselbe gilt insbesondere auch für die Landwirt- 
schaft. In allen diesen Betrieben ist es nadi wie vor 
eine Frage der menschlichen Qualifikation des Be- 
triebsführers, mit seinen Arbeitnehmern in ein 
solches Verhältnis zu kommen, daß diese aus Trä- 
gern fremdbestimmter Arbeitskraft zu verantwor- 
tungs- und damit zu persönlichkeitsbewußten Mit- 
arbeitern werden. Nur dort, meine Damen und 
Herren, wo das Ich-Du- Verhältnis nicht funktio- 
niert, sei es, daß der Betrieb zu groß, sei es, daß er 
zu unübersichtlich ist, als daß eine persönliche An- 
und Aussprache stattfinden könnte, bedarf das Mit- 
bestimmungsrecht einer organisatorischen Form. In 

® den Großbetrieben, vor allem bei den Kapitalge- 
sellschaften ist ohne eine Organisation der Mitbe- 
stimmung heute nicht mehr auszukommen. 

Die Zentrumsfraktion wird also für die gesetz- 
liche Anerkennung des Anspruchs der Arbeiter- 
schaft auf Mitbestimmung in den Großbetrieben, 
insbesondere bei den Kapitalgesellschaften eintre- 
ten. Aber auch das möchte ich mit aller Deutlich- 
keit heraussteilen: welche Form der Betriebsdemo- 
kratie der einzelne Großbetrieb wählt, muß den 
Beteiligten, d. h. der Betriebsführung und der Be- 
legschaft überlassen bleiben. Wenn das Hohe Haus 
über ein Gesetz der Mitbestimmung beschließt, 
dann sollte es sich vor Augen halten, daß das Ge- 
setz keine Schablone der Mitbestimmung geben 
darf, daß es vielmehr den betriebsindividuellen 
Verhältnissen Gestaltungsfreiheit lassen muß. Es 
kommt immer auf das Ergebnis, auf das tatsäch- 
liche Mitbestimmungsrecht der Belegschaf t an. Nidit 
aber kann es die Aufgabe dieses Hohen Hauses 
sein, eine gesetzliche Gebrauchsanweisung der Mit- 
bestimmung zu entwickeln, die auf alle Betriebe 
ohne Rücksicht auf ihre Größe, Art und soziolo- 
gische Zusammensetzung ihrer Belegschaft paßt. 

Wie das Mitbestimmungsrecht gestaltet wird, 
muß Sache des Betriebsrats und des einzelnen Un- 
ternehmens sowie der Betriebsführung bleiben. 
Das ist allerdings auch meine Meinung, daß in den 
Großbetrieben der Betriebsrat der natürliche Ge- 
sprächspartner des Unternehmens bzw. des Vor- 
standes ist. Ihn gilt es so in die Betriebsführung 
einzubauen, daß er aus einem Instrument der 
Opposition zu einem Träger wirklicher Mitbestim- 
mung und damit zu einem mitverantwortlichen Teil 
der Betriebsführung wird. Das Mitbestimmungs- 
recht soll so dem sozialen Frieden dienen. 


Voraussetzung für einen derartigen Erfolg, für ^ 
das Zusammenwachsen von Unternehmer und Be- 
legschaft zu einer Leistungsgemeinschaft ist die 
Entpolitisierung des Betriebes und die Ausschaltung 
jeden Fremdeinflusses aus der betrieblichen 
Sphäre. Der Betrieb darf nicht zur Plattform außer- 
betrieblicher Meinungskämpfe werden, 

(Sehr riditig! beim Zentrum und bei der 
CDU.) 

Im betrieblichen Zusammenwirken von Arbeit und 
Eigentum darf es nur einen Maßstab geben: das 
Interesse des Betriebes im Rahmen des gemeinsa- 
men Nutzens. 

Meine Damen und Herren! Unter diesen Gesichts- 
punkten habe idi die Vorschläge des DGB zur Neu- 
ordnung der deutschen Wirtschaft vom 14. 4. 1950 
studiert. Ich habe ferner die Stellungnahme der Ar- 
beitgeberverbände zu dem Problem des Mitbestim- 
mungsrechts vom Mai 1950 durchgearbeitet. Ich 
brauche dem Hohen Hause nicht den Inhalt dieser 
Stellungnahmen der Vertretungen der Sozialpartner 
darzulegen. Das dürften schon meine Vorredner ge- 
tan haben. Aber ich meine doch, daß weder der eine 
noch der andere Vorschlag die Grundlage für ein 
Bundesgesetz abgeben kann. 

Mit beiden Stellungnahmen verglichen ist der 
CDU-Entwurf zweifellos, was man im einzelnen an 
ihm auch aussetzen mag, ein Fortschritt und geeig- 
net, eine Diskussionsgrundlage abzugeben. Die CDU 
beschränkt sich in ihrem Gesetzentwurf auf die 
innerbetriebliche Mitbestimmung und erfaßt damit 
den Kern der Sache. Über die Mitbestimmung im 
überbetrieblichen Bereich, über den Auf- und Aus- 
bau einer wirtschaftlichen Selbstverwaltung wird 
sich eine Einigung unschwer erzielen lassen. Auch 
über die grundsätzliche Anerkennung des Mitbe- 
stimmungsanspruches der Arbeiterschaft brauche OD? 
ich keine Worte zu verlieren. Die Meinungsverschie- 
denheiten kulminieren in der Frage nach dem Um- 
fang und dem Inhalt der Mitbestimmung, vor allem 
aber in der Frage: Mitbestimmung durch wen? 

Ich betonte schon, daß meines Erachtens der Be- 
triebsrat und nur der Betriebsratdas für den inner- 
betrieb liehen Bereich geeignete Organ der Mitbestim- 
mung ist. Es ist gut und richtig, daß die CDU einer 
betrieblichen Monroe-Doktrin das Wort redet. Auch 
ich bin der Meinung, daß an der Gestaltung der be- 
trieblichen Verhältnisse nur die im Betrieb wirken- 
den Kräfte teilhaben sollen. Eigentümer und Be- 
legschaft sind die beiden Faktoren, die den Betrieb 
tragen. Ihrer von außen unbeeinflußten Überein- 
kunft muß das Wie der Zusammenarbeit überlassen 
bleiben. Daraus folgt, daß die Wahl des Betriebs- 
rats von außen unbeeinflußt bleiben muß. Es mag 
die eine oder andere Bestimmung des ersten Teik 
des CDU-Entwurf s noch einer Überarbeitung be- 
dürfen. Insbesondere müßte meines Erachtens noch 
stärker zum Ausdruck gebracht werden, daß der 
Betriebsrat eine menschliche und fachliche Elite der 
Belegschaft darstellt und auf Grund der Wahlmo- 
dalität auch darstellen kann. Ich würde es für au- 
ßerordentlich wichtig halten, wenn zum mindesten 
dieser erste Teil des Gesetzentwurfs der CDU nach 
erfolgter Überarbeitung baldmöglichst Gesetzes- 
kraft erlangte. 

Der Betriebsrat wird und muß Träger des Wil- 
lens der Belegschaft sein. Nur wenn die gesetzliche 
Grundlage, auf Grund deren sich der Betriebsrat 
konstituiert und arbeitet, seine Unabhängigkeit ga- 
rantiert, nur dann kann der weitere Schritt zur 
wirklichen Mitbetimmung getan werden. Diese 
Voraussetzung aber erfüllt zum mindesten im 
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w Grundsätzlichen der erste Teil des CDU-Entwurfs. 
Dies festzustellen, gereicht der Zentrumsfraktion 
zur besonderen Befriedigung. 

Meine Damen und Herren! Was die Beteiligung 
der Arbeitnehmer an der Gestaltung des Betriebes 
angeht, so habe ich bereits herausgestellt, daß die 
Form der Mitbestimmung Angelegenheit der Be- 
teiligten ist. Der Gesetzgeber sollte sich in einer 
Art Rahmengesetz darauf beschränken, den An- 
spruch der Arbeiterschaft auf Mitbestimmung her- 
auszustellen und ferner die gesetzlichen Hinder- 
nisse zu beseitigen, die einer Neuordnung des Zu- 
sammenwirkens von Arbeit und Eigentum auf 
Grund der Bestimmungen des Handelsgesetzbuches 
und des Aktienrechts entgegenstehen. Soweit das 
Hohe Haus auch Vorschriften über die Form der 
Mitbestimmung zu machen beabsichtigt, dürften 
diese meines Erachtens nichts anderes als beispiel- 
hafte Vorschläge sein. Es wäre aber nicht nur un- 
ter diesem Gesichtspunkt verfehlt, in allen Be- 
trieben die Bildung von Wirtschaftsausschüssen im 
Sinne der §§ 41 ff. des CDU-Entwurfs anzuordnen. 
Vielmehr scheint es mir notwendig zu sein, zum 
Ausdruck zu bringen, daß dem Betriebsrat nicht 
nur die Regelung der sozialen und personellen Ver- 
hältnisse obliegt, sondern daß er auch das Organ 
ist, durch das die Belegschaft ihr Informationsrecht 
und ihr Recht auf Mitwirkung in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten des Betriebs wahrnimmt. Es muß 
dem Betriebsrat und dem einzelnen Unternehmer 
überlassen bleiben, ob sie sich zur Wahrnehmung 
dieses Rechtes eines besonderen Wirtschaftsaus- 
schusses bedienen. Auf keinen Fall aber darf ge- 
setzlich angeordnet werden, daß ein Wirtschafts- 
ausschuß in dem von der CDU vorgeschlagenen 
Sinne begründet werden muß, der neben dem 
Betriebsrat besteht und einen Teil der an sich die- 
sem zustehenden Rechte und Aufgaben wahrnimmt. 

^ Die CDU schlägt dann weiter vor, in den Auf- 
sichtsrat der Kapitalgesellschaften ein Drittel der 
Aufsichtsratsplätze Vertretern der Betriebsbeleg- 
schaft zu geben. Der DGB fordert demgegenüber, 
daß der Aufsichtsrat zur Hälfte aus Vertretern des 
Betriebsrats und der Gewerkschaften bestehen 
sollen. Auch meine Fraktion ist der Meinung, daß 
eine Beteiligung der Arbeitnehmer in den Auf- 
sichtsorganen der Kapitalgesellschaften notwendig 
ist. Während aber nach dem CDU-Vorschlag die 
Gefahr einer jederzeitigen Majorisierung der Be- 
legschaftsvertreter durch die Eigentumsvertreter 
besteht, dürfte eine wie von dem DGB vorgeschla- 
gene hälftige Besetzung des Aufsichtsrates mit Ka- 
pital- und Arbeitsvertretern dessen Arbeitsfähig- 
keit in Frage stellen. Es gilt also, in Abänderung 
des CDU-Antrages für die Zusammensetzung des 
Aufsichtsrates einen Vorschlag zu machen, der ei- 
nerseits dessen Arbeits- und Entschlußfähigkeit 
garantiert und andererseits eine Majorisierung 
der Belegschaft ausschließt. Den § 46 des CDU- 
Entwurfs wird man einer um so eingehenderen 
Prüfung unterziehen müssen, als der Tendenz un- 
serer Zeit entsprechend dem Aufsichtsrat in Zu- 
kunft größere Bedeutung zukommen wird und zu- 
kommen muß, als es in der Vergangenheit der Fall 
war. In ihm verzahnt sich das Öffentliche Interesse 
am Betrieb mit den im Betrieb wirksamen Kräften. 
Er muß als betriebsnächste Stufe der wirtschaft- 
lichen Selbstverwaltung schon Elemente enthalten, 
die einem dem gemeinen Nutzen abträglichen Be- 
triebsegoismus Zügel anlegen. 

In dem CDU-Entwurf vermißt meine Fraktion 
insbesondere eine Herausstellung der gev>^andelten 
Aufgaben des Vorstandes der großen Kapitalge- 


sellschaften. In der Vergangenheit wurde der Auf- 
sichtsrat ausschließlich von der Aktionärversamm- 
lung gewählt. Dieser wiederum ernannte den Vor- 
stand. Der Vorstand ist also nach den Grundsätzen 
des HGB und des Aktienrechts für sein Tun und 
Unterlassen nur den Eigentumsinteressen verant- 
wortlich. Demgegenüber muß mit aller Deutlich- 
keit herausgestellt werden, daß der Vorstand Treu- 
händer aller im Betrieb wirksamen Kräfte sein 
sollte. Er hat sowohl die Interessen des Eigentums 
wie die Interessen der Belegschaft zu vertreten, 
und zwar beide im Rahmen des gemeinen Nutzens. 
Eine solche gesetzliche Herausstellung der Treu- 
handaufgaben des Vorstandes entspricht dem ge- 
wandelten Wirtschaftsethos unserer Zeit und ist 
eine der Voraussetzungen dafür, daß der Vorstand 
als VerkÖrperer der Unternehmerinitiative nicht 
zum sozialen Gegenspieler des Betriebsrates wer- 
den kann. 

So sehr im Mittelpunkt der Diskussion auch die 
innerbetriebliche Mitbestimmung steht, so wenig 
darf in diesen Tagen verkannt werden, daß die 
innerbetriebliche Mitbestimmung nur ein Teil un- 
serer Bemühungen um eine Demokratisierung 
der Wirtschaft im betrieblichen und überbetrieb- 
lichen Raum sein darf. Die Bestimmungen des CDU- 
Entwurfs, die sich mit dem Schiedsverfahren und 
den Schiedsstellen befassen, werden mit dem Aus- 
und Aufbau einer wirtschaftlichen Selbstverwal- 
tung notwendigerweise ein anderes Gesicht bekom- 
m.en müssen. Diesem Ubergangscharakter der Be- 
stimmungen über das Schiedsverfahren müßte 
schon jetzt entsprechender Ausdruck gegeben wer- 
den. Es kann gar nicht genug betont werden, daß 
das Interesse des Eigentums an der Vermögenser- 
haltung und das Interesse der Arbeitnehmer- 
schaft an einer Sicherung ihrer Existenz sich in 
einem Punkt berühren, nämlich in dem Interesse 
beider an der Gesunderhaltung und Leistungs- 
fähigkeit des Betriebes. Dieses natürliche Gleich- 
gericbtetheit der Interessen gilt es vor allem zu 
unterstreichen. Man kann dem sozialen Frieden 
nicht besser dienen, als daß man den Sozialnartnern 
Gelegenheiten eröffnet, dieses beiderseitige In- 
teresse an einer engen und nützlichen Zusammen- 
arbeit zum Wohle des Betriebes und der Allge- 
meinheit nutzbar zu machen. 

Nun noch ein Letztes. Wenn die bisherige De- 
batte in diesem Hohen Hause — und ich nehme an. 
daß die Fortführung derselben kein anderes Bild 
ergeben wird — die große Schwierigkeit der Über- 
brückung der Meinungsverschiedenheiten zeigt, in 
der Richtung, daß dem einen das Mitbestimmungs- 
recht in den vorgelegten Gesetzesentwürfen zu 
weit, dem anderen zu wenig gewährt erscheint, 
sollten wir als Gesetzgeber daran denken, daß das 
Mitbestimmungsrecht, das wir hier schaffen wol- 
len. die Möglichkeit von Ergänzungen durchaus 
I nicht ausschließt, je mehr Erfahrung wir bei der 
1 praktischen Durchführung des Mitbestimmungs- 
! rechtes erlangt haben werden. 

I (Sehr richtig! bei der CDU.) 

! Aber eines sollte Ziel und Maßstab aller Überle- 
gungen sein: über Gerechtigkeit zumVertrauen und 
über Vertrauen zum Arbeitsfrieden und damit zur 
wirtschaftlichen und sozialen Gerechtigkeit im 
deutschen Volke zu kommen. 

(Beifall beim Zentrum und bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Bevor ich dem näch- 
sten Redner das Wort erteile, darf ich darauf hin- 
weisen, daß der Herr Vorsitzende des Haushalts- 
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ausschusses die Mitglieder des Haushaltsausschus- 
ses auf 15 Uhr zu einer Sitzung im Zimmer 02, 
Südflügel, bittet. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Seelos. 

Dr. Seelos (BP); Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach dem gesunden Menschenver- 
stand wird man in einer Schule die wichtigsten 
Aufgaben etwa zwei bis dre'T Wochen vor den Fe- 
rien behandeln. Hier im Bundestag hat man diese ' 
wichtige Diskussion ausgerechnet auf den vor- 
letzten Tag der Plenarsitzungen gelegt. Die Ver- 
handlungen gehen deshalb auch in einem Zustand 
der Erschöpfung der wenigen hier anwesenden 
Abgeordneten vor sich, wenn auch unter reich- 
licher Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Presse. 

(Zuruf bei der CDU: Wir sind nicht erschöpft, 
es kommt auf den Redner an!) 

Es ist bedauerlich, daß die CDU diesen Antrag 
monatelang in der Kiste gehalten hat und es für 
richtig hält, ihn ausgerechnet jetzt herauszuziehen. 

(Lachen bei der CDU.) 

Worum handelt es sich denn bei diesem drängen- 
den Problem unserer Zeit? V/ir müssen dafür sor- 
gen, daß die Unzufriedenheit der Massen nicht wei- 
ter um sich greift. Gerade angesichts eines drohen- 
den Kommunismus müssen wir sehen, daß wir mit 
positiven Maßnahmen die Gefahr der Unzufrieden- 
heit, des Kommunismus überwinden. 

(Zuruf bei der CDU: Das wollen wir ja!) 

Das geschieht aber nun grundsätzlich nicht durch 
ein ständiges Predigen von Rechten, besonders 
nicht, wenn man jetzt geradezu in propagandisti- 
scher Weise als ein Allheilmittel für den sozialen 
Frieden und für die Befriedung der Masse ein 
Mitbestimmungsrecht propagiert in einer Form, die 
die Arbeiter vielleicht gar nicht wünschen. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Ich hätte es lieber gehört, wenn man nicht so sehr 
von dem Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer, 
sondern von der Heranziehungspflicht der Arbeit- 
geber gesprochen hätte. Die Arbeitgeber sollen die 
Verpflichtung haben, ihre Arbeiter stärker heran- 
zuziehen. 

(Zuruf in der Mitte: Das wollen wir ja 
gerade!) 

Ich möchte einen völlig verschiedenen Ausgangs- 
punkt dieser ganzen Debatte gerade auch im In- 
teresse der Befriedung, des sozialen Friedens. 

(Abg. Wehner: Sie möchten einen ständi- 
schen Staat!) 

Wenn wir die Arbeiter fragen, dann ergibt sich, 
daß viele von diesem Mitbestimmungsrecht nicht 
sehr viel verstehen. Was sie aber wollen, das ist 
zum Beispiel einmal die Beseitigung der Arbeits- 
losigkeit, die Schaffung von mehr Arbeitsplätzen. 
Was sie wollen, ist die Sicherung einer betrieb- 
lichen Altersversorgung auf gesetzlicher Basis. Die 
Unterstützungskassen sollen steuerbegünstigter 
sein. Oder was wollen sie noch? Familienaus- 
gleichskassen auf ständischer Basis. Und wenn ein 
Berufsstand eventuell nicht genug Geld hat, dann 
soll er durch den Staat unterstützt werden. Das 
sind praktische Maßnahmen, die der Arbeiter will, 
aber nicht so sehr ein Mitbestimmungsrecht, das 
ihm als Allheilmittel für seine sozialen Nöte ge- 
priesen wird. 

Wenn ich aus einer bayerischen Perspektive das 
Problem angehen soll, so ist zu sagen, daß das für 
uns ja gar nicht so schwierig wie hier im Bundes- 


tag oder im Norden ist. Bei uns herrscht eben nicht 
der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit. Bei 
uns ist eine andere Struktur der Wirtschaft, die es 
uns erleichtert, irgendwelche Gegensätze zwischen 
Kapital und Arbeiterschaft zu überwinden. 

(Zuruf: Kennen Sie das bayerische Betriebs- 
rätegesetz?) 

Ich habe gerade, als ich hierher fuhr, mit einem 
bayerischen Unternehmer gesprochen. Der hat die- 
sen eben echt süddeutschen, bayerischen Stand- 
punkt kundgetan und gesagt: Ich will ja lieber ei- 
nige tausend Mark weniger verdienen, wenn nur 
meine Arbeiter zufrieden sind und ich meine Ruhe 
habe. 

(Hört! Hört! und Lachen links.) 

Das ist das Prinzip, das wir in Süddeutschland 
und Bayern verfolgen, wo eine größere soziale 
Ausgeglichenheit herrscht. Deshalb ist es in Bayern 
schon zu einer sehr weitgehenden Verständigung 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern gekom- 
men, die im Landtag fast einstimmig einen Be- 
triebsrätegesetzentwurf vorgelegt habe. 

(Abg. Dr. Schröder: Wir wollen hier nur 
dasselbe!) 

Wenn Sie hier also etwas mehr auf das landsmann- 
schaftliche Gefälle, auf die anderen Verhältnisse 
in den anderen Ländern, wo man solche Vorschrif- 
ten gar nicht braucht, Rücksicht nehmen würden, 
dann könnte man sehr viel für die soziale Befrie- 
dung tun. 

Wir von der Bayernpartei haben zu diesem Pro- 
blem wiederholt Stellung genommen, zuletzt in 
einer Entschließung vom Januar 1950, die für uns 
die Richtlinie für unsere Mitarbeit an den verschie- 
denen Gesetzesvorschlägen sein wird. Ich denke 
nicht daran — es sind noch 12 Redner vorge- 
merkt — , lange zu sprechen und die verschiedenen 
Detailfragen des Problems zu behandeln. Das ge- 
hört mehr in den Ausschuß. Sonst sind wir hier 
noch vier bis fünf Stunden versammelt. Ich werde 
mich also damit begnügen, Ihnen diese Entschlie- 
ßung in einer Minute vorzulesen. Dann hat der 
nächste Redner das Wort. Unsere Stellungnahme 
ist die folgende: 

Die Bayernpartei bejaht die Notwendigkeit einer 
vernünftigen sozial-ständischen Fortentwicklung 
auf christlicher Grundlage. Sie lehnt die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in der von sozialistischen 
Kräften geforderten Form ab. Denn diese hätte un- 
weigerlich die Gefahr fortgesetzter produktionsläh- 
mender Streitigkeiten, die Gefahr der Einmischung 
betriebsfremder Einflüsse sowie der Entstehung 
einer eignen gesetzlichen Funktionärbürokratie und 
der parteimäßigen Politisierung der Betriebe zui 
Folge. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Diese Form würde die Grundlage einer gesunden 
Wirtschaft, die allein die Erfüllung der berechtig- 
ten sozialen Forderungen und die Herbeiführung 
einer wirklichen Wohlfahrt des Landes und des 
Volkes gewährleistet, zerrütten und zerstören. Die 
Bayernpartei tritt vorbehaltlos ein für das Mitbe- 
stimmungsrecht der Arbeitnehmer auf der Basis dei 
freien Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer in allen sozialen und personellen Fra- 
gen unter Berücksichtigung der Verschiedenartig- 
keit der Verhältnisse in den Betrieben und Wirt- 
schaftszweigen. 

(Lebhafter Beifall bei der Bayernpartei.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer; Das Wort hat der Herr 
Abgeordneter Agatz. 
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(0 Agatz (KPD): Meine Damen und Herren! Es isl 
die CDU, die wichtigste Partei der Adenauer-Re- 
gierung, die uns einen Entwurf zur Regelung des 
Mitbestimmungsrechts vorgelegt hat. Sie erstrebt 
damit, wie es in der Begründung heißt, die Siche- 
rung des Arbeitsfriedens und die Zusammenarbeit 
der Sozialpartner. Ich möchte hier schon unterstrei- 
chen, daß es solche Bestrebungen in der Vergangen- 
heit schon sehr viele gegeben hat. Immer aber hat- 
ten die Arbeiter und Angestellten den Schaden da- 
von. Diese Feststellung scheint mir für die Beur- 
teilung dessen, was hier vor sich geht, wichtig zu 
sein. 

Weiter möchte ich sagen, daß man bei der Be- 
handlung der Mitbestimmung nicht an der augen- 
blicklichen politischen und wirtschaftlichen Situa- 
tion in Westdeutschland vorbeisehen sollte. Dann 
hat man meinerMeinung nach auch die richtige Erklä- 
rung für die wahren Gründe, die die CDU veran- 
laßten, diesen Entwurf vorzulegen. Wie ist denn die 
Lage? Die westdeutsche Wirtschaft unterliegt dem 
Besatzungsstatut, dem Ruhrstatut, damit den Be- 
fehlen der Hohen Kommissare. Gestern konnten 
wir im Radio hören, und heute lesen wir es auch 
in der Zeitung, daß die westdeutsche Wirtschaft in 
die Kriegsproduktion, die der amerikanische Impe- 
rialismus wünscht, einbezogen werden soll. 

(Zuruf in der Mitte: Und Stalin?) 

Damit wird automatisch der Befehl erteilt werden, 
daß aus der westdeutschen Wirtschaft eine Kriegs- 
wirtschaft zu machen ist, womit die westdeutsche 
Wirtschaft zu einer Kommandowirtschaft wird, wo- 
mit jedes echte Mitbestimmungsrecht, das die Ar- 
beiter und Angestellten zur Sicherung ihrer 
Existenz und zur Sicherung des Friedens erstreben, 
von vorherein unmöglich wird. 

® Es gibt eine Reihe von Ländergesetzen, die fort- 
schrittliche Bestimmungen zum Mitbestimmungs- 
recht enthalten, das Betriebsrätegesetz in Württem- 
berg-Baden, in Hessen und in Bremen, und auch 
wir im Lande Nordrhein-Westfalen haben solche 
Gesetze. Diese sollen nun aufgehoben werden, weil 
sie fortschrittliche Bestimmungen enthalten. Man 
spricht von der Rechtsgleichheit, aber den Arbeitern 
und Angestellten sollen die Fesseln angelegt wer- 
den, die der vorliegende Entwurf vorsieht. Ich bin 
überzeugt, daß all das, was heute darüber gesagt 
worden ist, daß man den Arbeitern vor allen Din- 
gen helfen möchte, ein wirklich menschenwürdiger 
Faktor in der Wirtschaft zu werden, hinfällig ist, 
sobald der Befehl der Hohen Kommissare erteilt 
werden wird, in Westdeutschland Kriegsmaterial 
zu produzieren und dafür die notwendigen politi- 
schen Sicherungen zu schaffen. Dann wird man je- 
dem widerstrebenden Arbeiter von vornherein zei- 
gen, was die Stunde geschlagen hat. Ich bin davon 
überzeugt, daß heute schon die deutschen Monopol- 
herren, die sich als Bundesgenossen der amerika- 
nischen Monopolherren fühlen, ausrechnen werden, 
wieviel sie an dieser Kriegsproduktion verdienen 
können. 

(Sehr wahr! bei der KPD.) 

Echte Mitbestimmung und Kriegsproduktion sind 
unvereinbare Gegensätze; denn gerade in dem 
Streben nach Mitbestimmung drückt sich doch am 
stärksten die Sehnsucht nach Frieden und sozialer 
Sicherheit aus. Wie aber kann man soziale Sicher- 
heit gewährleisten, wenn man nicht für den Frie- 
den sorgt? 

(Abg. Strauß: Und die Waffen in der Ost- 
zone? — Weiterer Zuruf: Und die Volks- 
polizei?) 


— Dort sollten Sie hingehen und sich überzeugen! ^ 
(Zustimmung bei der KPD. — Gelächter 
in der Mitte und rechts. — Abg. Strauß: 

Die schießen mit Kartoffelsalat! — Heiter- 
keit und weitere Zurufe.) 

Die westdeutschen Werktätigen wollen Sicher- 
heit, und ich bin davon überzeugt, daß sie auch 
trotz aller Maßnahmen, die hier durchgeführt wer- 
den, den Weg zur Erringung ihrer Sicherheit fin-' 
den werden. Die westdeutschen Werktätigen sehen 
die Frage ihrer sozialen Sicherheit in Verbindung 
mit der Politik der Adenauer-Regierung. Sie sehen 
sie in Verbindung mit der Politik der Brotpreiser- 
höhung. Sie sehen sie in Verbindung mit der Steu- 
erpolitik und der Lohn- und Preispolitik, und sie 
wissen daher, daß man, wenn man um Mitbestim- 
mung kämpft, gegen die Adenauer-Regierung 
kämpfen muß. Sie wissen daher auch, was sie von 
dem Entwurf zu halten haben, den die CDU, die 
Partei der Adenauer-Regierung, vorgelegt hat. Die 
westdeutschen Werktätigen sind, wie die Mensch- 
heit überhaupt, durch zwei Weltkriege gegangen. 

Sie kennen also die schrecklichen Folgen solcher 
Kriege, und sie kennen auch deren Urheber. Es ist 
heute morgen schon gesagt worden, daß es die ka- 
pitalistischen Kräfte sind, die solche Kriege aus- 
lösen, immer wieder auslösen müssen, gegen die 
man sich also stemmen muß, die man daran hin- 
dern muß, weitere Katastrophen heraufzuführen. 

(Sehr wahr! bei der KPD.) 

Darum fordern die Werktätigen die Mitbestim- 
mung. Sie fordern sie, um gegen eine neue Kata- 
strophe sicherzugehen. Darum fordern sie, daß 
ihr Wille in der Wirtschaft Gesetz werden soll, 
wie ihr Streben nach Frieden, nach einem aus- 
kömmlichen Lohn, nach bezahlbaren Preisen, nach 
einer erträglichen Steuerpolitik, nach einem ge- 
rechten Lastenausgleich und nach sozialer Gerech- 
tigkeit, die den Vorstellungen gerecht denkender 
Menschen entspricht. 

Der Herr Antragsteller hat heute morgen schon 
darauf hingewiesen, daß sich die Situation seit 
1945 verändert habe. Das trifft in der Tat zu. 
1945 stellten die westdeutschen Werktätigen die 
Frage der Sozialisierung der Grundstoffindustrien. 

Sie stellten sie vor allem aus dem Bestreben her- 
aus, Sicherheiten gegenüber einer neuen Kriegs- 
entwicklung zu schaffen. 

(Sehr wahr! bei der KPD. — Zuruf in 
der Mitte: Das liegt bei den Siegern!) 

Ja, es liegt bei den Siegern; dazu spreche ich 
nachher noch. Aber wer nach 1945 mitgearoeitet 
hat, weiß auch, wie durch die Arbeit der west- 
lichen Besatzungsmächte der Wille der Arbeiter 
und Angestellten nach Sozialisierung und Mit- 
bestimmung zurückgedrängt worden ist. Dafür 
gibt es doch Beweise über Beweise aus unserer 
gewerkschaftlichen Tätigkeit heraus. Die west- 
lichen Besatzungsmächte waren halt der Schutz- 
engel für unsere Monopolherren, die heute wieder 
auftreten können und höhnisch, zynisch, schein- 
heilig oder freundlich — je nachdem — die Forde- 
rungen der Arbeiter und Angestellten nach Mit- 
bestimmung zurückweisen können. 

Wir sagen darum: als Erstes und Wichtigstes 
ist die Aufgabe der Mitbestimmung mit der Auf- 
gabe der Sicherung des Friedens zu verbinden; 
und wenn die Werktätigen den Kampf um die 
Mitbestimmung führen, müssen sie ihn mit dem 
'Ziel führen, unter allen Umständen eine neue 
kriegerische Entwicklung zu verhindern. 

(Sehr wahr! bei der KPD.) 
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(A) Man stelle sich doch das vor: hier werden Flug- 
plätze angelegt, strategische Straßen werden ge- 
baut, Sprengungen werden vorbereitet, die ganze 
Besatzungspolitik ist bereits darauf abgestellt, aus 
Westdeutschland eine strategische Basis des 
Krieges gegen den Osten zu machen. 

(Zuruf von der Mitte: Und in der Ost- 
zone werden nur Kindergärten gebaut?) 

Man muß sich vorstellen, wie groß damit die Ge- 
fahr ist, daß Westdeutschland Kriegsschauplatz 
vvird. Kann es denn nur einen Menschen in dieser 
Welt und in unserem Land geben, der diese Ge- 
fahr übersehen könnte! Kann es nur einen geben, 
der jetzt nicht mit flammendem Protest gegen 
diese Gefahr angeht und alles Menschenmögliche 
tut, um diese Gefahr zu bannen? Wir sagen: 
gerade in Verbindung mit dem Kampf um das 
Mitbestimmungsrecht muß von den Arbeitern 
und Angestellten als der ausschlaggebenden 
Kraft in der ganzen menschlichen Gesellschaft 
diese Gefahr zuerst gebannt werden. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Ich sage darum: Mitbestimmungsrecht muß vor 
allem in der Frage der Verhinderung der Produk- 
tion von Kriegsmaterial durchgesetzt werden. 

(Abg. Strauß: In der Ostzone!) 

— Auch in der Ostzone! 

(Ironische Bravorufe in der Mitte. — 

Abg. Spies: Das ist das Richtige!) 

Die Deutsche Demokratische Republik produziert 
kein Kriegsmaterial. 

(Lachen und Zurufe in der Mitte.) 

Die Deutsche Demokratische Republik betreibt eine 
Politik des friedlichen Aufbaus. 

(Erneutes Lachen und Zurufe in der Mitte.) 

^ — Sie dürfen hingehen und sich davon überzeugen! 
(Abg. Strauß: Da sind die Schutzengel 
mit Maschinengewehren ausgerüstet! — 

Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr.Schmid: Herr Kollege St auß, 
dieses Haus hat schon manchen Spaß ertragen; es 
wird noch mehr ertragen. 

(Heiterkeit. — Abg. Agatz: Danke schön!) 

— Bitte sehr! 

Agatz (KPD): Ich habe mit großem Bedauern 

— und dem möchte ich hier Ausdruck geben — 
in der Zeitung gelesen, daß die Internationale 
Transportarbeiierfoderation, die dieser Tage in 
Stuttgart tagte, beschloß, sich für die Verladung 
und lur den Transport von Kriegsmaterial einzu- 
setzen. 

(Hört! Hört! bei der KPD.) 

Ich kann einen solchen Beschluß nur zutiefst be- 
dauern, weil ich darin eine Preisgabe gewerk- 
schaftlicher Prinzipien, gewerkschaftlicher Grund- 
sätze sehe. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Ich bin der Meinung, daß der gewerkschaftliche ; 
Kampf vor allem ein Kampf um den Frieden ist, 
auch imnier war und immer bleiben muß. Ich ver- 
weise auch darauf, daß selbst im KontroÜrats- 
gesetz Nr. 22, das noch von den Besatzungsmächten 
beschlossen ist, der deutschen Arbeiterschaft die 
Verpflichtung auf erlegt wurde, die Produtition 
von Kriegsmaterial zu verhindern. Wir kennen 
das doch, wir wissen doch, wie es in Deutschland 
zur Hitlerzeit gemacht worden ist. Wir wissen 
doch, wie man die Menschen mit den höheren 
Löhne eingefangen hat, die man für den Bau 
des W''estwaiis und für die Produktion von Gra- 


Boim, Donnerstag, den 27. Juli 1950 


naten zahlte. Wir wissen doch, wie damals jene 
deutschen Monopolisten, die die ganze Verant- 
wortung für das Verbrechen des zweiten Welt- 
krieges tragen, die deutsche Arbeiterschaft dazu 
verlockt haben, daß sie ihre Hände zur Mithilfe 
an der Vorbereitung dieses Verbrechens hergaben. 
Wir wissen doch, daß der Appetit mit dem Essen 
kommt. Auch wissen wir, daß die kapitalistischen 
Kräfte unter allen Umständen versucht sein 
werden, an der Kriegsproduktion immer mehr zu 
verdienen. 

Wir sagen also erstens: Kampf um Mitbestim- 
mung muß Kampf um Frieden sein; zweitens: 
Kampf um Mitbestimmung, um echte Mdtbestim- 
mung, muß auch Kampf um die Einheit Deutsch- 
lands sein. 

(Lachen rechts und in der Mitte.) 

— Sie mögen Ihre Bemerkungen machen. Ich 
glaube, daß, wenn Sie nur ein wenig nachdenken. 
Sie es auch mindestens als eine Tragik empfin- 
den werden, daß unser Vaterland gespalten ist, daß 
wir in zwei Teile zerrissen wurden und sicii nun- 
mehr eine Entwicklung anbahnt, die sogar dazu 
führen könnte, daß diese beiden Teile Deutsch- 
lands für sehr, sehr lange Zeit auseinander- 
gerissen bleiben, daß unter Umständen noch 
Schlimmeres damit passieren könnte. 

(Zuruf des Abg. Spies.) 

Ich glaube, daß das mindestens eine tragische An- 
gelegenheit ist. Ich bin der Ansicht, daß es keinen 
Deutschen geben könnte, der das guthieße. Unser 
aller Bestreben müßte darauf gerichtet bleiben, 
die Einheit Deutschlands wiederherzustellen. 
(Sehr gut! bei der KPD. — Zurufe von 
der Mitte.) 

Wir richten unsere Bestrebungen auf diesen Punkt 
und bekämpfen darum die Politik der Adenauer- 
Regierung, die eine Politik der Spaltung Deutscii- 
lanas, eine Politik der willenlosen Ausführung 
der Befehle der Hohen Kommissare, 

(Zuruf von der Mitte: Das glauben Sie 
ja selber nicht!) 

eine Politik der Unterwerfung unter das Kom- 
mando der Hohen Kommissare betreibt. Wir wün- 
schen, daß alle Besaizungsmächte Deutschland ver- 
lassen. Wir wünschen, aaß die Einheit Deutsch- 
lands auf demokratischer Grundlage hergesteiit 
wird 

(Zuruf von der SPD: Volksdemokratischer?) 
und daß hier eine Regierung sitzt, die auch eine 
Politik der Vereinigung der Deutschen zwischen 
Ost und West betreiht und sich eoen der Politik 
widersetzt, die den Interessen des amerikanischen 
Kapitalismus dient, der Politik der Beeinträchti- 
gung unserer Produktion, unseres Handels, der 
Politik des Verbotes des Handels mit dem deut- 
schen Osten. 

Dafür sollten die Werktätigen ein treten, wenn 
sie den Kampf um die Mithestimmimg führen, 
bie sollten ernennen, daß aie Arbeitslosigkeit eine 
Folge der Spaltung ist, daß sie eine Folge der auf 
G-eheiß der Amerikaner vom Herrn Professor 
Erhard eingerichteten freien Unternehmerwirt- 
schaft ist. 

(Zuruf des Abg. Spies: Eine Folge der Ver- 
treibung von Menschen aus dem Osten!) 

So stehen die Dinge, und deswegen sollten auch 
die Arbeiter diesen Kampf um das Mitbestimmungs- 
recht mit dem Kampf um die Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands verbinden. Denn die Spaltung 
dient den in- und ausländischen Monopolisten; sie 
steht den Zielen der Mitbestimmung entgegen. Die 
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(A) Mitbestimmung soll doch soziale Sicherheit gewähr- 
leisten, soll doch den Frieden sichern und Wohlstand 
nicht für einige wenige, sondern für die Gesamtheit 
des Volkes heraufführen. 

(Zuruf von der Mitte: Sagen Sie das in der 
Ostzone; die hungert seit 1945!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Herren, stö- 
ren Sie doch bitte den Redner nicht! 

Agatz (KPD): Die fortschrittlichen Gesetze — 
ich führte es schon aus — sind in der Vergangen- 
heit in den Ländern unterdrückt worden. Die Be- 
triebsrätegesetze in Hessen und in Württemberg- 
Baden enthielten wirklich fortschrittliche Be- 
stimmungen. Sie wurden durch die Besatzungs- 
mächte unterdrückt. Das war die Hilfe, die die 
Besatzungsmächte jenen Kräften geleistet haben, 
die heute mit diesem Entwurf kommen und uns ein- 
zureden versuchen, daß das eine wunderjoare, eine 
herrliche und den Arbeitern und Angestellten 
sehr bekömmliche Sache sei. Könnte sich hier 
jemand vorstellen, daß wir heute hier in West- 
deutschland noch die Herren Bank- und Industrie- 
magnaten, zum Beispiel die Herren Pf erdmeng es, 
von Schroeder oder Reusch oder Krupp oder 
Thyssen oder RÖhl oder Vorwerk hätten, wenn 
nicht die westlichen Besatzungsmächte die west- 
deutsche Arbeiterschaft daran gehindert hätten, 
diesen Herren die Quittung für die Politik zu 
geben, die sie in der Vergangenheit unter Hitler 
und mit Hitler gegen das deutsche Volk gemacht 
haben? 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Das sind die entschiedenen Gegner der Mitbestim- 
mung, sie stehen im Hintergrund. Sie hintertrei- 
^ ben die Bemühungen der Gewerkschaften und der 
Arbeiter und Angestellten. Sie wollen keine Mit- 
bestimmung, sie wollen Herr im Hause bleiben. 
Sie wollen in ihren Plänen nicht gestört werden, 
sie wollen die Freiheit der Ausbeutung, die Frei- 
heit der Profitjägerei weiterhin für sich bean- 
spruchen. 

Ich muß mich dem CDU-Entwurf zuwenden. 

(Abg. Strauß: Es ist besser!) 

Ich sagte schon, daß dieser Entwurf nicht das 
zum Ausdruck bringt, was die Werktätigen in 
Wahrheit anstreben. Ich darf mich da mit einigen 
Formulierungen auseinandersetzen, die ich in der 
Begründung dieses Entwurfs vor allen Dingen 
gefunden habe. Es heißt hier: 

Die entscheidende Forderung der Arbeit- 
nehmer geht auf Sicherung ihrer Existenz 
und Anerkennung ihrer Gleichberechtigung 
in ihren menschlichen und arbeitsvertrag- 
lichen Beziehungen zum Arbeitgeber. 
Gleichberechtigung — was ist das doch für ein 
schönes Wort! Gleichberechtigung zwischen arm und 
reich, zwischen den Eigentümern der Betriebe, d^e 
die Herren der Betriebe sind, und den Arbeitern 
und Angestellten. Die Gleichberechtigung geht 
bei Ihnen wunderbar weit, und ich bewundere 
das Gerechtigkeitsgefühl der CDU. Zum Beispiel 
heißt es im § 50, der Arbeitgeber oder das Mit- 
glied des Betriebsrats, die gegen Bestimmungen 
dieses Gesetzes verstoßen, werden mit 5000 DM 
oder im zweiten Absatz sogar mit 10 000 DM be- 
straft. Der Unternehmer soll genau so 5000 bzw. 
10 000 DM zahlen wie der einfache Arbeiter im 
Betriebsrat. Der Unternehmer faßt in den Disposi- 


tionsfonds, den er todsicher zur Verfügung hat, 
und was tut der Arbeiter? — • Meine Herren, ich 
muß sagen, Sie haben eine wunderbare Vorstel- 
lung von Gleichberechtigung und von Gerechtig- 
keit! 

Überhaupt, wie ist es denn mit den Arbeit- 
gebern? Bestand nicht die Frage der Sozialisie- 
rung auch für wesentliche Teile Ihrer Partei? Hat 
nicht ^Herr Ministerpräsident Arnold im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen ausgeführt, daß sich der 
Kapitalismus an seinen eigenen Gesetzen totge- 
laufen habe und daß nun nach neuen Wirtschafts- 
formen gesucht werden müsse? Das ist alles ver- 
gessen. 

(Zuruf von der KPD: Lang, lang ist’s her! — - 

Zuruf von der Mitte: In der Ostzone denkt 
man daran!) 

Hier unten heißt es, daß die Verantwortung und 
die Initiative des Unternehmers im Vordergrund 
zu stehen haben. Ja, die Verantwortung und die 
Initiative der Unternehmer! Wir kennen doch die 
Herren aus der Vergangenheit, aus der Hitlerzeit, 
als sie Wehrwirtschaftsführer waren, als sie Hitler 
halfen, den Krieg zu führen, der ihnen Millionen, 
der aber den Massen Tod und Verderben brachte. 
Daher kennen wir sie doch, das war doch ihre Ver- 
antwortung. Und denen soll nun die Verantwor- 
tung und die Initiative aufs neue ausgeliefert wer- 
den, und mit ihnen soll man eine Partnerschaft 
zwischen den Herren Unternehmern und den Ar- 
beitern und Angestellten herbeiführen. Eine nette 
Partnerschaft! Eine Partnerschaft, wie sie zwischen 
Roß und Reiter vorhanden ist, dem einen die 
Lasten und dem andern das Vergnügen, reiten 
zu können. So ungefähr haben Sie sich das wohl 
vorgestellt! 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Sie mögen darüber lachen, 

(Abg. Strauß: Entschuldigen Sie, über so viel 
Dummheit muß man lachen!) 

es kann doch nicht bestritten werden, daß von 
allen Ihren schönen Reden abgesehen die Realität 
so ist, wie ich sie darstelle. Kennen Sie die Lage 
in den Betrieben? 

(Abg. Strauß: Besser als Ihre Funktionäre!) 

— Gar nichts kennen Sie! Wissen Sie, wie man 
heute dabei ist, den Arbeitern die Löhne zu kür- 
zen, die Akkorde zu verschlechtern und die Ar- 
beitsbedingungen zu verschärfen? Ist Ihnen das 
bekannt? Zu wessen Nutzen geschieht es? Haben 
Sie schon gehört, daß es auch den Unternehmern 
schlecht geht in Westdeutschland? Können Sie 
das beweisen? Wir beweisen Ihnen das Gegenteil! 

(Abg. Strauß: Schlechter als den Bonzen in 
der Ostzone!) 

Hier heißt es unter der Überschrift ,,Der Be- 
triebsrat“, daß eine Fortentwicklung des Betriebs- 
räterechtes mit diesem Entwurf angestrebt würde. 
Fortentwicklung nach rückwärts, das kann man 
wohl sagen, wenn man die Dinge von 1945 bis 
heute überblickt. Dann heißt es: 

Hierzu gehört die Ausschaltung jeder Politi- 
sierung und jedes unzulässigen Fremdein- 
flusses bei der Wahl und Arbeit der Betriebs- 
räte. 

Versteckt sich darin nicht der Standpunkt der 
Unternehmer, der die Konferenzen, die Beratun- 
gen mit den Gewerkschaften zum Scheitern 
brachte? Ist damit nicht auch der Fremdeinfluß 
der Gewerkschaften gemeint? Nun, das soll unter- 
sucht werden. Aber hier ist wichtig: Ausschaltung 
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CA) jeder Politisierung. Frau Wessel hat sich dieser 
Forderung vorhin angeschlossen. Also man ver- 
langt von den Betriebsräten, daß sie sich einer 
politischen Stellungnahme enthalten sollen. Sind 
aber die Arbeiter und Angestellten, die die Be- 
triebsräte vertreten müssen, nicht auch der Politik 
unterworfen? Zum Beispiel jetzt der Politik der 
Adenauer-Regierung? 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Der Steuerpolitik, der Lohnpolitik, der Preispoli- 
tik, der Subventionspolitik, der Investitionspolitik? 
All jenen Maßnahmen, die zur Fundamentierung 
der sogenannten freien Unternehmerwirtschaft 
durchgeführt wurden? Da sollen sich nun die von 
Arbeitern und Angestellten gewählten Vertreter 
enthalten, sie sollen entpolitisiert werden. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Wir meinen, daß das ein Verlangen ist, über das 
die Betriebsräte selbst laut lachen werden. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Hier unten wird wiederum davon geredet, daß 
eine Gemeinschaft zur Erfüllung des Betriebs- 
zweckes im Rahmen der Gesamtwirtsdiaft zu 
bilden sei. Das haben wir doch schon gehört. Das 
ist doch irgendwie bekannt, daß eine Betriebs- 
gemeinschaft zwischen Arbeitern, Angestellten 
und Unternehmern zu bilden ist. Ich meine, das 
sind vertraute Klänge aus der DAF-Zeit, aus der 
Zeit der Deutschen Arbeitsfront Hitlers, in der 
man auch die Betriebsgemeinschaft als das hehre 
Ziel des Nationalsozialismus proklamierte. Wir 
fragen, und das werden auch die Arbeiter tun: Zu 
wessen Nutzen soll denn eine solche Betriebs- 
gemeinschaft gebildet werden? Wer soll davon 
den Vorteil haben? Welches Ergebnis kann eine 
solchen B'etriebsgemeinschaft nur herbeiführen? 
Das ist allen Arbeitern bekannt. Von der Meinung 
werden Sie sie gar nicht abbringen können, daß 
, man ihnen mit solchen Formulierungen nur das 
B'ell über die Ohren ziehen will. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Aber sie werden sich das Fell nicht über die 
Ohren ziehen lassen, sie werden sich vom Kampf 
um ihre Forderungen nicht abbringen lassen. 

Darum können wir zu dem Entwurf, der hier 
vorliegt, nur nein sagen. Wir können den Arbei- 
tern und Angestellten nur empfehlen, in den Be- 
trieben den Kampf um die edite Mitbestimmung 
in den Fragen, die alle Arbeiter und Angestellten 
gleicherweise berühren, aufzunehmen. V/enn die 
Arbeiter und Angestellten in den Betrieben zu 
diesem Kampf entschlossen sind, dann sprechen 
sie eine Sprache, die auch der stocktaubste Unter- 
nehmer noch verstehen wird. 

Sehen wir uns die Entwicklung noch mal an. 
Wir hatten den Streik der Vorwerk-Belegschaft 
wegen der Maßregelung des Betriebsratsvorsitzen- 
den. Herr Vorwerk wurde zurückgedrängt, er 
mußte den Betriebsratsvorsitzenden wieder ein- 
stellen. Inzwischen sind wir nun rund eineinhalb 
Jahre, glaube ich, älter geworden. Jetzt haben wir 
die Entlassungen von weiteren Bet riebsi als Vor- 
sitzenden. Das ist die tatsächliche Entwicklung, 
daß die Männer, die sich zu wirklichen Inter- 
essenvertretern ihrer Belegschaft machen, auf die 
Straße gesetzt werden. Da ist zum Beispiel die 
Entlassung unseres Kollegen Harig, der Betriebs- 
ratsvorsitzender in Hagen-Haspe war; weiter die 
Entlassung des Betriebsratsvorsitzenden der 
Howald- Werft, der Kalkstein-Werke Gruiten; da 
sind die Entlassungen weiterer Betriebsräte. Das 


ist ein alarmierendes Zeichen dafür, wieweit die 
Kraft der Unternehmer heute schon wieder reicht 
und daß es höchste Zeit ist, sich dieser Entwick- 
lung entgegenzustellen; daß es höchste Zeit ist, die 
Arbeiter darüber aufzuklären, daß alle Arbeits- 
gemeinschaftspolitik nur zum großen Schaden für 
sie ausschlagen kann. 

Wir denken an Weimar zurück, an die Zeit von 
1918 bis zu Hitler. Wie war es denn damals? Heute 
kann man es doch ohne weiteres erkennen, daß 
das Kapital den Stimmzettel besiegt hat. Wem 
haben damals Reichswirtschaftsrat, Reichskohlenrat 
und alle jene Institutionen geholfen, wem haben 
sie genutzt? Haben sie der wirklichen Entwick- 
lung denn vorgebeugt? O nein, die deutschen 
Monopolherren holten sich den Hitler, machten ihn 
stark, organisierten mit Hitler jene Massenbewe- 
gung, die ihren imperialistischen Zielen dienen 
sollte, und dann ging es in den Krieg hinein. Weil 
wir diese Erfahrung haben, darum können wir uns 
solchen neuen Versuchen, in Arbeitsgemeinschafts- 
politik und Betriebsgemeinschaftspolitik zu 
machen, nur auf das allerentschiedenste wider- 
setzen. 


Ich darf hier nebenbei zur Parität Stellung 
nehmen, wie sie der DGB-Entwurf vorsieht. Das 
ist auch so eine eigene Sache mit der Parität. In 
der Sprache des Volkes gibt es ein herrliches Bei- 
spiel: Jemand ißt ein Menü, das ist halb und halb 
zusammengesetzt, halb Huhn und halb Pferd. So 
ungefähr sieht das hier mit der Parität aus. Wir 
sind uns doch darüber klar: haben die Unter- 
nehmer auch nur die Hälfte der Vertreter, so 
haben sie in Wahrheit mindestens 90 o der Macht, 
denn sie sind die Herren, sie sind die Eigentümer. 
Wir kennen das doch und wissen das doch ganz 
genau. Das sollte klar gesagt werden. 




Ich möchte hier sagen: Unser Weg, den wir den 
westdeutschen Arbeitern und Angestellten und 
dem ganzen westdeutschen Volk vorschlagen, das 
ist der Weg der Deutschen Demokratischen 
Republik. 

(Sehr wahr! bei der KPD. — Abg. Arndgen: 
Der Diktatur!) 

— Ich weiß, daß ich Sie nicht davon überzeugen 
kann, und ich '^ill das auch gar nicht. Aber ich 
darf Ihnen sagen: Will das deutsche Volk in seiner 
Gesamtheit eine Zukunft haben, wird es nicht 
daran vorbeikommen, diesen Weg zu gehen. 
(Zuruf von der FDP: Waren Sie schon 
drüben? — Zuruf von der SPD: Legen Sie 
eine neue Platte auf!) 

Wir haben in der Deutschen Demokratischen 
Republik eine Verfassung, die jedem Menschen 
das Recht auf Arbeit sichert. Wir haben das Ge- 
setz der Arbeit in der Deutschen Demokratischen 
Republik, 

(Zurufe) 

in dem das Milbestimmungsrecht der Gewerk- 
sdiaften Wirklichkeit ist. 

(Zuruf rechts: Auf dem Papier steht!) 

— • Das sagen Sie! — Gibt es irgendwo in Deutsdi- 
land leitende Arbeiter, also Arbeiter, die in lei- 
tenden Stellungen der Wirtschaft tätig sind? - — 
Ich glaube, darin äußerst sich wohl am besten der 
fortschrittliche Charakter der dortigen gesell- 
schaftlichen Ordnung, daß Sie in allen Stellungen 
der Wirtschaft und des gesamten gesellschaft- 
lichen Lebens Arbeiter, einfache Arbeiter finden. 
(Zuruf von der FDP: Nein, SED-Bonzen!) 
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Das beantwortet auch die Frage nach der Fähig- 
keit dieser Arbeiter, die so gern angezweifelt wird. 
Es ist nicht so, daß die Arbeiter keine Wirtschaft 
führen könnten. In der Deutschen Demokratischen 
Republik wird bewiesen, daß sie es sehr gut 
können. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Und Sie werden sehr bald hellhörig werden über 
die Erfolge der Wirtschaft in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik durch die Initiative, durch die 
Fähigkeit der Arbeiter. 

(Zuruf von der KPD: Ohne Unternehmer- 
initiative! — Zuruf rechts: Hennecke! — 
Abg. Strauß: Uns gehen die Augen heute 
schon über!) 

— Daß Ihnen heute die Augen schon übergehen, 
kann ich mir denken. Es wird allmählich gefähr- 
lich, nicht wahr? 

(Zuruf von der FDP: Uns gehen nicht die 
Augen über! — Abg.. Paul: Warum schreien 
Sie denn so? Haben Sie Angst?) 

Ich möchte also sagen: es muß ein wirklicher 
Kampf um das Mitbestimmungsrecht geführt wer- 
den, aber nicht hier — hier sind keine Voraus- 
setzungen für einen Erfolg in diesem Plampf ge- 
geben — , 

(Sehr gut! bei der KPD. — Zuruf von 
der CDU: Warum reden Sie überhaupt?) 
sondern dieser Kampf muß in den Betrieben ge- 
führt werden. Sie sollen mal sehen, wenn die 
westdeutsche Arbeiterklasse in Aktion geht! 


CB) 


(Lachen rechts.) 

Dann werden Sie wahrscheinlich noch viel kleiner 
sein, als Sie es 1945 und in den anschließenden 
Monaten waren. 

(Zuruf von der CDU: Und werden Euch 
zum Teufel jagen!) 

— Sie werden es erleben, wir sprechen uns mal 
wieder. 


(Abg. Dr. Oellers: Außer einem großen 
Maul habt ihr den Arbeitern nichts mehr 
zu bieten! — Weitere Zwischenrufe.) 

Ich lade Sie mal in die Deutsche Demokratische 
Republik ein! 

(Zuruf rechts: Nein, schönen Dank, da habe 
ich die Nase voll!) 


Vizepräsident Dr, Schmk?: Herr Kollege Dr. 
Oellers, dieser Ausdruck war nicht ganz parla- 
mentarisch! 

(Abg. Dr. Oellers: Ich habe nicht den 
Redner gemeint, sondern seine Partei! 

— Abg. Strauß: Wir warten auf die 
Berichte von Müller!) 


Agatz (KPD): Wir fordern die Arbeiter und An- 
gestellten auf, in den Betrieben die Aktionsein- 
heit herzustellen für den Kampf um ihre Forde- 
rungen, für den Kampf um die Löhne, für den 
Kampf um solche Arbeitsbedingungen, die ihrer 
Menschenwürde in Wahrheit entsprechen, für den 
Kanipf auch um eine Arbeitszeit, die ihre Ar- 
beitskraft nicht auffrißt, 

(Zurufe rechts: Hennecke! — Heiterkeit) 
für den Kampf um all jene Forderungen, die die 
Arbeiter meinen, wenn sie vom Mitbestimmungs- 
recht reden. Da liegt die Entscheidung in diesem 
Kampf. Sie mögen hier in der Frage des Mitbe- 
stimmungsrechts beschließen, was Sie wollen, 
(Abg. Strauß: Tun wir auch!) 


die Realität wird eine andere sein. Wir werden (C) 
dafür Sorge tragen, daß die Realität zugunsten 
der Arbeiter und Angestellten sein wird. Wir 
werden dafür sorgen, daß auch in Westdeutsch- 
land ein echtes Mitbestimmungsrecht der Arbeiter 
und Angestellten und damit eine echte fortschritt- 
liche Entwicklung garantiert wird. 

(Zuruf rechts: Wie in Korea!) 

Wir werden dafür sorgen, daß die Arbeiter tind 
Angestellten vor allem den Kampf um den Frie- 
den und für die Einheit Deutschlands führen, weil 
das die wesentlichsten Forderungen aller Men- 
schen sind, die an eine Zukunft glauben. 

Vizepräsldeiil Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Miessner. 

Dr. Miessner (DRP); Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Deutsche Reichspartei 
betrachtet die Frage des Mitbestimmungsrechtes 
weder mit Unternehmer- noch mit Arbeiteraugen. 

Es gibt ja auch noch andere Teile unseres Volkes 
— ■ und wie ich glaube, dürfte das sogar der größte 
Teil sein — , die weder dem Arbeiterstande noch 
dem Unternehmerstande unmittelbar angehörem 
Ihnen allen liegt wie auch uns einzig und allein 
eine Lösung am Herzen, die den Arbeitsfrieden 
innerhalb des Betriebes gewährleistet und die 
damit zugleich auch zur innerpolitisclien Entspan- 
nung beiträgt. Das allein ist der Ausgangspunkt, 
von dem aus die Deutsche Reichspartei dieses so 
wichtige Problem betrachtet. Der Kollege 
Dr. Hammer von der FDP wies heute morgen be- 
reits mit Recht auf die verhängnisvollen Idea- 
listen zu Ausgang des vorigen Jahrhunderts hin, 
die mit ihrem Idealismus und ihrem heißen Her- 
zen eine doch so materialistische Lehre verkünde- (p) 
ten. Die Worte „Prolet"' und ,, Bourgeois“ stehen 
heute trennend zwischen unserem Volk wie zwei 
Königskinder, die nicht zueinander kommen 
können. 

Es ist nicht meine Aufgabe, hier als letzter 
Sprecher der Parteien die Argumente für oder 
gegen das Mitbestimmungsrecht, wie sie von den 
Vertretern der großen Parteien heute genügend 
erörtert sind, jetzt noch einmal sämtlich im ein- 
zelnen zu wiederholen. Meine politischen Freunde 
mußten jedoch mit Bedauern feststellen, daß sich 
die Fronten immer mehr verhärteten und daß sich 
die Gegensätze, wie sie sich auch in der heutigen 
Debatte gezeigt haben, immer weiter vertieft 
haben. Bei ganz realer Betrachtung glauben wir 
daher, leider um die Feststellung nicht herum- 
gekommen, daß auf der gegenwärtigen Basis eine be- 
friedigende Lösung für beide Seiten kaum noch 
möglich ist; denn einerseits sieht der Arbeiter 
nach den ihm vorgetragenen Lehren den Unter- 
nehmer als seinen größten Feind an, und anderer- 
seits dürfte bei einer solchen vergifteten Atmo- 
sphäre eine so starke Einwirkungsmöglichkeit, 
wie es das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht ja 
naturgemäß verlangt, kaum zum Nutzen des Be- 
triebes möglich sein. Wir sind daher der Auf- 
fassung, daß, wie auch sonst im Leben in Fällen, 
wo man sich zu gemeinsamer Arbeit zusammen- 
finden will, zunächst einmal die Atmosphäre ent- 
giftet werden muß, um damit die Voraussetzung 
für ein sachliche Zusammenarbeit zu schaffen. 

Wir glauben nicht, daß es bei dieser nun ein- 
mal eingetretenen Verhärtung der Fronten nur 
noch mit dem beiderseitigen guten Willen oder 
mit dem Herzen, wie sich der Abgeordnete Lehr 
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(Ä) heute morgen ausdrückte, zu schaffen ist. Es 
müssen vielmehr Wege gefunden werden, die den 
Arbeiter und Unternehmer in ganz realer wirt- 
schaftlicher Weise einander näherbringen. Wir 
denken dabei an den Versuch eines größeinen west * 
deutschen Werks, das durch ein System des so- 
genannten gerechten Lohns das Arbeiter-Unter- 
nehmer-Problem von der Lohnseite her praktisch 
lösen will. Ich meine die Duisburger 
Kupferhütte, die es in den beiden letzten 
Jahren 1948 und 1949 fertiggebracht hat, jedem 
Arbeiter und Angestellten am Schluß des Jahres 
einen sogenannten Ergehnislohn von dem Ein- bis 
Eineinhalbfachen des Monatslohns zusätzlich zu 
zahlen. 

(Abg. Paul [Düsseldorf]: Diesen amerikani- 
schen Trick kennen wir.) 

— • Jawohl, in Amerika ist das gar nicht so unge- 
wöhnlich, die sind fortschrittlicher, als Sie den- 
ken — . Die Tatsache dieser Ausschüttung allein — 
man kann es eine Art Gewinnbeteiligung nennen, 
obwohl Dr. Kuss von der Kupferhütte es nicht so 
genannt haben möchte — hat nicht nur zu einer 
Leistungssteigerung im Betrieb, zu geringerem 
Materialverbrauch, zu größerer Arbeitswilligkeit, 
zu größerer Arbeitsfreude und überhaupt zu all- 
gemein vorteilhaften unmittelbaren Auswirkun- 
gen für den Gesamtbetrieb geführt, sondern hat 
vor allem innerhalb dieses Betriebs den Arbeits- 
frieden wirklich gewährleistet. 

(Abg. Paul [Düsseldorf]: Waren Sie einmal 
in einer Belegschaftsversammlung?) 

— • Ich war zweimal in der Kupferhütte. — 

(Abg. Paul [Düsseldorf]: Dann waren Sie wohl 
da, als der Direktor da war.) 

— Natürlich war auch dieser da. Auf dieser Grund- 

(B läge macht das wirtschaftliche Mitbestimmungs- 
recht der Belegschaft dort keinerlei Schwierig- 
keit. Es wird dort in der Praxis seit langem mit 
bestem Erfolg durchgeführt. 

Es ist heute hier nicht die Zeit, auf die Einzel- 
heiten dieses Systems an sich einzugehen, da Ja 
nicht die Frage der Gewinnbeteiligung, sondern 
die Mitbestimmung zur Debatte steht. Wie ich 
eingangs aber darlegte, dürfte die Frage des Mit- 
bestimmungsrechtes jedoch nicht zu lösen sein, 
so lange man nicht innerhalb des Betriebs durch 
rein praktische Dinge dafür sorgt, daß beide Sei- 
ten, Arbeiter und Unternehmer, in gleicher Weise 
sich auch selbst an dem Gedeihen des Betriebs 
interessiert fühlen und auch sind. Gewiß wird das 
Unternehmertum noch eine Zeitlang seinen „Herr- 
im-Hause-Standpunkt“ erfolgreich verteidigen 
können. Es wird dann jedoch eines Tages eine Ex- 
plosion erleben, die ihm weit mehr Schaden zu- 
fügen wird, als wenn es rechtzeitig auch von sich 
aus das Seinige zur Bereinigung der Atmosphäre 
beiträgt, Denken Sie an das Beispiel eines Dampf- 
kessels, dem man wohl eine Weile sämtliche Ven- 
tile verstopfen kann, um den Austritt des Dampfes 
zu verhindern, dann aber knallt dieser Kessel 
seinem Maschinenmeister mit um so größerer Ve- 
hemenz um die Ohren! 

Da war es mir sehr erfreulich, heute morgen 
aus dem Munde des FDP-Abgeordneten Dr. Ham- 
mer zu hören, daß er sagte; „Wir sind nicht abge- 
neigt, aus der Rendite eines Betriebs gewisse Teile 
als zusätzlichen Leistungslohn oder dergleichen 
abzuzweigen.“ Hierin sehe ich in der Tat einen 
erfreulichen Ansatzpunkt als Grundlage eines 
neuen Gesprächs und als Grundlage zur Bereini- 
gung der Atmosphäre. Denn man muß die Dinge 


sich einmal nüchtern überlegen. Es ist ja wirklich ^ 
nicht sehr erheiternd, als kleiner Lohn- oder Ge- 
haltsempfänger jahraus, jahrein so etwa an der 
Grenze des Existenzminimums dahinzuleben, ohne 
im wesentlichen überhaupt eine Chance zu haben, 
etwa an konjunkturellen oder strukturellen Wirt- 
schaftsveränderungen auch nur den geringsten An- 
teil mitzuhaben. 

Ich will mich auch hier nicht auf ein bestimmtes 
System festlegen. Es gibt deren viele. Das, was 
ich eben streifte, ist in Amerika unter dem Namen 
„Profit-Sharing-System“ bekannt, das von W. H. 
Wheeler, dem Präsidenten der Pitney-Bowes, eines 
Prägemaschinenkonzerns, vertreten wird. Es be- 
sagt, daß die Belegschaften an den Betriebs- 
gewinnen teilhaben sollen, die durch die all- 
gemeine Prosperität hervorgerufen werden. 

Wir kommen unseres Erachtens nun einmal in 
der Zeit, in der wir leben, im 20. Jahrhundert, 
nicht mehr darum herum, Kapital und Arbeit als 
gleichwertige Faktoren, die sich gegenseitig er- 
gänzen, anzusehen. So wie Kapital und Arbeit zur 
Erzielung eines wirtschaftlichen Ergebnisses Zu- 
sammenwirken und Zusammenwirken müssen, so 
müssen auch beide Teile an dem Gemeinschafts- 
ergebnis ihrer Leistung finanziell beteiligt sein. Der 
Gehalt- und Lohnempfänger wird damit in gewissem 
Sinne zu einer Art kleinem Mitunternehmer, dessen 
Interessen mit seinem großen Bruder, dem Inhaber 
des Betriebs, dann durchaus in gleicher Richtung 
laufen. Wie das Beispiel der Duisburger Kupferhütte 
zeigt, ist dort nicht nur der innere Arbeitsfrieden 
gewährleistet, sondern es hat sich nebenher bei 
dieser engen Zusammenarbeit und bei den gleich- 
laufenden Interessen das im Grunde gar nicht so 
sehr Erstaunliche gezeigt, daß die Belegschaft 
dieses Werkes selbst aulSerbetriebliche Einflüsse CD) 
ablehnt. Das ist an sich ja auch ganz natürlich, 
denn genau so, wie es sich der Unternehmer ver- 
bitten würde, sich von seinen Arbeitgeberverbän- 
den hineinreden zu lassen, so verbitten es sich 
auch die Arbeiter und Angestellten eines Werkes 
aus der Interessenlage des kleinen Mitunter- 
nehmers heraus, sich ihrerseits von ihren Organi- 
sationen in ihr betriebliches Wohlergehen hinein- 
reden zu lassen. Es hat sich dort die Hauptsorge 
des Unternehmers, daß nämlich fremde Einflüsse 
in seinem Betrieb die Oberhand gewinnen könn- 
ten, auf sehr natürliche und, ich glaube, organische 
und harmonische Weise von selbst gelöst! 

Die Mitbestimmung im Betrieb darf allerdings 
nicht Selbstzweck, sondern soll vielmehr Grundlage 
zur Herstellung des gegenseitigen Vertrauens sein. 
Sie soll dem Arbeiter die Gewißheit bringen, daß 
der Betrieb nach dem Grundsätzen wirtschaft- 
licher Gerechtigkeit geführt wird. Dieser Ziel- 
setzung entspricht es, daß einerseits alle Ver- 
suche abgelehnt werden müssen, die Mitbestim- 
mung der Arbeiterschaft zum Hebelarm ideolo- 
gischer Partei- oder Meinungskämpfe zu machen. 
Alle gesetzgeberischen Maßnahmen erhalten für 
uns ihren Wert nur insoweit als sie die Interessen 
von Kapital und Arbeit in Einklang bringen, d. h. 
dem Arbeitsfrieden dienen. Andererseits müssen 
aber auch Versuche abgelehnt werden, die zu 
Halbheiten führen und damit das Vertrauen 
stören, das nur vorhanden sein kann, wenn keine 
Vorbehalte bei der Mitbestimmung gemacht 
werden. 

Auf der Grundlage dieser Gedankengänge, die 
den Arbeitsfrieden als Ausgangspunkt und als 
Voraussetzung eines uneingeschränkten Wirtschaft- 
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(A) liehen Mitbestimmungsrechts ansehen, hat die 
Deutsche Reichspartei ihre Stellung zur Frage des 
Mitbestimmungsrechts wie folgt formuliert: 

Geleitet von dem Ziel, den unseligen Geist des 
Klassenkampfes zu überwinden, fordert die DRP 
gemäß Ziffer 5 ihrer Kasseler Leitsätze die Be- 
teiligung des Arbeitnehmers am Betriebsgewinn 
und sieht hierin allein die Voraussetzung für ein 
gedeihliches Funktionieren des wirtschaftlichen 
Mitbestimmungsrechts. Nur durch Schaffung 
dieser beiden Voraussetzungen kann auf die 
Dauer ein wirklicher Arbeitsfrieden erreicht wer- 
den. Die DRP wendet sich jedoch auf das schärfste 
dagegen, auf dem Wege über ein Mitbestimmungs- 
recht heute betriebsfremden Interessen — wie 
etwa parteilich gelenkten Gewerkschaften — Ein- 
fluß zu verschaffen. 

(Beifall bei der DRP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Freudenberg. 

Freudenberg (FDP-Hosp.): Wenn ich mich zum 
Mitbestimmungsrecht und zu dem von der sozial- 
demokratischen Fraktion vorgelegten Gesetzent- 
wurf zur Neuordnung der Wirtschaft zum Wort 
gemeldet habe, so glaube ich mich besonders da- 
für legitimiert, weil ich ohne Bindung irgend- 
welcher Art, obwohl ich der geschäftsführende 
Mitinhaber des größten Unternehmens meines 
Wahlkreises bin, mit über 70"/o aller Stimmen 
meines unmittelbaren Heimatbezirks gewählt 
worden bin, also auch durch das Vertrauen eines 
großen Teils der Beschäftigten meines Betriebs 
und der anderen Betriebe. 

(Zuruf links: Was man mit Geld alles er- 

reichen kann! — Lachen rechts. — Zuruf 

rechts: Sehr geschmacklos! — Zuruf links: 

Der Kaiser von China hat das gleiche auch 
gemacht!) 

— Ich glaube, daß das mit Geld nichts zu tun hat. 

(Sehr richtig! rechts. — Zuruf von der KPD: 

Wieviel hat die Stimme gekostet? — Gegen- 
ruf des Abg. Dr. Oellers.) 

Ich will mir nicht nachsagen lassen, daß ich 
zu dieser Frage schweige, und ich halte es für 
einen notwendigen Beitrag zur Diskussion, daß 
neben den politischen, neben den taktischen Ge- 
sichtspunkten auch d i e Gesichtspunkte zur 
Sprache kommen, die aus einer langen, prakti- 
schen Betriebserfahrung resultieren. Ich weiß, daß 
es keinen Sinn hat, alten Zeiten nachzutrauern 
und das Rad der Geschichte zurückzudrehen. Ich 
weiß, daß in der Vergangenheit nicht immer 
alles Gold war, was geglänzt hat, und daß sicher 
Fälle vorgekommen sind, in denen die Macht des 
Besitzes mißbraucht und die alte Weisheit über- 
sehen v/orden ist, daß man dem Ochsen, der da 
drischt, das Maul nicht verbinden soll. Ich weiß 
aber auch, daß die Beispiele höchster vorbild- 
licher Leistung des Unternehmertums die nega- 
tiven Fälle an Zahl weit übertreffen. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren! Ich bin mir selbst- 
verständlich bewußt, daß es schwarze Schafe ln 
allen Reihen gibt, und ich betrachte es als eine 
der ersten Pflichten eines verantwortlichen Unter- 
nehmertums, daß wir über den Weg von Ehren- 
gerichten gegen die in unseren Reihen Stellung 
nehmen, die sich sozialer oder allgemeiner Ver- 
pflichtung entziehen. 

(Bravo! Sehr gut! rechts.) 


Ich fürchte aber, daß wir wieder einmal in (O 
Deutschland unserem alten Erbübel unterliegen, 
150‘t'oige Lösungen anzustreben, zum Teil noch lei- 
der Gottes immer wieder aus der Verkrampfung 
heraus, die — das ist aus den Worten des kom- 
munistischen Redners wieder so klar geworden — 
aus vom praktischen Leben Gott sei Dank längst 
überholten Ismen resultiert, Lösungen, die auf 
Gedanken — ja, ich will es noch einmal sagen — , 
auf einzelnen Tatsachen basieren, die aus prak- 
tisch längst überholten Zeiten stammen. 

Wenn es dem Unternehmertum nur um das 
Geldverdieneii oder die Ausbeutung ginge, nur um 
die mit Geld verbundene Macht, dann wären wir 
schon lange mit unserer Herrlichkeit am Ende. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Damen und Herren, diese Impulse sind 
vorbei, mindestens sehr stark eingeschränkt, weil 
die Öffentliche Hand, von der Ertragsseite aus ge- 
sehen, zum Höchstbeteiligten geworden ist. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Das gilt in allererster Linie für die Betriebe, auf 
die Sie ja am meisten abzielen. Wir stehen aber 
Gott sei Dank vor der Tatsache,' daß die Arbeit in 
weitem Umfang um der Arbeit willen, aus innerer 
Leidenschaft getan wird. Nur so ist es überhaupt 
vorstellbar, daß wir allen Schwierigkeiten der 
letzten Jahrzehnte zum Trotz heute überhaupt 
nodi so dastehen, wenn auch das Haus, in dem 
wir leben — darüber müssen wir uns doch immer 
wieder klar sein — , weiß Gott noch auf sehr un- 
sicherem Grund gebaut ist. Die Leistungen, die 
vollbradit worden sind, und all die Schwierig- 
keiten, die es in den letzten Jahrzehnten zu über- 
winden galt und deren Lösungen mit Wendigkeit 
und mit Raschheit des Entschlusses gefunden wer- 
den mußten, 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig! Sehr 
wendig!) 

haben uns in Erstaunen versetzt. Aber sie haben 
auch das Erstaunen der Umwelt ausgelöst; darauf 
hat Kollege Lehr ja auch schon hingewiesen. 

Gott sei Dank ist diese verantwortungsbewußte 
Einstellung aber nicht nur die Eigenschaft des 
Unternehmertums, des guten Unternehmertums ■ — 
vor ein anderes Unternehmertum würde ich mich 
nicht stellen — , sondern in weitem Umfange auch 
die Einstellung unserer Mitarbeiter. Ich finde, je 
älter ich werde, die Lehre bestätigt, die mir mein 
politischer Lehrmeister Ludwig Haas in jungen 
Jahren mitgegeben hat, nämlich die Lehre, daß 
Verantwortungsbewußtsein nichts mit Stellung, 
nichts mit Besitz, ja nicht einmal mit Alter etwas 
zu tun hat, sondern im Grunde nur mit der uns 
von unserem Herrgott gegebenen Veranlagung. 

(Lebhafter Beifall in der Mitte und rechts.) 
Unter hundert Fabrikanten ist der Prozentsatz der 
Veranwortungsbewußten nicht größer, als er bei 
hundert Werkmeistern, bei hundert Arbeitern, ja 
sogar bei hundert Gewerkschaftssekretären ist. 

(Zurufe links.) 

Dabei möchte ich das Verantwortungsbewußtsein 
nicht nur als Leistungskoeffizienten, sondern, viel 
weiter gespannt, als die innere Gesamthaltung 
ansprechen. 

Nun werden Sie mich fragen, warum ich, wenn 
ich die Menschen so beurteile, dann so starke Be- 
denken gegen diese Gesetzesvorlagen habe; denn 
daß ich Bedenken habe, darüber kann ich keinen 
Zweifel lassen. Ich habe diese Bedenken, weil ich 
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nach dem Unterton der Entwürfe fürchte — wenn 
das auch durch die Ausführungen, die wir heute 
früh als erste bei Einbringung des CDU-Entwurfs 
gehört haben, etwas aufgelockert ist — , daß den 
verantwortungsbewußten Menschen, auf die es 
letztendlich allein ankommt, das Leben immer 
noch weiter erschwert wird. Das gilt nicht nur 
für die Unternehmer, sondern das gilt auch für 
die verantwortungsbewußten Mitarbeiter, wo 
immer sie stehen. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Wir müssen endlich den Mut haben, klar darüber 
zu entscheiden, daß nur in der Entfaltung des In- 
dividuums und nicht in irgendeiner kollektivisti- 
schen Konstruktion der Weg ins Freie gefunden 
werden kann. 

(Bravorufe bei der FDP.) 

Wir dürfen nicht übersehen, gerade im Hinblick 
auf Amerika, wie schwer es im Vergleich zu dort die 
Tatkräftigen und Aktiven unseres Volkes haben; 
denn das sind eben die Verantwortungsbewußten. 
In der Weite des amerikanischen Kontinents hem- 
men Neid, Eifersucht und Mißgunst deren Entfal- 
tung nicht oder weit weniger als bei uns in der Enge 
unseres Raumes. Wir sind durch Veranlagung nicht 
eifersüchtiger, nicht mißgünstiger, nicht neidischer 
als die Menschen der übrigen Völker, aber neidischer, 
eifersüchtiger und mißgünstiger in der Auswirkung 
durch die äußeren, nun leider einmal gegebenen 
Umstände. 

(Zuruf von der SPD: Eine schöne 
Vorlesung!) 

Deswegen müssen wir uns ganz besonders bedacht- 
sam einstellen, wenn wir in das soziale Grundgefüge 
unserer wirtschaftlichen Ordnung eingreifen v/ollen. 

CB) Noch einmal: Bei der Neuordnung der Wirtschaft 
geht es darum, daß der aktive Unternehmer, der 
aktive Arbeiter und der aktive Angestellte in ihrer 
Einsatzkraft nicht noch mehr gelähmt werden. Viel- 
mehr gilt es, einen Weg zu finden, der gerade diese 
Kräfte fördert, 

(Sehr gut! bei der FDP) 

sonst geht unsere volkswirtschaftliche Leistung 
zurück. 

In diesem Zusammenhang möchte ich eines ein- 
mal ganz klar aussprechen: Wir reden immer von 
den Letztverantwortlichen in den Betrieben. Wir 
reden von denen, die im Prokuristenrang oder sonst- 
wie in hoher Verantwortung nach außen treten. 
Meine Damen und Herren, ich glaube, wir werden 
sehr sorgsam darüber wachen müssen, daß hinter 
diesen Rängen nicht die übersehen werden, die im 
Kleinkampf des Tages die wirklich verantwortliche 
Arbeit am Schnittpunkt sehr häufig mitleisten müs- 
sen: das sind unsere Werkmeister, 

(Bravorufe rechts.) 

Wir dürfen — um es kurz zusammenzufassen — 
den Kompaß nicht auf die Mittelmäßigkeit ein- 
stellen. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Das aber mxüßte die Folge sein, wenn wir uns eine 
Wirtschaftsordnung geben, die entschlossenes Han- 
deln erschwert oder gar die Aktiven dem Neid — 
sagen wir es ganz deutlich — der kollektivistischen 
oder der Zunft- und Klasseneinstellung ausliefert. 

(Abg. Euler: Sehr gut!) 

Noch ein Wort: Nicht Reden und Diskutieren 
bringt uns zu steigender Produktion, sondern Han- 
deln und Zugreifen, selbst wenn es einmal auch 
falsch geht. Parlamentarismus in allen Ehren in der 


politischen Ebene, aber übertragen auf das wirt- 
schaftliche Leben, übertragen auf die Wirtschaft 
eine Unmöglichkeit! 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

Schon heute wird ja viel zu viel auch in den Be- 
trieben geredet und verdiskutiert. Ich kann Sie des- 
halt nur ernstlich bitten, sich zu überlegen, ob die 
von Ihnen gemachten Vorschläge unsere Arbeits- 
leistung wirklich steigern können und v/erden; und 
darauf kommt es doch letztlich allein an. 

(Zuruf links: Bei uns wird gearbeitet!) 

Ich .fürchte, daß durch Ihren Vorschlag die Ver- 
antwortlichkeit in den Betrieben irgendwie zer- 
setzt werden könnte. Ohne Ordnung und klare Ent- 
scheidungsbefugnis geht es nicht. Man kann dar- 
über streiten, ob sie in unserer jetzigen gesell- 
schaftlichen Ordnung in besseren Händen liegt 
oder durch Umsturz unserer jetzigen Ordnung in 
den Händen derer besser liegen würde, die sich 
heute einordnen, nicht unterordnen. Eine Ziel- 
setzung muß darin liegen, daß es ohne williges 
Einordnen nicht geht. Darüber müssen wir uns klar 
sein. Das haben wir in den turbulenten Zeiten, die 
hinter uns liegen, gelernt, und in dieser Erkenntnis 
sind wir heute — • und deswegen bin ich im Grunde 
optimistisch — ja viel weiter, als wir in den zwan- 
ziger Jahren waren. 

Meine Damen und Herren! Wer die Zeiten in den 
zwanziger Jahren in verantwortlicher Leitung eines 
Unternehmens miterlebt hat und sie heute mit- 
erlebt, der kennt den ungeheuren Unterschied. Un- 
sere Jugend und unsere Arbeiterschaft hat mit uns 
erkannt, daß es darum geht, im Betrieb zusammen- 
zustehen und sich nicht auseinanderdirigieren zu 
lassen. 

(Sehr gut! bei der FDP. — • Abg. Fisch: OD) 

Sieg Heil!) 

Meine Damen und Herren! Eine halbe Lösung, 
eine Bastardlösung wäre aber die schlimmste Lö- 
sung, die wir uns verschreiben könnten. Von diesem 
Gesichtspunkt aus ist der CDU-Vorschlag in man- 
chen Punkten beinahe noch bedenklicher als der 
der SPD, 

(Widerspruch bei der CDU) 
obwohl — das muß ich offen aussprechen — 

(Zuruf von der CDU: Sie müssen neue 
Wege gehen!) 

auch der SPD-Vorschlag die Eierschalen des so 
verpönten Bourgeoisie-Spießers nicht voll verlassen 
hat. 

Meine Herren der Linken, wenn Sie schon den 
Mut haben, zum Umbruch aufzurufen, dann haben 
Sie bitte auch den Mut, Ihren Weg ganz konse- 
quent und ganz zu gehen, dann nehmen Sie bitte 
keine Rücksicht auf uns. 

Und Ihnen, meine Herren der CDU, muß ich er- 
klären: Schaffen Sie keinen Unfrieden, kein Miß- 
trauen, keine Disharmonie in den Betrieben da- 
durch, daß Sie in einem Paragraphen geben, was im 
anderen bedingt wieder genommen wird. 

Wie ein gutes Orchester braucht ein gut geleitetes 
Unternehmen einen verantwortungsbewußten Diri- 
genten. Bei ihm muß die letzte Entscheidung auf 
sachlichem und auch auf dem gleich wichtigen per- 
sonellen Gebiet liegen. Er muß entscheiden kön- 
nen, auch wenn er einmal zunächst nicht verstanden 
wird. Aber er müßte ein seltener Tor sein und 
könnte sich heute nicht mehr halten — vielleicht 
geht es noch in der Musik, aber sicher nicht in den 
Betrieben — , wenn er sich nicht beraten ließe, be- 
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CA) raten ließe vor allem von denen, die ihm in der 
Arbeit verbunden sind. Eine klare organisatorische 
Voraussetzung hier zu schaffen, ist unserer Ge- 
dankenarbeit wert, und wir werden uns in dieser 
Arbeit ynit einsetzen und uns ihr nicht entziehen. 

Wir müssen als Ziel unserer Arbeit zugrunde- 
legen, die gemeinsame Betriebsverbundenheit noch 
zu steigern; die Betriebsverbundenheit müssen wir 
ausbauen und sie bewahren vor dem Hereindiri- 
gieren von noch so wohlwollenden Verbänden, ob 
es die der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer sind. 
Die Verbände sind notwendig in der Ordnung der 
überbetrieblichen Sphäre und auch in der Vertre- 
tung gemeinsamer Zielsetzungen und Interessen. 
Aber die Verbände sind, wenn sie ihre Aufgabe 
richtig verstehen. Dienende und dürfen niemals die 
Herrschenden der Wirtschaft werden. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Ich habe das Vertrauen zum gesunden Sinn der 
Arbeiter und Beamten — vielleicht sogar mehr als 
Sie Vertrauen zu ihnen haben, Herr Kollege Frei- 
tag — , daß sie sich ihrer Verantwortung bewußt 
sind und daß sie es ablehnen, das Versuchskanin- 
chen machtpolitischer Träume zu werden. Ich habe 
das Vertrauen zu unseren Mitarbeitern, daß sie 
— und das muß ich Ihnen sagen, meine Herren der 
CDU — ihre ganze Abneigung bekunden werden, 
daß die letzten betrieblichen Entscheidungen von 
außenstehenden, sachunkundigen Schiedsrichtern 
getroffen werden könnten. Sicherlich aber werden 
sie ein Hereinreden der Regierungsbürokratie in 
unsere Betriebe ablehnen. Das haben sich übrigens 
die Sozialdemokraten in ihrem Vorschlag klüger 
überlegt. Sie verlagern die letzte Verantwortung in 
die Aufsichtsorgane. 

CB) . 

Die Betriebsräte laufend zu unterrichten, ist 
heute schon eine so große Selbstverständlichkeit, 
daß man eigentlich gar nicht mehr darüber zu reden 
braucht, wenigstens in den Betrieben der Größen- 
ordnung, um die es Ihnen im letzten Ende ja wirk- 
lich geht. 

Noch ein ganz kurzes Wort zu Ihren Vorschlägen 
über die Aufsichtsräte. Erstens bin ich der Meinung, 
daß man die Wirksamkeit der Aufsichtsräte in 
wirklich verantwortlich geführten Unternehmun- 
gen weit überschätzt; zweitens bin ich der Meinung, 
daß sie zu einer Gefahr einer klaren Betriebs- 
leitung werden könnten, wenn man sie nun zu politi- 
schen oder halbpolitischen Organen machen würde. 
Darüber müssen wir uns bei den Ausschußbera- 
tungen sicherlich unsere ernsten Gedanken machen. 
Ich bin ein Gegner jeder Geheimnistuerei und scheue 
mich schon seit langen Jahren nicht — ich kann 
schon beinahe sagen, seit Jahrzehnten — , unsere 
Lage offen mit unseren Mitarbeitern zu besprechen. 
Das tun mit mir sehr viele andere Unternehmer 
auch. 

Es gibt allerdings Augenblicke, in denen eine 
falsche Offenheit zur Gefahr werden kann. Auch 
ich habe in meinem Leben einen solchen Augen- 
blick durchlebt, wo, wenn ich die ganze Sorge nicht 
allein getragen hätte, unsere Arbeitsstätte viel- 
leicht bedroht gewesen wäre, und wo wir nie und 
nimmer die Entschlüsse hätten fassen können, die 
zum Segen unseres Unternehmens und der darin 
Beschäftigten gefaßt worden sind, wenn wir sie 
in ihrer ganzen Auswirkung sogar den Bankherren 
gesagt hätten. 

(Beifall bei der FDP.) 


Es gibt eben nicht nur Sonnentage, sondern auch 
Tage großen Sturms. 

Meine Damen und Herren, in den letzten Jahr- 
zehnten habe ich von Jahr zu Jahr die Dinge 
(Zuruf von der KPD: Lyrik!) 
in ihrer starken Fortentwicklung miterlebt. Seien 
wir sehr bedacht, diese organische Fortentwicklung 
nicht zu stören. Zwängen Sie den guten Willen von 
beiden Seiten nicht in eine enge Gesetzesmaschine, 
in eine Gesetzesmaschinerie, die Sie, meine Herren 
der Linken, als erste zerreißen müßten, wenn Ihre 
Machtträume in Erfüllung gehen würden und Sie 
die Dinge an unserer Stelle zu machen hätten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das sehen wir doch am ganz großen Beispiel Ruß- 
land. Meine Damen und Herren, lassen Sie uns alle 
den ehrlichen Versuch machen, ohne Hintergedan- 
ken, in aller Offenheit die Grundlage einer Wirt- 
schaftsordnung zu schaffen, die als oberste Richt- 
linie die Sicherung einer steten, gesteigerten Ar- 
beitsmöglichkeit zum Ziele hat, aber hüten wir uns 
vor Kompromissen, die sehr wohl mehr zerschlagen 
als heilen könnten. 

Noch ein kurzes Wort über die überbetriebliche 
Ebene. Ich habe ein sehr starkes Verständnis dafür, 
daß der Staat es sich sehr wohl überlegen muß, ob 
er neben den politischen Institutionen starke wirt- 
schaftliche Zentralinstitutionen schaffen soll. Meine 
Damen und Herren, in jedem Fall darf er diese In- 
stitution nur schaffen, wenn ihr keine letzten poli- 
tischen Entscheidungen übertragen werden; denn 
es wäre eine Anmaßung sondergleichen, zu glauben, 
daß nur die in der Wirtschaft Tätigen oder die an 
der Wirtschaft Interessierten ein Recht hätten, die 
gesamten Dinge in Deutschland zu gestalten. 

(Sehr richtig! rechts.) ® 

Ich stelle mich aber auch nicht gegen die Schaffung 
solcher Einrichtungen — allerdings mit der eben 
gemachten Einschränkung — , weil es in der über- 
betrieblichen Sphäre, wo schon der politische Ge- 
staltungswille einsetzt, vielleicht durchaus berech- 
tigt ist, daß in voller Gleichberechtigung die Unter- 
nehmer wie die Beschäftigten zum Zuge kommen. 
Ich verspreche mir, wenn das in voller Offenheit ge- 
schieht, davon sogar, daß wir zu einer starken inne- 
ren Befruchtung kommen können. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen uns, 
glaube ich, darüber klar sein — und deswegen 
werden diese gemeinsamen Institutionen vielleicht 
bewußt oder unbewußt von vielen in der Wirtschaft 
erhofft und erstrebt — : es gilt, eine gemeinsame 
Abwehrfront zu bilden gegen das Übergreifen der 
staatlichen oder, was gleich schlecht ist, der Zunft- 
oder Verbändebürokratie. 

Schließlich bin ich davon durchdrungen — ich 
wiederhole es noch einmal — , daß die Weisheit der 
Verantwortung weder von der einen noch von der 
anderen Seite allein gepachtet ist. Nur wer die 
Sorge des andern kennt, wird den Grad der Be- 
scheidenheit erringen, der wahre menschliche Lei- 
stung adelt. Ich schließe mit dem schon vom Kol- 
legen Schröder zitierten Ruf: Rettet den Menschen! 
Aber ich weite ihn allerdings mit vollem Bewußt- 
sein dahin aus: Rettet den Menschen durch Schutz 
seiner Individualität! 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich habe Ihnen bekanntzugeben, daß der 
i Haushaltsausschuß um 15 Uhr in Zimmer 02 des 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 

^ Südfiügels Zusammentritt und der Ausschuß für 
Geld und Kredit um 15 Uhr 30. 

(Abg. Schoettle: Herr Präsident, ich bitte, 
den Ausschuß für Beamtenrecht gleichzeitig 
auf 15 Uhr zum Haushaltsausschuß zu 
laden!) 

Der Ausschuß für Beamtenrecht wird gebeten, um 
15 Uhr der Sitzung des Haushaltsausschusses beizu- 
wohnen. 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Raestrup. 

Raestrup (CDU): Meine Damen und Herren! An- 
gesichts der vielen Reden, die wir schon gehört 
haben, und der Fülle der noch vorliegenden Wort- 
meldungen ist es nicht meine Absicht, ausführliche 
Darlegungen zu machen, sondern ich will mich so | 
kurz wie möglich fassen. Der Herr Abgeordnete Dr. 
Lehr hat ausführlich die einmütigen Auffassungen 
unserer Fraktion dargelegt, und ich will nicht das, 
was er gesagt hat, wiederholen. Nur ein Bedenken 
habe ich, das ich unbedingt vortragen muß. In dem 
Entwurf der CDU ist übersehen worden, einen 
Unterschied in der Behandlung der großen und der 
kleinen Unternehmungen zu machen. Ich erhalte 
als kleiner Unternehmer von meinen Freunden 
eine Unmenge von Zuschriften, in denen die Sorge 
zum Ausdruck kommt, daß die Mitbestimmung für 
ihre Unternehmungen eine Gefahr bedeutet. Man 
kann die kleinen Unternehmungen nicht so behandeln 
wie die großen Betriebe, die mit einem großen Ak- 
tienkapital und mit tausenden von Arbeitern und 
dem Generaldirektor im wirtschaftlichen Leben 
ganz anders dastehen als ein kleiner Unternehmer, 
der mit seinem ganzen Vermögen für den Betrieb 
haftet und dessen Betriebsverhältnisse viel durch- 
OB) sichtiger sind. Ich habe deshalb — und ich glaube, 
das von dieser Stelle aus sagen zu dürfen — diesen 
meinen Freunden versprochen, daß wir in der Aus- 
schußberatung soweit wie möglich auf ihre Wünsche 
Rücksicht nehmen wollen. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Im übrigen glaube ich, daß die Unternehmer im 
Mitbestimmungsrecht Gefahren sehen, die in Wirk- 
lichkeit nicht vorhanden sind. 

(Erneute Zustimmung bei der CDU.) 

Es ist vorhin gesagt worden, wir sollten nicht von 
der Vergangenheit reden. Damit bin ich einver- 
standen. Aber wir sollen aus der Vergangenheit 
lernen. 

(Sehr richtig! bei der CDU und rechts.) 

Seit über 45 Jahren stehe ich als kleiner Unterneh- 
mer — -und ich habe doch aus meinem Betrieb etwas 
gemacht — in engster Berührung mit allen sozialen 
Fragen. Wenn ich einen Rückblick auf diese 45 Jahre 
werfe, erinnere ich mich, daß wir damals ähnliche 
Ängste gehabt haben wie heute, als die Frage an 
uns herantrat, ob wir mit den Gewerkschaften 
Tarifverträge abschließen sollten oder nicht. Heute 
glaube ich wohl sagen zu können, daß gerade der 
kleine Unternehmer den Abschluß von Tarifver- 
trägen nicht zu bereuen gehabt hat. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Das sage ich ganz offen und ehrlich. 

Wenn einige Bedenken, die die kleinen Unter- 
nehmer bezüglich der Bestimmungen über das Mit- 
bestimmungsreclit haben, berücksichtigt werden, so 
erhalten sie in den heutigen turbulenten Zeiten und 
bei den Schwierigkeiten, die noch vor uns liegen, 
gegen Willkürakte ihrer eigenen Belegschaft einen 
wirksamen Schutz. An sich sind für den kleinen 


Unternehmer die vielen Bestimmungen nicht er- ® 
forderlich. Er braucht vor allen Dingen nicht die 
vielen Schlichtungsausschüsse, Schiedsgerichte usw. 

I Er wird selbst in der Lage sein, in seinem Betrieb 
Ordnung zu halten. Kann er das nicht, muß dauernd 
das Schiedsgericht angerufen werden, dann taugt 
entweder er nichts oder es taugen die Arbeitnehmer 
oder alle beide zusammen nidits. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Nachdem ich so einen 
kurzen Rückblick auf die hinter mir liegende Zeit 
getan habe, gestatten Sie mir, noch eine p^sönliche 
Bemerkung darüber anzufügen, wie ich zum Mit- 
bestimmungsrecht stehe. Auf Grund meiner Welt- 
anschauung bin ich früher in der Zentrumspartei 
für die sozialen Belange eingetreten. Heute tue ich 
es in der CDU. Nach 1918 habe ich persönlich dar- 
unter gelitten, daß die damaligen Hoffnungen, die 
auf die sogenannte Arbeitsgemeinschaft gesetzt 
worden waren, nachher so kläglich gescheitert sind. 

Ich habe aber die feste Überzeugung und die Hoff- 
nung, daß diesmal unsere Bestrebungen nicht schei- 
tern werden. Ich hoffe, daß wir nunmehr die sitt- 
liche Kraft aufbringen, das Mitbestimmungsrecht in 
der erforderlichen Form auszugestalten und die 

I friedliche Gesinnung zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern zu fördern. Ich weiß, wie die Stel- 
lungnahme der Unternehmer gegenüber den Ge- 
werkschaften und umgekehrt der Standpunkt der 
Gewerkschaften gegenüber den Unternehmern war. 
Heute sind ganz andere Verhältnisse gegeben. Ich 
gebe nicht viel auf Paragraphen; denn die Para- 
graphen sind tote Buchstaben ohne Leben. Aber 
wenn ein richtiger Geist hineingelegt wird, dann 
nehmen diese Paragraphen Gestalt und Inhalt an, 
und dann sind sie ein geeignetes Instrument, um 
den wirtschaftlichen Frieden, den wir so dringend CD) 
brauchen, zu garantieren. 

Gestatten Sie einem alten Manne, der nur noch 
wenige Jahre zu schaffen haben wird, seiner freu- 
digen Genugtuung über die neue Regelung des Mit- 
bestimmungsrechts Ausdruck zu geben. Ich sehe 
darin einen Schritt zu einer neuen sozialen Ge- 
staltung Deutschlands. Ich sehe darin nicht ein 
Instrument des Unfriedens, sondern ein Instrument 
des Friedens, das dazu führen wird, daß Arbeit- 
nehmer und Unternehmer geschlossen an der Neu- 
gestaltung unseres Vaterlandes mitarbeiten, um 
auf diese Weise die wirtschaftlichen Höchstleistun- 
gen zu erzielen, die Deutschland wieder geachtet 
machen werden und die es ihm ermöglichen, nach 
einem wirtschaftlichen Gesundungsprozeß gleich- 
berechtigt in die Europäische Union einzutreten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Der Herr Vorsitzende des Ausschusses für 
Geld und Kredit hat mich gebeten, Ihnen mitzu- 
teilen, daß an der Sitzung des Ausschusses, die 
13 Uhr 30 beginnen soll, auch die Damen und Herren 
des Sozialpolitischen Ausschusses teilnehmen 
möchten. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Arndgen. 

Arndgen (CDU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! In den Auseinandersetzungen über das 
Mitbestimmungsrecht ist in den letzten Monaten 
und auch heute morgen in diesem Hause teils mit 
juristischen, teils mit wirtschaftlichen, teils mit 
sozialen und teils, besonders von der ganz linken 
Seite, mit politischen Argumenten gefochten wor- 
den. Ich gestehe, daß kaum ein Problem zur Rege- 
lung unserer Zusammenarbeit so viel Widerspruch 
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und so viel Zustimmung ausgelöst hat wie die 
Frage der Mitbestimmung. Dabei ist diese Forde- 
rung nicht neu. Blättert man einmal in den heute 
schon vergilbten Zeitschriften der zwanziger Jahre, 
so findet man in diesen Zeitschriften Darlegungen 
über das Mitbestimmungsrecht, die noch heute ak- 
tuell sind. Es muß dabei hervorgehoben werden, 
daß es in erster Linie Forderungen der christlich- 
sozialen Bewegung gewesen sind. 

Um was geht es in den Fragen des Mitbestim- 
mungsrechts? Es geht nicht um eine rechnerisch 
genau abgegrenzte Besetzung der Aufsichtsräte, es 
geht nichf um den Machtanspruch der Arbeitnehmer 
in der Wirtschaft, es handelt sich auch nicht um ein 
nur arbeitsrechtliches oder wirtschaftliches, sondern 
es handelt sich um ein gesellschaftliches Problem, 
um einen Teil der Sozial- und Wirtschaftsordnung, 
und zwar um den wichtigsten Teil. Es handelt sich 
um den Menschen. Nicht von ungefähr haben sich 
der Bochumer Katholikentag und die Evangelische 
Kirche mit diesem Problem eingehend beschäftigt; 
denn eine der wichtigsten Forderungen des Chri- 
stentunis ist die nach einer Wirtschaftsordnung, die 
der Würde der menschlichen Person, und zwar aller 
Personen, gerecht wird. Dazu gehört nach unserer 
Auffassung, daß alle Arbeitenden .sich in ihrer Be- 
rufsausübung zu freien Menschen entv/ickeln 
können. Diese Freiheit, die eine innere und eine 
äußere sein muß, kann der Mensch aber nur ge- 
winnen, wenn er sein Schicksal eigenverantwort- 
lich mit gestalten kann. 

Die Wirtschaft hat in den letzten hundert und 
mehr Jahren eine Entwicklung genommen, die es 
rund 60 Vo der Erwerbstätigen unmöglich macht, im 
Wirtschaftlichen ihren Willen eigenverantwortlich 
einzusetzen. Nach der jetzigen Wirtschaftsstruktur 
^ ist die Wirtschaft nur funktionsfähig, wenn der 
weitaus größte Teil der Erwerbstätigen abhängig, 
nach Entschlüssen und Weisungen anderer tätig ist. 
Aus dieser Proletarierstellung muß der arbeitende 
Mensch herausgehoben werden. Aus dem Nur- 
Lohnarbeiter muß ein gleichberechtigter Mitarbei- 
ter werden, und der Arbeitsplatz muß zur sicheren, 
menschenwürdigen Existenz werden. Der Betrieb 
ist die Stelle, in der sich ein wesentlicher Teil des 
Lebens des Arbeiters abspielt. Vom Betrieb hängt 
die Existenz des Arbeitnehmers und die Existenz 
seiner Familie mehr oder weniger ab. Darum muß 
dem Arbeitnehmer im Betrieb in erster Linie die 
Möglichkeit gegeben werden, mit zu gestalten. Na- 
türlich kann das nicht jeder Arbeitnehmer unmittel- 
bar tun. Aber wenn der Arbeitnehmer durch seine 
Mitwirkung bei der Bildung der Betriebsvertretung 
und in den Betriebsversam.mlungen an dem Ge- 
schehen im Betrieb beteiligt und über die Wirt- 
schaftsvorgänge unterrichtet wird, ist in der Part- 
nerschaft, die nun einmal zwischen Unternehmer 
und Arbeitnehmer bestehen soll, viel erreicht. 

Nun wird bei den Einwendungen gegen das Mit- 
bestimmungsrecht vielfach auf die Eigentumsord- 
nung, auf die Unternehmerinitiative, auf das Unter- 
nehmerrisiko und auf die Verantwortung verwie- 
sen. Meine Freunde und ich bejahen das Privat- 
eigentum, und unsere Politik ist darauf gerichtet, 
möglichst vielen Menschen zu Eigentum zu ver- 
helfen. Wir sind der Auffassung, daß es eine der 
wichtigsten Aufgaben des Staates ist, das Eigentum 
zu schützen. Doch ein entscheidender Punkt trennt 
uns von der rein liberalistischen Auffassung: ein 
absolutes und uneingeschränktes Eigentum erken- 
nen wir nicht an. Denn jedes Eigentum und jeder 
Besitz ist unter dem Schutz der Gemeinschaft er- 


worben worden. Daher ist das Eigentum und ist 
der Besitz der Gemeinschaft verpflichtet. Für den 
einzelnen ist Privateigentum gewissermaßen ein 
Lehen, das er in sozialer Verantwortlichkeit zu ver- 
walten hat. Wenn die Mitbestimmung das Eigen- 
tumsrecht auf der einen und den gerechten Lohn auf 
der anderen Seite zu respektieren hat, bekommt 
das Eigentumsrecht und bekommen auch die Auf- 
gaben des Unternehmers — nach der dargelegten 
Sicht zum Eigentum — in der sich neu anbahnenden 
Wirtschaftsordnung einen ganz neuen, besonderen 
Sinn. 

Soweit die Unternehmerinitiative in Zusammen- 
hang mit der Mitbestimmung angesprochen wird, 
sind wir nach wie vor der Meinung, daß es in der 
Leitung und Führung der Wirtschaft und des Be- 
triebes ein Oben und Unten geben muß. Dieser 
Gedanke hat die Arbeitsdisziplin gefördert und 
dadurch Gewaltiges für den Fortschritt geleistet. 
Doch heißt die Eingliederung nicht, der Entfaltung 
der besten menschlichen Kräfte Hemmnisse ent- 
gegenzusetzen. Wir sind vielmehr der Meinung, daß 
ein Mitgestaltungsrecht das Höchste und Beste im 
Menschen zur Entfaltung bringen kann und bringen 
wird. 

Endlich die Frage des Risikos. Gewiß gibt es ein 
Unternehmerrisiko, das Beachtung verdient und 
anerkannt werden muß. Doch gibt es auch auf der 
Arbeitnehmerseite ein Risiko. Dieses besteht darin, 
daß auch der Arbeitnehmer und seine Familie in 
ihrer Existenz von dem Betrieb und seinem Ge- 
deihen abhängen. 

Ein letztes Wort zur Frage der Verantwortung in 
der Wirtschaft und im Betrieb. In diesem Zusam- 
menhang wäre eine Statistik über die Anzahl der 
Betriebe interessant, die nach dem Zusammenbruch 
lediglich durch das Verantwortungsbewußtsein und -D) 
die Initiative der Arbeitnehmer wieder lebens- und 
existenzfähig geworden sind und für unsere Ver- 
sorgung wieder funktionsfähig gemacht werden 
konnten. Ich bin der Auffassung, daß gerade in den 
hinter uns liegenden Jahren, besonders nach dem 
Zusammenbruch, die Arbeitnehmerschaft bewiesen 
hat, daß sie auch Verantwortung zu tragen weiß und 
Initiative entwickeln kann. 

Wir wollen mit der Mitbestimmung in erster Linie 
eine neue Ära der Beziehungen zwischen Arbeit und 
Kapital, zwischen Unternehmer und Arbeitnehmer 
herbeiführen. Dabei vertrete ich die Auffassung, daß 
der Gesetzgeber nur den Rahmen ziehen kann und 
daß es letzten Endes auf die Menschen, sowohl den 
Menschen im Unternehmer als auch auf den Men- 
schen im Arbeitnehmer, ankommt, wie im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen das Gemeinsame 
in der betrieblichen Zusammenarbeit gefunden und 
von dort aus das Verhältnis zueinander geregelt 
wird. Finden wir bei den Beratungen über den von 
meiner Fraktion vorgelegten Gesetzentwurf gemein- 
sam den Weg, den dieser Entwurf vorzeichnet, dann 
verwirklichen wir eine Forderung, die eine neue 
soziale Ordnung zum Ziel hat. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Böhm. 

Böhm (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es war vorauszusehen, daß der von der 
CDU/CSU eingereichte Antrag zur Schaffung eines 
Betriebsrätegesetzes zu grundsätzlichen Diskussio- 
nen und Auseinandersetzungen führen würde. Es 
war auch vorauszusehen, daß bei dieser Diskussion 
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sich zwei Welten gegenüberstehen würden, und 
zwar einmal die Welt des sozialen Fortschritts und 
zum anderen die soziale Rückschrittsbewegung bzw. 
die reaktionäre Rückschrittsbewegung. 

Heute morgen ist hier wiederholt von den einzel- 
nen Diskussionsrednern der Versuch gemacht wor- 
den, die Stellung der gewerkschaftlichen Organi- 
sationen dahin zu interpretieren, als seien die ge- 
werkschaftlichen Organisationen nicht gewillt und 
bereit, Gegenwartsaufgaben zu erfüllen, sondern 
lediglich bestrebt, einem Dogma anzuhängen. Es ist 
der Versuch gemacht worden, nachzuweisen, daß die 
Forderung der Gewerkschaftsbewegung und auch 
die Forderung der Sozialdemokratischen Partei in 
ihrem eingereichten Antrag nichts anderes bedeuten 
würden, als unsere Wirtschaft in Unordnung zu 
bringen. Auf Grund der Verhältnisse ist dann vor 
Experimenten gewarnt worden. Meine Damen und 
Herren, begreifen wir eins! Neben den politischen 
Parteien ist die deutsche Gewerkschaftsbewegung 
mit zum Träger einer neuen sozialen Ordnung ge- 
worden. Es ist hier von allen Diskussionsrednern 
mehr oder weniger auf die Notwendigkeit hinge- 
wiesen worden, Sozialpolitik zu betreiben bzw. die 
soziale Sicherstellung des schaffenden Menschen 
zu garantieren. Wenn die deutsche Gewerkschafts- 
bewegung mit zum Träger einer neuen sozialen Ord- 
nung geworden ist, dann hat sie sich nicht zu dieser 
Aufgabe gedrängt, sondern diese Aufgabe ist ihr 
geschichtlich geworden und zugewachsen. Wenn wir 
sagen, die Gewerkschaften sind zum Träger einer 
neuen sozialen Ordnung geworden und tragen mit 
die Verantwortung, dann haben wir als Gewerk- 
schaften aber auch gleichzeitig die Pflicht, im Auf- 
bau dieser sozialen Ordnung — die Notwendigkeit 
des Neuaufbaues wird übrigens von niemandem 
(g) bestritten — die Maßnahmen vorzuschlagen, die 
notwendig sind, um nicht nur den sozialen Frieden 
in den Betrieben zu garantieren, sondern darüber 
hinaus im Aufbau der Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung die notwendigen Voraussetzungen 
zu schaffen, daß wir in der Folgezeit von Katastro- 
phen verschont bleiben, wie wir sie leider in einer 
Generation durch zwei Kriege erlebt haben. 

Die sozialdemokratische Fraktion hat zur Dis- 
kussion einen Antrag eingereicht, der sich mit dem 
wirtschaftlichen Mitbestimmungsrecht beschäftigt. 
Wer sich einmal die Mühe macht, die einzelnen Be- 
stimmungen des Entwurfs eines Gesetzes über das 
wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht zu über- 
prüfen, der wird zu der Auffassung kommen müssen, 
daß in diesem Antrag weitestgehend das gefordert 
wird, was bereits in den Verhandlungen mit den 
Unternehmern sowohl in Hattenheim wie auch zu- 
letzt in Maria-Laach Gegenstand der Verständigung 
gewesen ist. Wenn wir diesen Antrag eingereicht 
haben, so aus dem einfachen Grunde, weil der An- 
trag der CDU unserer Auffassung nach nicht weit- 
gehend genug ist. Es ist meiner Ansicht nach nicht 
damit getan, daß man nun versucht, durch die 
Herausstellung von einigen Bestimmungen im Be- 
triebsrätegesetz die Mitwirkung der Arbeitnehmer 
in sozialpolitischer und arbeitsrechtlicher Beziehung 
im Betrieb sicherzustellen, sondern es ist meiner 
Meinung nach notwendig, daß die Fortentwicklung 
dieses Rechts aus dem Betrieb logischerweise auch 
zu einer Regelung des Mitbestimmungsrechts auf 
der wirtschaftlichen Ebene führen muß. Die Rege- 
lung, die durch den Antrag der SPD angestrebt wird, 
bedeutet weder eine Einengung der Initiative des 
Unternehmers noch eine Beschränkung der gesetz- 
lichen Befugnisse der Parlamente, sondern sie be- 
deutet lediglich den Versuch, auf dem Gebiete der 


wirtschaftlichen Neuordnung im Wege der Gesetz- ® 
gebung die notwendige Grundlage zu schaffen. 

Die Diskussionen, die wir heute hier erleben, 
sind ja nicht neu, und es hat sich auch heute in der 
Debatte bestätigt, daß der weise Ben Akiba recht 
hatte, als er sagte: Es ist alles schon einmal dagewesen. 

Es ist jetzt 30 Jahre her, daß in Berlin durch den 
damaligen Reichstag mitten in den Geburts wehen 
des neuen Staates der Weimarer Verfassung das 
Betriebsrätegesetz geschaffen wurde, und wenn wir 
einmal daran gehen, die Verhandlungen des Deut- 
schen Reichstags nachzulesen, dann werden wir fest- 
stellen, daß damals von Unternehmerseite die glei- 
chen Argumente gegen das Betriebsrätegesetz vor- 
gebracht wurden, wie sie heute gegen das Mitbe- 
stimmungsrecht geltend gemacht werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir haben zur damaligen Zeit die gleichen Begrün- 
dungen gehört: die deutsche Wirtschaft werde auf 
dem Weltmarkt nicht mehr konkurrenzfähig sein, 
und die Betriebsräte würden versuchen, in die 
Betriebsleitung mit hineinzureden und darin herum- 
zudoktern. All das hat sich im Laufe der Entwicklung 
von selber als unrichtig herausgestellt, und wer ein- 
mal die Statistischen Jahrbücher nachsieht, der 
wird feststellen können, daß trotz der Betriebsräte 
und des Betriebsrätegesetzes, trotz Inflation und 
Mitbestimmung in diesem bescheidenen Rahmen 
im Jahre 1928 in der deutschen Wirtschaft rund 
60 Milliarden Mark neu investiert waren. Es wird 
auch kein Mensch behaupten wollen, daß durch diese 
Arbeit der Betriebsräte die Produktion gelitten hat. 

Im Gegenteil, die Produktion hat gerade in dieser 
Zeit bis zum Jahre 1928 in Deutschland einen Um- 
fang angenommen, der auch in der Weltwirtschaft 
beispielhaft gewesen ist. Darum stehen wir auf dem 
Standpunkt, daß die Begründungen, die heute von 
der Seite der FDP. der Deutschen Partei usw. ge- 
geben werden, kein Grund sein können, um das Mit- 
bestimmungsrecht der Gewerkschaften und der 
Arbeitnehmer in irgendeiner Form abzulehnen. 

Im übrigen habe ich mich über eins gewundert. 
Die Wirtschaftskonzeption der FDP muß einen sehr 
kranken Kern haben, wenn man ausgerechnet einen 
Mediziner vorschickt, um die Unmöglichkeit des Mit- 
bestimmungsrechts zu begründen. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der SPD. — 

Abg. Dr. Oellers: Ist das geistreich!) 

— Ich weiß, es ist nicht sehr geistreich. Ebenso war 
auch die Begründung nicht sehr geistreich, sonst 
hätte ich nicht darauf hingewiesen. 

(Abg. Dr. Oellers: Gut, daß Sie den mangeln- 
den Geist bei sich bemerkt haben!) 

Im Laufe der Diskussion ist immer wieder darauf 
hingewiesen worden, daß, wenn man das Mitbe- 
stimmungsrecht nach dem Willen der Gewerk- 
schaften oder nach dem Willen des Antrages der 
SPD gesetzlich verankern würde, dann an und für 
sich im Betrieb niemand mehr da sei, der das letzte 
Wort zu sprechen hätte, und man hat darauf hin- 
gev/icsen, daß unsere Wirtschaft dann im allge- 
meinen Schaden leiden und sich nicht so entwickeln 
könne, wie es notwendig wäre. Es ist auch draußen 
in der Diskussion über das Mitbestimmungsrecht 
wiederholt die Frage aufgeworfen worden, woher 
denn die Gewerkschaften das Recht nehmen, um 
für sich ein solches Mitbestimniungsrecht zu ver- 
langen. 

Meine Damen und Herren, es wird vielleicht not- 
wendig sein, noch einmal auf die Verhältnisse hin- 
zuweisen, die 1945 in unserem westlichen Gebiet und 
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darüber hinaus in ganz Deutschland bestanden. Ich 
glaube, wenn irgendwann die deutsche Arbeitneh- 
merschaft, angefangen von dem Arbeiter bis zu dem 
höchsten Beamten hinauf, dem Staat und der Wirt- 
schaft gegenüber das getan hat, was notwendig 
war, dann war es in der Zeit von 1945 bis heute. 

(Zuruf von der FDP: Zugegeben!) 

— Zugegeben! Wenn man das zugibt, muß man 
zum mindesten auch zugeben, daß die Gewerk- 
schaftsbewegung an dieser Arbeitsleistung in dieser 
Zeit ein gerüttelt Maß von Beteiligung trägt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Es war die Gewerkschaftsbewegung, die 1945 den 
Versuch gemacht hat, die zusammengebrochene und 
zusammengehauene Wirtschaft in etwa wieder auf 
die Beine zu stellen. Es gibt sehr viele, die sich heute 
gegen das Mitbestimmungsrecht wenden, die gerade 
auf Grund der Arbeit der gewerkschaftlichen Orga- 
nisationen und der Betriebsräte erst wieder die 
Möglichkeit bekommen haben, in einem Betrieb 
tätig zu sein. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Gewerkschaften haben vom Jahre 1945 bis zur 
Währungsreform bewußt auf jede Lohnerhöhung 
und Lohnbewegung verzichtet. Es wären zur da- 
maligen Zeit, wenn die Gewerkschaftsbewegung 
nur, aber audi nur ihren eigenen Interessen dienen 
und nur von ihrer eigenen Machtvollkommenheit 
leben wollte, der Möglichkeiten viele gewesen, 
Unruhe in die Wirtschaft hineinzutragen. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zuruf rechts: 

Das wollen Sie doch nicht!) 

Meine Herren, vielleicht rufen Sie sich noch einmal 
die Zeit ins Gedächtnis zurück, in der die Vertreter 
der Arbeiterschaft, besonders im Ruhrgebiet, von 
(B) einer Großstadt zur andern gewandert sind, um in 
den Betriebsrätekonferenzen, in den Belegschaftsver- 
sammlungen darauf hinzuweisen, daß mit Arbeits- 
niederlegung und Generalstreik weder ein Stück 
Brot noch ein Zentner Kartoffeln geschaffen werden 
kann. 

(Zuruf von der FDP.) 

Wir haben gerade zur damaligen Zeit unseren Kol- 
legen von den Gewerkschaften die Neuordnung der 
Wirtschaft als das zu erstrebende Ziel hingestellt. 
Die Arbeiterschaft hat begriffen, daß jede Lohn- 
erhöhung und Lohnbewegung automatisch die Preis- 
schraube in Bewegung setzen mußte, und die Ar- 
beiterschaft hat, gestützt auf die Versprechungen 
zur Neuordnung, ihre Pflicht und Schuldigkeit drau- 
ßen in der Wirtschaft in einem Maße getan, wie es 
auch in der Geschichte ohne Beispiel dasteht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir konnten als Gewerkschaften auf diese Neu- 
ordnung der Wirtschaft als etwas Selbstverständ- 
liches um so eher und mit innerer Berechtigung 
hinweisen, als zur damaligen Zeit die vernünftigen 
Politiker, die Wirtschaftsexperten, die Betriebs- 
wirtschaftler, die Staatswirtschaftler mit uns der 
Meinung waren, daß die verflossene Wirtschafts- 
ordnung die ihr von der Geschichte gestellte Auf- 
gabe nicht erfüllt hat. 

Die Regierungserklärung von Herrn Minister- 
präsident Arnold ist nicht das Ergebnis 
irgendeiner Konzession zur Regierungsbildung, 
sondern ist nichts anderes als die Erkenntnis, daß 
eine Neuordnung der Wirtschaft in Deutschland die 
erste Voraussetzung für eine wirkliche Freiheit des 
schaffenden deutschen Menschen sein kann. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 


Glauben Sie — und das möchte ich dem Abgeord- ® 
neten Walter sagen — , daß der Ministerpräsident 
Arnold mit seiner Regierungserklärung etwa die 
Tribüne des Klassenkampfes oder gar die Barrikade 
einer revolutionären Erhebung betreten wollte? 
Glauben Sie, daß die Erklärung des Katholikentags 
in Bochum, die eben von dem Kollegen Arndgen an- 
geschnitten wurde, nur der schönen Augen wegen 
erfolgt ist? Wenn die Forderung der Gewerkschafts- 
bewegung und die Forderung der Sozialdemokra- 
tischen Partei nur Klassenkampf sein soll, dann war 
die Versammlung in Bochum kein Katholikentag, 
sondern eine Massenkundgebung der Klassen- 
kämpfer. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Und wenn die päpstlichen Enzykliken, 

(Zuruf rechts: Haben Sie die mal gelesen?) 
die noch mehr fordern als wir, nichts anderes sein 
sollen als Klassenkampf, dann war der Papst nicht 
der geachtete Vertreter und der Kirchenfürst der 
Römisch-Katholischen Kirche, sondern dann war er 
ein Rebell gegen die von Gott gewollte Ordnung. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich stelle das heraus, um damit darzutun, daß die 
Gewerkschaften mit ihren Forderungen nichts an- 
deres wollen, als was vor der Gewerkschaftsbe- 
wegung schon andere als notwendige Voraussetzung 
jeder Ordnung und jeder Freiheit in Deutschland 
herausgestellt haben. 

Wir betrachten den Antrag der CDU als nicht 
weitgehend genug. Der Kollege Dr. Schröder hat 
in seinen Ausführungen darauf hingevnesen, daß 
der Gesetzentwurf sicher kein Dokument revo- 
lutionärer Erhebung sei und daß von einer großen 
Revolution hierbei keine Rede sein könne. Ich be- 
stätige Herrn Dr. Schröder gerne, daß das mit dem CD) 
Antrag weder beabsichtigt ist noch daß er diese 
Wirkung auslösen kann, weil meiner Meinung 
nach, wenn nicht gleichzeitig zu diesem einge- 
reichten Gesetzesantrag das wirtschaftliche Mit- 
bestimmungsrecht hinzukommt, der 'Betriebsrat 
nichts anderes als nur ein Ordnungselement im 
Betrieb sein kann, um die sozialen und arbeits- 
rechtlichen Belange der Belegschaft zu vertreten. 

In dieser Hinsicht also glauben wir, daß die von 
uns gestellten Anträge zum wirtschaftlichen Mit- 
bestimmungsrecht ebenfalls mit zur Debatte ge- 
stellt werden müssen, weil darin das Mitbestim- 
mungsrecht — das betriebliche, das soziale und 
persönliche innerhalb des wirtschaftlichen Mitbe- 
stimmungsrechts — als ein Ganzes behandelt wird, 
und als Ganzes muß unserer Auffassung nach die 
Materie des Mitbestimmungsrechts auch in einem. 
Gesetz — wenn möglich in zwei oder drei Ge- 
setzen — , behandelt werden. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir heute z 
diesen Fragen Stellung nehmen, dann ist meinei 
Meinung nach dabei noch eine andere sehr be 
deutungsvolle Frage zu behandeln. Es ist hier in 
allen Diskussionen immer wieder die Frage auf- 
getaucht, wie das Mitbestimmungsrecht durchge- 
führt werden soll. Es ist auch hier die Frage an- 
geschnitten worden, wie dieses Mitbestimmungs- 
recht sich einmal aus wirken wird. Ich glaube, es 
ist notwendig, auf folgendes hinzuweisen. Der 
Wunsch nach einer Neuordnung in der Wirtschaft, 
der Wunsch nach sozialer Sicherung, nach persön- 
licher und sozialer Freiheit ist nicht ein Wunsch, der 
erst seit 1945 akut gewesen ist, sondern das ist 
ein Wunsch, der die Arbeiterbewegung und die 
sozialdemokratischen Parteien schon seit Jahr- 
zehnten bewegt. 
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(A) Meine Herren, ich glaube, es ist notwendig, sich 
noch einmal das Jahr 1932 vor Augen zu führen, 
als damals Strasser die Behauptung aufstellte, 
daß 90”/o des deutschen Volkes antikapitalistisch 
eingestellt seien. Damit wollte Strasser dann eine 
Entwicklung in Deutschland aufzeigen, die auch 
heute noch ihre Gültigkeit besitzt. Daß dann dar- 
über hinaus die nationalsozialistische Bewegung 
diese antikapitalistische Einstellung der 90 miß- 
brauchte und eine Ordnung schuf, die alles 
andere als eine Ordnung nach sozialen und demo- 
kratischen Grundsätzen war, sollte Ihnen, meine 
Herren und Damen, eigentlich den Beweis dafür 
geben, daß Sie es selbst in der Hand haben, diese 
antikapitalistische Einstellung auf eine Ordnung 
zu bringen, die allen Brot, Freiheit und Frieden 
garantiert. 

Dabei werden iSie sich entschließen müssen, 
eine Reihe von Gesetzen zu ändern. Der Entwurf 
der CDU beruft sich in seinem ganzen Mitbestim- 
mungsrecht und in seinen einzelnen Paragraphen 
auf alte Gesetze, sowohl auf Betriebsrätegesetze 
als auch auf das Aktiengesetz, Wirtschaftsver- 
fassungsgesetz und eine Reihe von anderen Dingen 
mehr. Also wenn wir schon — da drin sind wir 
uns ja, glaube ich, einig — eine neue soziale Ord- 
nung bauen wollen, dann müssen wir die Gesetze 
ändern, auf denen die alte unsoziale Ordnung be- 
ruhte. Dabei, glaube ich, haben wir eine Verpflich- 
tung gegenüber unserer Jugend zu erfüllen. Es 
war die sogenannte antikapitalistische Einstellung 
der 90”/o, die es Hitler ermöglichte, der deutschen 
Jugend eine Fata Morgana über eine Wirtschafts- 
ordnung vorzugaukeln, die Frieden, Freiheit und 
Gerechtigkeit versprach. Diese Illusion ist 1945 
bei der Jugend zusammengebrochen. Wir haben 
die Aufgabe, dieser Jugend; bei der 1945 nicht 
nur ein politisches Ideal, sondern auch der Glaube 
an ihre Zukunft verlorenging, wieder ein Ideal 
zu geben, diese Jugend an Wirtschaft und Staat 
heranzubringen, dieser Jugend eine Wirtschafts- 
und Gesellsdiaftsordnung zu geben, die auch für 
sie das Leben wieder lebenswert macht, die auch 
bei ihr die Hoffnung aufkommen läßt, daß es sich 
lohnt, einem derartigen Staate Dienste zu leisten 
und für eine derartige Ordnung zu arbeiten. 

Das sind Fragen, meine Damen und Herren, 
die mit der Frage des ganzen Mitbestimmungs- 
rechts Zusammenhängen. Ich kann es mir er- 
sparen, in diesem Zusammenhang auf die Aus- 
führungen der einzelnen Diskussionsredner noch 
besonders einzugehen. Ich glaube, es bleibt ein 
Verdienst der Diskussion, diese Frage vom 
Grundsatz her, wenn auch bei aller sachlichen 
Schärfe und Gegensätzlichkeit, doch immerhin 
menschlich und sachlich behandelt zu haben. Es 
ist ganz selbstverständlich, daß, wenn die So- 
zialdemokratische Partei oder wenn die Gewerk- 
schaften an die Regelung dieser Dinge heran- 
gehen, dann ihre Konzeption eine andere sein 
wird und auch sein muß, als sie etwa von den 
Besitzern der Produktionsmittel, von den Trä- 
gern der alten Gesellschafts- und Wirtschaftsord- 
nung zum Vortrag gebracht wird. 

Damit, meine Damen und Herren, möchte ich 
meine Ausführungen schließen. Ich möchte Sie 
noch einmal auf die Dringlichkeit hinweisen, das 
wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht in Verbin- 
dung mit dem betrieblichen Mitbestimmungsrecht 
zu regeln. Es ist heute morgen wiederholt — audi 
meinem Kollegen Freitag — > von der rechten 
Seite des Hauses der Zuruf gemacht worden: 
Sie wollen drohen! — Meine Damen und Herren, 


es liegt mir gänzlich fern, etwa mit gewerk- 
schaftlichen Kampfmitteln zu drohen, aber man 
kann einem Arbeitnehmerstand wie dem deut- 
schen, der willig, fleißig und intelligent ist, der 
Organisationstalent besitzt und fünf Jahre lang 
in treuer Pflichterfüllung Wirtschaft und Staat 
gedient hat, nicht einfach mit dem Motto kom- 
men: Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan, er 
kann gehen. Sie selbst haben es in der Hand, 
das Säuseln des sozialen Windes nicht zum Sturm 
werden zu lassen; bei Ihnen liegt es. Gehen 
Sie über Ihren eigenen Schatten hinweg; ver- 
suchen Sie, auch einmal das Gedankengut des 
persönlich schaffenden Menschen draußen, des 
Hand- und Kopfarbeiters zu berücksichtigen, 
dann werden Sie wirklich zu der Überzeugung 
kommen: was die sozialdemokratische Fraktion 
und auch was die Gewerkschaften fordern, ist 
nichts Unmögliches, sondern die erste Voraus- 
setzung für soziale und auch für persönliche 
Freiheit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Prä- 
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die heutige Aussprache über das Mitbestim- 
mungsrecht zeigt mit aller Klarheit und Deut- 
lichkeit, daß sich heute auf der politischen Ebene 
ebenso wie auf dem Gebiet der Wirtschaft die 
C^danken auf dieses Thema konzentrieren, ^üel- 
leicht weil wir alle die Überzeugung haben, daß 
das deutsche Volk die Aufgabe hat, der Welt 
eine neue soziale Ordnung zu zeigen. 

Die Verhältnisse, die wir heute in Deutsch- 0® 
land vorfinden, sind in manchen Dingen eine 
Wiederholung dessen, was wir nach 1918 vor uns 
hatten. Wenn wir bedenken, daß es damals mög- 
lich gewesen ist, das deutsche Volk aus einer 
revolutionären Entwicklung herauszuführen, weil 
die führenden und verantwortungsbewußten 
Leute der Arbeitgeber und der Gewerkschaften 
sich zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenfan- 
den, um eben dem deutschen Volk eine innere 
Sicherheit zu geben, und wenn wir bedenken, 
wie in jener Zeit der Rätegedanke auch sehr weit 
zu uns vorgedrungen war und durch die mann- 
hafte Tat von verantwortungsbewußten Menschen 
doch auf gehalten und zurückgedrängt wurde, 
dann sollte man sich auch in der heutigen Zeit 
darüber klar sein, daß eine Neuordnung wirt- 
schaftlicher Art vor allem von dem eigenen Wil- 
len der in der Wirtschaft tätigen Menschen ge- 
tragen werden muß. 

Weil auch wir in der Bundesregierung diese 
Dinge so gesehen haben, haben wir bereits im 
November vergangenen Jahres mit den Gewerk- 
schaften und auch mit den Arbeitgeberverbänden 
Verbindung aufgenommen und haben die beiden 
Sozialpartner darauf aufmerksam gemacht, daß 
es mit an erster Stelle ihre Aufgabe ist, dem 
deutschen Parlament, dem deutschen Volk Wege zu 
zeigen, wie man zu einer neuen Sozialordnung 
kommen kann. Im Januar dieses Jahres haben die 
Hattenheimer Verhandlungen begonnen; sie sind 
dann im März fortgeführt worden. Man hat ge- 
sagt: sie sind gescheitert. Ist das überhaupt 
wahr? Ich sage: nein. Man ist über gewisse 
Schwierigkeiten nicht hinw^eggekommen und hat 
sich dann einmal getrennt. 
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Cv wissen, daß es in Deutschland bei 

der konkurrierenden Gesetzgebung zwischen dem 
Bund und den Ländern möglich ist, daß man in 
den einzelnen Ländern glaubt, auf der kleineren 
Basis schneller zur Regelung derartiger Fragen 
zu kommen. Man hat deshalb das größte Ge- 
wicht darauf gelegt, alle Fragen der Neuordnung 
der Wirtschaft und der Mitbestimmung der ar- 
beitenden Menschen so schnell wie möglich po- 
litisch zu regeln. Ich habe im Kabinett und 
auch dem Kanzler gegenüber die Meinung ver- 
treten, daß man das Zusammenwirken und das 
Verhandeln der Sozialpartner nicht unterbrechen 
darf, sondern daß es viel wichtiger ist, den 
beiden Sozialpartnern weitere Unterstützung auch 
vom Staate her zu geben, um schnellstmöglich zu 
neuen Grundordnungen, die von beiden Seiten 
anerkannt werden, zu kommen. Herr Abgeord- 
neter Raestrup hat vorhin einige sehr wahre 
Worte gesagt. Auf diesem Gebiet sind Gesetze 
ohne eine geistige Wandlung der Beteiliglen und 
Anerkennung von beiden Seiten wertlos. Wenn 
wir auf diesem Gebiet politische Gesetze schaf- 
fen, die nicht von den Sozialpartnern anerkannt 
werden, werden sie ebenso wenig wirksam wer- 
den wie die Gesetze, die wir vor der Währungs- 
reform wirtschaftspolitisch im damaligen Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiet erlassen haben. Wir 
sollen uns auch nicht täuschen; es hat mir heute 
morgen innerlich wehgetan, als der Kollege Frei- 
tag in sehr scharfen Worten sich gegenüber den 
Arbeitgebern aussprach. 

Die Verhandlungen, die über das Mitbestim- 
mungsrecht in meinem Ministerium und in Maria 
Laach geführt worden sind, waren von einem 
eminent sittlichen Ernst der beiden Parteien ge- 

(B) tragen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Es ist meine Aufgabe, das hier einmal in aller 
Klarheit und Deutlichkeit zu sagen. 

(Abg, Neumann: Und der Effekt?) 

— Der Effekt war der, daß man sich auf weiten 
Gebieten einig geworden ist. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Sehr richtig!) 

Wir werden dem Parlament für diese Fragen Ge- 
setzentwürfe von der Regierung vorjegen, in 
denen das, worüber sich die Sozialpartner einig 
geworden sind, auch seine Fundamentierung 
findet. 

(Zuruf von der SPD; Wir werden Sie zu 
erinnern wissen!) 

— Jawohl, das werde ich auch gern von Ihnen 
annehmen. Ich lasse mich gern an etwas erin- 
nern, was ich gesagt habe. 

Meine Damen und Herren! Wir wollen uns 
doch nicht täuschen; wir machen ja meistens den 
einen großen Fehler, daß wir den in der Wirt- 
schaft gegebenen Zustand als etwas ansehen, was 
aus dem bösen Willen der einen oder anderen 
Seite erwachsen ist. Das trifft doch gar nicht zu. 
Die Situation, die wir heute haben, ist die Aus- 
wirkung einer industriellen Wirtschaft, die eben 
immer mehr zum Mittel- und zum Großbetrieb 
drängt, wo die Maschine in der Konkurrenz zur 
menschlichen Arbeitskraft steht. Heute ist die 
Tatsache zu verzeichnen, die Freund Arndgen 
vorhin anzeigte, als er sagte: 60 der arbeits- 
fähigen Menschen in Deutschland sind heute 
eigentumsmäßig von den Produktionsmitteln ge- 
trennt, und sie haben deshalb nicht mehr die 


Möglichkeit, in freier Entscheidung ihre v/irt- 
schaftlichen Dinge in eine gesunde Ordnung zu 
bringen. — Das ist doch der Zustand, der sich aus 
einer Entwicklung ergeben hat. Ich habe mich 
gefreut, daß die Leute von der Arbeitgeberseite, 
als ich im Dezember mit ihnen darüber sprach 
und sie auf die Struktur unserer Wirtschaft in 
Deutschland aufmerksam machte, aufgehorcht ha- 
ben. Sie sind sich vielleicht im Trubel der Ge- 
schäfte über diese wirtschaftliche Zusammen- 
setzung unseres Volkes gar nicht mehr klar ge- 
wesen. Wir wollen uns doch alle nicht darüber 
täuschen, daß das politische Kollektiv, das uns 
der Nationalsozialismus gebracht hat, vielleicht 
seine tiefsten Ursachen darin gehabt hat, daß 
durch diese wirtschaftspolitische Entwicklung die 
Menschen ihre persönlidie Freiheit auf wirtschaft- 
lichem Gebiet ja längst verloren hatten und es 
deshalb gar nicht so empfanden, als man ihnen 
die politische Selbstbestimmung auch genommen 
hat. Den Geist neu werden zu lassen, ist un- 
sere Aufgabe; und ich bin der felsenfesten Über- 
zeugung, daß, wenn die Schüsse von der po- 
litischen Bühne gegen die Verhandlungen zwi- 
schen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht 
abgegeben worden wären, ein besseres Ergebnis 
vor uns läge. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

— Bitte? 

(Zuruf des Abg. Richter! [Frankfurt]) 

— Aber, mein lieber Freund; an dem Tage, an 
dem Ihr in Düsseldorf vom DGB die Entscheidung 
über das Ergebnis von Maria Laach zu fällen 
hattet, hat doch am Morgen der „Industrie-Ku- 
rier“, der anscheinend ein Interesse daran hatte, 
die Verhandlungen zu keinem guten Ergebnis d» 
kommen zu lassen, den Schuß abgegeben, der 
meines Erachtens seine Reaktion in der Form der 
Düsseldorfer Erklärungen gehabt hat. Sehen 
Sie, meine Damen und Herren — — 

(Zurufe links: Unternehmerzeitung»!) 

— Sicher stand es in einer Unternehmerzeitung, 
das weiß ich. 

(Zuruf links: Sogar unabhängige 
Unternehmerzeitung!) 

Wir wollen uns doch einmal darüber klar sein, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, daß 
die Menschen, die im Wirtschaftsleben die Ver- 
antwortung mitzu tragen haben, doch letzten En- 
des von den Verhältnissen ausgehen müssen, die 
sie in den Betrieben und in der Wirtschaft vor 
sich sehen, und sie dürfen nicht von den Leuten 
gedrängt und getrieben werden, die in irgend- 
welchen Redaktionsstuben Dinge zusammen- 
brauen, die sie in ihrer V/irklichkeit und ihrem 
Ernst gar nicht kennen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
bin der persönlichen Überzeugung, daß, v/enn 
dieser Weg zu einer neuen Arbeitsgemeinschaft 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht 
gefunden wird, wir erneut in den Zustand des 
Klassenkampfes von rechts und von links kom- 
men, und das Ende einer derartigen Entwick- 
lung dürfte eine Katastrophe für unsere deut- 
schen Arbeitnehmer sein! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU.) 

Vizeprösfdent Dr. Schäler; Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Degener. 
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(A) Degener (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Abgeordneter Freitag hat heute 
in der Diskussion zu dem Problem das Wort Wirt- 
schaftsdemokratie gebraucht. Neben diesem Wort 
Wirtschaftsdemokratie steht das andere sehr 
nahe: Betriebsparlamentarismus. Ich will nicht zu 
dem Gesamtproblem Stellung nehmen, sondern 
nur einiges kennzeichnen, was mir in der Debatte 
heute besonders aufgefallen ist und was mir die 
Grundlage der Gegensätze im besonderen zu sein 
scheint. Die Anwendung dieses Begriffes Wirt- 
schaftsdemokratie halte ich nicht für vorteilhaft, 
weil eben auf der Gegenseite sofort der Eindruck 
entsteht, daß hier etwas wachsen soll, wie auf dem 
parallel gelegenen politischen Grund, ein Betriebs- 
parlamentarismus mit seiner ganzen Schwer- 
fälligkeit. 

Nun bin ich der Auffassung, daß wir, wenn wir 
im Zusammenhang mit der Erörterung des Pro- 
blems der Mitbestimmung eine Aufgabe haben, 
es die ist, zu verhindern, daß ein solcher Betriebs- 
pariamen tarismus auf tritt. 

(Sehr gut! in der Mitte und rechts.) 

Das ist die eine Seite. Ich möchte deshalb an die 
Stelle dieses Begriffes den Begriff der wirtschaft- 
lichen Selbstverwaltung stellen. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang 
etwas zu der Kritik zu sagen, die auch mein Frak- 
tionskollege Dr. Schröder heute an den Verhand- 
lungen im Ministerium für Arbeit geübt hat. Ich 
bin mit dieser Kritik in keiner Weise einverstan- 
den. Ich möchte eben im Anschluß an das von mir 
gebrauchte Wort über die wirtschaftliche Selbst- 
verwaltung zum Ausdruck bringen, daß es das 
Bestreben sein müßte, dieses Problem zwischen 
den Sozialpartnern auszuhandeln, und ich sage 
ganz ehrlich, daß es bei der Bedeutung dieses 
® Problems im höchsten Maße bedauerlich ist, daß 
es zu keiner Verständigung gekommen ist. Daß 
die Verständigung nicht erzielt wurde, hat aber 
nicht der Herr Bundesminister für Arbeit zu ver- 
antworten, sondern andere Kreise. Grundsätzlich 
bin ich auch heute noch der Auffassung, daß es 
besser gewesen wäre, wenn der Gesetzgeber ledig- 
lich die Aufgabe gehabt hätte, die letzte Hand 
anzulegen, um verbliebene Unebenheiten auszu- 
feilen. Ich halte es nicht für gut, daß wir nun auf 
der Basis zweier vorliegender Initiativgesetzent- 
würfe, die in Form und Inhalt stark voneinander 
ab weichen, und auf der Basis eines noch hinzu- 
kommenden Regierungsentwurfs unter dem Druck 
der vorhandenen Spannungen in die praktischen 
Beratungen im Ausschuß eintreten müssen. 

Meine Damen und Herren! Es ist aber von Herrn 
Kollegen Freitag noch etwas anderes sehr deutlich 
gesagt worden, und das ist der zweite Gesichts- 
punkt aus der Debatte, den ich heraussteilen 
möchte. Diese wichtigen Verhandlungen zwischen 
den Sozialpartnern sind danach offenbar daran 
gescheitert, daß die Arbeitgeberseite betriebs- 
fremde Einflüsse auf dem Gebiete der Mitbestim- 
mung ausschalten wollte und die Frage der be- 
trieblichen Mitbestimmung ausschließlich als eine 
Domäne der Betriebsangehörigen — Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer — ansah. Ich weiß nicht, ob die 
Herren Vertreter des DGB gutgetan haben, an die- 
ser Frage die Verhandlungen scheitern zu lassen. 
Ich glaube nicht, daß sie dabei der Sache der Mitbe- 
stimmung einen guten Dienst erwiesen haben. 
Zweifellos aber hat sich die Ansicht der Gegen- 
seite stärker entfaltet und entwickelt, daß hier 
auf einem Umwege versucht wird, eine Mo- 
nopolstellung der Gewerkschaften herbeizufüh- 
ren, ja, daß darüber hinaus die Gefahr besteht. 


daß man auf diesem Umwege einer dogmatischen (O 
Wirtschaftslehre zum Einsatz verhelfen wolle. 
Diese Gegensätze sind nun vorhanden, 

(Zuruf von der CDU: Leider!) 
und unter diesen Eindrücken soll das Parlament 
die Aufgabe lösen. Wie gesagt, das sind die 
Schwierigkeiten, die ich sehe. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube aber 
nicht, daß der Herr Kollege Freudenberg recht 
hat, wenn er vor Kompromissen warnt. Wir von 
der CDU-Fraktion glauben, daß unser Entwurf, 
der zunächst einmal das Gebiet der innerbetrieb- 
lichen Mitbestimmung fundamentieren soll, eine 
Plattform für einen Kompromiß darstellt. Wer 
den Entwurf gründlich studiert, wird finden, daß 
er weder den Weg des Betriebsparlamentarismus 
noch den anderen Weg der Monopolstellung einer 
betriebsfremden Organisation öffnet. Die Einzel- 
heiten unseres Entwurfs bedürfen der Beratung. 
Wir stehen nicht auf dem Standpunkt, daß jeder 
geschriebene Satz seine Gültigkeit haben soll. 
Was ich mit meinen Ausführungen erreichen 
möchte, ist, daß das auf beiden Seiten vorhan- 
dene Mißtrauen mit gutem Willen abgebaut wird, 
daß man an die sachliche Arbeit herangeht. 

Wenn wir in unserer deutschen Geschichte häu- 
figer kompromißbereit gewesen wären, dann wä- 
ren wir heute nicht in der Not, in der wir uns 
befinden. Ich bin ein Freund tragbarer Kompro- 
misse, und ich hoffe, daß man im Ausschuß zu 
einer Kompromißlösung gelangt. Daß ich selbst 
mit dem Inhalt des CDU-Entwurfs nicht in allen 
Einzelheiten zufrieden bin, will ich Ihnen jetzt 
an einer Forderung kiarmachen, die ich aus mei- 
ner Entwicklung horaus zu stellen habe. 

Ich stamme aus der deutschen Angestellten- 
bewcgimg, und ich habe bei meiner parlamenta- 
rischen Arbeit in der kurzen Zeit hier in Bonn 
festgestellt, daß wir auf dem Gebiete der Sozial- 
politik und des Arbeitsrechts vornehmlich mit 
dem Sammelbegriff „Arbeitnehmer** operieren. 
Dieser Sammelbegriff kennzeichnet nur ein ab- 
hängiges Dienstverhältnis; er sagt nichts über 
Beruf, Berufsinteresse, Stellung in der Wirtschaft, 
Tätigkeitsgebiet usw. Wir haben in Deutschland 
in der Vergangenheit eine Angestelltenbewegung 
mit mehr als einer Million organisierten Ange- 
stellten gehabt, die auf dem Gebiete der Sozial- 
politik, der Sozialversicherung, des Arbeitsrechts 
usw. erfolgreich, sehr erfolgreich gearbeitet hat. 
Ich glaube, heute die Tendenz fcststellen zu müs- 
sen, daß man ■ — das geht ja auch aus der neuen 
Organisationsform zum Teil hervor, die maa ent- 
wickelt hat — dabei der Angestelltenschaft nicht 
mehr die Sonderstellung einzuräumen bereit ist, 
die sie gehabt hat. Dazu liegt keinerlei Grund 
vor. Die Angestelltenschaft ist eine Einheit, und 
sie hat ein Recht darauf, als solche gewertet zu 
werden; sie hat ein Recht darauf, die Berufs- 
interessen ihres Standes aus eigenen Organisa- 
tionen heraus zu entwickeln und zu fördern. 

Ich verlange daher und werde für entsprechende 
Anträge im Ausschuß sorgen, daß nach dem Mit- 
bestimmungsrecht, so wie das früher im Betriebs- 
rätegesetz von 1920 war, die Wahl eines Ange- 
stelltenrats durch die Angestellten, eines Arbeiter- 
rats durch die Arbeiter erfolgt und daß beide 
Gruppenräte zusammen dann den Betriebsrat bil- 
den, um die gemeinsamen Aufgaben zu leisten, 
die sich für sie ergeben. Es kann der Angestell- 
tenschaft nicht zugemutet werden, in Fragen, die 
nur sie selbst und sie allein angehen, im Betriebe 
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(A) majorisiert zu werden. Ebensowenig könnte man | 
das im umgekehrten Falle der Arbeiterschaft zu- 
muten. 

Ich bin also der Meinung, daß auf diesem Ge- 
biete noch das eine oder andere zu regeln 
ist. Ich hoffe, daß das Mitbestimmungsproblem 
im Ausschuß in sachlicher Beratimg im Sinne des 
Herrn Bundesarbeitsministers gelöst wird, also so 
gelöst wird, daß nicht ein Werk entsteht blutlos 
und leer, sondern ein Werk, vom Geiste der Be- 
teiligten getragen, das für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung von Segen ist. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsidenj; Dr. Schäfer; Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Keuning. 

Keuning (SPD); Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Abgeordnete Dr. Schröder hat 
heute morgen bei der Begründung des Gesetz- 
entwurfs im wesentlichen zwei große Kreise ge- 
zogen, In den einen Kreis setzte er die betrieb- 
lichen Belange und in den anderen Kreis die 
überbetrieblichen Belange. Ich glaube, Herr Dr. 
Schröder, daß diese scharfe Scheidung mit der 
Wirklichkeit, in der wir stehen, nicht das ge- 
ringste zu tun hat. Sie führten selbst aus, daß in 
20 der Betriebe 80 ”/« der Arbeitnehmer be- 
schäftigt sind. Diese 80 "/o in unserem Bundes- 
gebiet sind rund 10 Millionen Menschen, die, ob 
sie in Arbeit stehen oder nicht in Arbeit stehen, 
das gesamtwirtschaftliche Leben doch sehr ent- 
.scheidend beeinflussen. 

Wir sind vor einigen Tagen in Watenstedt- 
Salzgitter gewesen — Sie sind mit dort ge- 
wesen — , und wir haben ge^hen, daß die gan- 
zen Schwierigkeiten dieses Gebiets letzten Endes 
® daher kommen, daß das dort liegende große 
Werk nicht mehr in Betrieb ist. Ich glaube, daß 
hier ein Musterbeispiel dafür vorhanden ist, wie 
sehr die Gemeinden davon abhängen, in ihrem 
Raum lebensfähige Betriebe zu haben, die auch 
funktionieren. Das Gedeihen oder Nidatgedeihen 
eines Betriebes kann Tod oder Leben für die 
Gemeinde bedeuten. Insofern ist jedes Betriebs- 
interesse von bedeutendem Gesamtinteresse. 

Ich glaube aber, schon zwischen Ihren Ausfüh- 
rungen und der Begründung des Entwurfs einen 
gewissen Widerspruch zu finden. Sie schreiben 
in der Begründung auf Seite 18 unter § 1 über 
die Aufgaben der beiden Partner im Betrieb und 
sagen da am Ende des ersten Absatzes; 

Bei der Erfüllung dieser Aufgabe dürfen sie 
aber nicht nur ihre beiderseitigen Belange im 
Auge haben, sondern müssen sich in den 
Rahmen der Gesamtwirtschaft fügen, von der 
ihr Betrieb nur ein Glied ist. 

Damit stellen Sie doch selbst klar heraus, daß 
hier nicht davon die Rede sein kann, das Ge- 
schehen im Betrieb sei reines Privatinteresse. Das 
Geschehen im Betrieb beeinflußt sehr stark das 
gesamtwirtschaftliche Geschehen. Ich habe aber 
Ihren Ausführungen als Wesentliches entnom- 
men, daß es darauf ankommt, eine klare Tren- 
nung zwischen der Arbeitnehmerschaft im Be- 
trieb und den Gewerkschaften zu vollziehen. In 
derselben Begründung sagen Sie auf Seite 19 dann 
weiter, daß die Betriebsräte nicht an Aufträge 
und Weisungen gebunden sein sollen, und setzen 
in Klammern hinzu „Marschrouten“. Damit brin- 
gen Sie also zum Ausdruck, daß die Arbeitneh- 
mer nicht aus freiem Entschluß irgendwelche 
Entscheidungen treffen würden, sondern von ge- 


werkschaftlichen Instanzen in ihrer Entschlußfrei- ® 
heit gehemmt oder in eine bestimmte Richtung 
gedrängt würden. Das ist das, was ich Ihrer Be- 
gründung als Wesentlichstes entnommen habe. 

Der Ausschuß für Arbeit hat sich bei den 
verschiedensten Besichtigungen in verschiede- 
nen Werken bemüht, einen Eindruck von 
dem zu gewinnen, was an wirklich echtem Mit- 
bestimmungsrecht in den Betrieben vorhanden ist; 
ich denke jetzt besonders an die Besichtigung der 
Gute-Hoffnungs-Hütte in Oberhausen. Hier han- 
delt es sich um ein entflochtenes Werk, und an- 
wesend war der Vater dieser ganzen Idee, Herr 
Dr. Dinkelbach. Er hat dann in Ausführungen 
klar erkennen lassen, und auch in der Diskussion 
wurde das erhärtet, daß in den entflochtenen 
Werken bei den Aufsichtsräten nun ein wesent- 
lich größeres Interesse für die wirtschaftlichen 
Belange festzustellen sei, als das bis zum Zu- 
sammenbruch der Fall war. Ich glaube, Herr 
Dr. Dinkelbach ist zu einer solchen Äußerung 
befugt, denn meines Wissens war er bis zum 
Zusammenbruch in mehr als 30 Aufsichtsräten 
tätig — ich glaube, es waren sogar fast 40, je- 
denfalls aber 30 — , so daß er sich also wohl 
ein sehr gutes Urteil bilden kann. Das Eigen- 
artige ist mir nun, daß, wie ich weiß, der Ur- 
heber dieses Gesetzentwurfs, Herr Dr. Schröder, 
doch engster Mitarbeiter des Herrn Dr. Dinkel- 
bach ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wenn nun Herr Dr. Dinkelbach selbst diese Ein- 
richtung als etwas Nachahmenswertes hinstellt, 
dann ist es mir eigentlich unerklärlich, daß sein 
enger und vertrauter Mitarbeiter diesen Weg 
nicht weiter beschreitet. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Sie sehen CD) 

Widersprüche, die nicht da sind, Herr 
Keuning!) 

— Dann würde es mich freuen, nachher eventuell 
belehrt zu werden. Ich sehe aber einen Wider- 
spruch darin, Herr Dr. Schröder, daß Sie, wie 
§ 46 der Vorlage erkennen läßt — und das ist 
das Wesentliche in Ihrem Entwurf — , keine Ein- 
schaltung der Gewerkschaften in den Aufsichts- 
rat wollen. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Das steht 
auch nicht drin!) 

— Sie sprechen von einem Vorschlagsrecht der 
Gewerksdiaften, und zwar bezieht sich das, wenn 
ich es recht verstanden habe, auf Mitglieder des 
Betriebes, die von Gewerkschaften vorgeschlagen 
werden. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Nein, 
keineswegs!) 

— Dann habe ich das nicht recht verstanden. Sie 
sprechen aber im ersten Teil des § 46 davon, daß 
nur Arbeitnehmer Mitglieder sein können. Dann 
finde ich das zumindest sehr unklar ausgedrückt, 
denn im ersten Satz steht ganz eindeutig, daß 
der Aufsichtsrat zu einem Drittel aus Vertretern 
der Arbeitnehmer gebildet wird. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]; Aus Ver- 
tretern der Arbeitnehmer!) 

Wenn nun verlangt wird, daß nur Mitglieder 
der Betriebe in den Aufsichtsräten sein sollen, 
dann müßten wir uns fragen, mit welchem Recht 
die andere Seite nun alle möglichen fachlich ge- 
eigneten oder richtig erscheinenden Personen in 
die Aufsichtsräte hineinholt. Wenn heute morgen 
davon gesprochen wurde, daß die Aufsichtsräte und 
der Vorstand nach dem Aktiengesetz eine gewisse 



ßeutscher Bundestag — 80. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juli 1950 


(Keuning) 

CA) Verantwortung tragen, so möchte ich doch gern 
hören, wie oft es vorgekommen ist, daß Vorstands- 
mitglieder vor Gericht gezogen wurden, weil sie un- 
fähig waren oder weil das ihnen anvertraute Werk 
nachher nicht mehr lebensfähig war. Die Unfähig- 
keit dieser Personen hat sidi, wie wir das in 
den meisten dieser Fälle erlebt haben, so ausge- 
drückt, daß Konkurs angemeldet wurde. Dann 
war aber meist nicht der Betroffene, der Un- 
fähige aus dem Vorstand der Leidtragende, son- 
dern die Leidtragenden waren dann die in dem 
Betrieb beschäftigten Arbeiter. Sie wurden ar- 
beitslos, und bei größerer Erwerbslosigkeit wurde 
es dann zu einem erheblichen Teil auch Tiodi er- 
forderlich, aus Steuergeldern Mittel zu Unter- 
stützungen zur Verfügung zu stellen. Dabei hat 
die Riesenarbeitslosigkeit vor 1933 doch klar auf- 
gezeigt, daß dann im wirtschaftlichen Gefüge 
irgendeine große Unordnung oder irgendeine Un- 
fähigkeit vorhanden sein mußte, sonst hätte es 
dazu nicht kommen können. 

Die Arbeiterschaft hat aus diesen Ereignissen 
die Lehre gezogen, daß es nötig sei, die Demokratie 
auch in die Wirtschaft einzubauen, nicht, wie eben 
vom Abgeordneten Degener gesagt wurde, den Be- 
triebsparlamentarismus einzuführen, sondern die 
Arbeiterschaft hat erkannt, daß die Demokratie der 
Weimarer Republik nicht die Lebenssicherheit gab. 
Es war eine politische Demokratie. In dieser poli- 
tischen Demokratie haben sich die Kräfte des Ka- 
pitalismus sehr blühend entwickelt. Es kam zu Rie- 
sengebilden, bis zu 300 000 Menschen in einem Ge- 
bilde in der Hand von wenigen Wirtschaftsmacht- 
habern. Diese Gebilde haben das gesamte Wirt- 
schaftsleben entscheidend beeinflußt. Wenn hier 
heute morgen von einer Nebenregierung gespro- 
chen wurde, von einer Nebenregierung der Ge- 
werkschaften, ja, meine Damen und Herren, ich 
möchte doch einmal fragen: Hat nicht so etwas wie 
eine Nebenregierung der Großindustrie bestanden, 
sind nicht hier und dort noch die großen Verwal- 
tungspaläste zu finden? Und wann sind sie gebaut 
worden? Die Jahreszahlen, die an den Stirnseiten 
angebracht sind, zeigen ja, daß sie in Zeiten größter 
Not erbaut wurden. Aus diesen Palästen heraus 
wurde entscheidend von der Nebenregierung her 
das gesamte Leben in der deutschen Republik be- 
einflußt. Die Konzernherren haben entscheidend 
dazu beigetragen, daß es möglich wurde, über diese 
Nebenregierung eine Regierung zu ermöglichen, 
die das Unglück, in dem wir heute sitzen, letzten 
Endes allein verschuldet hat. Sie wissen genau, 
worauf ich dabei anspiele, auf die großen Spenden 
der Großindustrie an die NSDAP; Sie wissen auch 
wohl, daß im Thyssen-Prozeß von Thyssen selbst 
zum Ausdruck gebracht wurde, daß ihm die Brü- 
ningsche Wirtschaftspolitik nicht zusagte und aus 
diesem Grunde die Arbeitslosigkeit von ihm ver- 
schärft wurde. Bitte, das können Sie nachlesen, 
meine Damen und Herren! So ist das doch zu sehen! 
Man muß sich das einmal vorstellen: ein Mensch 
mit solch einer Auffassung vom Gesamtwohl steht 
an der Spitze von Gebilden mit 300000 beschäftig- 
ten Menschen; welch ungeheuer verderblicher Ein- 
fluß auf das gesamte Leben! 

Ich will nicht zu sehr in der Vergangenheit her- 
umkramen. Es ist auch jetzt noch interessant, 
meine Damen und Herren! Im vorigen Jahr war im 
Industriegebiet im August/September eine ziem- 
lich starke Kurzarbeitswelle wirksam. Es ist dabei 
interessant zu sehen, daß der Auftragsbestand für 
die eisenschaffende Industrie — zu Anfang des vo- 
rigen Jahres gleich 100 gesetzt — im Laufe des 
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Jahres bis August auf 70 absank. Die Produktion (O 
im vorigen Jahr — Anfang des Jahres ebenfalls 
gleich 100 gesetzt — stieg aber bis August auf 130, 
so daß dann Mitte August Auftragsbestand und 
Produktion um 60 auseinanderklafften. Und dann 
erfolgten die Wahlen und praktisch fast mit dem 
Wahltag setzte die große Kurzarbeitswelle hier ein. 

Ich will nicht bestimmte Schlüsse ziehen, ich 
überlasse es jedem selbst, die ungeheueren Mög- 
lichkeiten zu beurteilen, die hier vorhanden waren. 
Wenn ich als Betriebsratsvorsitzender eines gro- 
ßen Betriebes mit immerhin 7^/2 Tausend Menschen 
Belegschaft in die betrieblichen Unterlagen hinein- 
schaue wie auch die anderen verantwortlichen Lei- 
ter des Werkes, dann habe ich dabei immer emp- 
funden, wie eng, wie unbeweglich ich in meiner 
Tätigkeit als Betriebsratsvorsitzender praktisch bin, 
wenn die außerbetrieblichen Einflüsse so stark 
sind, daß ich mich im Betrieb selbst gar nicht da- 
gegen wehren kann. Bei bester Einsicht im Be- 
trieb, bei bestem Wollen, mit der Leitung zusam- 
men einen Betrieb aufzubauen, eine Leistung zu 
vollbringen, den Arbeitern den Arbeitsplatz zu 
sichern, war es einfach nicht möglich, auf Grund 
der allgemeinen Lage hier vom Betrieb aus irgend- 
wie einen Einfluß zu nehmen. 


Wenn dann damals gleich in der Arbeiterschaft, 
in der Arbeitnehmersäaft — ich darf doch das 
Wort gebrauchen, das der Kollege Degener nicht 
so sehr wünschte — das große Bangen, die Angst 
auftauchte, nun erwerbslos zu werden, so ist die 
letzte Ursache dafür doch in dem Streben nach 
Sicherheit zu finden, die ja auch mit diesem Ge- 
setzentwurf in etwa angesprochen wird. Es ist doch 
die Angst des arbeitenden Menschen, morgens 
draußen zu stehen, nicht mehr seine Familie er- 
nähren zu können, die Angst, die ihn dazu treibt, 
neue Wege zu suchen, dieses doch schon so oft er- 
lebte Hoch und Tief nicht wieder zu erleben. Wenn 
man dann heute morgen von Herrn Dr. Hammer 
hörte, wie er in seinen Ausführungen von der 
Stoppuhr und von dem Meister sprach, daß er 
sagte, das letzten Endes doch die Betriebsgemein- 
schaft das Tragende ist, dann möchte ich dem Herrn 
Dr. Hammer sagen: Sein Fraktionskollege, unser 
stellvertretender Bundeskanzler Herr Blücher war 
es, der im vorigen Herbst erklärte, man solle nicht 
soviel Gerede um das Mitbestimmungsrecht machen, 
man solle dem Arbeiter einen vernünftigen Akkord 
geben, und alle Fragen wären geklärt. Ich glaube, 
wer die Frage so sieht, geht sehr an dem Leben 
vorbei. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn Herr Seebohm, der Verkehrsminister, eben- 
falls erklärte, daß dieses große Streben nach Sicher- 
heit doch in Sklaverei führen müsse, meine Damen 
und Herren, dann glaube ich, daß Herr Seebohm 
niemals in Unsicherheit gelebt hat. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich glaube nicht, daß er gebangt hat: Bin ich bei 
denen, die den blauen Brief bekommen und damit 
wer weiß für wie lange Zeit die Hoffnung begra- 
ben muß, irgendwelche Anschaffungen zu machen? 


CD) 


Sie irren mächtig, meine Damen und Herren, die 
Sie hier heute gegen die Grundsätze des einge- 
brachten Gesetzentwurfes sprachen, wenn Sie glau- 
ben, daß es dem Arbeiter darauf ankäme, momen- 
tan irgendwelche Pfennige sich zu sichern. Es geht 
ihm darum, die Ernte des langen, mühevollen Ar-'^ 
beitslebens zu sichern. Das ist sein Bestreben. Wenn 
hier immer wieder versucht wurde, eine Trennung 
zwischen Gewerkschaften und den Männern in den 
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(A) Betrieben zu vollziehen, so glaube ich, daß man 
auch hier die Lage sehr verkennt. 

Von meinen Fraktionsfreunden ist hier auf die 
Bedeutung der Gewerkschaften in der Vergangen- 
heit hingewiesen worden. Ich glaube auch, daß die 
Einsichtigen hier erkannt haben, welche Rolle sie 
gespielt haben. Wir im Betrieb haben es genügend 
oft erlebt. In den schwierigsten Situationen haben 
uns die Gewerkschaftssekretäre zur Verfügung ge- 
standen, und es wäre manchmal böse ausgelaufen, 
wenn nicht das gesamtvolkswirtschaftlichelnteresse 
von den berufenen Gewerkschaftsvertretern im 
Betrieb den Arbeitnehmern klargemacht worden 
wäre. 

Wir erleben auch, daß die ganze Schulung der 
Gewerkschaften doch letzten Endes geleitet ist von 
gesamtvolkswirtschaftlichen Interessen. Meine Da- 
men und Herren, ich glaube, daß es auch einem 
Teil dieses Hauses bekannt ist, daß ein Streik 
nicht von heute auf morgen vom Zaune gebrochen 
werden kann; da muß die Zusage des Gewerk- 
schaftsbundes vorliegen; auch hier spielen gesamt- 
volkswirtschaftliche Interessen eine große Rolle. 
Ich möchte das denen sagen, die heute meinten, 
daß die Gewerkschaften hier nur Machtansprüche 
stellten.- Ich glaube, daß diejenigen, die nun dau- 
ernd die Gewerkschaft ausschalten möchten, nicht 
im geringsten die Rolle erkannt haben, die die Ge- 
werkschaft in der Vergangenheit gespielt hat. Sie 
war es doch, die sich mit eingesetzt hat, daß das 
ganze Wirtschaftsleben wieder in Gang kam. Den- 
ken Sie an die Parolen „Der Bergmann zuerst!“, 
die überall zu lesen waren, und daran, welcher 
Einfluß der Gewerkschaft dahintersteckte, die 
Bergarbeiter mit an die Arbeit zu bringen. 

Ich glaube, daß man hieraus erkennen kann, 
wie sehr der schaffende Mensch Mittelpunkt der 
ganzen Gesellschaft ist. Diese ganze Gesellschafts- 
ordnung wird nicht eher ein sicheres Gefüge ha- 
ben, als bis dieser schaffende Mensch wieder in den 
Mittelpunkt der Gesellschaft gerückt ist und bis 
der Arbeiter als Mensch in dieser Gesellschaft ge- 
achtet wird. Dafür kämpft die Arbeiterschaft mit 
den Gewerschaften. Ich möchte das allen denen 
sagen, die glauben, eine Trennung vollziehen zu 
können zwischen den arbeitenden Menschen in den 
Betrieben und der Gewerkschaft. 

In diesem Sinne werden wir bei der Beratung 
des Gesetzes im Ausschuß unsere Anträge ein- 
bringen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Harig. 

Harig (KPD): Meine Damen und Herren! Die 
Frage des Mitbestimmungsrechts ist nicht nur eine 
Frage dieses Hauses, die Frage des Mitbestim- 
mungsrecht ist eine Kampffrage, ist eine Frage der 
Belegschaften in den Betrieben, die das Mitbestim- 
mungsredit haben wollen. Wir haben das doch er- 
lebt: nach 1945, 1946 war es möglich, ohne daß das 
Parlament dazu Stellung nahm, die Frage der Mit- 
bestimmung in einer ganzen Reihe von Betrieben 
zu klären und Vereinbarungen darüber zu treffen. 
Das war die Zeit, in der der Unternehmer, derjeni- 
ge, der Angst hatte vor der Entwicklung der Dinge, 
der Mann, der während der Zeit des Tausend- 
jährigen Reiches auch Politik gemacht hatte, sich 
im Kellerloch oder Mauseloch verkrochen hat. Aber 
nachdem die Macht der Unternehmer sich wieder 
festigen konnte, haben sie sich einen Dreck darum 
gekümmert, ob in den Betrieben Vereinbarungen 


abgeschlossen waren oder nicht. Gehen Sie zu den C 
Arbeitsgerichten, und Sie werden sehen, daß dort 
Arbeit in Hülle und Fülle nur aus dem Grunde vor- 
handen ist, weil die Unternehmer ihre eigenen 
Abmachungen mit den Arbeitern oder ihren Ver- 
tretern nicht einhalten. Bei uns in Hagen war es 
seit Monaten notwendig, eine zweite Kammer ein- 
zurichten, weil die Arbeitsgerichte bei dieser Art 
und Weise des Vorgehens der Unternehmer, das 
dann zu arbeitsgerichtlichen Klagen führte, die Fälle 
nicht mehr bewältigen konnten. Dort, wo die Be- 
legschaften Widerstand leisteten und sich hinter 
Betriebsräte in der Frage des Mitbestimmungs- 
rechts stellten, haben wir zum Teil erlebt, daß die 
Arbeitnehmer ihr Mitbestimmungsrecht hielten. 
Zum Teil haben wir aber auch erlebt, daß ge- 
wissenlose Unternehmer dazu übergingen, den Be- 
trieb stillzulegen, alle Arbeiter zu entlassen und zu 
erklären: Ich habe keine Aufträge mehr; ein Be- 
weis dafür, wie groß die wirtschaftliche Macht in 
der Hand weniger bedeutet, v/ie sie auf die Belan- 
ge des Volkes keine Rücksicht nehmen und von 
ihrer wirtschaftlichen Macht Gebrauch machen. — 

Ich sehe vor mir Menschen sitzen, die ein jetzt un- 
gläubiges Gesicht machen. Ich werde nur einen Be- 
trieb nennen, bei dem es so gehandhabt wurde: bei 
der Firma Kalthoff in Hagen. 

Ich kann auch noch einen anderen Beweis an- 
treten, und das ist ein Fall, den ich selbst erlebte. Ich 
v/ar ja selbst bis vor kurzem Betriebsratsvor- 
sitzender eines großen Werkes und habe eine be- 
triebliche Vereinbarung abgeschlossen, nach der 
Betriebsräte nicht gekündigt werden können, es sei 
denn, die Zustimmung der Gewerkschaften, die Zu- 
stimmung des Betriebsrates ist vorhanden. Einen 
Fetzen Papier ist es wert zu einer Zeit, in der sie 
glauben, wieder mit der Macht spielen zu können, (d) 
So liegen doch die Dinge. 

' Aus dem Grunde stehe ich auf dem Standpunkt: 
Das Mitbestimmungsrecht ist nicht nur eine Frage 
des Parlaments, sondern ist eine Machtfrage, und 
man sollte nicht nur heute, sondern man sollte 
morgen, übermorgen und zu allen Zeiten die Ge- 
werkschaft als die Interessenvertretung der arbei- 
tenden Menschen im Betrieb, die das Mitbestim- 
mungsrecht angeht, darauf hinweisen, daß sie den 
Kampf zu organisieren haben; denn wenn heute 
das Mitbestimmungsrecht vereinbart werden sollte, 
ist es morgen schon einen Fetzen Papier wert wie 
die Verträge der Vergangenheit. 

Aber nun etwas Grundsätzliches zu der Frage 
des Mitbestimmungsreclits im ganzen! Die Stel- 
lungnahme meiner Fraktion unterscheidet sidi von 
der Stellungnahme der Diskussionsredner, die heu- 
te hier aufgetreten sind, wenigstens zum größten 
Teil. Mehrere Diskussionsredner, hauptsächlich Mit- 
glieder der Gewerkschaften, haben einige positive 
Dinge vorgetragen, sind aber in all diesen Fragen 
nicht konsequent genug gewesen. Die Frage des 
Mitbestimmungsrechts ist in der Öffentlichkeit 
nicht verstummt. Seit 1945 steht sie im Mittelpunkt 
der Diskussion, einmal heftiger, einmal weniger 
heftig. So haben nicht nur die Gewerkschaftskon- 
ferenzen, die Versammlungen der Gewerkschafts- 
kollegen und die Kollegen in den Betriebsver- 
sammlungen zu dieser Frage Stellung genommen, 
sondern auch die verschiedensten Parteien, der Ka- 
tholikentag und die Presse, alle auf Grund der For- 
derung entscheidender Teile des Volkes nach Ver- 
wirklichung des Mitbestimmungsrechts. Diese For- 
derung ist im Volke fest verwurzelt. An dieser 
I Diskussion konnte auch derjenige nicht vorbeige- 
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hen, der das Mitbestimmungsrecht nicht will. Das 
in- und ausländische Kapital hat sich an der Dis- 
kussion um das Mitbestimmungsrecht rege betei- 
ligt. Die Arbeitgeberverbände haben im Kampf 
gegen das Mitbestimmungsrecht eine starke Stel- 
lung bezogen. 

(Zustimmung bei der KPD.) 

Nicht nur die Unternehmer, die Monopolkapitali- 
sten des Auslandes und die Arbeitgeberverbände, 
sondern auch hohe geistliche Würdenträger wie 
Bischöfe und der Papst haben sich in die Diskus- 
sion eingemischt. Sie haben eine Einheitsfront in 
der Abwehr dessen, was da kommen könnte, ge- 
schaffen. Manche sind dabei ziemlich stur zu Wer- 
ke gegangen. Manche sind auf Grund der Lage, wie 
sie nun einmal zu verzeichnen ist, etwas konzes- 
sionslüstern gewesen. Aber in einem waren sich 
alle einig, indem sie sagten: Für uns Unternehmer, 
für uns Arbeitgeber, für uns Monopolkapitalisten 
ist die Frage des Mitbestimmungsrechts der Werk- 
tätigen ein Hindernis auf dem Wege zur Durch- 
führung des Marshall-Planes, des Schuman-Planes 
^d der kriegerischen Vorbereitungen. 

(Sehr richtig! bei der KPD.) 

Die ausländischen und deutschen Großkapitali- 
sten haben nicht die Absicht, das Mitbestimmungs- 
recht der Arbeitnehmer zu dulden. Ihre politischen 
und wirtschaftlichen Ziele sind gegen die Demo- 
kratisierung der Wirtschaft gerichtet; sie sind ge- 
richtet auf die imumschränkte Alleinherrschaft. 
Dieses Streben nach Alleinherrschaft in den Be- 
trieben erleben wir überall. Einen Tag, nachdem 
ich entlassen war, hat in meiner Heimat mehr als 
ein halbes Dutzend von Unternehmern ihren Be- 
triebsräten gesagt: „So, nun ist euer Führer am Ort 
zum Teufel, und nun werden wir euch zeigen, daß 
es auch nodi Tariflöhne gibt; 

(Hört! Hört! bei der KPD) 
nun werden wir euch zeigen, daß es auch noch Ar- 
beitslose gibt.“ Ich kann dafür den Beweis antre- 
ten. Die Unternehmer, hauptsächlich die Monopol- 
kapitalisten, die dabei tonangebend waren, haben 
in der Vergangenheit niemals Gelüste verspürt, 
breite Schichten des Volkes nach demokratischen 
Methoden mitbestimmen zu lassen. Ich habe das in 
mehreren Besprechungen mit dem Vorsitzenden, 
des Klöckner-Konzems, Herrn Dr. Jarres, selbst 
erlebt. Ich kenne die Melodie, die gesungen wurde. 
Sie wollen nicht, daß die Menschen, die die Werte 
schaffen, über diese Werte, über die Produktion, 
die Art der Produktion und ihre Verteilung mit- 
bestimmen. Das paßt nicht in ihren Kram. Sie ver- 
stehen sich vielmehr auf das Regieren, auf das Dik- 
tieren und auf das Befehlen, in der Hauptsache im 
Betrieb. Sie haben in der Vergangenheit schon des 
öfteren selbst aus den Schichten der Arbeitnehmer 
Menschen für ihre Ziele eingespannt, haben die 
wirtschaftliche Not dieser Menschen dazu benutzt, 
ihre reaktionäre Politik in den Betrieben durchzu- 
führen. Sie haben brutal ausgebeutet. Den armen 
Menschen, der tagaus tagein, jahraus jahrein in 
Winter und Sommer, im Regen oder Schnee, mitten 
in der Nacht auf stehen mußte, unter unmenschli- 
chen Bedingungen das Brot für seine Familie ver- 
dienen mußte, haben sie nie geachtet. Ich spreche 
aus Erfahrung; denn ich stehe seit 40 Jahren in den 
Betrieben, mitten in der Arbeiterschaft, habe also 
in dieser Beziehung mein Teil hinter mir. Sie ha- 
ben schon zu einer Zeit, als der Drang nach Sozia- 
lismus in der Arbeiterschaft sehr groß war, ein 
großes Betrugsmanöver durchgeführt. Der Natio- 
nalsozialismus war das größte Meisterstück, daß sie 


sich in dieser Beziehung geleistet haben. Die sozia- ö 
listischen Gefühle der Arbeitnehmer haben sie ins 
Gegenteil verkehrt. 

Einen ähnlichen Betrug haben sie heute mit die- 
ser Vorlage auch wieder vor. Die Forderungen auf 
Mitbestimmungsrecht sind nicht totzuschweigen. 
Aber dieses Mitbestimmungsrecht soll zur Erhal- 
tung der Macht der Bank- und Fabrikherren ver- 
fälscht werden. Darin liegt eine große Gefahr für 
die Arbeiterschaft. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Sie müssen 
wohl auch eine Reinigungsrede halten!) 

— Herr Dr. Schröder, wir sind ja keine Unbekann- 
ten. Sie, Herr Dr. Schröder, die rechte Hand von 
Herrn Dinkelbach, sind der Schöpfer oder der Va- 
ter dieses Entwurfs. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Wer hat 
Ihnen das gesagt, Herr Harig?) 

— Sie selber, klatschen Sie nur Bravo! Sie sind der 
Vater dieses Entwurfs, und Sie handeln im Auf- 
träge Ihrer Fraktion und deren Hintermänner. 

(Sehr gut! bei der KPD. — Abg. Dr. Schrö- 
der [Düsseldorf]: Ich habe leider keine 
Hintermänner!) 

— Sie handeln im Aufträge der Hintermänner der 
Fraktion, der Freunde von Pferdmenges und der 
Freunde von Dinkelbach. 

(Sehr richtig! bei der KPD. — Lachen in 
der Mitte. — Zuruf von der Mitte: Der 
weiß genau Bescheid!) 

Die Ideologie und die Mentalität Ihrer Freunde und 
und Ihrer Auftraggeber spricht aus dieser Vorlage. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Die Vor- 
lage ist nicht so schlecht, wie Sie glauben, 

Herr Harig!) (D) 

— Sie ist viel schlechter, als ich es im ersten Mo- 
ment glaubte, weil sie geschaffen wurde, um die 
Begriffe zu verwirren. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Das ist 
ja nicht wahr!) 

Im ersten Paragraphen lese ich es schon, wo 
von der Betriebsgemeinschaft gesprochen wird. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Sind Sie 
dagegen?) 

Wollen Sie mir den Unterschied zwischen der Theo- 
rie, die in dieser Beziehung während der Nazizeit 
gepredigt wurde, und der Theorie der Betriebsge- 
meinschaft sagen? 

(Sehr gut! bei der KPD. — Abg, Frau Dr. 
Gröwel: Wir wissen mit den Nazis nicht so 
Bescheid! — Heiterkeit und Sehr gut! in 
der Mitte.) 

— Tun Sie doch nicht so! Ich kenne doch alle Leute. 
Und wenn ich eine Damenstimme höre, dann bin 
ich etwas zurückhaltend, weil ich ein Mann bin. 

(Heiterkeit.) 

Der Name Dinkelbach, davon bin ich überzeugt, ist 
mit dem Inhalt dieses Entwurfs identisch. Der 
Name Dinkelbach besagt eben alles. 

(Zuruf von der KPD: Das ist ein Programm!) 

Es ist auch nicht so, als wenn ich Herrn Dinkel- 
bach nicht kennen würde; ich habe ihn zur Genüge 
erlebt. 

(Abg. Frau Dr. Gröwel: Es sind aber nicht 
alle Dinkelbacher!) 

Auf dem Katholikentag wurde eine Arbeitsge- 
meinschaft zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern gebildet. In dieser Arbeitsgemeinschaft war 
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(A) der maßgebliche Mann Dinkelbach. Er hatte die 
Aufgabe, für die er sozusagen geboren ist. Er hatte 
die Aufgabe, auszuknobeln, wie man aus schwarz 
weiß machen kann. 

(Abg. Strauß: Vielleicht war er bezahlt? — 
Zuruf von der FDP: Denk mal an!) 

Diese Aufgabe hat er. 

(Abg. Strauß: Die Schwarzen bleiben 
schwarz!) 

Er hat in dieser Frage schon einmal ein Meister- 
werk geleistet, und zwar bei der Entflechtung. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Als nämlich nach 1945 fast die gesamte Arbeiter- 
schaft stürmisch die Enteignung der Monopolkapi- 
talisten oder die sogenannte Sozialisierung ver- 
langte, war es Dinkelbach, der damals die Begriffe 
verwirrte und unter dem Motto der Entflechtung 
den breiten Schichten des Volkes begreiflich 
machen wollte, daß die Entflechtung zu demselben 
Ziel führen würde. Ich habe in dieser Frage einige 
Erfahrungen, weil ich von Anfang an mit dabei 
war, 

(Zuruf von der Mitte: Haben Sie auch 
entflochten?) 

mehr dabei war als diejenigen, die hier so tun, als 
ob sie mehr von den Dingen verstehen. Und in sei- 
nen Bestrebungen, die Dinge zu verwirren, 

(Abg. Strauß: Vor lauter Nähe sind Sie 
kurzsichtig geworden!) 

wurde er von Dr. Potthoff unterstützt. Dr. Potthoff 
ist der Mann, der mit der Theorie vom Besitzmo- 
nopol und Leitungsmonopol nach meiner Meinung 
und nach der Meinung meiner Fraktion sehr viel 
Unheil angerichtet hat. Diese Theorie vom Besitz- 
oder Leitungsmonopol ist auch in die Gehirne ei- 
^ ner ganzen Reihe von Gewerkschaftsführern ein- 
gedrungen. 

(Zuruf von der FDP: Pfui! — Heiterkeit.) 

Der Name Dinkelbach ist ein Programm. 

(Zurufe.) 

— Meine Herren, ich will Ihnen etwas sagen; mein 
Kollege Böhn hat es Ihnen schon gesagt. Das Ge- 
biet ist so wichtig, daß man zumindest versuchen 
sollte, sich über diese Frage in vernünftiger Weise 
auszusprechen und nicht dauernd lächerliche 
Zwischenrufe zu machen. 

(Abg. Strauß: Was nennen Sie vernünftig?) 

— Nach meiner Meinung haben Ihre Redner auch 
nichts Vernünftiges gesagt. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: „Auch 
nichts!“ — Große Heiterkeit. — Glocie des 
Präsidenten.) 

— Wenn sich die Arbeiterschaft in Belegschafts- 
versammlungen so betragen würde wie Sie, dann 
wäre ich davon überzeugt, daß sie einen Pflock zu- 
rückstecken müßte. Aber Gott sei Dank beträgt 
sich die Arbeiterschaft anständiger, als Sie sich hier 
betragen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren, darf ich einmal eine Entflechtung des 
Zwiegesprächs zwischen dem Redner und den Zu- 
hörern vornehmen. 

(Heiterkeit.) 

Ich möchte bitten, ihn nicht immer wieder zu un- 
terbrechen, da es den Fortgang unserer Verhand- 
lungen verzögert. Den Herrn Redner aber möchte 
ich bitten, wieder zu dem Thema der beiden Ent- 
würfe zurückzukommen, die zur Debatte stehen. 


Harig (KPD.): Ich bin immer beim Thema ge- 
blieben. 

Jedenfalls bin ich mir darüber im klaren, daß 
eine ganze Reihe von Menschen am Werke sind, den 
Honig zu mixen, 

(Heiterkeit) 

der in dieser Frage der Arbeiterschaft wieder ums 
Maul geschmiert werden soll. 

Ich möchte aber in dieser sehr wichtigen Frage 
noch einen der Ihren zitieren, und zwar zunächst 
einmal Herrn Ministerpräsidenten Arnold. Mini- 
sterpräsident Arnold erklärt: 

Die gewerkschaftliche Großaufgabe der Zu- 
kunft liegt darin, die Menschen aus der Ver- 
engung des Klassenkampfes heraus in die freie 
Luit gemeinsamer christlich-europäischer Ver- 
antwortimg zu führen. Das Privateigentum 
verliert seine manchesterlichen Funktionen 
und verliert damit auch die Antithese: hier 
Privateigentum, hier Nationalisierung. 

(Bravo! rechts.) 

Das sagt Arnold. Und hier behauptet der Papst in 
einer Botschaft an den Katholikentag, daß der Ge* 
gensatz zwischen Kapital und Arbeit nur scheinbar 
bestehe und in einer höheren Einheit, in einer or- 
ganischen Zusammenarbeit, in der berufsständi- 
schen Gliederung von Kapital und Arbeit aufgehe. 

(Bravo! in der Mitte.) 

— Da haben wir es ja. 

(Große Heiterkeit.) 

Eine höhere Einheit: Die Nationalisierung verliert 
ihre Bedeutung, und alles geht in eine höhere Ein- 
heit, in das Berufsständische über. 

(Zuruf rechts: Ihr seid doch auch für die 
Einheit!) 

Es ist also niciits mehr damit, was die Führer (p) 
den Arbeitern sagen. Der Gegensatz zwischen Ka- 
pital und Arbeit ist gar nicht mehr vorhanden. Es 
ist nicht mehr wahr, daß das Kapital über die Pro- 
duktionsmittel, über Reichtum und Macht verfügt, 
es ist nicht mehr wahr, daß ein Gegensatz besteht 
zwischen Palästen und Hütten, zwischen Satten 
und Hungrigen. Es ist nicht mehr wahr, daß es 
Ausbeuter und Ausgebeutete gibt. Das ist alles 
nicht mehr wahr. Deshalb predigt man heute wie- 
der von Volksgemeinschaft, Werksgemeinschaft, 
Arbeitsgemeinschaft und Betriebsgemeinschaft. 
Das alles haben uns Hitler und Mussolini schon 
einmal gelehrt. 

(Sehr war! bei der KPD.) 

Das haben uns die damals auch gesagt. Diejenigen, 
die in Ahlen noch glaubten von der Sozialisierung 
sprechen zu können, wissen heute, daß das nicht 
mehr modern ist. Sie wissen, daß in einer fried- 
lichen Arbeitsgemeinschaft und in einer schöpfe- 
rischen Zusammenarbeit das Ziel liegt. 

Nach 1918 haben wdr doch ähnliches erlebt in der 
Frage der Arbeitsgemeinschaft. Nach 1918 benutz- 
ten die Unternehmer klug und geschickt die Ar- 
beitsgemeinschaft, um Schlimmeres zu verhüten. 
Und diese Arbeitsgemeinschaft mußte auffliegen, 
als sie ihre Abwehrfunktion erfüllt hatte, und diese 
Arbeitsgemeinschaft, die heute gepredigt wird, das 
Wenige, was geboten wird, wird auch auf fliegen, 
sobald es seine Abwehrfunktion erfüllt hat. 

Die Gefahren sind sehr groß für die Arbeiter- 
schaft, weil ein Teil der Gewerkschaftsfunktionäre 
glaubt, un ler den Bedingungen des Marshallplans sei 
eine echte Mitbestimmung zu verwirklichen. 
Durch die Anerkennung des Marshallplans seitens 
der Gewerkschaften sind die Positionen zugunsten 
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(Uarig) 

W der Dollarherrschaft gewachsen. Durch die Aner- 
kennung der AFoL-Anweisungen aus Amerika ha- 
ben wir das Resultat zu verzeichnen, das die Re- 
aktion von 1945 bis heute sich festigen und stär- 
ken konnte. Sie kann heute der Arbeiterschaft die- 
sen Entwurf präsentieren. Wer zum Marshallplan, 
zum Europarat, zum Atlantikpakt und zum Schu- 
man-Plan ja sagt, muß wissen, daß nennenswerte 
Lohnerhöhungen ausgeschlossen sind, der muß 
wissen, daß eine wirkliche Demokratisierung der 
Wirtschaft ausgeschlossen ist. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Wir dürfen nicht verzichten auf den Kampf uni 
Lohnerhöhungen. Wir dürfen uns nicht der These 
bedienen, es genüge, eine gut florierende kapita- 
listische Wirts^aft zu haben. Wir dürfen uns nicht 
dem Trugschluß hingeben, wir müßten beteiligt sein 
an einer kapitalistischen Rationalisierung auf Kos- 
ten der Arbeiter. Wir vermehren dadurdi nur das 
Heer der Arbeitslosen. Und das wünschen sich doch 
gerade die Reaktionäre. Das ist die Meinung der 
Föcher, Arnold und der Tarnow. Das muß auch 
einmal ganz deutlich gesagt werden. Weil sie diese 
Meinung vertreten, haben wir den Abfall vom 
Weltgewerkschaftsbund zu verzeichnen. 

(Abg. Strauß: Da haben wir es wieder!) 
Deshalb haben wir in den verschiedenen Fragen 
die Bejahung der Bonner Politik seitens der Ge- 
werksdiaften zu verzeichnen. Daher haben wir den 
Böckler-Brief zu dem Petersberger Abkommen in 
der Frage der Demontage zu verzeichnen. 

(Abg. Strauß: Da haben wir es wieder!) 

Heute morgen wurde von dem Herrn Kollegen 
Dr. Schröder sowohl wie von dem Kollegen Frei- 
tag die Gefahr aus dem Osten demonstriert. Es 
CB) wurde gesagt, daß man dieser Gefahr nur durch 
die Schaffung besserer sozialer Verhältnisse be- 
gegnen könne. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Haben 
Sie ein anderes Rezept?) 

— Herr Abgeordneter Schröder, der Sie Mitglied 
des Aufsichtsrats meiner ehemaligen Firma sind: 
Wie steht es denn mit der Frage der Lohnerhö- 
hung? Und waren Sie, Herr Dr. Schröder und Herr 
Kollege Freitag, nicht beteiligt an meinem Hinaus- 
wurf aus dem Aufsichtsrat, weil ich für Lohner- 
höhungen und für bessere soziale Verhältnisse mei- 
ner Belegschaft eingetreten bin? 

(Zuruf von der CDU.) 

Sie haben das Recht verwirkt, in solchen Fragen 
so hier aufzutreten. 

(Lebhafte Zurufe. — Abg. Strauß: Warum 
sind Sie herausgeworfen worden?) 

— Ich bin entlassen worden, weil ich für die Ver- 
wirklichung des Mitbestimmungsrechts war. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Nein!) 

In meinen Händen lag eine Zeichnung, aus der ein- 
wandfrei hervorging, daß 9000 t Winkeleisen über 
Klöckner-Handel an eine Firma geliefert werden 
sollten, 

(Zuruf rechts: Stimmt nicht!) 

die daraus Rüstungsprodukte herstellen sollte. 

(Huhu-Rufe rechts, — Abg. Strauß: Da- 
mals schon?) 

Weil ich nun bei der Firma vorstellig wurde und 
die Mitbestimmung der Kontrolle über die Ein- 
gänge und Ausgänge verlangte, deshalb wurde 
ich entlassen, 

(Zuruf rechts: Mit Recht!) 
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und derjenige, der dafür seine Hand leiht, kann ^ 
nicht für wahre Mitbestimmung sein. 

(Abg. Strauß: Wie war es denn mit dem 
Streik?) 

Ich sage noch einmal: Derjenige, der für den 
Marshaliplan, für das Ruhrstatut, für äen Europa- 
rat ist, 

(lebhafte Zurufe: Gegen Streiks! — Abg. 
Hilbert: Für die Oder-Neiße-Linie! — Abg. 

Strauß: Für Kapitalkanzler Adenauer!) 

derjenige, der für eine kriegerische Auseinander- 
setzung mit der Sowjetunion ist, kann nicht für 
das Mitbestimmungsrecht sein. Dem Betriebsrat 
wird hier die Aufgabe zuteil, Polizei im Betrieb zu 
sein und für die Sicherung des Arbeitsfriedens zu 
sorgen. 

(Abg. Hilbert: In der Ostzone hat man ihn 
abgeschafft!) 

Der Arbeitsfriede ist das A und O des Entwurfs. 
(Zuruf in der Mitte: Sehr erfreulich!) 

Nun können Sie noch einen Moment sehr heftig 
Zwischenrufe machen, wenn ich Ihnen mitteile, daß 
ich — dies habe ich hier schon einmal gesagt — mit 
zwei Kollegen, einem der CDU und einem der SPD, 
in die Deutsche Demokratische Republik gefahren 
bin, um dort gemeinsam mit -ihnen zu studieren, 
inwieweit dort das Mitbestimmungsrecht der Ge- 
werkschaften, der Arbeitnehmer verwirklicht 
wurde. Ich kann Ihnen von der Sozialdemokratie 
und den Gewerkschaftskollegen aller Fraktionen 
nur sagen: Dort spielt der Kampf, ob der Betriebsrat 
das Mitbestimmungsrecht im Betrieb haben soll oder 
die Gewerkschaften in ihrer Eigenschaft als Orga- 
nisation im Betrieb etwas mitzubestimmen haben 
sollen, keine Rolle. (D) 

(Abg, Dr. Wellhausen: Das glaube ich!) 

Dort ist das Mitbestimmungsrecht verwirklicht! 

(Lebhafter Widerspruch. — Abg. Hilbert: 
Abgeschafft! — Abg. Euler: Dort hat man 
keins mehr!) 

Dort sind andere Eigentumsverhältnisse als hier. 

(Abg. Hilbert: Staatskapitalismus!) 

Dort hat man den Monopolkapitalismus entmachtet 
und hat volkseigene Betriebe geschaffen, 

(Lachen in der Mitte und rechts) 

und das Interesse des Volkes spielt bei der Planung 
im Betrieb mit Hilfe der Gewerkschaften die wesent- 
lichste Rolle. 

(Zuruf von der CDU: Welches Volk?) 

— Fragen Sie Ihre Kollegen! 

(Abg. Strauß: Tausend Bonzen und eine Million 
Sklaven!) 

Dort sind die Gewerkschaften in den Leitungen der 
Betriebe mitbeteiligt. Dort sind die Arbeitnehmer 
in den Planungssitzungen bei der Aufstellung und 
Verwirklichung der Pläne anwesend und können 
mitbestimmen, und zwar wesentlich. Dort bestim- 
men sie über alle sozialen Dinge mit. 

(Abg. Strauß: Glauben Sie das eigentlich 
selber?) 

Die Einheit eines demokratischen Deutschlands 
würde auch hier die Frage des Mitbestimmungs- 
rechtes in ein anderes Licht rücken. 

(Zurufe in der Mitte.) 

Wir würden hier auch Verhältnisse haben, 

(erneute Zurufe in der Mitte) 
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(Harig) 

(A) die es erübrigen würden, uns mit Reaktionären im 
Bimdestag lange herumsdilagen zu müssen, 
(Lachen in der Mitte und rechts) 
bloß weil andere Menschen für ihre Arbeit ihr Recht 
fordern. 

(Beifall bei der KPD. — Abg. Strauß: Ein 
Volk, ein Reich, ein Korea! — Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr« Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Veit. 

Dr. Veit (SPD): Meine Damen und Herren! In der 
Kritik, die hier gegen das Mitbestimmungsredit laut 
geworden ist, hat man vor allem gehört, daß unsere 
Volkswirtschaft Schaden leiden könne, wenn der 
Arbeiterschaft ein Mitbestimmungsrecht eingeräumt 
werden sollte. Es gibt ja Menschen, die ihre Argu- 
mentation verwenden, um ihre wirklichen Gründe 
zu verbergen; und diejenigen, die vorgeben, die 
Volkswirtschaft sei in Gefahr, wenn das Mitbestim- 
mungsrecht durchgeführt werden würde, denken im 
wesentlichen an ihre eigene Person und an ihr eige- 
nes Schicksal sehr viel mehr als an die Volkswirt- 
schaft, Sie vertreten Machtpositionen und verheim- 
lichen ihre wahren Gründe. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Mit ihnen sich auseinanderzusetzen, hat so wenig 
Zweck, wie wenn ich'Zeit verschwenden würde, mich 
mit der Argumentation von ganz links auseinander- 
zusetzen. Wenn die Herren die Reden, die sie über 
das Mitbestimmungsrecht hier gehalten haben, in 
der Ostzone gehalten hätten, hätten sie vermutlich 
die letzte Rede ihres Lebens gehalten. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der CDU. — 
Zurufe von der KPD.) 

^ Aber, meine Damen und Herren, mit denen, denen 
^ es ernst ist um das Problem der Mitbestimmung — 
und ich habe mit Freude festgestellt, daß sehr viele 
Redner dieses Hohen Hauses diese Frage durchaus 
ernst nehmen und ernsthaft die Frage aufwerfen, 
ob die Durchführung des Mitbestimmungsrechts 
eine Gefahr für unsere wirtschaftliche Entwicklung 
bedeutet — , möchte ich mich auseinandersetzen 
und ihnen zunächst die Frage vorlegen: Ist denn 
unsere derzeitige Wirtschaftsstruktur und unsere 
Wirtschaftspolitik ideal zu nennen? Ist das System 
der sogenannten Unternehmerfreiheit, das mit allen 
Mitteln erhalten werden soll, wirklich ein System, 
das privatwirtschaftlich und volkswirtschaftlich 
gesehen fehlerfrei funktioniert imd frei von Män- 
geln ist? Denken Sie doch an all die Fehlinvestitio- 
nen, die auf Grund der freien Initiative der Unter- 
nehmer vorgenommen worden sind, und bedenken 
Sie, daß diese dabei nicht etwa nur ihr eigenes Ka- 
pital fehlinvestiert haben, sondern sehr häufig eben 
auch noch das Kapital, das ihnen von Fremden zur 
Verfügung gestellt worden ist. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Oder denken Sie doch bitte daran, in welcher Weise 
Unternehmer gelegentlich ihre Freiheit, den Betrieb 
zu leiten, dahin ausgenutzt haben, in ihren Betrieben 
Investitionen, die volkswirtschaftlich notwendig 
gewesen wären, zu unterlassen und auf diese Weise 
aus den Betrieben Gewinne herausgeholt haben, 
Raubbau mit den Betrieben getrieben haben, ohne 
damit irgendwelche volkswirtschaftlichen Erfolge 
zu erzielen. Denken Sie gerade an die Entwicklung 
der vergangenen Jahre, als man auf dem Weg über 
die Preiserhöhungen Selbstfinanzierungen vorge- 
nommen hat, die vom wirtschaftlichen Standpunkt 
aus und im Hinblick auf die Priorität einer ganzen 
Reihe von dringlichsten Aufgaben einfach zu be- 


dauern waren, so daß wir heute in die Lage ge- O 
kommen sind, eine ganze Menge von wichtigen 
Aufgaben wegen Kapitalmangels nicht lösen zu 
können, während andere Aufgaben, die man viel- 
leicht einmal in anderer Zeit hätte durchführen 
können, die aber heute nicht dringlich sind, ihre 
Lösung gefunden haben. 

Denken Sie bitte auch an den Mißbrauch der 
Unternehmerstellung. Oder wollen Sie es billigen — 
Herr Freudenberg sprach von den guten und tüch- 
tigen Unternehmern und sagte, nur für diese wolle 
er sprechen — , wenn beispielsweise ein Unterneh- 
mer, der mit Recht bestraft worden ist, weil er 
Preisvorschriften gröblidist verletzt hat, in einem 
Gnadengesuch schreibt, wenn man ihm die Strafe 
nicht nachlasse, dann sehe er sich gezwimgen, seinen 
Betrieb zu verkleinern und eine ganze Reihe von 
Leuten auf die Straße zu setzen? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Oder sehen Sie es für richtig an, wenn beispielsweise 
Unternehmer, die den Staat um erhebliche Ka- 
pitalbeträge angehen, schreiben: Wir sind natürlich 
nach den Gepflogenheiten unseres Hauses nicht in 
der Lage, dafür eine dingliche Sicherheit zur Ver- 
fügung zu stellen; wir haben zwar die Grundstücke, 
lehnen es aber aus Prinzip ab, dingliche Sicherungen 
zu geben, und für den Fall, daß der Staat nicht 
bereit ist, trotzdem mit finanziellen Mitteln zu hel- 
fen, sehen wir uns gezwungen, den Betrieb stillzu- 
legen oder die Produktion in einen unserer anderen 
Betriebe in Länder zu verlegen, in denen unsere 
Wünsche mit mehr Entgegenkommen erfüllt wer- 
den? Sehen Sie, das sind die Mißbräuche, auf die wir 
sehr häufig stoßen . Das sind die Fälle, in denen mit 
der Unternehmerfreiheit auf der einen Seite imd 
der Tatsache, daß der Arbeiter dem Unternehmer 
rettungslos ausgeliefert ist, ein sehr bedauerlicher ^ 
Mißbrauch getrieben wird. 

(Zuruf rechts.) 

Von dem politischen Mißbrauch brauche ich gar 
nicht zu reden. Sie werden sich ja daran erinnern, 
welcher politische Mißbrauch mit der Unternehmer- 
stellung, mit der Machtstellung des Unternehmers 
in der Vergangenheit getrieben worden ist. Wenn 
wir das Mitbestimmungsrecht im Jahre 1932 schon 
gehabt hätten, dann wäre der Nationalsozialismus 
wahrscheinlich überhaupt nicht zur Macht ge- 
kommen, 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
und Hitler hätte den Offenbarungseid leisten 
müssen. 

Meine Damen und Herren, wie weit geht es denn 
überhaupt noch mit der Unternehmerfreiheit, die 
immer dann verteidigt wird, w^nn die Arbeiter- 
schaft ihr Recht anmeldet, in den Betrieben etwas 
sagen zu dürfen? Die Unternehmerfreiheit ist doch 
heute schon auf vielen Gebieten stark eingesdiränkt. 
Die Unternehmer haben sie zum Teil selbst einge- 
schränkt und finden gar nichts dabei. Sie haben 
sich diese Beschränkungen auf erlegt, um im Schat- 
ten solcher Abmachungen um so sicherer existieren 
und verdienen zu können. Wo ist denn die Unter- 
nehmerfreiheit beispielsweise bei den Kartell- 
abreden, von den Syndikaten ganz zu schweigen? 
Hier hat man sich doch im Interesse des Verdienstes 
geopfert und will uns heute weismachen, die Unter- 
nehmerfreiheit sei etwas, ohne das die Wirtschaft 
überhaupt nicht existieren könnte. 

Ich will gar nicht über die Bindimgen reden, die 
von den Unternehmungen gelegentlich gegenüber 
dem Finanzkapital eingegangen werden, wo von 
einer Freiheit überhaupt nicht mehr gesprochen 
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(Dr. Veit) 

fS> werden kann, ohne daß man sagen kann, daß die 
Wirtschaft deswegen nachdrücklichen Schaden er- 
litten hat. 

Meine Damen und Herren, soll denn die Freiheit 
durch die Mitbestimmung verloren gehen? Ist es 
denn so, daß der Unternehmer seine Rechte verliert, 
wenn wir das Mitbestimmungsrecht durchführen? 
Es ist doch nicht geplant, daß dadurch die Rechte 
des Unternehmers irgendwie geschmälert werden, 
wenn wir für den Aufsichtsrat eine andere Zusam- 
mensetzung Vorschlägen, als sie bisher war. Die 
Initiative des Unternehmens liegt ja nach wie vor 
bei der Leitung. Es dreht sich lediglich darum, daß 
in dem Aufsichts- und Kontrollorgan nunmehr ent- 
gegen der bisherigen Übung und den bisherigen 
Vorschriften auch die Arbeitnehmerschaft vertreten 
sein soll. 

Wir haben ja nicht nur Arbeiterinteressen zu ver- 
treten. Wir haben hinter uns eine ganze Reihe von 
Betrieben, gerade Betriebe der Konsumgenossen- 
schaften, Betriebe der Gemeinden, gemeinwirt- 
schaftliche Betriebe, so daß wir durchaus auch für 
die Unternehmerposition Verständnis haben. Wir 
denken gar nicht daran, hier einseitig die Interessen 
der Arbeitnehmer zu vertreten. Wie können Sie uns 
unterstellen, die deutsche Wirtschaft etwa schädigen 
zu wollen? Wir wollen sie beleben, wir wollen sie 
fördern, wir wollen die Produktion steigern. Jeder 
Fehltritt auf diesem Wege wäre ja gerade für unsere 
Bewegung und die Bewegung der Arbeiterschaft 
selbst der größte Schaden. Deswegen können Sie 
davon überzeugt sein: wir wollen keine Experimente 
machen, wir wollen nicht, daß unsere Volkswirt- 
schaft nicht mehr oder schlechter funktioniert, son- 
dern wir wollen einen Zustand erreichen, der das 
gesetzlich fundiert, was die Entwicklung schon 

® längst vorweggenommen hat. 

Meine Damen und Herren, in die Aufsichtsorgane 
sind bisher die Vertreter nach dem Eigentum dele- 
giert worden. Aber auch das ist schon längst durch- 
löchert und durchbohrt; denn die Banken, die Depot- 
halter waren, haben ja meistens die größte Anzahl 
der Stimmen in die Generalversammlungen dele- 
giert und haben somit ein anonymes Kapital häufig 
in ganz anderem Sinne vertreten, als es die Eigen- 
tümer hätten verlangen können. Ist es da nun nicht 
richtiger und entspricht es der Situation, in der wir 
stehen, und entspricht es der Tatsache, daß unsere 
Betriebe nicht mehr Stätten des Gewinns für ein- 
zelne Unternehmer, sondern Organe der Volkswirt- 
schaft sind, nicht besser, wenn in diesen Kontroll- 
und Aufsichtsorganen, die die Aufsichtsräte dar- 
stellen, nicht nur die Vertreter des Besitzes und der 
Banken, sondern auch die Menschen sitzen, die in 
dem Betrieb die Arbeit leisten und mit ihrer ganzen 
persönlichen Existenz und der ihrer Familie an das 
Schicksal des Betriebes gebunden sind? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es wird uns nun entgegengehalten: wir können 
aber unter keinen Umständen dulden, daß in diesen 
Kontrollorganen betriebsfremde Elemente erschei- 
nen, wir können also nicht dulden, daß aus den 
Gewerkschaften Vertreter, die nicht dem Betrieb 
angehören, in die Aufsichtsorgane gewählt werden. 
Nun, meine Damen und Herren, diesen Gesichts- 
punkt hat man ja doch bisher bei der Zusammen- 
setzung der Aufsichtsräte nicht gelten lassen, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und der Aufsichtsrat bestand bisher eigentlich aus- 
schließlich aus betriebsfremden Personen. Es ist 


sogar schon vorgekommen, daß der Aufsichtsrat aus O 
betriebsfeindlichen Personen bestanden hat; 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
wenn man nämlich einmal ein Aktienpaket mit der 
Absicht auf gekauft hat, nicht den Betrieb am Leben zu 
erhalten, sondern aus Konkurrenz- und aus sonsti- 
gen Gründen den Betrieb zur Stillegung zu bringen. 
Ich habe nie gehört, daß in der Privatwirtschaft sich 
jemand dagegen erhoben hat, daß auf diese Weise 
betriebsfremde und manchmal sogar betriebsfeind- 
liche Personen auf den Betrieb Einfluß nehmen. 
Man hat das hingenommen und will nun, wenn die 
Gewerkschaften den Anspruch anmelden, in den 
Aufsichtsorganen zu sitzen, das Postulat aufstellen, 
daß das eben einfach mit unserer Wirtschaft nicht 
zu vereinbaren sei. 

Meine Damen und Herren! Wenn sich eine 
Organisation nach dem Krieg bewährt hat, dann 
waren es die Gewerkschaften; 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
und ich glaube, sie verdienen heute noch den Dank 
des ganzen Volkes für ihre nationale Haltung, die 
sie seit 1945 an den Tag gelegt haben. 

(Beifall bei der SPD und CDU.) 

Und es waren ja häufig gerade die Unternehmer, 
die den Gewerkschaften den Dank dafür ausge- 
sprochen haben, daß sie so viel volkswirtschaftliches 
Verständnis aufgebracht haben. 

Woher kommt nun auf einmal die Feindschaft 
gegenüber den Gewerkschaften, und woher kommt 
der Wille, die Betriebsräte in den Vordergrund zu 
spielen? Meine Damen und Herren! Erinnern Sie 
sich nicht an die Erfahrungen, die mancher Betrieb 
mit den Betriebsräten gemacht hat? Erinnern Sie 
sich nicht, welche politische Richtung kraft ihrer ^ 
größeren Aktivität in diesen Betriebsräten häufig 
den Ausschlag gegeben hat? Ich glaube, wenn wir 
dieses Gesetz verabschieden, dann werden Sie noch 
einmal dankbar dafür sein, wenn die Gewerk- 
schaften ihren Einfluß auf die Auswahl der Men- 
schen ausüben, die in den Aufsichtsräten sitzen. 

(Zurufe von der KPD: Aha! So ist das gemeint!) 

Meine Damen und Herren! Es wird davon ge- 
sprochen, daß die Gewerkschaften einen machtpoli- 
tischen Anspruch geltend machen, und das ist der 
Grund, so geben Sie an, weswegen Sie diese Forde- 
rung der Gewerkschaften ablehnen. Nun, meine 
Damen und Herren, die machtpolitische Situation ist 
ja bereits geschaffen! Es ist doch heute so — aus der 
Denkschrift der Gewerkschaften haben Sie die Zahl 
wohl selbst entnommen — , daß 896 Aktiengesell- 
schaften fünf Sechstel des Kapitals von 30 Milliarden 
in Deutschland haben und beherrschen. Das ist eine 
Machtposition, wie sie in Deutschland überhaupt 
sonst niemand innehat. Und wenn die Gewerk- 
schaften nun von der Arbeitnehmerseite eine Gegen- 
position entgegensetzen wollen, so bedeutet das 
lediglich den Ausgleich der Interessen. Aber es be- 
deutet nicht, daß die Gewerkschaften sich selbst eine 
Machtposition in der Wirtschaft erringen wollen. 

Der Vorschlag der CDU, meine Damen und Her- 
ren, bleibt auf halbem Wege stehen. Der Vorschlag 
der CDU in der Besetzung des Aufsichtsrats gibt der 
Arbeiterschaft immer die Minderheit und damit 
eine Stellung, die ohne Bedeutung sein wird. Man 
kann bei diesen Dingen nicht mit Halbheiten ope- 
rieren. Halbheiten sind gefährlicher, als wenn man 
überhaupt keinen Schritt tut, sondern entweder 
muß man ein Mitbestimmungsrecht gewähren, das 
der Arbeitnehmerschaft auch den Eindruck und die 




Deutscher Bundestag — 80. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juli 1950 


2980 

(Dr. Veit) 

CA) Gewißheit gibt, daß ihre Stimme im Betrieb ein 
Gewicht hat, oder man soll die Finger ganz davon 
lassen. 

Wenn ich zum Abschluß ein Beispiel anführen 
darf, dann möchte ich auf die Parallele, die zwischen 
dem europäischen Gedanken und dem Mitbestim- 
mungsrecht besteht, hinweisen. Auch in Europa 
können sich die Staaten nicht entschließen, etwas 
von ihrer Souveränität im Interesse der Schaffung 
eines Gesamteuropas abzugeben und laufen die 
Gefahr, ihre Souveränität überhaupt einzubüßen. 
Und so sollten die Unternehmer erkennen, daß es 
nicht nur im Interesse der Arbeitnehmer, sondern 
in ihrem eigenen wohlverstandenen Interesse liegt, 
wenn sie einen Teil ihrer Souveränität an ihre Mit- 
arbeiter abtreten. Denn sonst, meine Damen und 
Herren, laufen sie Gefahr, daß sie ihre Souveränität 
im Betrieb überhaupt verlieren; 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
und es dreht sich eben nicht nur um die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer, es dreht sich überhaupt 
darum, ob sie selbst, die Herren Unternehmer, in 
Zukunft noch ein Bestimmungsrecht in ihren Be- 
trieben haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Dr. Becker (Hersfeld). 

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Meine Damen und 
Herren! Die Intervention geschäftsordnungsmäßiger 
Art meines Freundes Euler von heute früh hat 
wenigstens den Erfolg gehabt, daß nun die beiden 
Vorlagen hier zur Debatte stehen, so daß man auch 
beide und ihre Auswirkungen miteinander ver- 
gleichen kann. Der Antrag der CDU, wenn ich ihn 
recht verstanden habe, läuft darauf hinaus, daß hin- 

^ sichtlich des personellen und des sozialen Mitbe- 
stimmungsrechts Betriebsvereinbarungen getroffen 
werden sollen, daß, wenn diese nicht getroffen wer- 
den, darauf geklagt werden kann und daß, wenn 
im Einzelfall dann auf Grund dieser Betriebsver- 
einbarung sich Differenzen ergeben, auch darauf- 
hin vermutlich vor den Arbeitsgerichten wieder 
geklagt werden soll. 

In wirtschaftlicher Beziehung hat man eine Zwei- 
teilung vorgenommen, hat Wirtschaftsausschüsse 
geschaffen, die eigentlich nur eine Mitberatung her- 
beiführen, während in wesentlichen Dingen — 
Änderung des Betriebszwecks, Stillegung usw. — 
eine Art richtiger Mitbestimmung in dem Sinne ge- 
schaffen ist, daß, wenn eine Einigung der Beteilig- 
ten nicht erfolgt und auch eine besondere Schieds- 
kommission nicht zum Ziele kommt, dann vor einem 
Schiedsausschuß und notfalls vor einem Ober- 
schiedsausschuß verhandelt und entschieden wer- 
den soll. 

Der Entwurf der SPD ist meiner Ansicht nach 
klarer und folgerichtiger. Er geht davon aus, daß 
er bei den Großbetrieben, über 300 Arbeitnehmer oder 
über ein gewisses Kanital hinausgehend, das Schwer- 
gewicht so in den Aufsichtsrat verlegt, daß 50 Vo des 
Aufsichtsrats Vertreter der Arbeitnehmer sein 
müssen, und von diesen 50 ®/o muß die Hälfte aus der 
Spitzenorganisation der Gewerkschaften genommen 
oder von ihnen vorgeschlagen sein, während die 
andere H^ilfte der H^ilfte der Arbeitnehmervertreter 
aus den Belegschaftsmitgliedern genommen werden 
soll, aber nicht muß. 

In den anderen Betrieben ist zunächst von einer 
wirtschaftlichen Mitberatung die Rede, dann aber 
von einer Entscheidung durch Schiedsstellen, die bei 


den im gleichen Entwurf vorgeschlagenen neuen ÖO 
Organisationen der Wirtschaftsvertretungen errich- 
tet werden, also bei den Wirtschaftskammern, bei 
den Landwirtschaftskammern, bei den Handwerks- 
kammern. Das Schwergewicht liegt auch hier wieder 
darin, daß in diesen Kammern die Hälfte der Mit- 
glieder aus den Arbeitnehmervertretern genom- 
men werden muß, und zwar auch wieder auf Vor- 
schlag der Spitzenorganisation der Gewerkschaften. 
Insbesondere gilt dieses bei der oberen Spitze dieses 
Wirtschaftskammersystems, nämlich bei der Bun- 
deswirtschaftskammer, hinsichtlich deren bestimmt 
ist, daß hier die Hälfte einerseits von den Ver- 
tretungen und Vereinigungen der Arbeitgeberseite, 
die andere Hälfte anderseits von der Spitzen- 
organisation der Gewerkschaften benannt wird. 

Wir sehen daraus also, daß nach dem Vorschlag 
der SPD die Spitzenorganisation der Gewerkschaf- 
ten einen ganz gewaltigen Einfluß auf die Besetzung 
der in Frage kommenden wirtschaftspolitischen 
Machtpositionen haben soll und, wenn der Entwurf 
Gesetz wird, haben wird. Hinzu kommt — ich 
empfehle, einmal im einzelnen durchzulesen — , 
daß nach dem Vorschlag der SPD zum Beispiel dieser 
Bundeswirtschaftsrat für Bundesregierung und 
Bundesorgane gutachtlich tätig werden soll und daß 
keine andere Sachverständigenstelle hier für unser 
Parlament, hier für die Bundesregierung wirksam 
werden soll, wenn dieser Bundeswirtschaftsrat 
nicht vorher seine Zustimmung gegeben hat. 

(Abg. Etzel (Duisburg): Völlig unmöglich!) 

Das heißt, auch wenn er die Zustimmung gibt, er- 
fährt er in jedem Falle, wo dieses Parlament — den- 
ken Sie nur an die hearings in den Ausschüssen — 
oder wo die Bundesregierung irgendwo einmal ein 
Sachverständigengutaditen einzieht. Ich wollte 
Ihnen das einmal skizzieren, weil die hier zur De- CÖ 
batte stehenden Dinge einmal unter dem Gesichts- 
punkt der eigentlichen Politik — also streng ge- 
nommen und konkret gesprochen: der Macht- 
politik — betrachtet werden müssen. 

Vorweg aber scheint es mir richtig zu sein, einmal 
die Begriffe zu klären; denn ich habe den Eindruck, 
daß die Begriffe „Mitwirkungsrecht“ und „Mitbe- 
stimmungsrecht“ verschieden gehandhabt und ange- 
wendet werden. Mitwirkungsrecht ist ein genereller 
Begriff, wenig konkret, farblos. Mitbestimmungs- 
recht kann und soll nur bedeuten: gleichgewichtige 
Zustimmung der Arbeitnehmer oder ihrer Ver- 
tretungen zum Arbeitgeber. Diese gleichgewichtige 
Zustimmung geht so weit, daß nach dem Vorschlag 
der SPD zum Beispiel eine offene Handelsgesell- 
schaft oder ein einzelner Inhaber eines Betriebes 
einen Beirat wählen muß, der ähnlich wie der Auf- 
sichtsrat einer G. m. b. H. oder einer Aktien- 
gesellschaft gestaltet ist, die gleichen Rechte eines 
solchen haben soll, zu 50 ^/o eben praktisch an der 
Willensbildung beteiligt ist — an der Willensbil- 
dung, aber nicht am Risiko. 

Auf wen wird nun dieses Mitbestimmungsrecht 
angewendet? Nach dem Entwurf der CDU auch auf 
Beamte und Angestellte des öffentlichen Dienstes, 
auf Behörden. Im Entwurf der SPD, den ich, da er 
heute früh erst verteilt ist, nicht so gründlich habe 
durchsehen können, ist das, soweit ich festgestellt 
habe, nidit vorgesehen. Auch hier muß ich das 
Kompliment machen, daß er logischer ist. Denn, 
meine Damen und Herren, Beamte und Angestellte 
des öffentlichen Dienstes unterstehen dem zustän- 
digen Minister. Der Minister ist für die Frage ihrer 
Anstellung, Entlassung und Beförderung dem Par- 
lament verantwortlich. Er kann diese Verantwor- 

i 
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CA) tung nicht tragen, wenn er sich damit entschuldigen 
muß: Bitte, idi war an das Mitbestimmungsrecht 
meines Betriebsrates und meiner Behörde gebun- 
den, und infolgedessen könnt ihr mich nicht ver- 
antwortlich machen. Ich kann mir — insbesondere 
nach den speziellen Erörterungen, die wir in Hessen 
bei der Beratung des dortigen Betriebsrätegesetzes 
gehabt haben — auch nicht vorstellen, wie ein sol- 
ches Mitbestimmungsrecht eigentlich funktionieren 
soll. Nehmen Sie den Fall, daß ein Justizinspektor 
vom Landgericht in Neuwied als Justizoberinspektor 
an das Landgericht, sagen wir, in Dortmund versetzt 
werden soll. Welcher Betriebsrat muß seinen Segen 
geben? 

(Abg. Etzel [Duisburg]: Keiner!) 

Der in Neuwied oder der in Dortmund, seinem künf- 
tigen Sitz, oder der Betriebsrat im Ministerium? Die 
Frage ist in dem CDU-Entwurf im einzelnen offen- 
gelassen. Ich empfehle dringend, diese Bestimmung 
des Entwurfs überhaupt zu streichen; sie ist un- 
demokratisch und verstößt gegen das Prinzip des 
parlamentarischen Systems. 

Anschließend die weitere Frage: Die Betriebe der 
Kommunen, des Staates: die Gaswerke, die Wasser- 
werke, die Elektrizitätswerke, die Straßenbahnen — 
gilt für die das Mitbestimmungsrecht auch? Und mit 
welchem Inhalt? Wer verwaltet, wer entscheidet? 
Entscheidet der Oberbürgermeister, der Landrat in 
Verbindung mit seinem zuständigen Gemeinde- und 
Kommunalparlament? Dieses Gemeinde- und Kom- 
munalparlament wird ausgeschaltet, wenn ein Mit- 
bestimmungsrecht der Arbeiter und Angestellten 
des Betriebes dazwischengeschaltet wird. Diese 
bekommen gewissermaßen deshalb, weil sie dort 
angestellt sind, eine Art doppeltes Stimmrecht 
gegenüber den anderen Staatsbürgern. Die anderen 
(ß) Staatsbürger haben aus anderen Gründen, z. B. weil 
sie Steuern zahlen, auch ein ganz erhebli^es Inter- 
esse, dabei mitzusprechen. Ich halte ein derartiges 
Mitbestimmungsrecht für derartige Betriebe für 
unvereinbar mit dem Grundsatz der kommunalen 
und der demokratischen Selbstverwaltung. 

(Zurufe in der Mitte: Nein! Nein!) 

Nun die Frage: Wie steht es mit den sozialisier- 
ten Betrieben? Die Frage ist hier noch nicht erör- 
tert worden. 

(Zuruf links: Wo gibt es die?) 

— In Hessen! 

(Zuruf links: Ach!) 

— Fragen Sie doch nicht. Sie haben sie ja selber 
mit gemacht. 

(Zuruf von der FDP: Ach, hat er schon ver- 
gessen! — Zurufe links: Das ist neu! — 

Eine Phantasie haben Sie, die ist großartig!) 

Zu diesen sozialisierten Betrieben — oder soziali- 
sierten Betrieben der Zukunft — darf ich eine 
Zwischenfrage stellen. Ich frage jetzt nicht die 
KPD, sondern ich frage zwei andere Parteien. Ich 
frage: Bleibt nach Schaffung dieses Mitbestim- 
mungsrechtes der Wunsch bestehen, darüber hin- 
aus auf dem Wege der Sozialisierung fortzuschrei- 
ten, so wie es hier und da in einzelnen Parteipro- 
grammen teils offen, teils verschleiert steht? — 
Wenn ja, dann ist die Frage aufzuwerfen: Soll in 
den sozialisierten Betrieben das Mitbestimmungs- 
recht bleiben, oder soll es versagt werden? 

Und eine weitere Frage: Soll, wenn dieses Mit- 
bestimmungsrecht geschaffen ist, der Gedanke der 
Kommando-Planwirtschaft weiter bleiben? — Ich 
frage aus folgendem Grund: Bei sozialisierten Be- 
trieben wird doch wohl die Macht des Staates, der 
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Staatsgewalt oder, wenn es nach den Gedanken ö 
unseres früheren Wirtschaftsministers, unseres jet- 
zigen Kollegen Koch geht, irgendein etwas phan- 
tasievoll, sagenhaft aufgebauter Begriff namens 
Gemeineigentum für die Kommandoführung maß- 
gebend sein. Da kann ja doch gegenüber diesem 
Kommando logischerweise ein Mitbestimmungsrecht 
nicht mehr in Frage kommen. 

Oder ich frage Sie: Wenn in wirtschaftlichen 
Dingen diese Kommando-Planwirtschaft kommt, 
kann dann überhaupt noch ein Mitbestimmungs- 
recht in wirtschaftlichen Dingen bestehen? — Neh- 
men wir den Fall: Die kommandierende Planwirt- 
schaft verfügt, daß der Betriebszweck dieses Be- 
triebes im Interesse der allgemeinen Planwirtschaft 
umgestellt wird. Kann dann der Inhaber dagegen 
auf stehen? — Nein! — Kann der Betriebsrat, kön- 
nen die Mitbestimmungsorgane dagegen auftreten? 

— Nein! 

Und nun frage ich Sie: Warum soll dieses Glück, . 
daß es in Ihren Augen doch darstellt, nämlich die- 
ses Mitbestimmungsrecht, derartigen Betrieben ver- 
sagt werden? — Ich will Ihnen die Antwort geben. 
Ein Mitbestimmungsrecht in wirtschaftlichen Din- 
gen ist weder mit der kommandierenden Planwirt- 
schaft noch mit den sozialisierten Betrieben noch 
mit der Privatwirtschaft irgendwie vereinbar. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Das ist nicht meine Weisheit, 

(Zuruf links: Das ist Ihre Phantasie!) 
sondern das ist die Weisheit des Sachverständigen, 
den wir in Hessen in der Kommission bei der Be- 
ratung des Betriebsrätegesetzes gehört hatten. Der 
Sachverständige war Mitglied der CDU, der frü- 
here Kultusminister von Hessen, Herr Professor 
Dr. Franz Böhm. 

(Hört! Hört! bei der FDP. — Zuruf von der 
SPD: Hat die CDU selbst abgelehnt!) 

Die Frage, um die es sich handelt, ist nun: Was 
soll dieses Mitbestimmungsrecht umgreifen? Es ist 
schon vorhin im Laufe der Debatte mit Recht dar- 
auf verwiesen: Die Tatsache der Mitberatung be- 
steht vernünftigerweise in allen Betrieben. Wenn 
hier insbesondere mein Vorredner zwei Fälle an- 
geführt hat, in denen sich ein Unternehmer unver- 
ständig benommen hat, dann darf man aus ein- 
zelnen Ausnahmen nicht allgemeine Schlußfolge- 
rungen ziehen und nun aus diesen Ausnahmen die 
Notwendigkeit besonderer Gesetze herleiten wollen. 
Wir haben schon heute morgen durch unseren 
Freund Hammer vortragen lassen, daß in sozialer 
Beziehung von uns aus auch sogar noch weiter ge- 
gangen werden kann und eine Mitverwaltung aller 
sozialen Einrichtungen gegeben werden könnte. 
Darüber ist, glaube ich, auch in diesem Hause in 
sozialer Beziehung kein Streit. In personeller Bezie- 
hung ist es selbstverständlich, daß im Wege der 
Beratung zwischen Betriebsrat und Leitung des 
Betriebes von jeher Verhandlungen stattgefunden 
haben. Wenn Sie aber aus dem, was in tatsächlicher 
Beziehung, nämlich in beratender Form, richtig ist, 
eine gesetzliche Bestimmung machen wollen, dann 
kommen Sie zum Beispiel zu folgendem Fall, der 
sich im Interesse der Arbeitnehmer und ihres Vor- 
wärtskommens sehr ungünstig auswirken kann. 

Das ist folgender: 

Ein Vorarbeiter möchte weiterkommen und 
Werkmeister werden. Er ist bei der Firma X ange- 
stellt und meldet sich bei der Firma Y, fragt an, 
ob er dort ankommen kann. — Wenn Sie ein Ge- 
setz machen mit dem Zwang der Anhörung des Be- 
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CÄ) triebsrats, dann muß jetzt der Betriebsrat von Y 
gefragt werden, und der wird sich pflichtgemäß 
beim Betriebsrat des früheren Betriebes X erkun- 
digen müssen. Der Erfolg würde sein, daß dort 
bekannt würde, daß der Mann seinen Arbeitsplatz 
wechseln will; und dann ist es schon aus. Er würde 
in der Zukunft mit Mißtrauen betrachtet, und sein 
Vorwärtskommen wäre gefährdet. Es lassen sich 
da viele ähnliche Fälle nennen, in denen das Mit- 
bestimmungsrecht für den Arbeitnehmer ungün- 
stig ist. 

Aber eines habe ich in beiden Gesetzen vermißt; 
das ist nämlich die Frage des Kündigungsschutzes 
für den Fall der Entlassung. Der gehört, wenn es 
sich um ein Gesetz handelt, das im Interesse der 
Sicherung des Arbeitsplatzes des Arbeitnehmers 
geschaffen werden soll, dann mit allen Sicherungen 
und Kautelen hier hinein. Es wird Aufgabe des 
Ausschusses sein, hier vielleicht noch die entspre- 
chenden Ergänzungen vorzunehmen. 

(Abg. Dr. von Brentano: Es kommt ein 

Kündigungsschutzgesetz !) 

Uber wirtschaftliche Mitbestimmung und deren 
Auswirkungen habe ich schon gesprochen. — Be- 
ratung ist eine SelbstverständliÄkeit. Beratung ist 
richtig. Aber Mitbestimmung — d. h. in dem Sinne, 
daß nun, wenn sich die beiden Partner über eine 
Maßnahme nicht einig werden, irgendeine Stelle 
außerhalb des Betriebes den Stichentscheid geben 
soll — muß abgelehnt werden, weil sie nicht dem 
Arbeitsfrieden und nicht dem Fortschritt dient; 
denn die Erfahrung, die sowohl die Arbeitnehmer- 
seite wie die Arbeitgeberseite im Betriebe hat, wird 
die dritte außerhalb des Betriebes stehende Seite 
nicht haben. Sie sehen an diesen Auswirkungen 
eines: Es gibt viele Dinge im Leben, die praktisch 
ohne Paragraphen ganz ausgezeichnet funktionieren 
und ablaufen. 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

Sobald man aber anfängt, diese Dinge in Para- 
graphen zu formulieren, schafft man Übertreibun- 
gen, schafft man Überspitzungen, und im Fall der 
Nichtübereinstimmung der Partner muß man dann 
Entscheidungsstellen schaffen, die dann vielleicht 
mehr Unheil anrichten als sie Gutes tun. 

Ja, meine Damen und Herren, ich habe vorhin 
die Frage gestellt, und die Frage drängt sich bei 
der Lektüre dieser Gesetzesvorsdiläge auf: Wohin 
geht politisch gesehen nun eigentlich die Reise? 
Wohin? Daß der Vorschlag der CDU nach bestem 
Wissen und Wollen aufgestellt ist und einen Ver- 
mittlungsvorschlag enthält, erkennen wir ohne 
weiteres an. Der Vorschlag der SPD scheint uns 
dann, wenn weiterhin die kommandierende Plan- 
wirtschaft im Hintergrund als Programmpunkt 
steht, wenn weiterhin die Sozialisierung, sei es auch 
nur der Grundstoffindustrien, als Programmpunkt 
im Hintergrund bleibt, ein sehr gefährlicher Weg, 
gefährlich für die Volkswirtschaft im allgemeinen, 
gefährlich für die Freiheit und gefährlich für die 
Arbeitnehmer. 

Wir müssen nun noch, da auch die juristische 
Seite zu beachten ist, auf folgendes hinweisen: 
Diese Mitbestimmung, die Gesetz werden soll, ist 

- praktisch gesehen eine Teilenteignung. Ich bitte, 
diese Konsequenz einmal klar ins Auge zu fassen. 
Eigentum besteht aus dem Besitz, das heißt aus 
dem tatsächlichen Innehaben, besteht aus dem 
Recht der Fruchtziehung, der Nutzung, und besteht 
aus dem Recht der Verfügung über den Betrieb. 
Wenn dieses VerfügungsreÄt durch ein Gesetz ein- 
geschränkt wird, dann liegt darin eine Teilenteig- 
nung, eine Teilenteignung mit all ihren Konse- 


quenzen nach den Bestimmungen auch unseres O 
Grundgesetzes. Darüber wollen wir uns klar sein. 
Wir wollen uns weiter klar sein, daß, wenn hier 
ein Mitbestimmungsrecht, d. h. das Recht der 
Arbeitnehmer geschaffen wird, zu verfügen, in die 
einzelnen Vorkommnisse des Lebens eines Betrie- 
bes einzugreifen, der Arbeitnehmer gleichsam wie 
ein Unternehmer an der Seite des ursprünglichen 
Unternehmers gleichberechtigt mit ihm tritt, dann 
der Arbeitsvertrag in einen Gesellschaftsvertrag 
umgeändert wird. 

(Seht* wahr! rechts.) 

Wenn vorhin ein Redner der KPD darauf an- 
spielte, daß die Formulierung Arbeitsgemeinschaft 
oder so ähnlich in § 1 des Entwurfs der CDU eine 
Rückerinnerung an die vergangenen Zeiten des 
braunen Sozialismus sei, dann irrt er. Es handelt 
sich hier offensichtlich um die richtige Erkenntnis 
dessen, daß es sich praktisch um die Umwandlung 
eines Arbeitsvertrags in einen Gesellschaftsvertrag 
handelt. Wenn ich mich nicht täusche, hat gerade 
bei seinen letzten Erläuterungen zum Mitbestim- 
mungsrecht Seine Heiligkeit der Papst auf den Un- 
terschied zwischen diesen beiden Vertragsformen 
sehr deutlich hingewiesen. 

Es ist auch von Wirtschaftsdemokratie gesprochen 
worden, von einem konstitutionellen Wirtschafts- 
system, von einem Parlamentarismus im Betrieb. 
Die Vergleiche, die hier mit dem staatlichen Leben 
und mit den historischen Entwicklungen im staat- 
lichen Leben gezogen wurden, sind falsch. Der 
Staat und Privateigentum sind zwei grundverschie- 
dene Begriffe. Wenn man die Entwicklung des 
einen auch auf das andere anwenden will, dann 
ergäbe sich folgende Parallele, dann würde die 
Zeit des absoluten Staates mit dem uneingeschränk- 
ten Unternehmerbesitz zu vergleichen sein, dann 
würde dieses Mitbestimmungsrecht, das hier ge- ^ 
schaffen werden soll, etwa mit einer Art Konsti- 
tutionalismus oder parlamentarischem System zu 
vergleichen sein. Nun sind wir auf dem Gebiete 
der staatlichen Entwicklung aber zur Republik ge- 
kommen. Welche Konsequenzen auf wirtschaft- 
lichem Gebiet würden dieser Entwicklung auf staat- 
lichem Gebiet entsprechen? Etwa die sozialisierten 
Betriebe im westdeutschen Jargon oder die volks- 
eigenen Betriebe im Jargon der Ostzone? Um Ant- 
wort wird gebeten. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Und nun weiter. Wird die Gewerkschaft, wenn sie 
diese Machtposition bekommt, die im Entwurf der 
SPD ihr zugedacht ist, noch die alte Gewerkschaft 
von früher sein, die Sachwalterin allein der Ar- 
beiterinteressen, oder wie wird sie sich entwickeln? 
Stellen Sie sich doch vor, daß in allen Betrieben 
über 300 Arbeitnehmer 50 o/o des Aufsichtsrats, 
mindestens aber 25 o/o des Aufsichtsrats, von Per- 
sonen besetzt werden, die von der Spitzen Organi- 
sation der Gewerkschaften benannt werden. Ja, 
dann wird eine kleine Gewerkschaft der Manager 
entstehen. Dann wird in vielen Betrieben immer 
der gleiche Vertreter der Gewerkschaften sitzen. 
Mein Vorredner hat darauf hingewiesen, daß in 
privaten Gesellschaften auch oft betriebsfremde 
Personen säßen. Das ist richtig, — aber sie sind in 
freier Wahl gewählt. Hier wird eine Wahl vorge- 
schrieben. Es müssen 50 o/o so gewählt werden, wie 
es hier im Gesetzentwurf vorgeschlagen wird. Wenn 
diesem Vorschlagsrecht entsprochen wird, dann ist 
von einer freien Wahl natürlich doch nicht mehr die 
Rede, dann wird auch keine Auswahl mehr danach 
möglich sein, ob nicht die vorgeschlagene Persön- 
lichkeit in soundso vielen anderen und gerade auch 



Deutscher Bundestag ^ 80, Sitzung, Bonn, Donnerstag, den 27. Juli 1950 


2983 


(Dr.^Becker [Hersfeld]) 

(A) in Konkurrenzbetrieben im Aufsichtsrat sitzt. Diese 
Prüfung wird nicht möglich sein, und es wird nun 
ganz der Loyalität der betreffenden Person anheim- 
gegeben sein, die Interessen miteinander zu vereini- 
gen oder in der einen Aufsichtratssitzung zu ver- 
gessen, was er in der anderen gehört hat. 

(Zuruf links: Das ist eine öffentliche 
Angelegenheit !) 

Die Gewerkschaftsvertreter — ich erkenne ihre Tä- 
tigkeit vollkommen an, ich sage kein tadelndes 
Wort, sondern ich spreche nur von den Entwick- 
lungen, die nach dieser Gesetzesvorlage möglich 
sind — werden mit der Zeit kraft ihrer Tätigkeit 
in einem oder in mehreren Aufsichtsräten unter- 
nehmerisch denken lernen und in dem Augenblick 
nicht mehr die reinen Sachwalter der Arbeiterinter- 
essen sein, die sie sind und sein sollten. Nach der 
Richtung hin habe ich sehr erhebliche Bedenken, 
denn die Entwicklimg im Osten hat uns doch aller- 
hand gelehrt. 

Ich darf vielleicht mal aus den östlichen Stim- 
men, die zu diesem Problem vorliegen, eine, und 
zwar von Lenin aus dem Jahre 1920 vortragen, ab- 
gedruckt in der Zeitung „Industriekurier“, die Sie 
kennen. 

(Zurufe von der KPD: Au! Au!) 

— Jawohl! Hören Sie nur zu; es ist die Stimme Ihres 
Meisters! 

(Heiterkeit in der Mitte und rechts.) 

Das Mitbestimmungsrecht führt bestenfalls 
zu einer enormen Kraftvergeudung und genügt 
in keiner Weise der Schnelligkeit und Präzision 
der Arbeit, die den Bedürfnissen einer zentra- 
lisierten Großindustrie entsprechend verlangt 
wird, 

(H sagt Lenin. 

(Zuruf von der IQ^D: Aus welchem Zu- 
sammenhang herausgerissen?) 

Es steht in Band 25 Seite 18, Rede auf dem Natio- 
nalkongreß vom 27, Januar 1920. Bei einer anderen 
Gelegenheit sagt Lenin: 

Nach der Eroberung der Staatsmacht ist das 
vornehmste Interesse des Proletariats der 
Wiederaufbau der Großindustrie; ohne ihn kein 
Sieg des Sozialismus. Ein solcher Erfolg aber 
setzt die Zusammenfassung der Macht in den 
Händen der Betriebsleitung voraus. Jede Ein- 
mischung der Gewerkschaften in die Leitung 
der Betriebe ist als unbedingt schädlich und 
unzulässig zu betraditen. 

Das sagte Lenin. 

(Zuruf rechts: Der muß ausgeschlossen 
werden!) 

Aber er sagte es nicht von Anfang an, sondern er 
sagte es erst im späteren Verlauf der Entwicklung 
seines Staatssystems. Vorher hatte er gesagt — 
vorher! — : 

Die Gewerkschaften müssen dahin kommen, 
faktisch die gesamte Verwaltung der Volks- 
wirtschaft als eines einzigen wirtschaftlichen 
Ganzen in ihren Händen zu konzentrieren. 

Das bedeutet also zunächst die Auffassung, auf 
dem Weg über die Gewerkschaften Einfluß auf 
die Betriebe zu gewinnen, und wenn das gewonnen 
ist, dann geht die Entwicklung des Gewerkschafts- 
vertreters aus dem Vertreter der Arbeiterinteressen 
in die umgekehrte Richtung, in die Unternehmer- 
interessen hinein und diesmal in die staatlichen 
Unternehmerinteressen hinein, so daß er nunniehr 


als staatlicher Betriebsleiter aus einem Sachwalter O 
der Arbeiter zu ihrem Fronvogt geworden ist. 

(Sehr gut! rechts.) 

Nun einige Stimmen aus dem Westen. Eine haben 
wir heute morgen aus dem Munde des Herrn Kol- 
legen Schröder gehört, der Herrn Buttenwieser zi- 
tierte, der gesagt hatte: 

Die bloße Zugehörigkeit einiger Arbeitnehmer- 
vertreter zum Aufsichtsrat ist kein Hindernis 
oder ist nicht schwer zu nehmen — 
oder so ähnlich hieß es. Er sprach also von der 
„bloßen Zugehörigkeit“. Die haben wir ja nun 
schon seit dem Gesetz von 1924 gehabt, und die hat 
in dem Zusammenhang, von ciem Sie sprachen, 
nämlich der Frage der Kreditbeschaffung und der 
Kreditwürdigkeit, keinerlei* Abbruch getan. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Er hat es 
aber in dem Zusammenhang vorgetragen!) 

— Ja, es ist aber nur von der bloßen Zugehörigkeit 
die Rede. Er hat nicht von dem gesprochen, was 
hier im einzelnen vorliegt: nämlich vom wirtschaft- 
lichen Mitbestimmungsrecht. 

(Zuruf rechts: Das hat er gedacht! — Abg. 

Dr. Schröder [Düsseldorf]: Er sprach aber 
von den Mitbestimmungsgesetzen!) 

Nun ist von Interesse, daß die amerikanischen 
Gewerkschaften gerade anderer Auffassung sind. 
Die sind der Auffassung, daß die Gewerkschaften 
mit dem Mitbestimmungsrecht nichts zu tun haben 
sollten, damit sie eben in voller Freiheit, in voller 
Unabhängigkeit von Untemehmergedankengängen 
ihre Aufgabe als Sachwalter der Arbeitnehmer- 
schaft durchführen können. Ich glaube, einer der 
Herren Vorredner hat das bekannte Zitat von den 
Bergarbeitern schon gebracht. Green sagt: 

Die Trennungslinie zwischen der Ausübung dJ 
der Rechte der Arbeiter und der Leitung muß 
genau eingehalten werden. Die vereinzelt ver- 
tretene Anschauung, die Arbeiterschaft solle 
zusammen mit der Leitung das Eigentum ver- 
walten, kann nicht akzeptiert werden. Die Frei- 
heit der Arbeiter hängt ihrerseits ab von der 
Handlungsfreiheit der Unternehmensleitung. 
Also hier scharfe Trennung der beiderseitigen 
Funktionen. 

Um zusammenzufassen: In sozialer Beziehung — 
ja; Kündigungsschutz bei Entlassungen — ja; wirt- 
schaftliche Mitberatung — selbstverständlich, von 
jeher geübt; wirtschaftliches Mitbestimmungsrecht 
in dem Sinne, wie er hier gebraucht wird — nein; 
Vertretung im Aufsichtsrat — unter gewissen Kau- 
telen ja! 

Wenn der Arbeitsfriede, den wir wünschen, und 
wenn die Prosperität der deutschen Volkswirtschaft 
das Endziel dieses Gesetzentwurfs sein soll — sie 
ist auch das Endziel dessen, was wir politisch ver- 
treten — , dann kann es auf dem Weg kaum oder 
nicht erreicht werden. Wir werden mitarbeiten an 
der Gesetzgebung, aber wir sagen Ihnen eins: Herr 
Minister Storch hat vorhin mit Recht erklärt, es 
kommt auf die Wandlung des Geistes und nicht auf 
Paragraphen an, und er hat damit zum Ausdrud^ 
gebracht: Die Paragraphen allein schaffen es nicht, 
sondern nur die geistige Gesinnung, die ganze Ein- 
stellung, mit der von beiden Seiten an die Durch- 
führung eines solchen Gesetzes herangegangen 
wird. Er hat weiter gesagt, ein solches Gesetz kann 
einem Gesetz gleichen, wie es als Verbotsgesetz 
auf dem wirtschaftlichen Gebiet in der Zeit der 
Zwangswirtschaft gemacht worden ist, d. h. ein Ge- 
setz, von dem man von vornherein sah, daß es in 
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W vielen Dingen nicht eingehalten werden konnte. 
Das ist allerdings richtig, und unser Freund Freu- 
denberg hat in seinen eindrucksvollen Ausführun- 
gen gerade gezeigt, was als geistige Voraussetzung 
bei solchen Dingen nötig ist. Ich sage aber nun, und 
das ist die Schlußfolgerung, die man aus den Wor- 
ten des Herrn Ministers Storch ziehen muß: Dann 
sind die Paragraphen entweder nebensächlich, viel- 
leicht sogar im einzelnen nur schädlich. 

Zum Schluß noch eins: Herr Minister Storch 
sprach auch von Schüssen, Querschüssen, die gefal- 
len seien. Es ist vom Zentralvorstand der Gewerk- 
schaften, wenn ich über den Absender richtig unter- 
richtet bin, gedroht worden, daß alle Mittel des 
gewerkschaftlichen Kampfes zur Durchsetzung die- 
ses Mitbestimmungsrechts eingesetzt würden. Ich 
darf erwidern, daß der Streik legal ist nur zur 
Durchsetzung besserer Arbeitsbedingungen, nicht 
zur Durchsetzung bestimmter Gesetze. Ich darf dar- 
auf hinweisen, daß mit Streikandrohungen einem 
Parlament nicht gekommen werden darf. Ich darf 
schließen mit den Worten: Freie Demokraten las- 
sen sich nicht einschüchtern! 

(Lebhafter Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Freidhof. 

Freidhof (SPD): Meine Damen und Herren! Herr 
Abgeordneter Euler hat heute morgen den Antrag 
gestellt, diesen Beratungsgegenstand von der heu- 
tigen Tagesordnung abzusetzen, und er hat das da- 
mit begründet, daß es aus Gründen der Rationali- 
tät unserer Arbeitsweise notwendig sei, diesen 
Punkt erst später zu behandeln, wenn auch der 
sozialdemokratische Gesetzentwurf eingereicht sei. 

^ Ich glaube, es war nicht allein die Tatsache, daß er 
um die Rationalität der Arbeitsweise des Bundes- 
tages besorgt ist, die ihn zu diesem Antrag bewog, 
sondern ich nehme an, daß sein Antrag aus poli- 
tischen Motiven geboren war. Ich darf daran er- 
innern, daß sein Fraktionsfreund Freiherr von 
Rechenberg vor einiger Zeit in einer Rede in Köln 
erklärt hat, wenn die CDU es wagen sollte, gemein- 
sam mit der Sozialdemokratie das Mitbestimmungs- 
recht durchzuführen, dann werde das zum Bruch 
der Koalition und zum Austritt der FDP aus der 
jetzigen Regierung führen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das zunächst einmal als Vorbemerkung. 

Nun haben wir aus allen Lagern eine Reihe von 

Eingaben erhalten, vielleicht, Herr Freiherr 

von Rechenberg, bleiben Sie da, ich will Sie nach- 
her noch etwas zitieren! — Ich sagte, wir haben 
eine Reihe von Eingaben erhalten, von Arbeitgeber- 
seite und von Arbeitnehmerseite, von einzelnen 
Korporationen, von Vereinigungen, von Betriebs- 
räten, von den Gewerkschaften und von den Kir- 
chen. Allein diese Tatsache, daß eine Flut von Gut- 
achten und Eingaben an uns herangetragen worden 
ist, ferner die Tatsache, daß die Frage des Mitbe- 
stimmungsrechts draußen in der Öffentlichkeit eine 
breite Resonanz gefunden hat, und nicht zuletzt die 
Tatsache, daß wir heute einen ganzen Tag darauf 
verwenden, zu dieser Frage Stellung zu nehmen, 
sowie die hier gehaltenen Reden, die die Wichtig- 
keit des Problems unterstreichen, zeigen, wie not- 
wendig es ist, in dieser Frage eine Klärung herbei- 
zuführen. 

Von Unternehmerseite sind Mittel angewandt 
worden, die nach meiner Auffassung zu schärfstem 
Protest herausfordern, weil sie sachlich unbegrün- 


det sind und zu einer Diffamierung des jetzt zur 
'Beratung stehenden Gegenstandes führen. Ich will 
aber, bevor ich auf diesen Gegenstand eingehe, 
noch eine weitere Vorbemerkung machen: Der 
Landesausschuß der bayerischen Industrie hat vor 
einiger Zeit an seine Mitglieder ein Rundschreiben 
verschickt, und ich muß einige Stellen aus diesem 
Rundschreiben verlesen, um nachher zu dem, was 
ich gesagt habe, Steilung nehmen zu können. In 
diesem Rundschreiben heißt es: 

Das Präsidium des Landesausschusses der 
bayerischen Industrie hat in seiner Sitzung am 
4. April 1950 die Lage der Wirtschaft und des 
Unternehmertums erörtert und ist zu der Er- 
kenntnis gekommen, daß keine Zeit mehr ver- 
säumt werden darf, um entscheidende Maß- 
nahmen zum Schutze der privaten Wirtschaft 
und des Unternehmertums zu ergreifen. 

Nun überspringe ich einige Dinge, die nicht von so 
großer Wichtigkeit sind, um zur Hauptsache zu 
kommen. Es heißt dann weiter: 

Aus dieser Erkenntnis heraus hat das Präsi- 
dium beschlossen, die Mitglieder des Haupt- 
ausschusses zu bitten, bei den von ihnen ver- 
tretenen Industrien eine Umlage von 1 DM pro 
Kopf der Beschäftigten zu veranlassen. Diese 
f Beiträge sollen dazu dienen, einen Fonds zu 
bilden, mit dessen Mitteln die vorerwähnten 
Aufgaben erfüllt werden können. 

Und welches sind die Aufgaben? 

In der Frage des Mitbestimmungsrechtes alle 
verfügbaren Kräfte zur Erhaltung der Unab- 
hängigkeit des Unternehmertums einzusetzen, 
Wahlgelder für die Durchsetzung wirtschafts- 
und unternehmerfreundlicher Auffassungen in 
den bürgerlichen Parteien bei den bevorste- 
henden Landtagswahlen sicherzustellen und 
Kandidaten auf aussichtsreichen Plätzen der 
bürgerlichen Wahllisten unterzubringen. 

Verehrte Anwesende! Allein dieses Rundschrei- 
ben würde genügen, um die Forderung nach dem 
Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte in den Be- 
trieben zu begründen. Denn das ist das Geld, das 
die Arbeitnehmer erarbeiten müssen und das nun 
die Unternehmer zu Zwecken ausgeben, die gegen 
die Arbeitnehmerschaft gerichtet sind. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Der 
Unternehmer hat keinen Anteil, nein? Dem 
steht nichts zu?) 

— Die Arbeiterschaft schafft doch diese Werte! 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Freiherrn von 
Rechenberg.) 

Nun sehe ich in dem „Industrie-Kurier“ vom 
18. Juli eine letzte Warnung und dabei als Beilage 
dieses Pamphlet: „Im Anfang war die Mitbestim- 
mung“, das sich ganz auf Lenin bezieht. Ich be- 
daure, daß der sonst von mir hochgeschätzte Herr 
Kollege Dr. Becker dieses Pamphlet zur Grundlage 
seiner Begründung gemacht hat. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: 

Begründung? Warum?) 

— Ich will Ihnen sagen, warum, und ich will es 
ganz deutlich sagen: Meine Herren, daß Sie heute 
hier sitzen können, ist nicht Ihr eigenes Verdienst, 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Das 
lehne ich völlig ab!) 

sondern ist in erster Linie das Verdienst der Sozial- 
demokratie, das Verdienst des Abwehrkampfes, den 
die Sozialdemokratie vom ersten Tage nach der Ka- 
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(Freidhof) 

(A) pitulation im Jahre 1945 an gegen den östlichen 
Totalitarismus geführt hat, 

(lebhafter Beifall bei der SPD; — entrüstete 
Zurufe rechts; — Abg. Dr. Freiherr von 
Hechenberg: Kein Wort davon wahr!) 
zu einer Zeit, als viele Ihrer Herren es noch nicht 
gewagt haben, politisch in der Öffentlichkeit auf- 
zutreten. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Ich 
vielleicht auch? Sie haben mich ja kora- 
miert! Ich auch?) 

Meine Damen und Herren, damit will ich dieses 
Kapitel zunächst einmal abschließen. 

(Lebhafte Rufe rechts: Aha!) 

— Ich komme nachher noch zu Ihnen, Herr Kollege 
von Rechenberg. 

(Zuruf rechts: Gar nicht notwendig! — 
Abg. Dr. Freiherr von Redienberg: Ich 
möchte es aber! Seien Sie so lieb und 
machen Sie es jetzt schon!) 

— Das müssen Sie schon mir überlassen! 

Bei der Frage des Mitbestimmungsrechts dreht 
es sich nicht allein darum, daß ein gesetzlicher Akt 
vollzogen werden soll, sondern darum, daß die 
Arbeitnehmer diejenige Würde erhalten, die ihnen 
kraft ihrer Funktion, die sie in der Volkswirtschaft 
ausüben, zusteht. Das hat selbst der Herr Bundes- 
kanzler Adenauer erkannt, als er unlängst in einer 
Unterredung gesagt hat, daß von der Lohnseite her 
dem Arbeitnehmer allein nicht mehr beizukommen 
ist, sondern daß soziale Gerechtigkeit vollzogen 
werden muß. 

Ich will einige Dinge jetzt überschlagen; iph will 
noch folgendes sagen, was heute morgen schon ein 
Redner gesagt hat, ich habe mir das ebenfalls vor- 

(B) genommen. Wenn wir jetzt nicht 1950 schreiben 
würden, sondern erst 1945 oder 1946 schreiben wür- 
den, dann würde die gesetzliche Handhabung für 
das Mitbestimmungsrecht zweifelsohne leichter 
durchzuführen sein als zum heutigen Zeitpunkt. 

Ich muß nun zu den Ausführungen, die der Herr 
Kollege Dr. Hammer — nein, ich will zuerst zum 
Herrn Abgeordneten von Rechenberg kommen. 

(Heiterkeit.) 

Daß in Deutschland jede Organisation die Möglich- 
keit hat, ihre Stellungnahme für oder gegen das 
Mitbestimmungsrecht klar und eindeutig auszu- 
sprechen, wird niemand übelnehmen. Wir sind zu 
einer sachlichen Auseinandersetzung jederzeit be- 
reit. Aber ich habe in der „Frankfurter Rundschau“ 
vom 19. Juli 1950 einen Artikel gelesen. Der Artikel 
beschäftigt sich mit dem Herrn Kollegen Freiherr 
von Rechenberg. Und da ich bis jetzt ein Dementi 
noch nicht gelesen habe, 

(Abg. Dr. Freiherr von Redienberg: Habe 
auch nicht die Absicht! — Zuruf von der 
SPD: Na also!) 

möchte ich Sie zwingen, von dieser Tribüne aus zu 
diesen Anschuldigungen oder zu dieser sachlichen 
Feststellung, so will ich sagen, selbst Stellung zu 
nehmen. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: 

Können Sie haben!) 

In diesem Artikel wird festgestellt, daß bei dem 
Empfang des Studienausschusses für deutsch-fran- 
zösische Wirtschaftsbeziehungen zu Ehren des 
amerikanischen Hochkommissars McCloy eine Ver- 
anstaltung stattgefunden hat, bei der auch Freiherr 
von Rechenberg das Wort ergriffen hat. Die 
„Frankfurter Rundschau“ schreibt, daß sie einen 


vollständigen stenographischen Bericht von diese: ® 
Veranstaltung in ihren Händen habe. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Wissen 
Sie, woher? Fragen Sie einmal das Büro 
von McCloy, wo sie ihn her hat!) 

— Das ist egal, und wenn es gestohlen ist, 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Nein, 
nicht gestohlen! — Heiterkeit) 
auch wenn das Protokoll gestohlen ist, so ändert das 
nichts an der Tatsache, daß Sie, wenn es ein steno- 
graphisches Protokoll ist und der Wahrheit ent- 
spricht, zu diesen Fragen Stellung nehmen müssen. 
(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Das 
bezog sich nur auf die Bemerkung: „Ein 
glücklicher Zufall ließ uns das Blatt auf 
den Tisch flattern“! — Zuruf links: Es gibt 
keine Zufälle, Herr von Rechenberg!) 

Der amerikanische Hohe Kommissar McCloy hat 
in dieser Veranstaltung mit Sorge festgestellt, daß 
kleine Klüngel in Deutschland sich anschicken, die 
deutsche Wirtschaft wieder zu beherrschen. 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Ganz 
so hat er es nicht gesagt!) 

Nach diesem Bericht — ich zitiere die Zeitung — 
hat von Rechenberg erklärt — , 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: „Viele 
Deutsche fragen sich voll Sorge“, hat es 
gelautet!) 

— soll Herr von Rechenberg erklärt haben, daß 
diese Gefahr riesengroß ist, 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Ja- 
wohl, habe ich erklärt!) 

und daß diese Gefahr, die riesengroß ist, in erster 
Linie vom Sozialismus herstammt. Sie sollen wört- 
lich erklärt haben: „Wir haben ihn kennengelernt, 03 | 
in der braunen Form, wie ihn Adolf Hitler vertrat, 
und wir haben ihn genügend kennengelernt in der 
roten marxistischen Form, wie es Stalins Schrek- 
kensregiment darstellt.“ 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: 

Richtig!) 

Herr von Rechenberg, ich glaube, erstens einmal 
hat die Gewaltherrschaft des Dritten Reiches mit 
Sozialismus nichts zu tun gehabt; 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Da 
kann man verschiedener Ansicht sein!) 
und wenn Sie von Sozialismus des Dritten Reiches 
reden, dann glaube ich, haben wir als Sozialdemo- 
kraten ihn näher kennengelernt als viele Leute, 
die auf Ihrer Seite sitzen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Wir haben ihn so brutal kennengelernt, daß der 
größte Teil unserer Fraktion in Gefängnissen oder 
Zuchthäusern oder in Konzentrationslagern ge- 
wesen ist. Wir haben auch den Kampf gegen das 
Schreckensregiment im Osten geführt, weil wir auf 
dem Standpunkt stehen, daß Sozialismus ohne 
Menschlichkeit nicht möglich ist. Wo die Mensch- 
lichkeit fehlt, ist der Sozialismus am Ende. 

Aber ich komme zu dem Wichtigsten, und des- 
wegen möchte ich Sie fragen, ob Sie diese Ausfüh- 
rungen gemacht haben. Sie sollen nach dem Steno- 
gramm gesagt haben: 

Ich kann mir nicht v erstellen, daß der Ver- 
treter einer Nation, in der kommunistisches 
Denken geradezu als Schande gilt, etwa hier- 
mit fortschrittlich sozialistisches Gedankengut 
meinen könnte. Wenn es gelingt, sozialistische 
Ideen in Deutschland zum Tragen und zur 
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(A) Macht zu bringen, dann kann Amerika die 
Hoffnung auf ein zukünftiges Europa be- 
graben. Das sage ich nicht als Drohung, ich sage 
es aus einer ehrlichen Herzensangst, daß es da- 
zu kommen könnte. Und daß es dazu nicht 
kommt, das wird gerade Ihre Aufgabe als Ver- 
treter dieser Nation sein, dafür zu sorgen, daß 
alle derartigen Bestrebungen in Deutschland 
nicht zur Macht gelangen. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Abg. Dr. Frei- 
herr von Rechenberg: Ri^tig!) 

Haben Sie das gesagt? 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Das 
habe ich wörtlidi gesagt !)_ 

— Dann muß ich schon sagen: Wenn sich Deutsche 
an die Besatzungsmacht wenden, 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Nein!) 

um den Kampf der Arbeiterklasse um das Mit- 
bestimmungsrecht zu verhindern, 

(Abg. Dr. Freiherr von Redienberg: Drehen 
Sie es nicht herum!) 

wenn sie sich an die Besatzungsmacht wenden 
— jeder, der sich an die Besatzungsmacht wendet, 
das ist mein Standpunkt, um in die innerpoliti- 
schen Verhältnisse einzugreifen, handelt antinatio- 
nal, handelt gegen die Nation. Uber das, was wir 
zu tun haben, setzen wir uns innennolitisch ausein- 
ander ohne die Besatzungsmacht. Wer sich an die 
Besatzungsmacht in einer solchen Situation wendet, 
wird als das gekennzeichnet werden, was er ist. 

(Zuruf von der SPD: Landesverräter! — 
Weitere Zurufe: Die hessischen Arbeit- 
geberverbände haben das auch getan! — 
Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Ich 
OS) habe McCloy kritisiert, um ihn auf die 
Weise auf den richtigen Weg zu bringen! 

Ich habe dadurch erreicht, was ich wollte! 

— Zuruf von der SPD : Sie haben an 
McCloy geschrieben!) 

Nun möchte ich mich 

(Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Das ist 
eine Entstellung der Zeitung! — Zuruf von 
der SPD: Reden Sie von cier Tribüne! — 
Abg. Dr. Freiherr von Rechenberg: Da 
komme ich nicht mehr ran!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Es ist noch Platz für 
Sie auf der Rednerliste. 

Freldhof (SPD): Nun möchte ich mich noch mit 
dem Kollegen Dr. Hammer auseinandersetzen. Herr 
Kollege Dr. Hammer, Sie haben ja mit mir gemein- 
sam das Betriebsrätegesetz in Hessen geschaffen, 
Sie haben ja mitgearbeitet, und zwar bis zu dem 
Augenblick, in dem das wirtschaftliche Mitbestim- 
mungsrecht beschlossen worden ist, in dem Sie dann 
mit Ihrem Kollegen Göbel gestreikt haben und in 
die Sitzungen nicht mehr gekommen sind. Ich muß 
anerkennen — und das möchte ich Ihnen hier be- 
stätigen — , daß Sie sehr fleißig während der Zeit 
der Beratungen mitgearbeitet haben. 

Der Herr Kollege Hammer hat aber einen sehr 
interessanten Satz in seiner Rede gesagt. Er sagte 
wörtlich: „Wer gegen unsere Wirtschaft rebelliert, 
muß sich darüber klar sein, daß am Ende die 
Sklaverei steht.“ — Herr Kollege Hammer, wenn 
die Arbeiterschaft von Anfang an nicht rebelliert 
hätte, dann würde sie noch heute in dem Zustand 
sein, öl dem sie im Anfang gewesen ist. Erinnern 


Sie sich daran, daß noch im Jahre 1890 in den D 
Stahlwerken von Stumm kein Werkangehöriger 
eine Ehe schließen konnte ohne die Zustimmung der 
Werkleitung, des Chefs. Erinnern Sie sich daran, 
daß noch im Jahre 1918 bestimmte Arbeitnehmer- 
gruppen, wenn sie ihren Arbeitsplatz verlassen 
hatten, durch die Polizei zwangsweise an ihre Ar- 
beitsstellen zurückgebracht werden konnten. Das 
ist die Rebellion gewesen, die die Arbeitnehmer- 
schaft zu ihrem Segen durchgeführt hat. 

Nun will ich Ihnen aber noch etwas anderes 
sagen, Herr Kollege Hammer. Ich habe im „Deut- 
schen Kurier“ vom 14. Januar 1950 einen Artikel 
von Ihnen gelesen. Ich bedauere, daß Herr 
von Brentano, der auch dem Betriebsrätegesetz in 
Hessen mit zugestimmt hat, nicht anwesend ist. Ich 
will alles, was Sie heute morgen an philosophisch- 
historischem Vortrag über die Arbeiterbewegung 
gehalten haben, das zum Teil in diesem Artikel 
enthalten ist, übergehen. Ich will nur eine Stelle 
vorlesen: 

Das angekündigte Bundesgesetz über die 
Neuordnung der Rechtsbeziehungen zvfisch<='n 
Arbeitgeber und Arbeitnehm^^r wird vielleicht 
mit Rücksicht auf Herrn von Brentano und auf 
df>s mißgestaltete Kind jener Mesalliance zwi- 
schen SPD und hessischer CDU verschämt das 
Wörtchen Mitbestimmung hier und da ge- 
brauchen. 

Verehrte Anwesende! Der Herr Kollege Amdgen 
hat seine Unterschrift unter das hessische Betriebs- 
rätegesetz als damaliger Arbeitsminister geleistet. 

Es ist vorhin von dem Herrn Kollegen Becker ge- 
sagt worden, daß Professor Böhm, der frühere 
Kultusminister der hessischen Regierung, als Sach- 
verständiger gehört worden ist. Wir haben ihn 
seinerzeit gebeten, seine Auffassung in unserem ^ 
Ausschuß vorzutragen. Ich muß aber feststellen, 
daß sämtliche CDU-Abgeordnete des Hessischen 
Landtages in namentlicher Abstimmung mit Ja ge- 
stimmt haben. Ich wünsche nur, wenn wir jetzt das 
Mitbestimmungsrecht hier schaffen und es den 
Verhältnissen des hessischen Betriebsrätegesetzes 
entspricht, daß dann alle CDU-Abgeordneten, auch 
des Bundestages, den Mut aufbringen, den die 
hessischen CDU-Abgeordneten aufgebracht haben. 

Nun hat der Kollege Becker noch gesagt, er frage 
sich, wohin politisch die Reise geht, wenn wir 
dieses Mitbestimmungsrecht durchführen. Ich ver- 
hehle gar nicht — das habe ich auch damals als 
Sprecher im Hessischen Landtag gesagt, als ich zum 
Betriebsrätegesetz Stellung genommen habe — , daß 
auch Gefahren für die Gewerkschaften darin be- 
stehen, wenn der eine oder andere in den Auf- 
sichtsrat delegiert wird. Diese Gefahren müssen 
die Gewerkschaften mit in Kauf nehmen; das ist 
selbstverständlich. Aber, wenn der Herr Kollege 
Dr. Becker fragt, wohin politisch die Reise gehen 
soll, dann wäre es besser gewesen, wenn ai^se 
Frage vor 1933 gestellt worden wäre; denn wenn 
vor 1933 das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht 
bereits vorhanden gewesen wäre, dann habe ich die 
feste Überzeugung, daß wir vielleicht über diese 
Katastrophe, die wir hinter uns haben, hinweg- 
gekommen wären. 

(Abg. Strauß: Weil sie kein Geld Hätten 
ausgeben können; das ist der Witz!) 

— Jawohl. 

Dann noch ein anderes, Herr Kollege Dr. Becker 
und Herr Kollege Dr. Hammer. Durch den Ein- 
spruch der Militärregierung waren bekanntlich die 
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CA) Atikel 52 ff. zunächst suspendiert in der Meinung, 
daß eine spätere Nationalversammlung oder ein 
Bundesparlament, das jetzt geschaffen worden ist, 
das Mitbestimmungsrecht regelt, daß aber bis zu 
dem Zeitpunkt, wo durch den Bund dieses Gesetz 
geschaffen wird, diese Paragraphen suspendiert 
werden. Nachdem die Militärregierung selbst ein- 
gesehen hat, daß der Bund keine Anstalten macht, 
diese Dinge möglichst rasch zu regeln, ist man 
mittlerweile dazu übergegangen, in den Ländern, 
in denen das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht 
bereits im Gesetz verankert ist, die Paragraphen 
in Kraft zu setzen. 

Ihr Herr Kollege Euler und auch Ihr Herr Kol- 
lege Dr. Ihlau haben in einer ganzen Reihe von 
Versammlungen erklärt: Nachdem das wirtschaft- 
liche Mitbestimmungsrecht in Hessen in Kraft ge- 
treten ist, werden wahrscheinlich eine ganze Reihe 
von Betrieben aus dem Lande Hessen auswandern; 
andere Betriebe werden nicht mehr nach Hessen 
kommen, und Kredite vom Ausland werden wir 
nach Hessen nicht mehr bekommen. Wenn Sie es 
lait dem Lande Hessen gut meinen, dann rate ich 
Ihnen, jetzt das wirtschaftlidie Mitbestimmungs- 
recht für den ganzen Bund zu scliaffen; dann be- 
steht keine Ausweichmöglichkeit für die Unter- 
nehmer in Hessen mehr, in ein anderes Land ab- 
zuwandern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Noch eine Bemerkung zu dem Herrn Kollegen 
Freudenberg, Ich will nur zwei Sätze sagen. Der 
Herr Kollege Freudenberg hat gesagt, daß er als 
unabhängiger Kandidat in seinem Wahlkreis Wein- 
heim gewählt worden ist. Ich kenne die Verhält- 
nisse dort sehr gut. Er hat gesagt, seine Stimmen 
(Ö hätten nicht soviel gekostet wie die sozialdemo- 
kratischen Stimmen. Vielleicht ist der Herr Kollege 
Freudenberg einmal so freundlich und legt uns eine 
Abrechnung vor, wieviel die Wahlkosten zur Durch- 
setzung seiner Wahl in seinem Wahlkreis betragen 
haben. 

(Unruhe und Zurufe.) 

Dann hat Kollege Freudenberg gesagt, er sei jetzt 
älter und klüger geworden 

(Zuruf von der Mitte: Das ist erfreulich I) 

und sei um so mehr überzeugt, daß die Entfaltung 
der Leistungen der einzelnen Individuen gewähr- 
leistet sein muß. Ich muß sagen, ich habe vor 
30 Jahren mit dem Herrn Kollegen Freudenberg im 
Badischen Landtag gesessen und habe damals von 
ihm andere Reden als heute gehört. Wenn er älter 
geworden ist, dann ist er nadi meiner Auffassung 
wenig klüger geworden, und wenn er sich gar 
auf Ludwig Haas berufen hat, dann möchte ich noch 
im Andenken an Ludwig Haas sagen, wenn Lud- 
wig Haas diese Rede gehört hätte, dann hätte er 
wahrscheinlich heute von einem mißratenen Sohn 
gesprochen. 

(Heiterkeit.) 

Über das, was der Herr Abgeordnete Walter von 
der Deutschen Partei gesagt hat, will ich mich nicht 
unterhalten. Er hat erklärt: „Es muß verhindert 
werden, daß es zu Streiks und Demonstrationen 
kommt.“ Dazu kann ich nur bemerken, wahr- 
scheinlich ist sein Bedarf vor 1933 so gründlich ge- 
deckt worden, daß er es heute nicht mehr nötig hat. 

(Heiterkeit.) 

Zur KPD will ich kein Wort sagen, und zwar 
deshalb nicht, weil man nicht die Gewißheit hat, 


ob ein kommunistischer Abgeordneter in vier ö 
Wochen noch kommunstischer Abgeordneter ist. 

(Zuruf von der KPD: Billig!) 

Was wir verlangen, ist die Anerkennung der Ge- 
werkschaften, die Gleichberechtigung der Arbeit- 
nehmer und die Verankerung nicht der Mitwir- 
kung, sondern der Mitbestimmung in diesem Ge- 
setz. Sie haben ja selbst gesagt, daß Sie eine macht- 
politische Auseinandersetzung nickt haben wollen. 
Gut, teilen Sie Ihre Macht mit der Arbeiterschaft! 
Dann ist eine machtpolitische Auseinandersetzung 
nicht notwendig. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr.Schmid: Zur Geschäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abgeordnete Rademacher. 

Rademacher (FDP) : Meine Damen und Herren! 
Während der Herr Abgeordnete Freidhof sich mit 
dem Herrn Abgeordneten von Rechenberg ausein- 
andersetzte, ist auf der linken Seite des Hauses das 
Wort „Landesverräter“ gefallen. Ich stelle fest, daß 
der Herr Präsident diesen Ausdruck nicht gerügt 
hat, und ich bitte den Herrn Präsidenten, zu fragen, 
wer diesen Ausspruch getan hat. Ick hoffe, daß der 
Betreffende Charakter genug besitzt, sich zu mei- 
den, und ich ersuche dann den Herrn Präsidenten, 
auf Grund der Geschäftsordnung die Maßnahmen 
zu ergreifen, die bei einer so schwerwiegenden Be- 
leidigung erforderlich sind. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich habe das Wort 
„Landesverräter“ nicht gehört. Ich frage das Haus: 

Ist dieses Wort gefallen? Wenn ja, wer bekennt 
sick dazu? 

(Abg. Arnholz: Das Wort „Landesverrat“ 
ist gebraucht wordenl — Widerspruch bei CDI 
der FDP.) 

— Wir können an Hand des Stenogramms feststel- 
len, was gesagt worden ist. Ich werde nachher auf 
Grund des Stenogramms entscheiden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Loritz. 
(Unruhe.) 

Loritz (WAV): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zwei Entwürfe Liegen uns vor, ein Ent- 
wurf von der CDU/CSU und ein zweiter Entwurf 
von der SPD. Wir lehnen beide Entwürfe auf das 
entschiedenste ab. 

(Andauernde Unruhe und Zurufe bei den 
Regierungsparteien und rechts.) 

Beide Entwürfe sind — das will ich Ihnen jetzt be- 
weisen — sehr wenig durchdacht. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

Denn sonst könnten sie nickt Formulierungen ent- 
halten, über die draußen im Lande jeder einzelne, 
der sich die Sache einmal richtig durchgelesen hat, 
sich nur lustig machen kann. 

(Erneutes Lacken imd Zurufe bei den 
Regierungsparteien.) 

Ick will Ihnen das jetzt gleich sagen, meine Herren 
Zwisckenrufer von der CDU. 

(Heiterkeit.) 

Ick fange gleich mit Ihnen an. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Sie haben in dem Entwurf der CDU in § 2 Ab- 
satz 3 die Bestimmung, daß Arbeitnehmer im Sinne 
des Gesetzes auch dxe zu ihrer Berufsausbildung 
Beschäftigten sind. Der Entwurf enthält einen § 4, 
wonach der Betriebsrat schon für alle Betriebe und 
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W) Geschäfte von fünf Arbeitnehmern angefangen ge- 
bildet wird. Sie wählen einen Betriebsrat, und für 
ihn gelten diese Bestimmungen, und zwar sämtliche 
Bestimmungen dieses Gesetzes. 

(Widerspruch und Zurufe bei der CDU: Sie 
müssen richtig lesen!) 

Wenn Sie von Betrieben mit über 20 Arbeitneh- 
mern sprechen, so gelten die Bestimmungen natür- 
lich nicht, das weiß ich auch. 

(Erneute Zurufe von der CDU.) 

Aber der Hauptstock der Bestimmungen gilt. 

(Abg. Stücklen: Flunkern Sie nicht!) 

— Sie werden gleich hören, was dabei heraus- 
kommt. — Ein einfacher Schuhmacher hat meinet- 
wegen vier Lehrbuben und ein Laufmädchen oder 
einen sonstigen Angestellten. Für diesen Betrieb 
muß ein Betriebsrat gewählt werden. 

(Widerspruch und Zurufe bei der CDU: 

Das ist nicht wahr!) 

— Warum ist das nicht wahr, Herr von Brentano? 

(Abg. Dr. von Brentano: Weil es nicht da 
steht! — Heiterkeit.) 

Sie meinen: sie sind nicht wahlberechtigt! Da 
täuschen Sie sich aber sehr. Wahlberechtigt sind 
alle Arbeitnehmer, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
sind. Warum sollen sie nicht wahlberechtigt sein? 
Sie sind wahlberechtigt. Aber Sie haben anschei- 
nend Ihren eigenen Gesetzentwurf, den Sie uns 
heute vorlegen, überhaupt nicht durchgelesen, Herr 
von Brentano. 

(Große Heiterkeit.) 

Sie scheinen bereits so in europäischen Gedanken- 
gängen zu denken, 

^ (erneute große Heiterkeit) 

daß Sie sich um derart kleine Dinge wie das Be- 
triebsrätegesetz — so möchte ich es fast nennen — 
nicht mehr kümmern. Dann sollten Sie aber auch 
Ihre Zwischenrufe sein lassen, Herr Dr. von 
Brentano. 

(Wiederholte Heiterkeit und Zurufe.) 

Ich stelle fest: Dieses Gesetz findet Anwendung 
auf kleine und kleinste Gewerbetreibende, auf 
Handwerksmeister, auf Schuhmacher mit ein paar 
Lehrlingen oder ein paar Gehilfen, auf kleine Kauf- 
leute, und das ist ein Nonsens, meine Damen und 
Herren, weil die wirtschaftlichen Bedingungen, 
unter denen das Handwerk, der Kaufmannstand, 
die kleinen und mittleren Unternehmungen zu 
arbeiten haben, völlig andere als bei den ganz gro- 
ßen oder großen Betrieben sind. Sie haben in Ihrem 
Gesetzentwurf das alles über einen Kamm zu 
scheren versucht. Es ist einer der größten Fehler 
des Gesetzesvorschlages der CDU/CSU, daß er nicht 
berücksichtigt, wie unendlich verschieden die Wirt- 
schaftsbedingungen und damit auch die Arbeits- 
bedingungen beim Handwerk, beim Kleinhandel, 
beim kleinen Unternehmer einerseits und bei den 
großen Betrieben andererseits sind. Das kommt in 
Ihrem Entwurf viel zu wenig zum Ausdruck. 

(Zuruf rechts: Da haben wir es! — 
Heiterkeit.) 

— Ja, da haben wir es. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Der Schuhmacher wird über diesen Gesetzentwurf, 
den Sie vorgelegt haben, lachen, und wahrscheinlich 
werden seine Gesellen und seine Lehrlinge eben- 
falls darüber lachen. Sie werden lachen über ein 
solches Zeug, das Sie ihnen vorgesetzt haben. 
(Heiterkeit.) 


Vier Fünftel der Unternehmer sind Inhaber kleiner (Q 
und kleinerer Betriebe des Handwerks, der kleinen 
Wirtschaft. Sie alle fallen unter diesen Gesetz- 
entwurf. Sie haben dieses Gesetz viel zu breit an- 
gelegt. Fragen Sie dech einmal die Gehilfen und die 
Gesellen der Handwerksmeister im ganzen Land! 
(Sehr gut! bei der WAV.) 

Die werden Ihnen die nötige Antwort auf diese 
Bestimmungen geben, meine Herren von der CDU. 

(Zurufe von der CDU.) 

— Sie können ja jetzt Witzchen darüber machen, 
soviel Sie wollen, Herr Zwischenrufer, Sie werden 
mir das, was ich Ihnen gesagt habe, nicht wieder- 
legen können. 

(Zurufe von der CDU: Das können wir 
leicht! Das kommt noch!) 

Sie haben Kautschukparagraphen in diesem Ge- 
setz, mit denen sich so gut wie gar nichts machen 
läßt, die Sie so und anders auslegen können. 

(Erneute Zurufe von der CDU.) 

— Jawohl, Kautschukparagraphen! Ich erinnere nur 
an einige, an § 27 oder an § 30. 

(Zuruf von der Mitte: 51!) 

Überall werden Sie mit diesen Pragraphen gar 
nichts erreichen können. Sie werden nur den In- 
teressen der Arbeitnehmer genau so schaden wie 
den Interessen des ganzen Betriebes. 

Wir lehnen also Ihren Entwurf, meine Herren 
von der CDU/CSU, mit aller Bestimmtheit ab. Er 
schadet der gesamten Wirtschaft, er schadet den 
Arbeitnehmern genau so wie den betreffenden 
Unternehmungen selbst. 

(Zuruf rechts: Schade!) 

Wir können auch dem Antrag der SPD unter kei- 
nen Umständen zustimmen. Der Antrag der SPD 
bringt eine Reihe von Dingen, die sich mindestens 
ebenso wirtschaftsschädlich auswirken werden wie 
das, was die CDU beantragt. 

(Abg. Böhm: Das ist ja politischer Samba, 
was Sie da tanzen! — Große Heiterkeit.) 

— Ich gehöre nicht zu den Abgeordneten der SPD, 
die im Carlton Samba tanzen. Ich bin deswegen 
nicht Fachmann auf diesem Gebiet. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Nein, ich gehöre nicht zu den Abgeordneten der 
SPD, die bei Champagner im Carlton Samba tan- 
zen. Lassen Sie mich nicht deutlicher werden! Aber 
mit so billigen Mätzchen können Sie gar nichts er- 
reichen; das kann ich Ihnen sagen, meine Herren, 

Ich habe in den letzten Wochen mit vielen Ar- 
beitern gesprochen. Diese haben mir übereinstim- 
mend gesagt: Was geschieht mit unserem Betrieb, 
wenn Leute in unseren Betrieb hineingesetzt wer- 
den, die diesem Betrieb gar nicht angehören? Das 
ist eine ganz große Gefahr Ihres Gesetzentwurfs. 
Sie werden — das hat heute ein Redner ganz rich- 
tig gesagt, ohne daß ich dessen sonstige Ausführun- 
gen unterstreichen möchte — hier gewerbsmäßige 
Vertreter schaffen, die gleichzeitig in einer gan- 
zen Reihe von Betrieben drinstecken, in Betrieben, 
die oft untereinander in schärfster Konkurrenz 
stehen. Ich glaube, daß diese Vertreter es oft sehr 
hart haben werden, die Interessen der einzelnen 
Betriebe auseinanderzuhalten, und daß es hier 
Dinge geben wird, die man als Anwalt Prävarika- 
tion heißt, daß Interessen verschiedenster, nicht 
etwa miteinander zusammenhängender Betriebe 
durcheinandergeworfen und damit geschädigt 
werden. Es ist ein Unding, daß man betriebsfremde 
Leute in den Betrieb hineinsehen läßt. Sie werden 
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CA} mir vielleicht antworten: Im Aufsichtsrat sind ja 
auch betriebsfremde Leute drin, die können jetzt 
schon hineingewählt werden. Trotzdem besteht da 
ein ganz großer Unterschied. Die Tätigkeit des Auf- 
sichtsrats — es sind ja genügend Juristen bei Ihrer 
Fraktion, ich brauche Ihnen das nicht zu schil- 
dern — ist keineswegs so geartet, daß die Leute 
hinter Betriebsgeheimnisse dieses Betriebes kom- 
men können. 

(Widerspruch.) 

— Nein, das können sie nicht; das kann das Direk- 
torium des betreffenden Werkes jederzeit verhin- 
dern. Das wird in den Aufsichtsratssitzungen im 
allgemeinen auch gar nicht angeschnitten. 

(Abg. Heiland: Dann sind Ihrer Meinung 
nach die Gewerkschaften klüger, so daß 
sie hinter die Betriebsgeheimnisse kom- 
men!) 

— Klüger? Die stecken mitten drin, ganz anders 
als heute die Aufsichtsratsmitglieder, Herr Kollege. 
Die haben nach Ihrem Vorschlag jederzeit die Mög- 
lichkeit, hinter Betriebsgeheimnisse zu kommen. 
Diese Möglichkeit haben die Aufsichtsratsmitglie- 
der nach den heutigen gesetzlichen Bestimmungen 
nicht. Jedenfalls ist das eine Bestimmung, die völ- 
lig unmöglich ist. 

Die andere Grundidee, an der der sozialdemokra- 
tische Vorschlag scheitern wird, ist die, daß Sie 
nicht Leute mit Dingen befassen können, die sie 
selbst nicht kennen. Sie können und müssen Arbei- 
ter mit den Angelegenheiten befassen — und ihnen 
ein maßgebliches Mitspracherecht darin zubilli- 
gen — , die die betreffenden Arbeiter selbst ken- 
nen, in denen sie Fachleute sind. Sie können aber 
nicht Arbeiter mit Angelegenheiten der kaufmänni- 
schen Führung oder der technischen Leitung oder 
mit sonstigen Problemen befassen. Sie bringen hier 
Arbeiter in Haftungen hinein, die unübersehbar 
sind und die von den betreffenden Arbeitern, und 
zwar gerade von den richtig und vernünftig den- 
kenden — und das ist die übergroße Anzahl — 
bewußt abgelehnt werden. 

Den Arbeitern ist es um etwas ganz anderes zu 
tun, als mit Dingen befaßt zu werden, die sie nicht 
kennen. Den Arbeitern ist es darum zu tun, einen 
möglichst anständigen Lohn zu erhalten, möglichst 
anständige und soziale Arbeitsbedingungen und eine 
Sicherung für ihr Alter zu haben. Das wollen die 
Arbeiter erreichen, und darin werden wir sie mit 
aller Kraft unterstützen. 

(Zuruf von der SPD: Siel?) 

Die Arbeiter denken in ihrer übergroßen Mehr- 
zahl gar nicht daran, vielleicht ein kaufmännisches 
oder technisches Risiko zu übernehmen. Daran 
denken bloß einige tausend Leute, die auf Posten 
in den betreffenden Unternehmen spekulieren. Die 
denken daran, andere nicht. Man hätte in der letz- 
ten Zeit hier im Parlament über die Minderung 
des Reallohns durch die eingetretenen Preissteige- 
rungen und über alle diese Dinge mehr sprechen 
sollen. Aber man soll nicht Utopien nach jagen. Man 
soll nicht Probleme, die nur durch einen Fach- 
mann auf diesem Gebiet gelöst werden können, 
durch einen Nichtfachmann zu lösen versuchen, 
ebensowenig wie ein kaufmännischer Leiter des 
Unternehmens oder ein juristischer Abteilungslei- 
ter des Werkes sich mit Arbeiterproblemen befassen 
soll. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
lehnen die beiden Entwürfe ab. Sie sind wirtschafts- 
schädigend, sie wirken sich für die Arbeitnehmer 
genau so wie für die Arbeitgeber schädlich aus. 


Beide Entwürfe werden ja dem Ausschuß überwie- 
sen werden. Wir haben heute gehört, ein Regie- 
rungsentwurf kommt auch noch dazu. Sehr schade, 
daß er nicht schon lange da ist. Vielleicht hätte die 
Debatte eine andere Wendung genommen. Jeden- 
falls wird der Ausschuß erst dann in die Lage 
kommen, hier wirklich Bestimmungen zu schaffen, 
die sich einigermaßen halten lassen. Was uns heute 
vorliegt, gehört noch nicht dazu. Wir werden im 
Ausschuß zu den einzelnen Bestimmungen aller- 
hand zu sagen haben. Sollten die Dinge, die hier 
im Gesetz stehen, durchgehen, so sehen wir für die 
Entwicklung der deutschen Wirtschaft schwarz; 
das kann ich Ihnen heute schon sagen. Wir werden 
erst auf Grund der Ausschußberatungen die Mög- 
lichkeit haben, zu den betreffenden Dingen im ein- 
zelnen Stellung zu nehmen. So wie Sie es wollen, 
meine Herren von der CDU ebenso wie von der 
SPD, geht es jedenfalls nicht. So ruinieren Sie die 
Wirtschaft, anstatt sie zu fördern. 

(Beifall bei der WAV.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ehe ich das Wort er- 
teile, darf ich folgendes mitteilen. Ich habe soeben 
auf Grund der Intervention des Herrn Kollegen Ra- 
demacher feststellen lassen, wie es sich mit dem ge- 
rügten Zwischenruf verhält. Sämtliche drei Steno- 
graphen haben aufgenommen, daß der Ausdruck 
„Landesverräter“ gefallen ist. Es wurde nicht fest- 
gestellt, von welchem Abgeordneten dieser Zwi- 
schenruf kam. Es wurde festgestellt, daß er aus der 
Richtung der SPD-Fraktion kam. Ich frage: Welcher 
der Herren bekennt sich zu diesem Zwischenruf? 

(Abg. Amholz: „Landesverrat“ habe ich ge- 
rufen!) 

— „Landesverräter“ haben die Stenographen fest- 
gestellt, (T 

(Zurufe: Man Mut!) 

alle drei Stenographen! — Wollen Sie das Wort er- 
greifen? — Sie bekennen sich nicht zu dem Zwi- 
schenruf „Landesverräter“? 

(Abg. Amholz: Nein!) 

— Dann kann ich keine Feststellung treffen. 

(Zuruf rechts.) 

— Wenn sich ein Abgeordneter nicht bekennt, kann 
der Präsident nichts anders tun, als das zur Kennt- 
nis zu nehmen. Es ist dem Präsidenten unmöglich, 
in eine Beweisaufnahme einzutreten, 

(Abg. Dr. von Brentano: Richtig!) 
auch nicht auf Grund von stenographischen Proto- 
kollen. 

Ich erteile nunmehr das Wort dem Herrn Abge- 
ordneten Lenz. 

lenz (CDU): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der bisherige Verlauf der Debatte über 
ein so grundlegendes Anliegen, wie es die Frage 
der Mitbestimmimg für weiteste Schichten in un- 
serem Volk darstellt, kann uns nicht befriedigen 
und wird am allerwenigsten die Kreise befriedigen, 
die seit Jahren sehnsüchtig auf die Verwirklichung 
dieses Anspruches warten. Im Laufe des Tages sind 
in diesem Hause Ansichten geäußert worden, die 
nicht in das 20. Jahrhundert gehören, sondern in 
die Aera der vorbismarckschen Zeit. Wie ganz an- 
ders wäre das Echo zu dem Antrag der CDU und 
auch zur Vorlage der SPD gewesen, wenn sie in 
dieser maßvollen Form 1945 vorgelegt worden wä- 
ren! Damals war es ausgemachte Sache, daß die zu- 
künftige Wirtschaft nur gemeinsam und mit glei- 
chen Rechten gestaltet und geleitet werden müßte. 
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Eigentumssorgen beschwerten uns damals nicht, die 
einen nicht, weil sie nie Eigentum besessen hatten, 
und die anderen nicht, weil es ihnen genommen 
war. Gemeinsam wurde angefaßt, gehungert, ge- 
darbt, gearbeitet und nochmals gearbeitet, um die 
Zeit der schlimmsten Not zu überwinden. Nicht zu- 
letzt dank der von der Gewerkschaftsbewegung im 
Ausland erworbenen Vertrauensgrundlage, die un- 
serem Volke damals Leben und Lebensmöglichkeit 
gesichert hat, ist es möglich gewesen, durch die 
schlimmsten Zeiten nach dem Zusammenbrudi hin- 
durchzukommen. 

Worauf stützt sich der Marshallplan? Doch zuerst 
und zunächst — und das gehört in diesen Zusam- 
menhang hinein — auf das Vertrauen zur unbesieg- 
baren Arbeitskraft und zum Leistungspotential des 
deutschen Volkes und damit zuvörderst zum Ar- 
beitswillen und der Arbeitsfähigkeit der deutschen 
Arbeiterschaft, sicher auch des Unternehmertums, 
ganz unbestritten; aber nicht eines Unternehmer- 
tums, das seinen Blick rückwärts wendet, sondern 
eines Unternehmertums, das nach vorne schaut und 
instinktiv die ungeheuren Möglichkeiten erkennt, 
die sich aus einem neuen Anfang, aus dem Anfang 
einer neuen Ordnung der Beziehungen zwischen 
Unternehmern, Betriebsleitung und Belegschaft er- 
geben, Möglidikeiten der Befriedung und der 
Überwindung sozialer Spannungen, des Ausgleichs, 
einer Volkwer düng im Sozialen. Glaubt jemand noch 
im Emst, wir könnten der sogenannten Gefahr des 
asiatischen Kollektivismus begegnen, ohne zuvor 
diesen Gefahren bei uns im Wirtschaftlichen und 
Sozialen den Nährboden entzogen zu haben? Noch 
ist Bereitschaft vorhanden, viel guter Wille ist da. 
Verscherzen wir diesen Augenblick nicht! 

Was steht denn der Ausgestaltung eines echten 
_ Mitbestimmungsrechts im Wege? Sie verweisen auf 
® die Gewerkschaften imd malen den Teufel an die 
Wand. Wenn die Gewerkschaftsbewegung teuflisch 
gewesen wäre, dann hätte sie 1945 etwas ganz an- 
deres getan, als geschehen ist. Dann hätte sie 
nicht für Ruhe und Ordnung gesorgt, die Betriebe 
geschützt und manchmal auch Leute geschützt, die 
es ihr heute nicht zu danken wissen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

All das wissen wir aus persönlicher Erfahrung zu 
genau. 

Es wird erklärt, in der Verankerung der gewerk- 
schaftlichen Mitwirkung im Gesetzeswerk vollende 
sich die Totalität des Managertums. Nun, seien sie 
versichert, Burnhams Buch ist nicht nur für die Ge- 
werkschaften geschrieben worden, sondern, ich 
glaube, in weit stärkerem Umfang noch für die an- 
dere Seite. Im übrigen ist diese Seite des Problems 
weit mehr eine Funktion soziologischer Verhältnis- 
se als Gegenstand gesetzestechnischer Gestaltung. 

Mit Bezug auf die Vorlage der CDU hat Herr 
Kollege Schröder in seiner ausgezeichneten Be- 
gründung heute vormittag bereits darauf verwie- 
sen, daß sie in puncto Einschaltung der gewerk- 
schaftlichen Vertretung ausgebaut werden kann, 
wie ich überhaupt in der Konzeption der Vorlage Nr. 
970 und in den Vorschlägen des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes durchaus die Möglichkeit einer Syn- 
these erblicke. Nichts wäre verfehlter, als zu sehr 
mit absoluten Standpunkten zu operieren. Was wir 
beschreiten, ist Neuland, das zwar vermessen und 
aufgezeichnet ist, das aber innen noch erforscht 
und beschritten werden muß. Es muß das Anliegen 
des ganzen Hauses und hier wiederum seiner 
besten Kräfte sein, die Sehnsucht der Millionen 
Arbeitnehmer nach verantwortlicher Mitgestaltung 
im Wirtschaftsleben zu erfüllen. 


Nach 1945, nach Bochum und Hattenheim gibt es 
kein Zurück mehr. Kirchen und Gewerkschaften, 
Parteien und Verbände haben sich des Anliegens 
der Arbeiterschaft angenommen, manchmal unter 
verschiedenartigen Aspekten, aber stets aus der Er- 
kenntnis der absoluten Notwendigkeit heraus. Auf 
dem Katholikentag 1949 ist das Mitbestimmungs- 
recht der Arbeiterschaft programmatisch verkün- 
det worden, und zwar nicht als eine neue Idee, die 
erst nach 1945 geboren worden wäre, sondern in 
konsequenter Durchbildung katholisch-sozialen 
Denkens, eines Denkens, das aus der Schule Kette- 
lers kommt, das den päpstlichen Rundschreiben 
„Rerum novarum“ und „Quadragesimo anno“ ent- 
spricht. Vom Katholikentag zu Freiburg über Bres- 
lau, Dortmund und den Katholikentag in Essen 
führt ein gerader Weg zur Entschließung von Bo- 
chum. Die KAB, die katholischen Arbeitervereins- 
bewegung als aktivste Träger dieser Manifestation 
hat alle Mißdeutungen ihrer bekannten Er- 
klärung, jede liberale Verwässerung, aber auch 
jede klassenkampf mäßige Ausnutzung und Miß- 
deutung zurückgewiesen. Der christlich-sozialen 
Bewegung kommt das große Verdienst zu, gei- 
stiger Wegbereiter für unser gemeinsames An- 
liegen gewesen zu sein. Von der geistigen 
Bereitschaft aber beider Teile der Wirtschaft ist Er- 
folg oder Mißerfolg dieser Arbeit abhängig. Wir 
sind daher allen dankbar, die den Boden haben be- 
reiten helfen für die Verwirklichung dessen, was 
uns heute aufgegeben ist. 

Ich bin angesichts der Fülle der Probleme, die 
mit einem wirksamen Mitbestimmungsrecht ver- 
bunden sind, keineswegs der Ansicht, daß die Ar- 
beiten, die unter der Führung des Herrn Bundesar- 
beitsministers durchgeführt worden sind, nutzlos 
vertane Zeit sind. Im Gegenteil, sie haben die ^ 
Lage geklärt und sind, wie ich aus meiner tägli- 
chen Erfahrung weiß, auch durchaus wertvoll für 
die weiteren Beratungen. Die Arbeit in den Aus- 
schüssen wird gerade diese Feststellung in vollem 
Umfange bestätigen. Ich hoffe, daß diese Beratun- 
gen sorgfältig erfolgen werden und von dem Wil- 
len getragen sind, dem berechtigten Wunsch der 
Arbeiterschaft und ihrer gewerkschaftlichen Ver- 
tretung zu entsprechen. 

Der Antrag der CDU soll unser Anliegen aus dem 
Bereich theoretischer Erörterungen in den Kreis 
der praktischen Gestaltung führen. Er läßt Raum 
für jeden guten Gedanken, der hinzukommt, sofern 
er geeignet ist, dem Ziele zu dienen, dem sich die 
überwältigende Mehrheit dieses Hauses, wie ich 
zuversichtlich hoffe, verpflichtet weiß, eben der 
Mitbestimmung der Arbeiterschaft in allen Zwei- 
gen der Wirtschaft. Der erste Schritt ist mit dem 
Anträge der Christlich-Demokratischen Union ge- 
tan worden, und hier bin ich im Gegensatz zu der 
Auffassung meines Herrn Kollegen Böhm der An- 
sicht, daß es richtiger ist, zunächst einmal einen 
Schritt zu tun und dann den zweiten, als vielleicht 
zwei Schritte auf einmal zu versuchen und dabei 
zu Fall zu kommen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Kleindinst. 

Dl Kleindinst (CSU): Meine verehrten Damen 
und Herren! Ich bitte Verständnis dafür zu haben, 
wenn wir Wert darauf legen, daß auch aus meiner 
bayerischen Heimat eine sachliche und — wie ich 
glaube sagen zu dürfen ~ auf Erfahrungen beru- 
hende Stellungnahme zu dieser wichtigen Ange- 
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(A) legenheit vorgetragen wird. Der Entwurf geht von 
den im Ruhrgebiet gemachten Erfahrungen aus und 
ist nach ihnen konzipiert. Wir haben selbstverständ- 
lich dafür volles Verständnis; wir bitten aber, bei 
der Durcharbeitung im Ausschuß die land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebe, die Kleinbetrieb insbe- 
sondere in der Fertigindustrie, und die Mittelbetriebe 
nicht zu übersehen. Wir wollen diese nicht dem Ge- 
setz entziehen, doch müssen Fassungen gefunden 
werden, die Streitigkeiten, Zweifel und Unstimmig- 
keiten von vornherein verhüten. 

Die Verwaltung muß — darauf ist schon hinge- 
wiesen worden — zweifellos aus diesem Bereich 
herausgenommen werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Bereits nach 1920 sind für die Verwaltung eigene 
Betriebsvertretungen geschaffen worden, und das 
muß auch hier geschehen, weil sonst Konflikte mit 
den Bestimmungen über die öffentliche Verwaltung 
entstehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wichtig ist natürlich, und zwar deshalb, weil hier 
die Wirtschaf tsausschüsse im Gegensatz zu der Rege- 
lung des Betriebsrätegesetzes vorgesehen worden 
sind, daß die Betriebe der Selbstverwaltung geson- 
dert behandelt werden. In bezug auf die sozialen 
Verhältnisse ist das Mitbestimmungsrecht zweifellos 
auch hier notwendig. In bezug auf die wirtschaftliche 
Zielsetzung müssen bei der Selbstverwaltung, die 
unter der Kontrolle der Öffentlichkeit, der Aufsicht 
der Landesregierungen und unter Umständen letzt- 
lich auch der Bundesregierung steht, soweit eine 
Zuständigkeit gegeben ist, diese Zuständigkeiten voll 
gewahrt werden, wenn wir überhaupt noch von 
Selbstverwaltung sprechen wollen. Hier hat das Be- 
triebsrätegesetz keine Schwierigkeiten geschaffen. 

Auch hinsichtlich der organisatorischen Verhält- 
nisse muß der Entwurf einer Durcharbeitung unter- 
zogen werden, damit eine klare Abgrenzung der Zu- 
ständigkeiten der in Frage kommenden Stellen und 
Verwaltungen erfolgt. Weiterhin muß eine klare 
arbeitsrechtliche Durcharbeitung geschehen, wie sie 
beim Betriebsrätegesetz vorhanden war. 

Weil ich gerade vom Betriebsrätegesetz spreche, 
darf ich Sie, meine Damen und Herren, daran er- 
innern, unter welchen sciiwierigen Umständen in 
Weimar und in Berlin dieses Gesetz in einer ge- 
setzestechnisch so ausgezeichneten Weise zustande 
gekommen ist. Wir müssen wirklich heute noch den 
Männern im Reichsarbeitsministerium und in den 
Ausschüssen Anerkennung dafür zollen, daß sie die- 
ses Werk unter so schweren Verhältnissen zustande 
gebracht haben. Wir haben in der Zeit zwischen 1933 
und 1945 die erforderlichen gesetzestechnischen 
Fähigkeiten verloren oder jedenfalls noch nicht 
wieder gewonnen. Auch auf die gesetzes technische 
Arbeit müssen wir im Ausschuß ganz besonderes 
Gewicht legen. 

Der Entwurf der SPD geht insofern weit über den 
der CDU ^hinaus, als er großes Gewicht auf das 
überbetriebliche Mitbestimmungsrecht, also außer- 
halb des Betriebes legt. Hier ergibt sich ein ähnliches 
Problem wie bei der Selbstverwaltung bezüglich der 
verfassungsmäßigen Organe der Regierung, der 
Volksvertretung und des Bundes wir t Schaft srats, 
wenn ich ihn kurz so bezeichnen dar. Das wird des- 
halb so wichtig sein, weil wir neuerdings unter dem 
Druck stehen, rasche Entscheidungen zu treffen. Den- 
ken Sie nur an die Zeit der Pfundabwertung, in der 
schnelle Entscheidungen notwendig waren. Wenn 
dieses Organ als verfassungsmäßiges Organ geschaf- 


fen wird, muß es so geschaffen werden, daß ein (Q 
raches und reibungsloses Zusammenarbeiten ermög- 
licht wird. 

Was die Wirtschaf tskammem betrifft, so darf ich, 
meine Damen und Herren, wohl kurz das eine sagen, 
daß ihre wirtschaftspolitische Bedeutung weit über- 
schätzt wird. Ihre Aufgaben sind die der Wirtschaf ts- 
verwaltung, vielfach gutachtliche Stellungnahmen 
in einem beschränkten Verwaltungsgebiet. Jedes 
wichtige Wirtschaftsgesetz, das wir erlassen, hat da- 
gegen eine viel größere wirtschaftspolitische Bedeu- 
tung als die Arbeit dieser Kammern überhaupt. 
Wichtiger erscheint mir die Zusammenfassung der 
Arbeit aller Kammern seitens der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Hier taucht wieder das gleiche Pro- 
blem auf wie das der Bezirkswirtschaftsräte. Es ist 
die Frage: wie soll das organisatorisch verwirklicht 
werden, wie sollen die Aufgaben festgelegt werden? 
Das sind Dinge, die wir ja in der Zeit zwis±en 1920 
und 1926 eingehend bearbeitet haben und die dann, 
insbesondere nach der Stabilisierung der Währung 
und nachdem die Wirtschaft etwas aufblühte, wieder 
zur Seite gelegt worden sind. 

Meine Damen und Herren, es ist nun zwar mit 
Recht von dem Risiko gesprochen worden, das ins- 
besondere der Arbeitnehmer im Falle einer ver- 
fehlten Wirtschaftsführung des Betriebes tragen 
muß. Ich bitte aber, auf eines hinweisen zu dürfen, 
und wundere mich nur, daß dieser Hinweis bei 
den bisherigen wirtschaftspolitischen Auseinander- 
setzungen noch nicht erfolgt ist: alle großen Krisen, 
durch die wir seit dem ersten Weltkrieg gegangen 
sind, waren Folgen weltpolitischer, nicht rein wirt- 
schaftlicher Vorgänge; sie waren die Folgen der Zer- 
störung der Weltwirtschaft durch den ersten Welt- 
krieg und damit des Zusammenbruchs der Wäh- 
rungen. Auch die Rationalisierung und alle diese (D) 
Ereignisse samt der großen Krise von 1930 bis 1934 
waren letztlich die Folgen dieser Verhältnisse; sie 
war keineswegs nur eine deutsche Krise, sondern 
eine Krise, die die ganze Weltwirtschaft, sowohl die 
Siegermächte als auch die besiegten und die neu- 
tralen Mächte erfaßt hatte. Wir können heute auf 
die Einzelheiten nicht eingehen; aber ich möchte doch 
bitten, auch diese Zusammenhänge zu erkennen, da 
es der sachlichen Beurteilung unserer Aufgaben nur 
dienlich wäre. 

Ich war überrascht, daß heute in der Frage de^" 
Gleichberechtigung und der Gleichachtung der Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer Töne angeschlagen wor- 
den sind wie etwa der vom Herr-im-Hause-Stand- 
punkt und von der Drohung der Überwindung dieses 
Standpunktes, von denen wir geglaubt haben, daß 
sie seit Jahrzehnten überwunden wären. Ich bitte 
versichert zu sein, daß wir immer diese Gleichbe- 
rechtigung und diese Gleichachtung nicht nur aus 
einem rechtlichen, sondern auch aus einem sozial- 
ethischen Bewußtsein betont haben, daß unsere 
Arbeit seit Jahrzehnten von der Überzeugung von 
einer solchen Notwendigkeit erfüllt gewesen ist und 
daß wir auch mit dieser Absicht jetzt an die Arbeit 
herangehen wollen. Wir wollen dabei keineswegs 
die technische und wirtschaftliche Zielsetzung des 
Unternehmers, den wirtschaftlichen Fortschritt 
irgendwie hemmen; und ich kann mit Genugtuung 
feststellen, daß diese Zusicherung ja auch von der 
Opposition gegeben worden ist. Wir glauben aber 
auch, daß im Verfolg der seinerzeitigen Betriebs- 
ausschüsse, später der Betriebsräte, die Entwicklung 
dieses organisatorsichen Gedankens und dieser Mit- 
wirkung und Mitbestimmung eine notwendige Kon- 
sequenz der ganzen Entwicklung ist. . 
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^ Wenn wir in der Vergangenheit unserer Aufgabe 
gerecht werden wollten, so haben wir immer eine 
Überlegung angestellt, und ich bitte diese Über- 
legung auch für diese Aufgabe zu würdigen. Als 
seinerzeit die gemeindliche Selbstverwaltung errich- 
tet wurde, hat man sie als die Schule des Bürgertums 
betrachtet, als die Vorstufe für den Übergang zu 
einer damals konstitutionellen Volksvertretung. Und 
in gewissem Sinne gilt diese Parallele heute in der 
Wirtschaft für die Arbeitnehmer. Wir dürfen n^cht 
verkennen, daß die Unterrichtung in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten im Betrieb und daß die wirtschaft- 
liche Erfahrung auch eine Vorstufe zur richtigen Be- 
urteilung der Wirtschaftsfragen im politischen Leben 
sind; und ich möchte wünschen, daß das gegen- 
seitige Mißtrauen, das diese Arbeit und auch diese 
Debatte vergiftet und das durch Drohungen nicht 
beseitigt, sondern nur verschärft werden kann, hin- 
ter der sachlichen Arbeit verschwindet, hinter die 
wir uns stellen wollen. Wir stellen uns in den Dienst 
der Aufgabe als sachliche Mittler zwischen dem, was 
in einem technisch und wirtschaftlich leistungs- 
fähigen Unternehmen festgehalten werden muß, und 
den berechtigten Belangen der Arbeitnehmerschaft 
in unserer Wirtschaft und im Staate. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr« Sdimid: Das Wort hat der 

Abgeordnete von Rechenberg. — Er scheint nicht an- 
wesend zu se'n. — Dann erteile ich das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Menslng. 

Mensing (CDU): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Ausführungen des Kollegen Loritz 
veranlassen mich, noch das Wort zu nehmen, 

(Abg. Dr. Horlacher: Deswegen wäre es 
nicht nötig!) 

Ich möchte nicht, daß in der deutschen Öffentlichkeit, 
beim deutschen Handwerk der Eindruck erweckt 
wird, als ob Herr Loritz hier der Gralshüter hand- 
werklicher Belange sei. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Das ist der Grund, weshalb ich mich veranlaßt fühle, 
eine kurze Erklärung abzugeben. 

Wieweit Mitbestimmung der Arbeitnehmerschaft 
in Großbetrieben möglich ist, darüber will ich mich 
aus dem einfachen Grunde nicht äußern, weil ich 
den Eindruck habe, daß beide Gesetzentwürfe dem 
Handwerk dcch ein gewisses Entgegenkommen zei- 
gen. Ich hoffe, daß wir, die wir dem Handwerk an- 
gehören, in den Ausschußberatungen noch die Mög- 
lichkeit haben, dem Gesetz hinsichtlich des Hand- 
werks die Giftzähne auszuziehen. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das gleiche gilt für die 
Landwirtschaft!) 

Abgelehnt werden muß das Miibestimmungsredit 
auf jeden Fall für die Klein- und Mittelbetriebe. D e 
handwerklichen Betriebe müssen daher bei der 
Frage der Mitbestimmung ausscheiden. 

Im Handwerk haben von jeher Fragen der Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer kaum eine nennens- 
werte Rolle gespielt. Das soziale Verhältnis zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Handwerk wird 
am besten durch die Tatsache bewiesen, daß 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer in den meisten 
Betrieben auch heute noch an einem Tisch 
ihre Mahlzeiten einnehmen, und durch die Tatsache, 
daß d'e Handwerksmeister in ihren Arbeitnehmern 
niemals die Arbeitnehmer in dem Sinne gesehen 
haben, wie es in der Industrie der Fall ist, wo der 
klassenkämpferische Gedanke in den letzten Jahr- 


zehnten vorherrschend war; sondern der Hand- fO 
werksme.ster hat in seinem Gesellen seinen Mit- 
arbeiter gesehen, der später einmal selbständig wird 
und sein Nachfolger werden soll. Auf Grund dieser 
Tatsache löst sich die Frage Arbeitgeber — Arbeit- 
nehmer im Handwerk von selbst. 

Der besonderen Stellung des Handwerks im Rah- 
men der gesamten Volkswirtschaft muß daher Rech- 
nung getragen werden. Das Handwerk lehnt es ab, 
sich nach irgendeiner Seite festzulegen. Als Mittler 
zwischen Kapital und Arbeit will das Handwerk 
seine Funktionen ausüben. Der Arbeitnehmer im 
Handwerk hat daher niemals in seinem Brotgeber 
den Feind gesehen. Es ist daher nicht zu verwundern, 
daß gerade im Handwerk viele Fragen, d’e im 
Rahmen des Mitbestimmungsrechts jetzt zur Erörte- 
rung stehen, schon von jeher verwirklicht waren, 
ohne daß dazu erst eine Gesetzgebung notwendig ist. 

Im Handwerk entscheidet ausschließlich das Ver- 
hältnis von Mensch zu Mensch, das Gebot des An- 
standes und des sozialen Gewissens. Das ist aber 
einzig und allein eine Sache des Charakters und nicht 
des Gesetzgebers. 

Das Handwerk lehnt es ab, sich e’ne E nm^schung 
irgendwelcher anonymer Kräfte in seinen B 3 trieben 
bieten zu lassen. Ein Außenstehender, wer es auch 
sei, hat in einem Handwerksbetrieb n’cht mi'zube- 
stimmen. Eingriffe des Gesetzgebers, um den Hand- 
werksbetrieben in der Frage der Mitbestimmung 
gesetzliche Vorschriften machen zu wollen, würden 
lediglich dazu beitragen, den sozialen Frieden in 
diesen Betrieben zu stören. 

In einem Handwerksbetrieb kann im entschei- 
denden Augenblick nur die persönliche Initiative 
des Unternehmers in der Lage sein, Maßnahmen zum 
Besten seines Betriebes und damit der Gesamtwirt- 
schaft zu treffen. Nur die Persönlichkeit des selb- O 
ständigen Handwerksmeisters vermag in dieren B3- 
trieben Situationen zu meistern, die klare, persön- 
liche Verantwortung erfordern. Jedes Mitbest’ m- 
mungsrecht Dritter würde im Handwerk die Initia- 
tive lähmen und den Betrieben und ihren Arbeit- 
nehmern größten Schaden zufügen. 

(Zuruf; Warum nur im Handwerk?) 

In einem Handwerksbetrieb werden in den meisten 
Fällen Kredite nicht dem Betrieb, sondern der Per- 
sönlichkeit des Besitzers eines solchen Unternehmers 
gegeben. Das Handwerk vertritt die Auffassung, daß 
daher das M tbestimmungsrecht für das Handwerk 
nicht in Frage kommen kann. 

Weiter darf ich zum Ausdruck bringen, daß das 
Privateigentum für uns Handwerker heilig ist.- 

(Zuruf rechts: Sehr richtig! — Zuruf links: Ahal) 

Auch verstehen wir die Persönilchkeit des Unter- 
nehmers so, daß die Initiative und die Kraft des 
Unternehmers, der auch in den meisten Fällen Er- 
finder ist, nicht durch Einmischung irgendwelcher 
anonymer Kräfte von außen her gelähmt werden 
darf. 

Noch ein Wort zu dem Kammersystem. Wir haben 
von seiten des Handwerks diesem bereits weitest- 
gehend dadurch Rechnung getragen, daß wir die 
Handwerkskammern mit einem Drittel Gesellenver- 
tretern besetzt haben. Eine Parität lehnen wir des- 
halb ab, weil im Handwerk 40 Prozent Einmann- 
betriebe vorhanden sind. Es würde eine Vergewalti- 
gung des Handwerks darstellen, wenn dort Parität 
verlangt würde. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete von Rechenberg. 
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Dr, Freiherr von Rechenberg (FDP): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Wenn ich hier im 
Rahmen dieser Mitbestimmungsdebatte das Wort 
ergreife, so war das an sich nicht meine Absicht. 
Aber ich bin ja noch ein parlamentarischer Neuling, 
ich muß mich also erst daran gewöhnen, daß man, 
wenn man über das Mitbestimmungsrecht spricht, 
hier Veranlassung nehmen muß, zu persönlichen 
Angriffen, die aus einem ganz anderen Anlaß heraus 
erhoben worden sind, Stellung zu nehmen. Ich finde 
es auch geradezu grotesk, daß ich, der ich sonst doch 
stets als ultra-reaktionärer Nationalist abgestempelt 
werde, heute hier in diesem Hause den Ruf „Landes- 
verräter“ bekam. Ich nehme das dem Betreffenden 
nicht übel, er weiß es wohl nicht besser, und es ist 
mir auch gleichgültig, nachdem der Betreffende nicht 
den Mut gehabt hat, sich zu melden. 

Zu der Sache selber. Also Herr Mc Cloy — es ist 
komisch: zum Mitbestimmungsrecht Dinge außen- 
politischer Natur — McCloy hat an einer Veran- 
siaiiung teilgenommen, die nicht zu seinen Ehren, 
sondern zu einer Aussprache stattfand. Sehen Sie, 
wir haben zwischen Gewerkschaften und den Vertre- 
tern fremder Besatzungsmächte sehr viele Aus- 
sprachen gehabt. Wir fanden es richtig, wenn 
mcht nur Gewerkschaftler, sondern auch einmal 
Unternehmer und derartige Deutsche Uniernai- 
tungen mit den Vertretern der Besatzungsmächte 
hätten. Das war der Sinn dieser Aussprache. Da hieit 
Herr McCloy einen Vortrag, in dem er den Satz 
sagte: „Viele Deutsche fragen sich“ — a.so das 
müssen ihm doch wohl Deutsche gesagt haben! — 
„fragen sich voller Sorge, ob ihre Wirtschaft nicht 
wieder von einem kleinen Klüngel beherrscht wird, 
der dann seine konzentrierte Macht zur Kontrolle 
des gesamten politischen und sozialen Lebens in 
DeuUchiand mißbraucht.“ Daraufhin habe ich mir 
erlaubt, den Herrn McCloy etwas zu ironisieren, 
und habe ihm gesagt: „Ja, Herr McCioy, diese Ge- 
fahr sehe ich allerdings; ich glaube nur. Sie sehen 
sie etwas anders als icn, denn ich bin nun einmal der 
Meinung“ — bitte nehmen Sie hier mir das nicht 
übel, beklagen Sie vielleicht meine Unwissenheit, 
aber ich meine es aus meiner praktischen Erfahrung 
heraus ehrlich, ich bin schließlich einer der wenigen 
Leute im Hause, die wirkLch in der Wirtschaft groß 
geworden sind und über die Dinge aus eigenem Er- 
leben mitreden können, also aus diesem Erleben 
heraus bin ich der Meinung, „daß der Tag, an dem 
der Gesetzentwurf der SPD zur Mitbestimmung bzw. 
die Ideen der Gewerkschaften“ — die mir damals ja 
erst bekannt wurden — „Gesetz würden, tatsächlich 
der Tag einer neuen Machtübernahme wäre, der Tag, 
an dem es tatsächlich möglich wäre“ — ich sage aus- 
drücklich: möglich wäre, noch nicht naturnotwendig 
eintreten müßte — , „daß eines Tages ein kleiner 
Klüngel die deutsche Wirtschaft beherrscht.“ 

Das war der erste Teil. — Dann hat diese schöne 
Zeitung „Frankfurter Rundschau“ — ich kenne sie 
nicht, ich möchte sie auch nicht weiter kennen- 
lernen — sich erlaubt, die Sache einmal so ein biß- 
chen zurechtzustellen, indem sie nicht in der rich- 
tigen Reihenfolge berichtete. Damit kann man ja 
auch alles mögliche erreichen. 

McCloy hatte in seiner Rede ferner gesagt, es 
käme darauf an, daß die fortschrittlichen Elemente 
— die progressive elements, sagte er — zum Zuge 
kämen; das wäre unsere Aufgabe. So ungefähr in 
dem Sinne. Da habe ich ihm gesagt: „Herr McCloy, 
was verstehen Sie unter fortschrittlichen Elementen? 
Ich kann mir nicht helfen, ich glaube, Sie sehen unter 
lortachrittiichen Elementen nur eine ganz bestimmte 


Richtung. Ich kann eigentlich nicht verstehen, daß O 
der Vertreter einer Nation, in dessen Heimat es 
geradezu als Schande gilt, kommunistisch zu denken, 
sich in der Fremde dahin betätigt, daß er soziali- 
stische Elemente als fortschrittliche Elemente an- 
sieht.“ 

(Hört! Hört! links.) 

— Passen Sie auf! Ich habe dann weiter gesagt: „Wir 
kennen den braunen Sozialismus, wir kennen den 
roten Sozialismus.“ Und dann habe ich etwa gssagt 

— meine Herren von der SPD, seien Sie mir bitte 
wiederum nicht böse — 

(Abg. Schoettle: Das können wir gar nicht, 

Ihnen böse sein!) 

also dann habe ich gesagt: „Wir sind nun einmal der 
Memimg, daß der Versuch der SPD, Demokratie und 
Sozialismus dadurch zu verbinden, daß man den 
Sozialismus auf freiwilligem Wege, ohne die Gewalt, 
ohne den Terror von Hitler und Stalin durchführt, 
ein Fehlweg ist, der eines Tages zwangsläufig in 
einem neuen Totalitarismus münden und enden 
muß.“ 

Das war meine Meinung, die dieses Blatt hier 
wohlweislich verschweigt; denn sie war mit einer 
absoluten Anerkennung des ehrlichen Woliens der 
SPD verbunden. Dann habe icii zu Herrn McCioy 
ferner etwa gesagt: Und wenn Sie sich darüber klar 
sind, daß das die Jb’olge sein müßte und Sie trotzdem 
weiter eine Politik betreiben, die es möglich machen 
würde, daß hier der Sozialismus zum Tragen kommt 

— nicht in Ihrer Form, meine Herren von der SrD, 
das war ganz klar, weicher Sozialismus meiner Mei- 
nung zum Tragen kommen könnte — , dann wird 
Deutschland nicht den Weg nach Europa gehen, und 
dann wird Europa verloren sein. 

(Zurufe von der KPD.) 

Es sollte Ihre Aufgabe soin, Europa oder der Welt 
diesen Weg nicht unmöglich zu machen. 

Daraus machte dieses famose Blatt: Vaterlands- 
verrat oder den Wunsch um Hilfe! — Nein, meine 
Damen imd Herren, ein Mann wie ich denkt nicht 
daran, einen Mann wie Mc Cloy um Hilfe in unseren 
innerpoiiiischen D.ngen zu bitten. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Ich gedenke, diesen Kampf allein zu führen. Das 
habe ich bereits im Jahre 1945 getan. Nachdem hier 
immer mit dem Blick auf uns gesagt wurde, wir 
seien ins Mauseloch gekrochen — ich habe midi 
nicht verkrochen, ich habe mich schon 1945 heraus- 
gestellt. Als der Ruf erschallte: „Deutschland wird 
sozialistisch sein, oder es wird nicht sein“, da habe 
ich gesagt: Das wollen wir doch erst einmal sehen! — 
Und diesen Kampf werde ich weiterführen, aller- 
dings unter uns und aus bestem und gläubigem 
Herzen. Das sage ich Ihnen nochmals, indem ich 
Ihnen in keiner Weise irgendwie unterstelle, daß 
Sie etwa böswillig oder nicht vaterländisch han- 
delten! 

Dann aber soll derjenige unter Ihnen, der nicht 
den Mut gehabt hat, sich zu melden, sicii schämen, 
daß er einem Maim wie mir ein solches Wort zu- 
gerufen hat 

(Lebhafter Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr.Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr, von Brentano. 

Dr. von Brentano (CDU), Antragsteller: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Erlauben Sie 
mir, zum Schluß dieser Debatte für die antragstel- 
lende Fraktion noch einige Worte zu sagen. Es wäre 
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reizvoll und vielleicht auch wichtig, einmal das Er- 
gebnis dieser Aussprache zu analysieren, zusammen- 
zufassen und zu dem einzelnen, was gesagt wurde, 
Stellung zu nehmen. Das ist nicht meine Absicht. 

Eines scheint mir aber die Aussprache do?h be- 
wiesen zu haben: daß die Vorlage der CDU/CSU in 
der Drucksache Nr. 970 nicht zur Unzeit gekommen 
ist, wie Herr Kollege Seelos zu Anfang der Dis- 
kussion befürchtet hatte, sondern daß die Fragen, 
zu denen wir in dieser Vorlage Stellung genommen 
haben, dieses Hohe Haus von links iDis rechts in 
einer sehr lebendigen Weise beschäftigt haben. 

Und ein zweites möchte ich sagen. Ich begrüße es, 
daß diese Aussprache doch e i n Ergebnis hatte. Sie 
wurde, wenn ich von einzelnen sehr uninteressanten 
Exzessen absehe, in einem Geiste echten Verantwor- 
tungsgefühls geführt, und ich glaube, auch sagen zu 
können, allgemein mit dem Wunsch, dem anderen 
und der Auffassung des anderen Verständnis ent- 
gegenzubringen. 

Es ist hier so einiges gesagt worden. Herr Kollege 
Loritz hat seine Bedenken geäußert und hat den 
Schuhmacher beklagt, der sich nun mit vier Lehr- 
buben, einem Laufmädchen und einem Betriebsrat 
zu quälen habe. 

Meine Damen und Herren! Ich habe auch ehrliches 
Mitleid mit diesem Schuhmachermeister; aber wenn 
der Schuhmachermeister das Gesetz etwas sorgfäl- 
tiger liest als Herr Loritz, 

(Sehr gut! bei der CDU) 

dann wird er diese Bedenken nicht mehr haben. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Vielleicht darf ich Herrn Kollegen Loritz mit ge- 
ziemender Achtung darauf hinweisen, daß erst bei 
fünf Leuten ein Obmann eingesetzt wird, — 

® (Abg. Loritz: Es sind ja fünf Mann! — Hei- 
terkeit. — Abg. Strauß: Meinen Sie Ihre 
Fraktion?) 

— Herr Kollege Loritz, ich rede noch weiter, — daß 
außerdem Lehrmädchen unter 18 Jahren ja gar kein 
Wahlrecht haben, 

(Abg. Loritz: Ganz richtig, weiß ich auch!) 

daß Lehrlinge erst mit 24 Jahren das passive Wahl- 
recht haben. Und wenn wirklich ein Schuhmacher- 
meister da ist, der fünf 24jährige Lehrbuben hat, 
dann kann er auch mit einem Obmann fertig werden. 
(Beifall bei der CDU und Heiterkeit. — 
Zurufe des Abg. Loritz.) 

Meine Damen und Herren! Es ist dann in der Dis- 
kussion auch einzelnes sehr Ernstes gesagt worden. 
(Abg. Loritz: Sie kennen das Gesetz nicht, 
es sind 18 Jahre und nicht 24 Jahre!) 

Herr Kollege Dr. Becker hat darauf hingewiesen, 
daß nach der Ansicht des von mir hochverehrten und 
hochgeschätzten Professars Böhm, meines Partei- 
freundes, das Mitbestimmungsrecht insbesondere in 
wirtschaftlichen Fragen gefährlich sei und vielleicht 
einer Enteignung gleichkomme. — Herr Kollege 
Becker, ich halte es für ein gutes Zeichen, daß 
in demokratischen Parteien solche Meinungsver- 
schiedenheiten bestehen können wie zwischen mei- 
nem Freunde Böhm und mir; und ich begrüße es, 
daß diese Polaritäten ja auch bei Ihnen bestehen, 
denn wenn ich recht unterrichtet bin, haben Ihre 
Freunde das Gesetz Nr. 726 in Württemberg-Baden 
beschlossen, 

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Das sieht einiger- 
maßen anders aus!) 


das wohl in der Mitbestimmung das weitestgehende (q 
ist, das in Deutsdiland beschlossen worden ist. 

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Na! Na!) 

Es geht weit über das hessische Gesetz hinaus, gegen 
das Professor Böhm Verwahrung eingelegt hat. Das 
läßt sich wohl nicht bestreiten. 

(Abg. Dr. Oellers: Doch!) 

Meine Damen und Herren! Es ist dann — und das 
scheint mir wesentlich — auf der einen Seite einmal 
gesagt worden, die Mitbestimmung solle Kapital und 
Arbeit zusammenführen; auf der anderen Seite ist 
gesagt worden, die Mitbestimmung könne unter Um- 
ständen die individuelle Entwicklung und Entfaltung 
des Menschen und des Betriebes stören und könne 
auch den Nutzeffekt der größten Leistungsfähigkeit 
beeinträchtigen. — Sehen Sie, meine Damen und 
Herren, unser Entwurf geht nicht davon aus, Kapital 
und Arbeit zusammenzuführen, wohl aber davon, 
die arbeitenden Menschen im Betrieb zusammenzu- 
führen. Er geht auch nicht davon aus, daß etwa die 
Aufgabe eines solchen Gesetzes der höchste Nutz- 
effekt sei, sondern wir hoffen, daß eine selbstver- 
ständliche Konsequenz dieses Gesetzes die sein wird, 
daß die Leistung gesteigert wird, wenn an die Stelle 
des Mißtrauens das Vertrauen tritt. 

(Sehr gut! bei der CDU. — Zuruf von der 
FDP: Optimist!) 

— Ich glaube nicht, daß das Optimismus ist. Ich 
glaube aber — und darin bin ich nicht ganz der Mei- 
nung, die hier geäußert wurde — , daß gerade dieses 
verschiedene Denken mit geeignet war, die an sich 
begrüßenswerten Besprechungen zwischen den So- 
zialpartnern nun, sagen wir, erfolglos zu machen. 
Ich habe den Eindruck, daß dann, wenn so verschie- 
dene Auffassungen unter der alleinigen Verantwor- 
tung dieser beiden Partner zusammengeführt wer- 
den sollen, die Polarität doch zu groß ist, um wirklich 
eine gemeinsame Linie zu finden. 

Ich habe einen weiteren Einwand gegen diese Be- 
sprechungen, die ich in der Sache begrüße und denen 
ich Fortgang und Erfolg wünsche, den Einwand näm- 
lich, daß es meiner Ansicht und der Ansicht meiner 
Freunde nach nicht Sache der Sozialpartner allein 
oder gar deren Beauftragten ist, eine Sozialordnung 
für Deutschland zu schaffen, sondern daß es unsere 
Aufgabe ist, in diesem Hause die Entscheidung 
politisch zu treffen und zu verantworten. 

(Bravo! und Beifall bei der CDU.) 

Daß wir uns die Ergebnisse solcher Aussprachen gern 
zu eigen machen, weil sie uns sicherlich Wegweiser 
für richtige Entscheidungen sein werden, das, meine 
Damen und Herren, versteht sich von selbst. Aber 
ich glaube nicht, daß es die Aufgabe eines Parla- 
ments in der heutigen Zeit ist, etwa Vereinbarungen 
der Beteiligten zu ratifizieren. Dann würden wir auf 
die Aufgabe verzichten, die wir als Vertreter des ge- 
samten deutschen Volkes zu erfüllen haben. 

(Sehr richtig! bei der CDU. — Abg. Dr. 

Wellhausen: Das stand ja auch nie zur 
Diskussion!) 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, bitte 
ich,, den Entwurf zu verstehen, den wir eingebracht 
haben und von dem wir auch nach dem Ergebnis die- 
ser Besprechungen hoffen, daß er doch eine geeignete 
Diskussionsgrundlage ist. Wir sind weit davon ent- 
fernt, etwa anzunehmen, daß wir den Stein der 
Weisen gefunden hätten. Wir sind für jede Mit- 
arbeit, auch für jede kritische Mitarbeit dankbar, 
denn wir wollen ja nicht nur ein Gesetz machen, 
sondern wir wollen die Grundlage für die Zusam- 
menarbeit der Menschen in der neuen Ordnung, die 
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CA) wir schaffen müssen, finden. Aber, meine Damen 
und Herren, ich glaube, wir werden diese Lösung 
nur finden, wenn wir alle entschlossen sind 
— es ist hier auch schon gesagt worden — , eine 
solche Diskussion nicht dazu zu mißbrauchen, etwa 
machtpolitische Gegensätzlichkeiten auszutragen. 
Wenn wir uns bemühen, alles zu tun, um nicht den 
Betrieb zum Kampfplatz werden zu lassen, wenn wir 
uns insbesondere bemühen, den Menschen zum Men- 
schen zu führen, das Vertrauen zu schaffen, auf dein 
die gemeinsame Arbeit beruhen muß, dann, meine 
Damen und Herren, haben wir — und das hat heute 
morgen auch mein Freund Lehr gesagt — unsere 
Aufgabe als christliche Demokraten empfunden; 
und ich hoffe, daß wir mit unserem Antrag und mit 
der heutigen Diskussion dazu beigetragen haben, daß 
diese Frage, von deren Lösung das Wohl und Wehe 
unseres Volkes abhängen wird, einer guten Lösung 
zugeführt wird. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU.) 

Vixepräsident Dr, Schmfd: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. 

(Abg. Loritz: Doch!) 

— ■ Herr Abgeordneter Loritz hat das Wort, 

(Zuruf von der CDU: Das war doch eben das 
Schlußwort!) 

— Die Aussprache ist frei; ich muß ihm das Wort 
erteilen. 

(Abg. Dr. von Brentano: Ja!) 

Herr Abgeordneter Loritz hat übrigens noch nicht 
eine Stunde gesprochen. 

(Zuruf von der CDU: Das geht doch gar 
nicht! — Weitere Zurufe.) 

^ Lorltx (WAV): Ich möchte dem Herrn Dr. von 
Brentano, der so überheblich gegen mich gesprochen 
hat, 

(Zurufe von der CDU: Nein, gerecht! — 
Unverschämtheit!) 

nur eines antworten. Er glaubte, das Beispiel, das 
ich zitierte, ins Lächerliche ziehen zu können. Ich 
sprach von einem Schuhmachermeister, der vier 
Lehrlinge hat und einen Mann zum Ausgehen, der 
die Botengänge besorgt. 

{Unruhe. — Zuruf von der CDU; Das gibt 
es nicht!) 

Er sagte, die seien nicht wahlberechtigt. Ich bringe 
Ihnen das Beispiel noch einmal vor. 

(Erneute Zurufe von der CDU.) 

Lehrlinge, die 18 Jahre alt sind, das gibt's nicht? Da 
täuschen Sie sich! 

(Unruhe und anhaltende Zwischenrufe.) 

Ich kann Ihnen sogar Namen sagen. 

Vixepräsident Dr. Schmid; Lasse Sie doch Herrn 
Abgeordneten Loritz ungestört sprechen! 

Lorltx (WAV): Ich kann Ihnen Be’sp'e^e mit 
Namen bringen, wenn Sie das wollen. Es gibt ge- 
nügend Lehrlinge, die 18 und 19 Jahre alt sind, 

(Abg. Strauß: Ewige Lehrlinge!) 
oder weibliche Gehilfen, weibliches Lehrpersonal 
in kaufmännischen Geschäften. Sie können meinet- 
wegen auch das Beispiel nehmen: ein kleiner Kauf- 
mann, der fünf Frauen als weibliches Lehrpersonal 
hat. 

(Heiterkeit! — Anhaltende Zwischenrufe.) 

— Ich weiß mcht, was da zu lachen ist! Sie können 
auch Gehilfinnen nehmen. Es ist ganz gleich. Ich will 


Ihnen nur eines zum Bewußtsein bringen, daß es 
geradezu unmöglich ist, kleine und kleinste Mittel- 
standsbetriebe hier mit einem Betriebsrat zu be- 
glücken, beglücken in Anführungszeichen. 

(Abg. Strauß: Das will ja kein Mensch!) 
Wahlberechtigt sind die Leute nicht etwa erst mit 
24 Jahren, Herr Dr. von Brentano, sondern mit 
18 Jahren. 

(Abg. Dr. von Brentano: Passiv!) 

— Passiv. In diesem Fall kann der Betreffende, der 
Läufer, von dem ich sprach, der die Botengänge 
macht, 

(Abg. Strauß: Der Springer!) 
der Laufbursche, gewählt werden. Also das Beispiel 
ist keineswegs so abwegig, daß Sie sich darüber 
lustig machen könnten. Dieses Beispiel sollte Ihnen 
zeigen, daß an die Hunderttausende von kleinen 
und kleinsten Handwerksbetrieben, kaufmännischen 
Betrieben und auch bäuerlichen Betrieben unter 
dieses Gesetz fallen und einen Betriebsrat zu 
wählen haben. Und das ist wirtschaftlich gesehen 
(Anhaltende Zurufe von der CDU) 

— jawohl, das ist, Herr Zwischenrufer, wirtschaft- 
lich gesehen der falsche Weg. Das ist ein Unglück 
für die Arbeitnehmer, 

(Zuruf von der CDU: Unsinn!) 
genau so wie für die betreffenden Betriebe. Das 
wollte ich Ihnen zum Bewußtsein führen. Sie haben 
dieses Gesetz — ich wiederhole es — viel zu breit 
angelegt, von den anderen Dingen ganz abgesehen, 
die in dem Gesetz stehen und die einfach technisch 
nicht durchführbar sind. 

Vixepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Mayer (Stuttgart). 

Mayer (Stuttgart) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch ich muß mit drei Sätzen 
Herrn Kollegen von Brentano berichtigen. Die Ar- 
tikel über die wirtschaftliche Mitbestimmung im 
württembergisch-badischen Gesetz sind gegen die 
Stimmen meiner Freunde angenommen worden. 

(Abg. Dr. von Brentano: Das ganze Gesetz?) 

— Es ist angenommen worden. 

(Abg. Dr. von Brentano: Mit Ihren Stimmen?) 

— Jawohl. Es geht aber, Herr von Brentano, ob mit 
oder ohne unsere Stimme, m'cht entfernt so weit wie 
das, was Sie uns h’er vorschlagen. 

(Abg. Hübert: Der Ministerpräsident bestimmt 
doch die Politik der Regierung.) 

Vixepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Brentano. 

Dr. von Brentano (CDU): Meine Damen und 
Herren! Ich will nur eins nachholen: Ich möchte für 
meine Fraktion den Antrag stellen, Drucksache 
Nr. 970 ebenso wie die Vorlage der SPD dem Ar- 
beitspolitischen Ausschuß und gleichzeitig dem Wirt- 
schaftspolitischen Ausschuß zu überweisen. 

Vixepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Günther. 

Günther (CDU): Meine Damen und Herren! In 
Anbetradit dessen, daß im Protokoll etwas über das 
Handw^<»rk' verzeichnet wii^d, nur zwei Sätze. Der 
Herr Abgeordnete Loritz ist über das Handwerk 
schlecht unterrichtet. . 

(Heiterkeit.) 

Wenn ein Schuhmachermeister vier Lehrlinge hat, 
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dann ist es kein zünftiger Schuhmachermeister, wenn 
er keinen Gesellen dazu beschäftigt. 

(Sehr gut!) 

Das Handwerk wird sich nicht für die Firmen ein- 
setzen, die Lehrlingszüchterei betreiben und vier 
Lehrlinge beschäftigen, aber keine Gesellen. 

(Zuruf des Abg. Loritz.) 

Ich wollte das nur zur Feststellung hier dargelegt 
haben, damit keine falsche Auffassung über das 
Handwerk entsteht. 

(Abg. Strauß: Dann bleiben sie eben Schuh- 
flicker!) 

Vizepräsident Dr« Sdimld: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Lausen. 

Lausen (SPD): Ich möchte nur meinen verehrten 
Kollegen Mayer von Württemberg-Baden in etwa 
korrigieren. Im württemberg-badischen Landtag 
wurde das Gesetz über das Mitbestimmungsrecht 
ohne Gegenstimmen, 

(Abg. Schröter: Hört! Hört!) 
led'glich bei Stimmenthaltung eines in Württemberg 
sogenannten DVP-Mannes und eines CDU-Mannes, 
angenommen. 

(Hört! Hört! in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmld: Keine weiteren Wort- 
meldungen. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Meine Damen und 
Herren! Es ist zunächst wohl über den Antrag der 
SPD abzustimmen, der lautet: 

Zur Beratung der Gesetzentwürfe über das Mit- 
bestimmungsrecht wird ein Sonderausschuß des 
(lg) Bundestages aus 21 Mitgliedern eingesetzt. 

Ich stelle diesen Antrag zur Abstimmung. 

(Abg, Paul [Düsseldorf]: Ich bitte ums Wort.) 
Das Wort hat der Abgeordnete Paul. — Aber wir 
sind in der Abstimmung! 

(Zurufe von der CDU: Wir sind in der 
Abstimmung!) 

Wollen Sie das Wort zur Abstimmung? 

(Abg. Paul [Düsseldorf]: Jawohl, zur 
Abstimmung!) 

— Zur Technik der Abstimmung? 

(Abg. Paul [Düsseldorf]: Jawohl! — Zurufe 
von der CDU: Nicht zur Sache!) 

Paul (Düsseldorf) (KPD): Meine Damen und Her- 
ren! Ich möchte den Antrag erweitern, und zwar 
dahin, die Zahl der Ausschußxnitglieder auf 27 zu 
erhöhen. 

Vizepräsident Dr. Schmld: Sie haben keine Mög- 
lichkeit mehr, einen Antrag zu stellen. Wir sind 
in der Abstimmung. 

(Abg. Paul [Düsseldorf]: Unerhört ist das! — 
Heiterkeit.) 

In der Abstimmung kann kein Abänderungsantrag 
mehr gestellt werden. 

Wer für den Antrag der SPD ist, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wer für den Antrag ist, die Drucksachen Nr. 970 
und 1229 an die Ausschüsse für Arbeit und Wirt- 
schaftspolitik zu verweisen, wobei der Ausschuß 
für Arbeit federführend ist, den bitte ich, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Es ist so beschlossen. 


Damit, meine Damen und Herren, ist Pxinkt 1 O 
der heutigen Tagesordnung erledigt. 

(Heiterkeit.) 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Rechtsstellung der in den Bundestag 
gewählten Angehörigen des Öffentlichen 
Dienstes (Nr. 1153 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat, meine Damen und Herren, schlägt 
Ihnen vor, diese Vorlage ohne förmliche Einbrin- 
gung und Begründung entgegenzunehmen und ohne 
Aussprache an den Ausschuß für Beamtenredit zu 
überweisen. 

(Zuruf: Ausgezeichnet!) 

Wer für diese Prozedur ist, den bitte ich, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Es ist so beschlossen; 
der Entwurf ist überwiesen. 

Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Vermittlung der Annahme an Kindes 
Statt (Nr. 1173 der Drucksachen). 

Hier, meine Damen und Herren, hat Ihnen der 
Ältestenrat den gleichen Vorschlag zu machen. Wer 
dafür ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — 
Gegenprobe! — Es ist so beschlossen. Die Vorlage 
ist überwiesen. 

(Zuruf: Welchem Ausschuß? — Abg. Strauß: 

Ich beantrage Ausschuß für Jugendfürsorge!) 

Es ist eine Angelegenheit des Ausschusses für Rechts- 
wesen und Verfassungsrecht. 

(Abg. Strauß: Es ist eine Frage der Jugend- 
fürsorge!) 

— Nur Jugendfürsorge? 

(Zuruf: Beide!) 

Dann beide Ausschüsse, meine Damen und Herren! ^ 
Also Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht und Jugendfürsorge, federführend Ausschuß 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht. 

(Zustimmung.) 

— Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Schutze der Mutter (Mutterschutzgesetz) (Nr. 
1182 der Drucksachen). 

Hier, meine Damen und Herren, schlägt Ihnen der 
Ältestenrat für Einbringung und Begründung 15 Mi- 
nuten und für die Aussprache insgesamt 60 Minuten 
Redezeit vor. Sind Sie damit einverstanden? — 
Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich erteile das Wort der Abgeordneten Frau 
Kipp-Kaule. 

Frau KIpp-Kaule (SPD), Antragstellerin: Herr Prä- 
sident! Meine Herren und Damen! Am 20. Oktober 
vergangenen Jahres hatte ich bereits die Ehre, einen 
Antrag meiner Fraktion hier zu begründen und um 
seine Annahme zu bitten. Der Antrag sah vor, die 
Regierung zu beauftragen, schnellstens ein Gesetz 
zum Schutze der Mutter vorzulegen. In der damali- 
gen Aussprache führte der Bundesarbeitsminister 
aus, dieses Gesetz werde in seinem Ministerium be- 
reits bearbeitet, und gab der Hoffnung Ausdruck, 
daß es dem Bundestag so schnell wie möglich vor- 
gelegt werde. 

Inzwischen sind die Wochen und Monate ins Land 
gegangen, ohne daß dem Bundestag von der Regie- 
rung ein solches Gesetz vorgelegt wurde, und wieder 
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Cd ist es meine Fraktion gewesen, die es für ihre Auf- 
gabe gehalten hat, den Entwurf eines Gesetzes zum 
Schutze der Mutter, wie er Ihnen jetzt in der Druck- 
sache Nr. 1182 vorliegt, einzureichen. Welches waren 
die Beweggründe, die meine Fraktion veranlaßten, 
diese Arbeit selbst zu übernehmen? 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir, daß 
ich Ihre Gedanken für einen Augenblick um einige 
Jahrzehnte zurückführe, und zwar in die Zeit, in der 
wir in Deutschland von einem ausreichenden Mut- 
terschutz noch nicht sprechen konnten. Je mehr wir 
als verantwortliche Politiker uns heute mit den so- 
zialen Problemen unserer Zeit beschäftigen, um so 
mehr entdecken wir an allen Ecken und Enden un- 
serer Bundesrepublik Elend, Not und Unglück. 
Eines dieser Probleme, die wir zu lösen haben, ist 
die Frauenfrage. Für den oberflächlichen Beob- 
achter mag zum Beispiel die Erwerbsarbeit der Frau 
ein einfaches Rechenexempel sein. Doch die starke 
Zunahme der Erwerbsarbeit der Frau, wie sie heute 
aus verschiedenen Gründen zu verzeichnen ist, 
weist nicht nur den Sozialreformern wichtige Auf- 
gaben zu 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer; Meine Damen und 
Herren, es ist ein solches Geräusch im Hause, daß 
ich bitten muß, die Türen zu schließen sowie Unter- 
haltungen und Gespräche außerhalb des Sitzungs- 
saales zu führen. Außerdem bitte ich, die Gespräche 
auf den Tribünen zu unterlassen. 

Ich bitte die Rednerin, fortzufahren. 

Frau Kipp-Kaule (SPD), Antragstellerin; Sie ist 
auch geeignet, die ganze Lage der Frauen und der 
Arbeiterschaft im allgemeinen außerordentlich zu 
erschweren. Das ist die eine Seite dieses Problems. 

Die andere Seite, mit der wir uns heute hier zu 
beschäftigen haben, ist der schädigende Einfluß, den 
die Erwerbsarbeit der Frau auf die werdende Mut- 
ter und auf die physische Entwicklung der jungen 
Generation ausübt. Die Erwerbsarbeit gefährdet 
nicht nur die schwangere Frau, sondern auch die 
Mutter und den Säugling. Aus dieser Erkenntnis ist 
man in allen Ländern Europas dazu übergegangen, 
einen Arbeiterinnenschutz einzuführen. Ich setze 
voraus, daß die Damen und Herren dieses Hohen 
Hauses über die Entwicklung in den einzelnen euro- 
päischen Ländern im Bilde sind, und möchte mich 
darauf beschränken, einige Zahlen über die Ent- 
wicklung in Deutschland zu geben. 

Bereits im Jahre 1828 wurde in Deutschland der 
erste Vorstoß auf diesem Gebiete gemacht. Der 
Grund hierfür war, daß die Kinderarbeit zum Bei- 
spiel in den Fabriken solchen Umfang angenommen 
hatte, daß namentlich die bürgerlichen Kreise fürch- 
teten, durch das Aussterben der Arbeiterkinder 
werde keine Möglichkeit mehr bestehen, die not- 
wendigen Soldaten zu stellen, was in der damaligen 
Zeit bei diesen Kreisen große Kopfschmerzen ver- 
ursachte. Zu dieser selben Zeit, als die Sozialrefor- 
mer aufstanden und gegen die Kinderarbeit 
protestierten, ist aus Arbeiterkreisen der Ruf 
erklungen, daß endlich eine Einschränkung der 
Kinderarbeit erfolgen, darüber hinaus aber ein 
Arbeiterinnenschutzgesetz geschaffen werden 
müsse. Das hat bis zum Jahre 1853 gedauert. Erst 
in diesem Jahre war es möglich, ein Gesetz zu be- 
kommen, wonach Fabrikinspektoren dort eingeführt 
werden konnten, wo ein Bedürfnis vorlag. 

Dann kam das Jahr der Reichsgründung, 1871. 
Die im Jahre 1869 vom Norddeutschen Bund ge- 


schaffene Novelle zur Gewerbeordnung wurde da- O 
mals vom Reich übernommen. Um diese Zeit wurde 
auch der erste Fortschritt auf diesem Gebiet er- 
zielt. Es konnten jetzt Schutzmaßnahmen ergriffen 
werden, um auch die Frau in der Arbeit, ganz be- 
sonders mit Rücksicht auf ihre Gesundheit und vor 
allen Dingen auch in sittlicher Hinsicht zu schützen. 
Nun, meine Damen und Herren, es wird nicht über- 
heblich klingen — denn man muß der Wahrheit die 
Ehre geben, wenn man über geschichtliche Dinge 
spricht — : Der Anstoß zu dieser Novelle war ein 
Antrag, der von den damaligen 12 sozialdemokrati- 
schen Abgeordneten im Reichstag gestellt wurde, 
als diese Abgeordneten einen Wöchnerinnenschutz 
forderten. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, wir waren 
uns darüber klar, daß alles das, was bis zum Jahre 
1927 und bis zum Jahre 1933 in clieser Frage möglich 
war, unzulänglich war, so daß wir uns immer wieder 
auf die Tribüne der Parlamente stellten und einen 
ausreichenden Mutterschutz forderten. Denn gerade 
die Höhe der Kindersterblichkeit in Deutschland 
war so groß, daß nicht nur wir, sondern auch andere 
Kreise sich ernsthafte Sorge machten. 

Lassen Sie mich einige Zahlen nennen: Vom 
Jahre 1871 bis zum Jahre 1912 — in einem Zeitraum 
von 41 Jahren — sind in Deutschland 17 Millionen 
Kinder vor Ablauf des ersten Lebensjahres wieder 
ins Grab gesunken, 17 Millionen, von denen man die 
Hälfte, ja ich möchte sogar behaupten zwei Drittel 
hätte am Leben erhalten können, wenn man beizei- 
ten einen ausgedehnten Säuglings- und Mutterschutz 
geschaffen hätte. Aber alle Anträge, die von den 
Vertretern der Sozialdemokratie im Reichstag nach 
dieser Richtung hin vor 1914 eingebracht wurden, 
wurden bekanntlich mit der Begründung abgelehnt, 
es sei kein Geld für die Durchführung dieser For- 
derungen vorhanden. So sehen wir, daß auch früher 
kein Geld für die Durchführung dieser Forderungen 
da war. Wenn alle die Milliarden Steuern, die nicht 
allein von den Besitzenden, sondern auch von den 
breiten Massen der arbeitenden Bevölkerung auf- 
gebracht wurden, nur dazu bestimmt waren, Ma- 
schinen und Institute zu schaffen, die dem Zweck 
dienten, Menschen zu töten, so war natürlich kein 
Geld vorhanden, wenn es sich darum drehte, Insti- 
tute zu schaffen, die dem Zweck dienen sollten, 
Menschen am Leben zu erhalten. 

Die Zahl von 17 Millionen, die ich Ihnen nannte, 
geht aus den Statistiken hervor, die zwar nackte 
Zahlen sind, aber nichts darüber zum Ausdruck 
bringen, wieviel Mutterhoffnungen und . wieviel 
Vater stolz zu Grabe getragen wurden, als diese 
Kinder vor Ablauf des ersten Jahres der Erde über- 
geben werden mußten. 

So legen wir Ihnen heute mit der Drucksache Nr. 
1182 ein Gesetz zum Schutze der Mutter vor. 
Ich bedauere, daß der Arbeitsminister, obschon 
er es uns versprach, nicht rühriger gewesen ist. 
Trotzdem glaube ich, daß in Ausführung des 
§ 1 Abs. 2 für dieses Ministerium der Bundesregie- 
rung noch außerordentlich viel zu tun übrig bleibt. 
Denn wir fordern in diesem zweiten Absatz, daß der 
Bundesarbeitsminister für die Ehefrauen der Ar- 
beiter, Angestellten und Beamten, der Handwerker, 
Landwirte und sonstigen Gewerbetreibenden sowie 
der Angehörigen der freien Berufe und deren mit- 
helfenden Familienangehörigen Vorschriften über 
einen entsprechenden Mutterschutz erläßt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Und warum, meine Damen und Herren? Weil die 
heutige Familienhilfe» die in der RVO verankert ist. 
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^ nicht ausreicht, um eine Wöchnerin ausreichend zu 
versorgen, besonders dann nicht, wenn sich noch 
Krankheit oder andere Komplikationen einstellen. 

Im § 2 finden Sie die Beschäftigungsverbote. Es 
wird den weiteren Beratungen der Beteiligten noch 
überlassen bleiben zu prüfen, ob die von uns auf- 
geführtön Verbote heute ausreichend sind oder ob 
wir vielleicht noch einen Schritt weiter tun müssen. 

Ich will mich nun über all die anderen Paragra- 
phen nicht weiter äußern. Es ist eine Selbstver- 
ständlichkeit, was in §§ 3, 4 und 5 gesagt wurde. Ich 
möchte mich aber im besonderen mit dem § 6 be- 
fassen, nämlich mit dem Ktindigungsschutzparagra- 
phen. Meine Damen und Herren, Sie werden viel- 
leicht in der Diskussion auch auf diesen Paragraphen 
zu sprechen kommen und werden sagen, daß der 
Wirtschaftsrat bereits eine Regelung getroffen habe, 
daß allerdings dieses Gesetz nicht in Kraft sei. Für 
das, was sich inzwischen getan hat, obschon das Ge- 
setz des Wirtschaftsrates nicht in Kraft ist, sind wir 
von unserer Fraktion in der Lage Beweise anzu- 
treten, so daß jedes Mitglied dieses Hohen Hauses 
sich mit einer anderen Regelung als der, die wir 
vorgeschlagen haben, nicht mehr einverstanden 
erklären kann. 

Im Gegenteil! Lassen Sie mich hier folgendes 
sagen: Wenn wir hier den Kündigungsschutz ganz 
besonders hervorheben, dann deswegen, weil uns 
bekanntgeworden ist, daß Unternehmer heute er- 
klären, man könne es Ihnen nicht zumuten, den 
Arbeitsplatz für eine solche Frau zwölf Wochen frei- 
zuhalten. Meine Damen und Herren, ich will Ihnen 
etwas sagen: zu jeder Zeit waren die besitzenden 
Kreise unseres Volkes bereit, in sozialpolitischen 
Dingen etwas zu tun, wenn es sich darum drehte, 
ihre Interessen auf den Schlachtfeldern zu vertreten, 
w Aber wenn diese Möglichkeit nicht vorhanden ist, 
wie in der gegenwärtigen Situation, dann sind sie 
nicht bereit, fortschrittlich im sozialpolitischen Den- 
den und Handeln zu sein, sondern sie sperren sich 
gegen alles, was auf diesem Gebiet an Fortschritt- 
lichem getan werden soll. 

(Abg. Dr. Hammer: Das ist doch Schwin- 
del! — Hört! Hört! bei der SPD.) 

— Die Beweise werden Sie vielleicht noch bekom- 
men, Herr Dr. Hammer! Wir werden uns auf die 
Diskussion noch einzulassen haben. 

§ 7 regelt dann das Wochen- und Stillgeld. Hier 
finden Sie an sich nichts Neues, sondern das, was 
bereits der Wirtschaftsrat beschlossen hat. Ich hoffe 
nicht, daß ein Mitglied dieses Hauses eine Ver- 
schlechterung dessen wünscht, was hier vorgeschla- 
gen ist, sondern ich nehme an, daß es Ihre Zustim- 
mung findet. 

Die weiteren Paragraphen werden der Ausschuß- 
beratung überlassen bleiben. Ich bitte Sie im Sinne 
all derer, die darauf warten, daß sich der Bundestag 
endlich mit den Hunderttausenden der Frauen be- 
sAäftigt, die ihren Schutz haben müssen, und zwar 
einen ausreichenden Schutz, wenn sie sich Mutter 
fühlen, daß Sie diesem Gesetz Ihre Zustimmung 
erteilen. Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich eröffne die Aus- 
sprache. Das Wort hat Frau Abgeordnete Dr. 
Rehling. 

Frau Dr. Rehling (CDU): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Die Frau Antragstellerin hat 
vorhin, ich möchte sagen, ein Monopol für ihre Frak- 
tion oder für sozialdemokratische Sozialpolitiker in 


Anspruch genommen bezüglich der Festsetzung von ® 
Sdiutzbestimmungen für erwerbstätige Mütter, Ich 
möchte in aller Bescheidenheit doch darauf hinwei- 
sen, daß es um die Jahrhundertwende eine Reihe 
namhafter christlicher Sozialpolitiker gegeben hat, 
die dieser Frage größte Aufmerksamkeit zugewandt 
haben, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 
und daß auch gerade die um die Jahrhundertwende 
gegründeten christlichen Frauenverbände es stets 
als ihre vornehmste Pflicht betrachteten, sich für 
den Schutz der erwerbstätigen Mutter einzusetzen. 

(Abg. Neumann: Was ist beschlossen worden?) 

Im Namen der Fraktion der CDU/CSU möchte ich 
erklären, daß wir uns selbstverständlich hinter ge- 
setzgeberische Maßnahmen stellen, die den Schutz 
der erwerbstätigen Mutter zum Ziele haben. Als in 
der 12. Sitzung des Deutschen Bundestages der An- 
trag der SPD-Fraktion, Drucksache Nr. 79, debattiert 
wurde, hat die Sprecherin meiner Fraktion diesen 
Standpunkt deutlich herausstellt. Ich möchte auch 
heute ausdrücklich betonen, daß wir uns durchaus 
der Verpflichtung bewußt sind, der erwerbstätigen 
Mutter, die über ihre Arbeit hinaus noch eine zusätz- 
liche Leistung für Volk und Staat vollbringt, be- 
sondere Fürsorge angedeihen zu lassen. 

Die Ausführungen der Frau Antragstellerin konn- 
ten vorhin den Eindruck erwecken, als wenn es sich 
hier um einen absolut neuen Gesetzentwurf handele. 
Dabei müssen wir aber doch feststellen, daß der vor- 
liegende Entwurf eine Reihe Paragraphen aus dem 
Mutferschutzgesetz von 1942 übernimmt, dem ja 
nicht abzusprechen ist, daß es sozial fortschrittlich 
und kein ausgesprochen nazistisches Gesetz war. Die 
Frau Antragstellerin hat auch schon auf die bemer- 
kenswerte Abweichung von § 1 des vorliegenden Ge- . 
setzentwurfs gegenüber dem gleichen Paragraphen ^ 
in dem Gesetz von 1942 hingewiesen. Dieses Gesetz 
beschränkte den Geltungsbereich auf Frauen, die in 
Betrieben und Verwaltungen jeder Art beschäftigt 
sind. Es gab dem Reichsarbeitsminister die Möglich- 
keit, diese Bestimmungen auszudehnen auf Haus- 
gehilfinnen, Hausangestellte, Heimarbeiterinnen 
und andere Frauen, die in einem Arb eits Verhältnis 
stehen oder in sonstiger Stellung Arbeiten in erheb- 
lichem Umfange ausführen, die der Arbeitsleistung 
der in Betrieben und in der Verwaltung tätigen 
Frauen entsprechen. 

Für die in der Landwirtschaft tätigen Ehefrauen 
der Bauern und die mithelfenden weiblichen Fa- 
milienmitglieder konnte der Reichsarbeitsminister 
ebenfalls Vorschriften über einen entsprechenden 
Mutterschutz erlassen. Er hat von dieser Möglich- 
keit keinen Gebrauch gemacht. Man geht wohl nicht 
fehl in der Annahme, daß sich sehr große Schwierig- 
keiten bei einer solchen Ausweitung ergeben haben 
würden. 

Der § 1 des vorliegenden Entwurfs bezieht nun 
unter anderem die Frauen, die in der Hauswirtschaft 
tätig sind, in die gesetzliche Regelung mit ein. An 
diesem Punkt möchte ich von vornherein Bedenken 
anmelden, die in den Ausschußberatungen noch ge- 
nauer zu begründen sein werden. Es ist doch heute 
so, daß im allgemeinen nur dort noch Hausgehil- 
finnen eingestellt werden, wo die Hausfrau ent- 
weder berufstätig oder nicht voll leistungsfähig ist 
oder mehrere kleine Kinder hat. Wie sie zu ihrem 
Recht kommen soll, wenn sie eine Arbeitskraft be- 
schäftigt, die unter die Bestimmungen des Mutter- 
schutzgesetzes fällt, ist mir nicht klar, auch nicht, wie 
die finanzielle Belastung getragen werden soll, die 
durch Einstellung einer Ersatzkraft in den Monaten 
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W vor und nach der Entbindung entsteht, ganz abge- 
sehen davon, daß es außerordentlich schwierig sein 
dürfte, eine Ersatzkraft zu bekommen. 

. (Sehr richtig! bei der CDU.) 

Bei einem Vergleich der Arbeit in einem Haushalt 
und der in Betrieben und Verwaltungen muß doch 
wohl auch ein wesentlicher Unterschied fest gestellt 
werden. Die Beschäftigungsverbote für werdende 
Mütter, die in § 2 aufgeführt sind, treffen doch, wenn 
überhaupt, nur in ganz geringem Umfange für Haus- 
gehilfinnen und Hausangestellte zu. 

Abs. 2 des § 1 sieht nun vor, daß der Bundes- 
arbeitsminister für Ehefrauen der Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten — die Frau Antragstellerin 
erwähnte vorhin schon alle die Kategorien — Vor- 
schriften über einen entsprechenden Mutterschutz 
erlassen kann. Auf dem Papier nimmt sich das ge- 
wiß sehr schön aus, und wenn ich an so manche ab- 
gehetzte und überarbeitete Frau der genannten Per- 
sonenkreise denke, dann möchte ich ihr von Herzen 
wünschen, daß sie in den Genuß solcher Schutzbe- 
stimmungen käme. Aber wie das praktisch reali- 
sierbar und finanziell möglich sein soll, vermag 
ich mir nicht vorzustellen, es sei denn, daß man an 
eine völlige Verstaatlichung des Mutterschutzes 
denkt. Dieser Absatz wird jedenfalls noch einer ein- 
gehenden Erörterung bedürfen. Ich hatte zunächst 
den Eindruck, daß er vielleicht für die erschrocke- 
nen Hausfrauen, die ihre großen Bedenken wegen 
des Abs. 1 haben müssen, ein Pflästerchen sein sollte. 

Bezüglich der Stillzeit plädieren wir dafür, daß 
die Bestimmungen des § 5 des Gesetzes von 1942 
beibehalten werden. Die jetzige Fassung bringt eine 
offenkundige Verschlechterung insofern, als die 
Stillzeit bei einer zusammenhängenden Arbeitszeit 
(fj von acht Stunden auf V 4 Stunden festgesetzt wird, 
während im bisherigen Gesetz 45 Minuten Stillzeit 
schon nach einer zusammenhängenden Arbeitszeit 
von 4 V 2 Stunden gewährt wurde und bei acht Stun- 
den auf Verlangen zweimal eine Stillzeit von 45 Mi- 
nuten bzw. eine zusammenhängende Stillzeit von 
90 Minuten. 

Beim § 6 , Kündigungs verbot, hat man die Fas- 
sung von 1942 übernommen, und wenn ich recht 
unterrichtet bin, hat das Bundesarbeitsministerium 
auch den Landesarbeitsministerien mitgeteilt, daß 
die Fassung 1942 und nicht die vom Wirtschafts- 
rat abgeänderte Fassung in Kraft ist. Nach Art. 129 
Abs. 1 des Grundgesetzes müßte allerdings die Be- 
fugnis, Ausnahmen zuzulassen, wenn ein wichtiger 
Grund die Lösung <les Beschäftigungsverhältnisses 
erfordert, auf die Landesarbeitsminister übergehen. 
Es wird ja auch zur Zeit so gehalten, daß der Bun- 
desarbeitsminister Entscheidungen nur bei Bundes- 
angestellten trifft. 

Die in § 7 vorgenommene Verbesserung der Sätze 
des Wochengeldes von 2 auf 3 DM und des Still- 
geldes von 50 auf 75 Pf. entspricht dem Beschluß 
des Wirtschaftsrates, dem auch meine Fraktion zu- 
gestimmt hat. 

Wichtig ist sicherlich auch die unter § 9 in Über- 
einstimmung mit dem Gesetz von 1942 erneut er- 
hobene Forderung auf Kindertagesstätten, in denen 
nach Möglichkeit nicht nur vorschulpflichtige Kin- 
der, sondern auch schulpflichtige Kinder betreut 
und bei ihren Aufgaben beaufsichtigt werden 
sollten. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Früher waren schon solche Einrichtungen in großen 
Werken vorhanden; diese stellten eine eigene Kin- 
dergärtnerin ein. Der Entwurf will nun die Ge- 


meinden mit der Einrichtung der Kindertagesstätten ö 
belasten und spricht dem Bundesarbeitsminister die 
Befugnis zu, die Einrichtung solcher Kindertages- 
stätten zu bestimmen. Es ist nicht einzusehen, war- 
um nicht die Betriebe wie früher maßgeblich zu den 
Kosten herangezogen werden sollen. Außerdem 
käme wohl für den Erlaß solcher Bestimmungen 
nicht der Bundesarbeitsminister in Frage, sondern 
die Sozial- und Innenminister der Länder. 

In diesem Zusammenhang sei noch bemerkt, daß 
der § 13 des vorliegenden Entwurfs einer sorgfäl- 
tigen Überprüfung insofern bedarf, als er eine nach 
Art. 80 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht mögliche 
Ermächtigung für den Bundesarbeitsminister ent- 
hält. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal betonen, daß 
die CDU/CSU aufs stärkste an der Schaffung eines 
zeitgemäßen Mutterschutzgesetzes interessiert ist 
und daß ihre Vertreter im Ausschuß für Arbeit, dem 
ich den Gesetzentwurf zu überweisen bitte, tat- 
kräftig daran mitarbeiten werden, damit er, nach- 
dem er so überraschend schnell in den Geschäftsgang 
gekommen ist, sobald wie möglich fertiggestellt 
wird. 

(Beifall bei der CDU.) 

VIzeprösidenI ür. Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Arnold. 

Frau Arnold (Z): Meine Damen und Herren! 
Der vorliegende Gesetzentwurf der SPD zum 
Schutz der Mutter beruht zum größten Teil auf 
dem alten Mutterschutzgesetz von 1927. Wir 
können diesem Gesetzentwurf im großen und gan- 
zen zustimmen, zumal er nicht aus der Perspek- 
tive von 1942 aus zu sehen ist, sondern in der 
Hauptsache nach seiner sozialen Bedeutung ge- (D) 
wertet wird. Der Schutz der werdenden Mut- 
ter und somit der Familie ist oberste Pflicht eines 
Volkes. Ich glaube auch nicht, daß eine Frau 
oder ein Mann in diesem Kreise nicht mitstim- 
men würde, wenn es sich darum handelt, ein voll- 
kommenes Mutterschutzgesetj zu machen. 

Eines möchte ich aber doch noch aus der Vor- 
lage hervorheben, was auch uns nicht klar er- 
scheint. Meine Vorrednerin hat eben schon dar- 
auf hingewiesen. Es handelt sich um § 1 Abs. 2 
des vorliegenden Gesetzentwurfs, der doch sehr 
umstritten sein wird, soweit nämlich von dem 
Mutterschutz bei Gewerbetreibenden, bei Be- 
amten oder sonstigen freien Berufen die Rede ist. 
Hier müßte man fragen, wie sich die SPD den 
Schutz dieser Kreise, abgesehen von ihrer Selbst- 
hilfe, vermittels ihrer privaten Versicherung oder 
ihres selbstverständlichen Anspruchs auf Wochen- 
und Stillgeld, vorstellt. Kündigungsschutz kommt 
nicht in Frage, desgleichen nicht Arbeitsschutz, 
da hier kein Zwang besteht und auch nicht wirk- 
sam werden kann. Ich kann doch wohl von der 
SPD nicht annehmen, daß es sich hier wirklich 
nur um eine Beruhigungspille für die Frauen 
handeln sollte, die das draußen lesen. Ich würde 
es auch für unmoralisch halten, eine solche leere 
Fiktion in ein Gesetz aufzunehmen. Diese Frage 
wäre also noch eingehend in einem Ausschuß zu 
klären. 

Im Hinblick auf § 2 Abs. 2 des Gesetzes, wonach 
schädliche Einwirkungen auf die Schwangeren 
in den Betrieben vermieden werden sollen, muß 
Sorge dafür getragen werden, daß die Gewerbe- 
aufsichtsräte dieser Tatsache ihre besondere Sorg- 
falt widmen, denn zahlreiche Beschwerden wer- 
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^ den von Frauen gerade in dieser Hinsicht ge- 
führt. Es muß dafür gesorgt werden, daß die 
Gewerbeaufsichtsräte vor allem auch mit Ärztin- 
nen Zusammenarbeiten und daß im Gewerbeauf- 
sichtsamt, besonders in größeren Orten, immer 
eine Frau mit der Wahrung des Mutterschutzes 
betraut wird. 

Alles übrige hat meine Vorrednerin schon er- 
wähnt, soweit es die anderen Paragraphen be- 
trifft. Sie sind ja audi ziemlich selbstverständlich 
und nicht zu diskutieren. 

Ich darf daher zusammenfassend betonen, daß 
die Zentrumsfraktion, abgesehen von den angezo- 
genen Punkten, die noch der Klärung bedürfen, in 
den Ausschüssen den vorliegenden Gesetzentwurf 
der SPD bejahen wird. 

(Beifall beim Zentrum.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Thiele. 

Frau Thiele (KPD): Meine Herren und Damen! 
Ich bin sehr erstaunt, daß die Vertreterin der 
CDU-Fraktion so betont, daß ihre Fraktion an 
diesem Mutterschutzgesetz so außerordentlich 
interessiert ist, daß aber ihre Regierung 
monatelang den Auftrag des Bundestags 
nicht ausgeführt hat. Wir sind es gewohnt, daß 
solche Aufträge, die eben zu Lasten des Unter- 
nehmers gehen, von der Bundesregierung ver- 
schleppt und, ich möchte fast sagen, sabotiert 
werden. Man sollte meinen — wenn Sie jetzt 
den Vorgang so einfach darstellen, daß ein ziem- 
lich vollständiger Entwurf immerhin schon Vor- 
gelegen habe — , daß es der Bundesregierung, 
wenn sie gewollt hätte, nicht schwergefallen wäre, 
einen solchen Gesetzentwurf hier vorzulegen, zu- 

(g) mal Ihre Fraktion daran so außerordentlich inter- 
essiert sei. 

Meine Fraktion begrüßt den Entwurf der SPD 
als eine Verhandlungsgrundlage, damit endlich 
der berufstätigen Frau wenigstens für die Zeit 
eine geringe Sicherheit gegeben wird, in der sie 
ein Kind erwartet, in der sie das Kind stillt bzw. 
in der das Kind allein auf die Mutter angewie- 
sen ist. In der Regierungserklärimg sagt Dr. 
Adenauer, „so sozial als möglich“ soll dieser 
Staat sein; und gerade Sie, meine Herren und 
Damen von der Rechten, reden soviel vom Schutz 
der Familie, von der Würde der Frau und an- 
deres mehr. Ich möchte noch einmal betonen, 
es wäre wirklich Aufgabe der Regierung gewe- 
sen, umgehend, so wie der Bundestag es be- 
schlossen hat, ein solches Gesetz yorzulegen. Aber 
wenn es sich darum handelt, die Frau und die 
Mutter wirklich zu schützen und sidierzustellen, 
dann denkt die Adenauer-Regierung nicht daran, 
die Versprechungen, die sie bei den Wahlen macht, 
die Versprechungen, die sie in der Regierungs- 
erklärung gemacht hat, in der Praxis zu erfüllen. 
Wir wissen sehr wohl, daß in dieser Gesellschaft, 
nämlich in der Gesellschaft der Monopole, der 
Truste und der Unternehmerverbände, die werk- 
tätigen Frauen und die werktätigen Männer in 
den Betrieben und in den Büros selber um ihre 
Rechte und um ihre soziale Besserstellung kämp- 
fen müssen, kämpfen müssen mit ihren Organisa- 
tionen, den Gewerkschaften. Wer sehr aufmerk- 
sam die heutige Debatte um das Mitbestimmungs- 
recht verfolgt hat, findet diese Auffassung bestä- 
tigt. Die Mehrheit dieses Hauses wird den ar- 
beitenden Menschen nichts schenken, sondern die 
arbeitenden Menschen werden dieser Regierung 
alles abtrotzen, von ihr alles erkämpfen müssen. 


Nun einiges zu dem Entwurf. Wir sind der O 
Auffassung, daß der Entwurf in einigen Punkten 
erweitert werden muß. Wir werden entsprechende 
Anträge im Ausschuß vorlegen. Ganz besonders 
gilt das da, wo Kann-Vorschriften enthalten sind. 
Diese Kann-Vorschriften müssen gestrichen wer- 
den, weil sie der Unternehmer- Willkür Tür und 
Tor offenlassen. Wir sind weiter der Auffassung, 
daß die Ausdehnung der Bezugszeit für Wochen- 
und Stillgeld noch etwas schärfer formuliert wer- 
den muß und daß jetzt das Stillgeld und das 
Wochengeld erhöht werden muß. Seit der Zeit 
der Beratungen im Wirtschaftsrat haben sich die 
Lebensverhältnisse so verschlechtert, daß die Frau 
mit den Beträgen nicht mehr auskommt. Ebenso 
sollte den Frauen, die nicht . gesetzlich kranken- 
versichert sind, ein fester Betrag als Mindest- 
leistung zugesichert werden, weil der regelmäßige 
Arbeitsverdienst nicht in allen Fällen den Frauen 
und Müttern die Möglichkeit gibt, in dieser schwer- 
sten Zeit für ihr Kind und für sich selber aufzu- 
kommen. — Ich weiß nicht, warum Sie lachen, 
wenn ich Ihnen sage, daß die Verhältnisse sich 
verschlechtert haben. Warum haben wir die Dis- 
kussionen um die Preiserhöhungen und um all 
die Verhältnisse? 

(Zuruf von der Mitte: Wir lachen doch 
gar nicht!) 

— Von dieser Seite (nach rechts) wird darüber 
sehr heftig gelacht. — Darum bin ich der Auf- 
fassung, daß man die Beträge erhöhen sollte. 
Ebenfalls möchte ich hier die Forderung unter- 
stützen, daß ein Großteil der in Frage kommenden 
Aufwendungen mit vom Bund getragen wird. 

Wir sind ferner der Auffassung, daß in die 
Aufsichtsbehörde Vertreter der Gewerkschaften 
eingeschaltet werden, damit wir die Aufsicht über W 
die Durchführung dieses Gesetzes nicht allein 
einer Exekutive, einer Regierung überlassen, die 
wir dafür nicht als maßgeblich betrachten. 

Wir meinen dann, daß Kindertagesstätten, wie 
es von den Vorrednerinnen gesagt worden ist, 
auch auf schulpflichtige Kinder ausgedehnt wer- 
den sollten. Solche Kindertagesstätten würden 
gerade den Müttern, die keine Ehemänner mehr 
haben, die Möglichkeit bieten, ihre Kinder richtig 
unterzubringen. 

Das ist unsere Auffassung. Wir werden diese 
Auffassung in dem Ausschuß nodi durch geeig- 
nete Anträge zum Ausdruck bringen. 

(Beifall bei der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Frau 

Ageordnete Dr. Hk. 

Frau Dr. Ilk (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Es tut mir furchtbar leid, daß 
gerade in die Debatte über ein Gesetz wie das 
Mutterschutzgesetz wieder eimnal eine Partei- 
polemik hineingetragen wird. Jede von uns 
Frauen, die einmal das Glück hatte, einem Kind 
das Leben zu schenken, weiß, daß gerade in 
dieser Situation jede Frau schutzbedürftig ist, ob 
Fabrikantengattin oder Arbeiterfrau. Man sollte 
etwas Derartiges nicht zum Gegenstand einer 
Parteipolemik machen. Gerade weil jede Frau 
davon betroffen wird, ist es doch sicherlich so, 
daß es niemand hier im Hause gibt, der die Not- 
wendigkeit der Mutterschutzbestimmungen ver- 
kennt. 

Für meine Partei kann ich erklären, daß sie 
einem Mutterschutzgesetz durchaus zustimmt. Es 
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(Ä) sollte aber keineswegs eine Partei für sich in 
Anspruch nehmen, daß sie diejenige ist, die diese 
Bestimmungen ausgearbeitet und zur Geltung ge- 
bracht hat. Denn dieses Gesetz — ich möchte das 
wiederholen, was Frau Dr. Rehling schon ge- 
sagt hat — ist im Grunde genommen bis auf 
ganz geringfügige Änderungen nichts anderes als 
das Gesetz von 1942. Wenn Sie heute meinen, 
daß die Regierung schon vorher eine Gesetzes- 
vorlage hätte einbringen sollen, so möchte ich 
darauf hinweisen, daß in sehr vielen Ländern die- 
ses Gesetz noch in Kraft ist und daß im allge- 
meinen auch heute die Arbeitgeber so sozial 
sind, daß sie den Arbeitnehmerinnen in der Zeit 
der Schwangerschaft und der darauffolgenden Zeit 
zur Seite stehen. 

(Widerspruch links.) 

— Bitte, bringen Sie mir Gegenbeweise! 

Was die einzelnen Paragraphen anlangt, so 
möchte ich noch einmal auf § 1 Abs. 2 hinweisen. 
Es ist natürlich sehr begrüßenswert, wenn wir, 
was praktisch dann der Fall sein würde, alle 
Frauen gesetzlich unter einen gewissen Mutter- 
schutz stellen könnten. Aber die Gefahr, daß die- 
ser Kreis und die Art der gesetzlichen Regelung 
soweit gefaßt wird, daß es einer Verstaatlichung 
gleichkommt, ist wirklich ungeheuer groß. Wir 
wollen auch nicht vergessen, daß es sich hier um 
eine Rahmengesetzgebung handelt und daß im 
einzelnen Ausführungsbestimmungen noch weit- 
gehend Raum gegeben ist. 

Sehr bedeutungsvoll erscheint uns allerdings 
noch der § 7. Da sehen wir in der vorliegenden 
Formulierung eine gewisse Ungerechtigkeit. Die 
Frauen, die der Krankenversicherung unterlie- 
gen, die also ein geringeres Arbeitsentgelt haben, 
OBS) sollen nur in der Höhe des Betrags entschädigt 
werden, den sie aus der Krankenversicherung be- 
kommen. Andere Frauen dagegen, die der Kran- 
kenversicherungspflicht nicht unterliegen, sollen 
in voller Höhe ihr Arbeitsentgelt weiterbekom- 
men. Auch da sollte im Ausschuß irgendwie ein 
Ausgleich gefunden werden. Keinesfalls ist es 
möglich, daß man die Kosten der Krankenver- 
sicherung überläßt. Denn schließlich handelt es 
sich bei einer Entbindung nicht um eine Krank- 
heit im eigentlichen Sinne. Es muß also da 
irgendeine Lösung gefunden werden. Es war ja 
auch früher so, d^ der Staat für diese Kosten 
eintritt. 

Daß Kinderkrippen und ähnliches eingerichtet 
werden, ist sicher wünschenswert. Aber diese 
Kinderkrippen den Gemeinden zu überlassen, er- 
scheint uns im Hinblick auf die vergangenen Jahre 
ein wenig gefährlich. Es könnte unter Umstän- 
den von Staats wegen stark in die private Sphäre, 
nämlich in die Erziehung der Kinder, eingegrif- 
fen werden. Das ist nicht wünschenswert. 

Ich möchte Sie im Namen meiner Fraktion bit- 
ten, diesen Antrag an den Gesundheitsausschuß 
und den sozialpolitischen Ausschuß zu überweisen. 

(Bravo! rechts und bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke, 

Frau Kalinke (DP): Meine sehr geehrten Herren 
und Damen! Ich brauche für meine Fraktion nicht 
zu erklären, daß sie ein Mutterschutzgesetz in 
einem Staate wie dem unsrigen für selbstver- 
ständlich hält. Ich weiß auch nicht — das haben 
meine Vorrednerinnen schon zum Ausdruck ge- 


bracht — , wen die verehrte Kollegin vom DGB O 
mit jenen besitzenden Kreisen gemeint hat, die 
sich gegen solche Vorschriften stemmen. Ich 
habe in meiner langen sozialpolitischen beruf- 
lichen Tätigkeit wie auch jetzt als Abgeordnete 
unter den vielen Briefen, die sich mit der sozia- 
len Not unseres Volkes beschäftigen, noch nie 
einen Brief bekommen, in dem gegen einen Un- 
ternehmer Protest erhoben wurde, v/eil er die 
Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes nicht be- 
achtet hätte. Um der Gereditigkeit und des gu- 
ten Tons in diesem Hause willen sollten wir bei 
einem solchen Gesetz nicht mit solchen Argumen- 
ten arbeiten. 

Auch wir sind der Auffassung, daß es nicht 
einer besonderen Initiative und keiner geistigen 
Anstrengung bedurfte, um das in nationalsozia- 
listischer Zeit im Jahre 1942 geschaffene Mutter- 
schutzgesetz abzuschreiben. Es ist so gründlich 
abgeschrieben worden, daß selbst die Überschrif- 
ten nicht geändert worden sind. Man braucht die 
Paragraphen nur zu vergleichen. 

(Heiterkeit.) 

Was uns daran nur interessiert, ist, daß das 
Arbeitsministerium uns sagt, in welchen Ländern 
das Mutterschutzgesetz nicht mehr in Kraft ist, 
daß uns schnellstens vom Arbeitsministerium ge- 
sagt wird, welche Möglichkeit der Koordinierung 
besteht, das heißt, welche Möglichkeit der Ver- 
einheitlichung und der Gleichstellung mit der Ge- 
setzgebung in allen Ländern des Bundesgebietes. 

Was mich darüber hinaus interessiert, ist der 
§ 14, zu dem der Herr Kollege Ollenhauer und 
die verehrte Fraktion der SPD auf Grund des 
§ 48 a der Geschäftsordnung — Deckungsvor- 
schlag — gesagt hat: „Die erforderlichen Mittel 
sind im Haushaltsplan bereitzustellen.“ Das ist ein 
sehr kluges, philosophisches Wort. Viel besser 
wäre jetzt, wenn wir wüßten, welche Mittel not- 
wendig sein werden, um eine Verbesserung der 
Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung 
finanziell sicherzustellen, welche Mittel notwendig 
sein werden, um den Hausfrauen und den nicht 
Sozialversicherungspflichtigen die Segnungen des 
Mutterschutzes zuteil werden zu lassen, und wenn 
wir darüber hinaus wüßten, ob die auch nach 
unserer Auffassung notwendigen Veränderungen, 
soweit sie durch die Sozialversicherung getragen 
werden müssen, von der Sozialversicherung be- 
zahlt werden sollen, d. h. von denjenigen, die 
Beiträge zu leisten haben, von den Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern, oder ob diese Mittel etwa aus 
Steuermitteln aufgebracht werden sollen. 

Ich bin überzeugt, daß unsere Freunde in der 
SPD, die ja von diesen Dingen genau so viel ver- 
stehen wie ich, im Ausschuß so liebenswürdig 
sein werden, das noch nachzuholen. 

Im übrigen stimmt meine Fraktion dem Antrag 
auf Ausschußüberweisung selbstverständlich zu. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Da weitere Wort- 
meldungen nicht vorliegen, erteile ich der Frau 
Abgeordneten Döring das Schlußwort für die An- 
tragsteller. 

Frau Döhring (SPD), Antragstellerin: Herr Prä- 
sident! Meine Herren und Damen! Die Diskussion 
hat gezeigt, daß über die Schaffung eines Mutter- 
schutzgesetzes eine einheitliche Meinung hier im 
Hause besteht. Gestatten Sie mir aber zunächst eine 
Vorbemerkung oder besser eine Richtigstellung! 
Gewiß haben auch christliche Kreise sich darum 
bemüht, einen Schutz für Mutter und Kind zu 
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(A) schaffen. Aber ich muß Sie schon fragen: Wo sind die 
Ergebnisse dieser Bemühungen geblieben? 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Meine Fraktionskollegin hat in ihrer Begründung 
ganz richtig angegeben, daß die Sozialdemo- 
kratische Partei mit diesem Antrag erneut die 
Initiative zum Ausbau des Mutterschutzgesetzes 
ergriffen hat, so wie sie es bereits im Jahre 1925 
durch die große Anfrage im preußischen Landtag 
getan hat, als es sich darum handelte, die Öffent- 
lichkeit überhaupt erst auf die Lage der erwerbs- 
tätigen schwangeren Frauen aufmerksam zu 
machen. 

(Abg. Frau Kalinke; Das stimmt ja gar nicht!) 
Das Mutterschutzgesetz von 1942 ist übrigens 
nicht das geistige Produkt derjenigen, die im 
Dritten Reich regiert oder vielmehr diktiert 
haben. Vielmehr basiert dieses Gesetz auf den 
Richtlinien des Washingtoner Abkommens vom 
29. November 1919. Wie Sie ja wissen, meine 
Herren und Damen, wurden diese Richtlinien 
seinerzeit im Jahre 1927 vom Reichstag ratifiziert. 
Zu jener Zeit war Herr von Hindenburg Reichs- 
präsident und Herr Dr. Brauns Reichsarbeits- 
minister. 

Wenn davon gesprochen wurde, daß die Aus- 
weitung des Mutterschutzes nadi § 1 Abs. 2 

Schwierigkeiten bereiten würde, so ist das wohl 
richtig. Aber wenn es darum geht, für alle Mütter 
einen Mlutterschutz zu schaffen, dann ist es eben 
nowendig, diese Schwierigkeiten zu überwinden. 
Sie wissen alle, daß die Familienhilfe nicht aus- 
reichend ist, die Geburt eines Kindes aber staats- 
politisch immer gleich zu werten ist. Die Ab- 
geordnete Frau Hk, glaube ich, sprach hier von 
der Fabrikanten- und der Arbeiterfrau. Gestatten 
^ Sie mir, darauf einzugehen. Die Geburt eines Kin- 
^ des, wiederhole ich, ist staatspolitisch gesehen 
immer gleich zu werten, und darum sollte das, 
was für die Frauen einer bestimmten Gesell- 
schaftsschicht als selbstverständlich angesehen 
wird, auch für die ärmsten der Frauen unter uns 
ebenfalls zur Selbstverständlichkeit werden, 
(Zuruf von der CDU: Hat sie ja gesagt!) 
indem man auch ihnen durch einen fortschritt- 
lichen Mutterschutz die Möglichkeit gibt, in Ruhe 
und in einigermaßen materieller Sicherheit ihre 
Mutterpflicht zu erfüllen. 

(Zurufe von der CDU: Das hat sie ja ge- 
fordert! — Das hat sie ja gesagt!) 

— Meine Herren und Damen, Sie haben Gelegen- 
heit, in den Ausschüssen zu beweisen, daß Sie mir 
hier zustimmen. 

Wenn wir jetzt in unserm Gesetz für die arbei- 
tende Mutter eine kürzere Pause zum Stillen des 
Kindes vorgesehen haben, dann ist das doch 
darauf zurückzuführen, daß im Gesetz von 1942 
die längeren Stillzeiten lediglich deshalb ent- 
halten waren, weil seinerzeit 10, 12 und 14 Stun- 
den gearbeitet wurde; denn bekanntlich hatte man 
im Dritten Reich Arbeitszeiten bis zu 74 Stunden 
in der Woche. 

Gestatten Sie mir, meine Herren und Damen, 
noch eine andere Bemerkung über die Kün- 
digungen schwangerer Frauen. Ich werde den 
Eindruck nicht los, als lägen die Probleme um 
das Mutterschutzgesetz viel tiefer, als wir es bis 
jetzt hier gehört haben; denn sonst könnte es nicht 
möglidi sein, daß man sich das Überangebot der 
Frauen und die Arbeitslosigkeit zunutze macht, 
schwangeren Frauen zu kündigen, die doch An- 
spruch auf den Schutz des Mutterschutzgesetzes 
haben. Lassen Sie mich diese Dinge belegen. Allein 


aus dem Bezirk Wuppertal -Barmen wurden in 
letzter Zeit fünf derartige Fälle gemeldet. Auch 
in München-Gladbach sind 3 solcher Kündigungen 
erfolgt, die dann teilweise durch Verhandlungen 
zwischen den Arbeitgebern und den Gewerk- 
schaften, teils aber erst durch arbeitsgerichtliche 
Urteile wieder rückgängig gemacht werden 
konnten. So hatte in einem Falle eine Firma ver- 
sucht, auf dem Wege der Abänderungskündigung 
das CJehalt einer Angestellten zu senken. Diese 
Angestellte stand unter dem Schutz des § 6. Eine 
mündliche Verhandlung mit der Firma hatte 
keinen Erfolg. Erst auf die Klage, die durch die 
Gewerkschaft beim Arbeitsgericht eingereicht 
wurde, sah sich die Firma gezwungen, die Ab- 
änderungskündigung zurückzuziehen. 

(Zuruf von der CDU: Da müßte doch Ihr 
Minister eingreifen!) 

Der Herr Bundesarbeitsminister hat ja jetzt Ge- 
legenheit, den § 6 des Kündigungsschutzgesetzes 
so wiederherzustellen, wie er auf Grund des Ge- 
setzes von 1942 bestanden hat, und nicht wieder 
in der verschlechterten Form, wie es im Wirt- 
schaftsrat geschehen ist. 

(Abg. Neumann: Sehr gut!) 

lEs ist untragbar, die erwerbstätigen Frauen, 
deren tägliches Leben sowieso schon durch un- 
endlich viele Schwierigkeiten und große finan- 
zielle Sorgen belastet ist, weiterhin diesem un- 
sicheren Zustand auszusetzen. Es ist beschämend 
und unerträglich, daß einzelne Arbeitgeber immer 
wieder versuchen, den Kündigungsschutz fü’" 
werdende Mütter zu umgehen. Die Frauen wehren 
sich hiergegen mit Recht, und so wurde kürzlich 
auch auf der Frauenarbeitstagung des Gewerk- 
schaftsbundes in Württemberg-Baden, auf der die 
Delegierten 130 000 weibliche Mitglieder vertraten, ()d^ 
die Neuordnung des Mutterschutzgesetzes erneut 
verlangt. Eben im Hinblick darauf, daß unser An- 
trag schon am 20. Oktober vorigen Jahres ge- 
stellt worden ist und die Regierung das Gesetz 
bis jetzt nicht fertiggebracht hat, hat man auch 
in jener Konferenz verlangt, das Mutterschutz- 
gesetz neu und fortschrittlich zu regeln, damit 
allen Müttern der Kündigungsschutz und die wirt- 
schaftliche Sicherstellung in vollem Umfange ge- 
währleistet sind. 

Meine Herren und Damen! Deutschland war 
einst das Land mit der fortschrittlichsten Sozial- 
gesetzgebung. Selbst ein Lord Beveridge ist seiner- 
zeit zu uns gekommen, um die Einrichtungen auf 
sozialpolitischem Gebiet in Deutschland zu stu- 
dieren. Nun, das war einmal, leider — wie ich hin- . 
zusetzen muß. Damals waren wir auch gleich- 
berechtigt im Internationalen Arbeitsamt ver- 
treten. Wie jetzt bekannt wird, will die Regierung 
die Wiederaufnahme in das Internationale Arbeits- 
amt beantragen. Ich glaube, meine Herren und 
Damen, daß es, nachdem so viele andere Länder 
uns auf sozialpolitischem Gebiet weit überholt 
haben, eine gute Hypothek für den Eintritt in 
das Internationale Arbeitsamt wäre, wenn die 
Bundesregierung inzwischen ein wirklich fort- 
schrittliches Mutterschutzgesetz schaffen würde. 

Doch abgesehen von all dem möchte auch ich 
das Hohe Haus namens meiner Fraktion bitten, 
unserem Entwurf zuzustimmen, um dem großen 
Kreis erwerbstätiger Frauen und Mütter die so 
dringend benötigte Hilfe zu gewährleisten. Jeder- 
mann weiß, daß die Preise für Milch, Kindernähr- 
mittel usw. gegenüber früher wesentlich gestiegen 
sind, und deshalb noch einmal meine dringende 
Bitte im Namen aller Mütter an das Hohe Haus, 
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W so rasch wie möglich das Mutterschutzgesetz, wie 
es unsere Vorlage vorsieht, zu verabschieden. 

Ich möchte Ihnen vorschlagen, das Gesetz dem 
Sozialpolitischen Ausschuß zu überweisen. Da der 
Ausschuß für Arbeit heute mit der außerordent- 
lich umfangreichen Arbeit an den Gesetzentwürfen 
zum Mitbestimmungsrecht beauftragt wurde und 
das Mutterschutzgesetz doch weitgehend sozial- 
politischen Charakter hat, dürfte die Überweisung 
an den Sozialpolitischen Ausschuß wohl das ge- 
gebene sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Die Aussprache ist 
geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Es liegen fol- 
gende Anträge vor: Überweisung an den Ausschuß 
für Sozialpolitik, Überweisung an den Ausschuß 
für Arbeit und Überweisung an den Ausschuß für 
Fragen des Gesundheitswesens. Meine Damen und 
Herren, ich möchte Ihnen meinerseits folgenden 
Vorschlag machen. Da das Gesetz im wesent- 
lichen sozialpolitische Fragen betrifft und sogar 
eine Ermächtigung für den Ausschuß für Sozial- 
politik vorsieht, schlage ich Ihnen vor, daß in 
diesem Fall der Ausschuß für Sozialpolitik als 
federführender Ausschuß in Erscheinung tritt, daß 
aber mit Rücksicht darauf, daß in dem Gesetz 
auch arbeitsrechtliche Fragen eine Rolle spielen, 
außerdem Fragen des Gesundheitswesens behan- 
delt werden, die Ausschüsse für Arbeit und für 
Fragen des Gesundheitswesens mit zugezogen 
werden. Ich bitte diejenigen, die meinem Vor- 
schlag zustimmen, die Hand zu erheben. — Das 
ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 5 der -Tagesordnung auf: 

® Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 

schusses für Geschäftsordnung und Immuni- 
tät (3. Ausschuß) betreffend Mandatsnieder- 
legung des Abgeordneten Müller (Hanno- 
ver) (Nr. 993 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, für die Be- 
richterstattung zehn Minuten und für die anschlie- 
ßende Aussprache vierzig Minuten vorzusehen. — ■ 
Ich höre keinen Widerspruch; damit ist so be- 
schlossen. 

Das Wort zur Berichterstattung hat Herr Ab- 
geordneter Dr. Brill. 

Dr. Brill (SPD), Berichterstatter: Meine Damen 
und Herren! Der Niedersächsische Minister der 
Justiz hat durch ein von Herrn Staatsminister Dr. 
Hofmeister unterzeichnetes Schreiben vom 24. 
Juli 1950 die Bitte ausgesprochen, eine Entschei- 
dung über die Aufhebung der Immunität des 
Herrn Bundestagsabgeordneten Max Reimann her- 
beizuführen. 

Dem Schreiben des Niedersächsischen Ministers 
der Justiz ist ein Schriftsatz des Oberstaatsan- 
walts in Hannover vom 23. Juli 1950 und eine 
Blattsammlung der Kriminalpolizei Hannover bei- 
gefügt. Aus dem Schriftsatz des Oberstaatsan- 
walts ergibt sich, daß bei dieser Behörde ein Er“ 
mittlungs verfahren gegen Reimann wegen Stimm- 
hinderung — § 106 — , Freiheitsberaubung — § 
239 — und Nötigung — § 240 des Strafgesetz- 
buches — anhängig ist. Der Anlaß zu dem Er- 
mittlungsverfahren ist eine Anzeige der Frau Heti 
Fischer bei gefügt, die sich als Verlobte des Bun- 
destagsabgeordneten Kurt Müller bezeichnet, die 
dem Bundestagsabgeordneten Max Reimann vor- 


wirft, in Berlin die Verschleppung des Bundes- ö 
tagsabgeordneten Kurt Müller mit dem Büro des 
derzeitigen Generalsekretärs der SED Ulbricht 
bzw. mit Ulbricht selber verabredet zu haben. 

(Hört! Hört! in der Mitte und bei 
der SPD.) 

In einem Brief der Frau Fischer an Reimann, 
datiert vom 19. Juli 1950 aus Hannover, ist diese 
Beschuldigung wie folgt wörtlich ausgedrückt 
worden: 

Wenige Tage vor der Reise Kurt Müllers 
waren Sie selbst in Berlin, wo Sie mit Ul- 
bricht und anderen Besprechungen hatten, die 
den Zweck verfolgten, den ahnungslosen Bun- 
destagsabgeordneten Kurt Müller in die Ost- 
zone zu locken, um ihn dort zu liquidieren. 

(Hört! Hört! in der Mitte und bei 
der SPD.) 

Das gaben Sie mir selbst in unserer Unterre- 
dung am 23. 5. 1950 in Frankfurt zu ver- 
stehen, wo Sie mir auch unumwunden er- 
klärten, daß Sie persönlich maßgebenden Ein- 
fluß auf die Verhaftung Kurt Müllers genom- 
men hätten. 

(Hört! Hört!) 

Somit fällt Ihnen die volle Verantwortung für 
das Schicksal Kurt Müllers zu. 

(Sehr richtig!) 

In einer Vernehmung, die am 21. Juli dieses 
Jahres vor der Kriminalpolizei in Hannover statt- 
gefunden hat, erklärte Frau Fischer darüber hin- 
aus folgendes: 

1. Die Weisung an den Bundestagsabgeordne- 
ten Kurt Müller, sich am 22. März nach 
Berlin zu begeben, ist der Gepflogenheit CD) 
entsprechend vom politischen Sekretariat 
des Parteivorstandes in Frankfurt am Jvlain 
gegeben worden. 

2. Der Abruf nach Berlin ist mit Max Rei- 
mann verabredet worden, der ihn dann 
nach Frankfurt mitgeteilt hat. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

3. Nach der Art der Verständigung Müllers 
konnte dieser nicht mit einer Verhaftung in 
Berlin rechnen; denn er hat weder etwas 
für die Versorgung seines Kindes sicher- 
gestellt noch irgendeine Vollmacht für die 
Abhebung seiner Rente hinterlassen, auch 
seiner Gewohnheit entgegen Frau Fischer 
nicht über seine Schritte informiert und 
ihr auch keine Mitteilung zukommen lassen. 

4. Der Parteivorstand in Frankfurt am Main, 
insbesondere Max Reimann, haben ganz ge- 
nau gewußt, zu welchem Zweck Kurt Mül- 
ler rüberfuhr und wann er rüberfahren 
sollte. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

5. Fünf Tage vor der Verschleppung Müllers 
hat Reimann Kurt Müller und Frau Fischer 
in Hannover besucht und bei ihnen ge- 
wohnt. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Er ist von da mit dem^ illegalen Kurier- 
apparat nach Berlin gefahren und hat dort 
die Weisung bekommen, Müller nach Ber- 
lin zu schaffen. 

6. Die Frau des Bundestagsabgeordneten Max 
Reimann hat Frau Fischer bei ihrer Bitte, 
ihr behilflich zu sein, um die Rückkehr von 
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ÜÖ Kurt Müller zu ermöglichen, in einer un- 

gewöhnlichen Weise unfreundlich abge- 
wiesen. 

7. Unter Benutzung von Decknamen hat Frau 
Fischer versucht, in Frankfurt am Main bei 
Fritz Sperling, Mitglied des Politbüros, Aus- 
kunft zu erlangen. Erst am 20. April ist 
sie angewiesen worden, den Kraftwagen 
von Müller, der in Hannover stand und der 
KPD gehört, mit dem Fahrer nach Frank- 
furt zu schicken. 

8. Kurt Müller ist erst am 10. Mai nach einer 
Anklagerede von Reimann aus der Partei 
ausges^lossen worden. Nach der Überzeu- 
gung von Frau Fischer soll Müller geopfert 
werden, um angesichts des Versagens der 
KPD in Westdeutschland Reimann zu ret- 
ten; denn Kurt Müller sei der stärkere 
Mann im Politbüro gewesen. Es bestanden 
seit geraumer Zeit Differenzen, die Rei- 
mann für sich ausgenutzt hat. 

9. Reimann hat sith Frau Fischer gegenüber 
geweigert, das Material, das er eingestan- 
denerweise gegen Kurt Müller benutzte, 
Frau Fischer mitzuteilen, 

10. Ein ehemaliger KZ-Kamerad aus Sachsen- 
hausen, Bertram Dietz in Düsseldorf, hat 
einen offenen Brief an Reimann geschrie- 
ben, der mit der Frage beginnt: „Kain, wo 
ist Dein Bruder Abel?“ 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Frau Heti Fischer hat am Schluß ihrer Ver- 
nehmung wörtlich erklärt: 

Ich mache in erster Linie vor allen Dingen 

den ersten Vorsitzenden der KPD Max Rei- 
(9 mann verantwortlich. 

Sie hat hinzugefügt, daß die weitere Verantwor- 
tung das Zentralsekretariat in Frankfurt am Main 
treffe. Schließlich hat sie erklärt, daß sie be- 
reit sei, alle Aussagen vor einem Gericht unter 
Eid zu wiederholen. 

Nach dem vom Ausschuß für Geschäftsordnung 
und Immunität aufgestellten und vom Bundestag 
wiederholt gebilligten Grundsätzen erscheint dem 
Ausschuß die Aufhebung der Immunität des Bun- 
destagsabgeordneten Max Reimann dringend ge- 
boten. Der Ausschuß hat dabei die Vermutung 
strafbarer Handlungen noch auf § 234 des Straf- 
gesetzbuches „Menschenraub“ ausgedehnt. 

Namens des Ausschusses, meine Damen und 
Herren, beantrage ich, der Bundestag wolle be- 
schließen: Die Immunität des Abgeordneten Rei- 
mann wird aufgehoben, 

(Bravo! imd lebhafter Beifall bei allen 
Parteien mit Ausnahme der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Fisch. 

(Zuruf von der Mitte: Der wird auch noch 
abgeholt! — Heiterkeit.) 

Fisch (I^D): Meine Damen imd Herren! Seit- 
dem es eine Arbeiterbewegung gibt, hat es die 
herrschende Klasse immer verstanden, sich ein- 
zelne schwankende imd schwache Elemente zu 
kaufen, 

(Unruhe. — Abg. Strauß: Hör doch auf! So 
ein Unsinn! Menschenräuber! 

Mörderbandel) 


Seitdem es eine Arbeiterbewegung gibt, die auf O 
Ehre und Sauberkeit Wert legt, 

(Gelächter bei allen Parteien mit Ausnahme 
der KPD) 

hat sie sich der korrupten und verräterischen Ele- 
mente entledigt. 

(Zuruf von der Mitte: Auf welche Art!) 
Diejenigen, die sich in der Geschichte der Ar- 
beiterbewegung auskennen, 

(Große Unruhe. — Glocke des Präsidenten. — 

Abg. Strauß: Schauen Sie, daß Sie runterkom- 
men! — Weitere Zurufe: Raus! Pfui! Raus!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, es dient nicht dem Fortgang 
der Verhandlung, wenn Sie lange Zwischenrufe 
machen und den Redner so häufig unterbrechen. 
Ich bitte, die Ausführungen des Redners anzu- 
hören. 

(Zurufe von der Mitte: Nein! — Unruhe.) 

Fisch (KPD): Es war die alte deutsche Sozial- 
demokratie» die in solchen Fällen, in denen es dem 
Gegner gelang, sich einzelne schwankende Ele- 
mente zu kaufen, eingegriffen hat und sich von 
derartigen Elementen klar getrennt hat. 

(Erregte Zurufe von der Mitte und der 
SPD. — Abg. Strauß: Sind die auch 
liquidiert worden?) 

Ich erinnere Sie daran, daß es in der Geschichte 
der Arbeiterbewegung einen Fall Mussolini ge- 
geben hat, der einmal der italienischen Arbeiter- 
bewegung als führender Kopf angehörte und 
schließlidi zum Häuptling der Faschisten wurde. 
Ich brauche Sie wohl kaum daran zu erinnern, daß 
es einen Fall Pilsüdski gegeben hat. Es ist ein 
Zeichen der Dekadenz der deutsdien Sozialdemo- 
kratie, daß sie sich heute zum Wortführer von 
Elementen macht, 

(Große Unruhe und Pultdeckelklappen bei 
der SPD. — Zurufe: Schluß!) 
die solche käuflichen Elemente in Schutz nehmen. 
(Fortdauernde Unruhe. — Abg. Schoettle: 

Sie sind doch ein armseliger Kerl! — Abg. 

Hilbert: Schämt ihr euch denn nicht?) 

Bei dem ehemaligen Abgeordneten Müller han- 
delt es sich um einen Mann, der nicht nur seine 
politischen Freunde, sondern auch die Interessen 
der deutschen Arbeiterbewegung und der ganzen 
deutschen Nation preisgegeben hat. 

(Zurufe von der SPD: Ohl — Abg. Strauß: 

Das glauben Sie selber nicht!) 

Wir unterscheiden uns darin von Ihnen, meine 
Herren, daß wir es nicht wie Sie als eine Ehre 
betrachten, mit den Spionageorganisationen der 
Besatzimgsmächte zusammenzuarbeiten. 

(Große Erregung. — Lebhafte Rufe in der 
Mitte, rechts und bei der SPD: Pfui! Un- 
erhört! — Pultdeckelklappen. — Glocke des 
Präsidenten, — Andauernde Rufe: Schluß! 

Raus! — Abg. Strauß: Mörderbande! 

Schweinebande! Anderes seid ihr nicht!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter 
Fisch! Sie haben durch Ihre Beschuldigungen 

Fisch (KPD): Ich werde diese Beschuldigungen 
beweisen! 

Vizepräsident Dr* Schäfer: — soeben das ganze 
Haus der Spionage beschuldigt. 

(Abg, Strauß: Wortführer einer Mörderbandel) 
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CA) Ich rufe Sie zur Ordnung! 

(Abg. Strauß: Schmeißen Sie ihn raus! — 
Anhaltende Zurufe von allen Fraktionen 
mit Ausnahme der KPD: Raus! Schluß!) 

Fisch (KPD): Ich weise Sie darauf hin, 

(Abg. Strauß: Du hast nicht darauf hinzu- 
weisen!) 

daß ein Mitglied dieses Hauses 

(Zurufe rechts: Namen nennen!) 
sich vor einigen Tagen damit gebrüstet hat, daß 
er in der Abwehr sogenannter kommunistischer 
Agenten aufs engste mit dem Spionagedienst 
einer ausländischen Macht zusammenarbeite. 
(Unruhe und Zurufe von der Mitte: Was 
machen Sie denn? — Zurufe rechts: 

Wer? Wer?) 

— Meine Damen und Herren, Sie kennen den 
Namen sehr genau, er weiß es selbst auch! 

(Abg. Strauß: Aufgelegter Schwindel!) 

Es handelt sich hier um eine Vortäuschung, um 
ein abgekartetes Spiel 

(erregte Zurufe von der Mitte, rechts und 
von der SPD: Schluß! Runter!) 
mit kriminellen Vorwänden, um einen politischen 
Prozeß zu führen. 

(Dauernde Schlußrufe.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter 
Fisch, Sie haben eben behauptet, hier würde ein 
abgekartetes Spiel mit kriminellen Elementen — 

Fisch (KPD): Mit kriminellen Vorwänden! 

& Vizepräsident Dr. Schäfer: — mit kriminellen 
Vorw^den getrieben. Die Beschuldigung ist ge- 
nau dieselbe. Ich rufe Sie zum zweiten Male zur 
Ordnung und mache Sie auf die Folgen des dritten 
Ordnungsrufs aufmerksam! 

(Lebhafter Beifall. — Abg. Strauß: 

Schmeißt ihn doch raus! Seit wann 
dürfen Mördervertreter hier sprechen?) 

Fisch (KPD): Meine Damen und Herren! Sie 
haben hier Beschuldigungen zusammengestellt, 
die nicht die Spur von Beweisen enthalten. Es 
handelt sich um lächerliche Angaben, um Wieder- 
gaben einer mehr als dubiosen Person, Angaben, 
die in keiner einzigen Frage geprüft worden sind. 
Ich frage Sie, meine Damen und Herren, wenn 
Sie die Absicht gehabt hätten, ein ehrliches 
Untersuchungsverfahren zu führen, warum haben 

Sie den Vertreter meiner Fraktion 

(Dauernde Unruhe. — Schlußrufe von 
allen Parteien mit Ausnahme der ICPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter 
Fisch! Sie haben dem Hause durch Ihren Be- 
dingungsatz die Absicht unterstellt, eine unehr- 
liche Untersuchung zu betreiben. 

Fisch (KPD): Jawohl! 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich rufe Sie zum 

dritten Mal zur Ordnung und ersuche Sie, Ihren 
Platz einzunehmen. 

Fisch (KPD): Herr Präsident, 

(Erneute Schlußrufe.) 


Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter! ^ 
Ich entziehe Ihnen das Wort! 

(Zurufe: Schluß! Raus!) 

Fisch (KPD): Ich habe hier die Beweise! 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter 
Fisch! Ich schließe Sie vom weiteren Verlauf der 
Sitzimg aus! 

(Lebhafter Beifall und Bravo-Rufe im 
ganzen Haus. — Große Erregung. — 

Zurufe: Unerhört, so etwas! Pfui Teufel! 

— Abg. Strauß: Verbrecher laufen hier 
herum! — Glocke des Präsidenten. — 

Weitere Zurufe: Raus! Raus!) 

— Herr Abgeordneter Fisch, ich habe Sie aufge- 
fordert, den Sitzungssaal zu verlassen. Da Sie es 
nicht tun, schließe ich Sie auf 30 Sitzungstage von 
den Beratungen aus. 

(Stürmischer Beifall bei allen Fraktionen 
mit Ausnahme der KPD. — Abg. Fisch: 

Herr Präsident, ich mache Sie darauf 
aufmerksam, ) 

— Herr Abgeordneter Fisch, Sie haben mich aui 
nichts aufmerksam zu machen! Ich ersuche Sü 
sofort den Sitzungssaal zu verlassen! 

(Lebhafter Beifall in der Mitte, bei der 
SPD und rechts. — Abg. Fisch verläßt 
mit Abgeordneten der kommunistischen 
Fraktion den Saal. — Abg. Frau Thiele: 

Das ist Demokratie! — Große Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damne und 
Herren! Wir fahren in der Beratung fort. Wei- 
tere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir 
kommen zur Abstimmung. Es liegt Ihnen die 
Drucksache Zu Nr. 993 mit dem Antrag des Aus- Cö 
Schusses vor, die Immunität des Abgeordneten 
Reimann aufzuheben. 

Ich bitte diejenigen, die dem Ausschußantrag 
zustimmen, die Hand zu erheben. — 

(Abg. Paul [Düsseldorf]: Das ist die 
Einheitsfront!) 

Ich bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag ist 
gegen wenige Stimmen angenommen. 

(Abg. Strauß: Da haben wir wieder einen 
weniger!) 

Ich rufe nunmehr den Punkt 6 der Tagesord- 
nung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Bildung eines vor- 
läufigen Bewertungsbeirates (Nr. 975 der 
Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Fi- 
nanz- und Steuerfragen (11. Ausschuß) (Nr. 
1153 der Drucksachen). 

(Erste Beratung: 70. Sitzxmg.) 

Als Berichterstatter hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Kneipp das Wort. 

Dr. Kneipp (FDP), Berichterstatter; Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Als der Bun- 
desfinanzminister hier am 21. Juni den (xesetzent- 
wurf einführte, legte er dar, daß die Schaffung 
eines vorläufigen Bewertungsbeirates der Neu- 
fesistellimg der Einheitswerte des fand- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens dienen solle. 

(Dauernde Unruhe.) 

Er gab an, daß es sich um einen vorläufigen Be- 
wertungsbeirat handle; er legte auch die Gründe 
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CA) dar, warum man einen solchen vorläufigen Be- 
wertungsbeirat schaffe. Er gab an, daß der Be- 
wertungsbeirat als solcher im Reichsbewertungs- 
gesetz verankert sei. Dieses Reichsbewertungs- 
gesetz selbst bedürfe dringend einer Erneuerung, 
einer Umänderung, einer , Umgestaltung, um den 
neuzeitlichen Verhältnissen, den Erkenntnissen der 
letzten Jahre auf dem Gebiet der Bodenbewer- 
tung Rechnung tragen zu können. Es sei aber 
bis jetzt noch nicht möglich, dieses neue Bewer- 
tungsgesetz als Bundesbewertungsgesetz den par- 
lamentarischen Körperschaften vorzulegen. Es sei 
aber erwünscht, daß die Arbeit der Körperschaf- 
ten, die die Bewertung des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens vorzubereiten haben, so- 
bald wie möglich beginnen könne. Der zu schaf- 
fende Bewertungsbeirat solle dann später in der 
endgültigen Gestaltung des Bewertungsgesetzes 
seine entsprechende gesetzliche Fixierung finden, 
und dann solle er in einen endgültigen Bewer- 
tungsbeirat übergehen. 

Der Minister der Finanzen wies weiter darauf 
hin, daß normalerweise alle sechs Jahre eine solche 
Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögens üblich und gesetzlich festgelegt gewesen 
wäre. Die letzte Hauptfeststellung sei aber am 
1. 1. 1935 erfolgt. Durch den Krieg und die Nadi- 
kriegsereignisse hätte es sich bisher nicht er- 
möglichen lassen, eine neue Bewertung durchzu- 
führen. 

Der Gesetzentwurf hat praktisch zwei wesent- 
liche Grundlagen, die auch im Ausschuß ent- 
sprechend herausgestellt worden sind: 1.) die 
organisatorische Gestaltung des Bewertungsbei- 
rates und 2.) die diesem vorläufigen Bewertungs- 
beirat zu übertragenden Aufgabengebiete. Organi- 

(B) satorisch war die Sache bisher so, daß der Reichs- 
bewertungsbeirat früher drei Abteilungen hatte: 
eine Landwirtschafts-, eine Forstwirtschafts- und 
eine Weinbauabteilung. Diese drei Abteilungen 
hatten jeweils ihre entsprechenden Sachgebiete 
zu bearbeiten. Man hat schon bei den ersten An- 
fängen der Arbeit des Reichsbewertüngsb eirat es 
festgestellt, daß eine vierte Abteilung für den 
Gartenbau ein unbedingtes Erfordernis wäre und 
hat auch — ohne gesetzliche Umrahmung einer 
solchen Abteilung — diese vierte Abteilung, die 
Gartenbauabteilung, durch Heranziehung geeig- 
neter Sachverständigen bereits gebildet gehabt. 
Der Gesetzentwurf sieht nunmehr diese Garten- 
bauabteilung endgültig vor. 

Es ist im Ausschuß die Frage aufgeworfen 
worden, ob mit diesen vier Abteilungen die Um- 
rahmung, die Organisation des Bewertungsbei- 
rates abgeschlossen wäre. Es sind zwei Fragen 
aufgeworfen worden. Erstens die Schaffung einer 
Koordinationsabteilung, ' die alle diese vier Aus- 
schüsse in ihrer Arbeit umrahmt, die dafür , Sorge 
trägt, daß die Ausschüsse auf ein einheitliches 
Bewertungsziel hingelenkt werden und daß auf 
diese Weise die Arbeit auch ein kompaktes Ganze 
darstellt, das sich sehen lassen kann. Demgemäß 
ist die Anregung, eine Koordinationsabteilung als 
fünfte Abteilung hinzuzutun, vom Ausschuß ein- 
stimmig angenommen worden. Sie setzt sich aus 
je einem oder zwei Mitgliedern der anderen Be- 
wertungsabteilungen zusammen, so daß also eine 
besondere Ernennung dieser Mitglieder außerhalb 
der bisher bestehenden Ausschüsse nicht nötig 
war. 

Dann ist die Frage aufgeworfen worden, und 
es- wurde ein entsprechender Antrag gestellt 


das wurde schon in der Plenarsitzung vom C 
21. Juni hier erwähnt — , auch eine Udland- 
abteilung zu bilden. Bei dem Antrag auf Schaffung 
einer solchen Abteilung wurde darauf hinge- 
wiesen, daß gerade in Norddeutschland beträcht- 
lich große Flächen Ödlandes seien, unter beson- 
derem Hinweis auf die Moore, und daß es doch 
richtig wäre, um ein Gesamtbild der Bewertung 
zu bekommen, für diese Ödlandflächen eine be- 
sondere Abteilung zu schaffen. Es wurde auch 
deshalb die Schaffung einer solchen Ödland- 
abteilung . für wünschenswert erklärt, weil dann 
diese Ödlandflächen in die steuerliche Bewertung 
und in die steuerliche Veranlagung hereinge- 
nommen werden könnten und damit für manchen 
Eigentümer einer solchen Ödlandfläche ein be- 
sonderer Anreiz gegeben wäre, dieses Ödland einer 
einigermaßen ausreichenden Bearbeitung und Be- 
treuung entgegenzuführen. Der Ausschuß hat je- 
doch diesen Antrag abgelehnt, so daß es also 
einschließlich der Koordinationsabteilung, die neu 
ist, bei den fünf Abteilungen bleibt. 

Dann ist im Ausschuß die Frage aufgeworfen 
worden: Wer soll denn nunmehr Vorschläge für die 
in die Ausschüsse zu entsendenden Mitglieder 
machen? — Der alte Reichsbewertungsbeirat 
konnte sich mit seiner Arbeit sehen lassen. Er hat 
eine sehr gründliche Arbeit geleistet, hat die an 
sich doch im Reichsbewertungsgesetz vom Jahre 
1925 völlig neu gestellte Aufgabe musterhaft durch- 
geführt, hat das System entsprechend ausgebaut 
und hätte dann schließlich eine auch individuell 
durchaus ordnungsgemäße Bewertung zustande ge- 
bracht, wenn nicht der Krieg all diese Sachen 
nebenhin gestellt hätte. Die früheren Mitglieder 
sind den zuständigen Stellen durch den deutschen 
Landwirtschaftsrat vorgeschlagen worden, der vor (j» 
Durchführung der Ernennung oder der Zusammen- 
stellung seiner Vorschläge alle bäuerlichen, wein- 
baulichen, gärtnerischen und forstwirtschaftlichen 
Organisationen heranzog. Es sind also wirklich 
Leute in den Vordergrund gestellt worden, die auf 
diesem Gebiet äußerste Sachverständnis an den 
Tag legten. 

Im Gesetz wird klar herausgestellt, daß die Be- 
treffenden, die in diese Gremien hineinkommen, 
unter allen Umständen Sachverständige sein müs- 
sen, In dem Ausschußbeschluß wird dargelegt, daß 
die Berufsorganisationen der Land- und Forst- 
wirtschaft zu hören seien, und zwar wird dieses 
Anhörungsrecht dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten übertragen, der 
seine gesammelten Vorschläge dann an den zu- 
ständigen Bundesminister der Finanzen weitergibt, 
der sie dem Bundesrat zur Genehmigung vc^rlegt. 
Der Bundesrat wird also hier mit der Aufgabe be- 
auftragt, die Ernennung durchzuführen, um auf 
diese Weise — wir haben ja einen auf föderativer 
Grundlage aufgebauten Bund — den Ländern die 
Möglichkeit zu geben, daß auch aus allen Ländern 
möglichst entsprechende Sachverständige herein- 
geholt werden können. 

Die weitere wichtige Frage war noch die Her- 
einnahme der Arbeiten der Reichsbodenschätzung 
in diesen Gesetzentwurf. Wir haben ja im Jahre 
1934 ein Reichsbodenschätzungsgesetz bekommen, 
das zwar nicht wie im Reichsbewertungsgesetz die 
Bewertung der landwirtschaftlichen Betriebe in 
seinem Mittelpunkt vorsah, sondern das grund- 
sätzlich jedes Einzelgrundstück bewertete und in 
einen entsprechenden Vergleich mit ausgewählten 
Mustergrundstücken stellte. Die Ergebnisse dieser 
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CA) Reichsbodenschätzung sollten letzthin in ein 
Reichsbodenkataster münden und sollten die 
Grundlage auch für die Flurbereinigung abgeben 
und für sonstige wichtige volkswirtschaftliche 
Zwecke. Leider sind auch diese Arbeiten durch 
den Krieg unterbrochen worden. Sie sind von einer 
Reihe von Ländern weitergeführt worden. Sie sind 
aber noch nicht an ihren Abschluß heran- 
gekommen. 

Im Ausschuß ist eingehend die Frage aufgewor- 
fen worden: Wie bringen wir die Ergebnisse der 
Arbeiten der Reichsbodenschätzung in die Arbeit 
des Bewertungsbeirates hinein? — Es war allen 
Mitgliedern des Ausschusses klar, daß an die Neu- 
bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Bo- 
dens nur dann mit Aussicht auf Erfolg heran- 
gegangen werden könnte, wenn überall die Er- 
gebnisse der Reichsbodenschätzung vorlägen. Lei- 
der konnte der anwesende Vertreter des Ministe- 
riums der Finanzen überhaupt keine Auskunft 
über den Umfang der durchgeführten Arbeiten der 
Reichsbodenschätzung geben. Man konnte von ihm 
sagen: Er wußte nur, daß er nichts wisse. — Er 
meinte schließlich, es würde noch bis zum Jahre 
1958 dauern, bis die Arbeiten in allen Ländern 
durchgeführt seien. Es wurde daraufhin im Aus- 
schuß beschlossen, die Dauer des vorläufigen Be- 
wertungsbeirates um ein weiteres Jahr zu ver- 
längern, also nicht, wie es die Regierungsvorlage 
vorsah, zunächst einmal mit dem 31, Dezember 
1951 abzuschließen, sondern erst mit dem 31. De- 
zember 1952. Man war sich klar darüber: Wenn 
jetzt bei den Bewertungsarbeiten in einer Reihe 
von Ländern auf die Ergebnisse der Reichsboden- 
schätzung zurückgegriffen würde und in den an- 
deren Ländern noch nicht darauf zurückgegriffen 

CB) werden könnte, dann entstünde ein Torso, eine 
nicht gerechte Veranlagung; aber eine Veranla- 
gung müsse doch unter allen Umständen gerecht 
sein. Wie wichtig die Ergebnisse aus diesen Schät- 
zungsarbeiten sind, brauche ich Ihnen nicht näher 
zu erläutern. Ich darf darauf hinweisen, daß sich 
auch der Lastenausgleich auf den Einheitswerten 
usw. aufbaut. 

Das sind die wesentlichsten Beschlüsse, die im 
Ausschuß gefaßt worden sind. Man hat sich c’ann 
noch darüber unterhalten: Welches soll der genaue 
Umfang der Aufgaben des Bewertungsbeirates 
sein? — Die Regierungsvorlage sah in § 4 vor, daß 
die Bestimmungen des Reichsbewertungsgesetzes 
nicht anwendbar sein sollten. Damit verlor aber 
nach Auffassung des Ausschusses der Bewertungs- 
beirat praktisch seine Stütze und seinen Halt. Aus 
diesem Grunde ist der § 4 einstimmig vom Aus- 
schuß gestrichen worden, um durch Hereinnahme 
der Bestimmungen des Bewertungsgesetzes, haupt- 
sächlich des § 43, dem Bewertungsbeirat sozusagen 
seinen Halt zu geben. 

Schließlich war als letzte Frage noch zu klären: 
Soll man neben dem Bewertungsbeirat noch den 
Reichsschätzungsbeirat, der auf Grund des Reichs- 
bodenschätzungsgesetzes vom Jahre 1934 geschaffen 
wurde, weiter beibehalten? — Der Ausschuß hat 
einstimmig beschlossen, dieses Aufgabengebiet mit 
den Aufgaben des Bewertungsbeirates zu ver- 
einigen. 

Ich darf Sie namens des Ausschusses bitten, 
diesen Beschlüssen, die Sie auf Drucksache Nr. 
1158 finden, Ihre Zustimmung zu erteilen. 

(Beifall.) 


Vizepräsident Dr, Schäfer: Ich danke dem ^ 

Herrn Berichterstatter. Für die Aussprache 
schlägt der Ältestenrat eine Gesamtredezeit von 
40 Minuten vor." — Da kein Widerspruch erhoben 
wird, nehme ich Ihre Zustimmung an. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Schmidt 
(Niedersachsen), 8 Minuten! 

Dr. Schmidt (Niedersachsen) (SPD): Ich habe 
die Ehre, den Änderungsantrag der SPD-Frak- 
tion Drucksache Nr. 1235 zu begründen. Ich kann 
mich dabei verhältnismäßig kurz fassen. Wir 
wünschen in § 1 Abs, 1 die Worte: „auf der 
Grundlage der Bodenschätzung“ hinzuzufügen. 

Meine Damen und Herren! Ich halte es für 
zweckmäßig, daß wir dem vorläufigen Bewer- 
tung sbeirat von vornherein klare Arbeitsricht- 
linien an die Hand geben; denn wenn wir das 
nicht tun, könnten wir Gefahr laufen, daß es 
praktisch gar keine neue Hauptfeststellung der 
Einheitswerte werden würde, sondern nur eine 
normale Fortschreibung. Wir sollten schon des- 
halb die Bodenschätzung zur Grundlage der neuen 
Hauptfeststellung machen, weil ja die Boden- 
schätzung mit ungeheuren Steuergeldern durchge- 
führt worden ist bzw. noch durthgeführt wird 
und damit die Bodenschätzung überhaupt einmal 
zum Tragen kommt. Der Einwand, daß die Schät- 
zung nicht beendet sei, trifft zwar formal zu, aber 
ich glaube, wenn wir diesen Passus einbauen, er- 
gibt sich die Verpflichtung für das Finanzministe- 
rium, diese Bodenschätzung so schnell wie möglich 
zu beenden. 

über die Bedeutung und über die Fortführung 
der Bodenschätzung waren wir uns ja im Finanz- 
ausschuß alle einig, und ich glaube, daß der Herr 
Finanzminister an den im Protokoll festgehaltenen 
Wünschen des Ausschusses nicht wird Vorbeigehen 
können. Ich möchte meinen, daß wir eher die 
Haupt fest Stellung um ein Jahr verschieben könn- 
ten, als die Verwendung längst überholter, fast 
hundert Jahre alter Unterlagen in dieser neuen 
Hauptfeststellung zuzulassen. Ich meine also, wir 
sollten dem Beirat mit der Einfügung der Worte: 
„auf der Grundlage der Bodenschätzung“ eine 
Marschroute geben. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Wo sollen die 
Worte hin?) 

— ■ Die Worte kommen zwischen die Worte: „Ver- 
mögen“ und „wird“ in § 1 Abs. 1. 

In § 1 Abs. 2 wünschen wir nach wie vor die 
Aufnahme einer Ödlandabteilung. Unter Ödland 
versteht man ja sehr verschiedenes. Es gibt dabei 
natürlich vieles; ich denke z. B. an Felsen, Geröll, 
Kiese usw. Natürlich kann man derartige Flächen 
nicht schätzen, und wir wollen hier auch keine 
Bewertung, aber es gibt auch unter dieser Rubrik 
Flächen, die man durchaus nutzbar machen kann 
und die dann rentable Erträge ergeben. Wir 
haben im Bundesgebiet V 4 Millionen ha Ödland, 
und davon sind nach wissenschaftlichen Un- 
terlagen allein eine halbe Million ha kulti- 
vierbares Ödland. Diese Flächen sind bisher 
niemals bewertet worden; sie sind auch 
steuerfiskalisch gar nicht erfaßt, aber seit Jahr- 
zehnten verlangt die landwirtschaftliche Wissen- 
schaft und ebenso, wie ich meinen möchte, die Fi- 
nanzwissenschaft eine Bewertung dieser Flächen. 
Es wird Aufgabe der Ödlandabteilung sein, die 
vorbereitenden Arbeiten für die Entwicklung der 
Richtlinien für die Gruppierung der Grundstücke, 
die bisher als öd- und Unland ausgewiesen wa- 
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(A) ren, zu vollziehen. Die Ödlandabteilung hat nicht 
die Aufgabe, schon die Bewertung vorzunehmen. 
Sie soll nur die Grundlage für die Regelung der 
Fragen schaffen, ob und in welcher Weise dieses 
nutzbare Ödland einmal zu bewerten wäre. Diese 
Aufgabe kann auch nicht, wie im Ausschuß gesagt 
worden ist, durch die landwirtschaftliche Abtei- 
lung geleistet werden. Ich glaube, die landwirt- 
schaftliche Abteilung in dem Bewertungsbeirat 
hat derart große Aufgaben, daß man diese — 
schon allein, weil es ja ein neues Gebiet ist — 
einer eigenen Abteilung zuführen sollte. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, möchte 
ich Sie bitten, diesen beiden Anträgen zuzustim- 
men. Sie haben nichts mit einer Parteiforderung 
zu tun; es sind Forderungen, die die landwirt- 
schaftliche Betriebs Wissenschaft schon seit Jahr- 
zehnten erhebt. Ich weiß, daß ich mit dem Kolle- 
gen Kneipp in all diesen Fragen einiggehe; uns 
trennen nur rein technische Bedenken, und ich 
möchte insbesondere den Kollegen Kneipp bitten, 
diese technischen Bedenken zurückzustellen und 
unseren Anträgen zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schöfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Kneipp. 

Dr. Kneipp (FDP): Meine Damen und Herren! 
Bereits im Ausschuß habe ich darauf hingewiesen, 
daß es nicht in Ordnung gehe, eine neue Einheits- 
bewertung schon restlos durchzuführen — mit so 
ungleichen Vorzeichen, wenn ich so sagen darf. 
Ich erwähne den Kreis Friedberg. Der Finanzamts- 
bezirk Friedberg hat seine Reichsbodenschätzung 
restlos abgeschlossen. Die Bewertungen, die eine 
Unterabteilung des Bewertungsbeirates in dem 
Kreis Friedberg vornimmt, stoßen auf völlig neue 
exakte Ergebnisse der Reichsbodenschätzung. Der 
Kreis Lauterbach in Hessen steckt noch sozusagen 
im embryonalen Zustand bei der Reichsboden- 
schätzung. 

(Heiterkeit.) 

Es sind nur einige wenige Arbeiten durchgeführt. 
Nur ein ganz bescheidener kleiner Teil der Objekte 
ist überhaupt bodengeschätzt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist nicht wahr!) 

Wenn jetzt dort eine Reihe von Grundstücken oder 
Betrieben bewertet wird und man nicht auf die Er- 
gebnisse der Reichsbodenschätzung zurückkommen 
kann, dann gibt es natürlich eine ungleiche Be- 
wertung. Die Bewertung soll aber im ganzen Deut- 
schen Reich sozusagen nach gleichem Muster durch- 
geführt werden. Deshalb würde ich es begrüßen 
und stimme da dem Herrn Kollegen Schmidt 
durchaus zu, wenn man die endgültige, die ab- 
schließende Einheitsbewertung für den gesamten Be- 
sitz noch um einige Jahre hinausschöbe. Gleichwohl 
kann aber der Ausschuß seine Arbeit jetzt schon 
beginnen, allerdings mit der Gefahr, daß er dann, 
wenn die Ergebnisse der Reichsbodenschätzung in 
den anderen Finanzamtsbezirken vorliegen, diese 
seine Arbeiten rektifizieren muß. Daran ist nichts 
zu machen. Es wird also die Arbeit nicht so vor sich 
gehen können, wie sie natürlicherweise vor sich 
gehen müßte. 

Mit der Frage der Ödlandabteilung habe ich mich 
schon als Berichterstatter beschäftigt. Ich habe Kol- 
legen Schmidt vorhin gesagt: Lassen Sie doch den 
Gedanken einer Ödlandabteilung fallen, auch schon 
aus rein technischen Gründen. Die Anzahl der 
Leute, die in den Bewertungsarbeiten erfahren 


sind — ich denke an die beamteten — , ist so ge- D 
ring, daß diese Leute ihr Hauptaugenmerk darauf 
richten müssen, rechtzeitig mit der landwirtschaft- 
lichen, gärtnerischen, forstwirtschaftlichen und 
weinbaulichen Bewertung fertig zu werden. Denn 
das ist ja immer derselbe kleine Kreis, und wenn 
sich dieser Kreis jetzt an Objekte wenden soll, die 
praktisch erst in zweiter, dritter und vierter Linie 
kommen, die viel zu unbedeutend sind, als daß sie 
jetzt schon hereingenommen werden können und 
sollen, dann zersplittern sie ihre Kraft. Ich bitte 
Sie deshalb, den Antrag der SPD betreffend Schaf- 
fung einer Ödlandabteilung unter allen Umständen 
abzulehnen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Niedersachsen]: Darf ich 
noch einmal ums Wort bitten?) 

Vizepräsident Dr Schäfer: Herr Abgeordneter 
Schmidt, ich weiß nicht, wie weit die Redezeit noch 
ausreicht. 

Dr. Schmidt (Niedersachsen) (SPD): Nur eine 
kleine Bemerkung. Meine Damen und Herren, ich 
möchte eines richtigstellen: soviel mir bekannt ist, 
sind fast 80 aller landwirtschaftlichen Nutzflä- 
chen bereits geschätzt, und ich habe auch vernom- 
men, daß die Schätzung bei normaler Ansetzung 
der Schätzungskommissionen in einem Jahr, spä- 
testens in zwei Jahren, abgeschlossen sein kann. 
Das also ist kein Grund, diesen Antrag abzuleh- 
nen. 

Im übrigen möchte ich noch eins sagen: Ich bin 
fest davon überzeugt: wenn damals in der Sitzung 
des Finanzausschusses das Finanzministerium bes- 
ser vertreten gewesen wäre, vielleicht durch den 
jetzigen Sachbearbeiter, den ehemaligen Ministe- 
rialrat Herzog, dann gäbe es gar keinen Antrag ^ 
der SPD; dann wären die Punkte, die wir in unse- 
rem Antrag vorgelegt haben, bereits von Ihnen 
allen genehmigt worden. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wartner. 

Wartner (BP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte nur mit wenigen Sätzen sagen, 
daß ich mich den Ausführungen meiner Vorredner 
anschließe, daß die neue Einheitsbewertung zurück- 
gestellt werden soll, bis die endgültige Boden- 
schätzung durchgeführt ist. Bei uns in Bayern 
wurde die Bodenschätzung sofort nach Kriegsende 
wieder neu aufgegriffen, und es wird nicht mehr 
allzu lange dauern, dann wird sie dort durchge- 
führt sein. Wir würden es als ein Unrecht ansehen, 
wenn die bereits vorgenommene Bodenschätzung, 
die ja auch einen wesentlichen Teil finanzieller 
Kosten verursachte, bei der neuen Einheitsbewer- 
tung unberücksichtigt bleiben müßte. Ich schließe 
mich deshalb — ich wiederhole es — den Vorred- 
nern an und bitte darum, daß die neue Einheitsbe- 
wertung solange zurückgestellt wird, bis die Boden- 
schätzung endgültig überall durchgeführt ist. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. 

(Zuruf von der FDP: Doch!) 

— Ich habe keine gehabt. Für Ihre Fraktion besteht 
keine Redezeit mehr; sie ist von Herrn Dr. Kneipp 
bereits in Anspruch genommen. 

(Abg. Dr. Kneipp: Ich habe aber nur 2 Mi- 
nuten in Anspruch genommen!) 
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(A) — Nein, nein! Sie haben als Berichterstatter und 
dann doch auch für die Fraktion gesprochen. 

(Abg. Dr. Kneipp: Als Berichterstatter 
werde ich ja nicht gezählt!) 

— Bei der zweiten Wortmeldung waren Sie nicht 
mehr Berichterstatter, sondern Sprecher für die 
Fraktion. 

(Abg. Dr. Kneipp: Ich habe 2 Minuten ge- 
sprochen!) 

— Ich habe das nicht verfolgt. Ich habe nicht ge- 
wußt, daß von einer Fraktion in der Angelegenheit 
ZV/ ei Sprecher vorgesehen waren. Ich glaube, meine 
Damen und Herren, wir müssen uns in diesem 
Falle doch an unsere Redezeitökonomie halten. 
(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir kommen also zur Abstimmung. Ich rufe auf 
§ 1. Dazu liegt ein Abänderungsantrag der SPD 
auf Drucksache Nr. 1235, Ziffer 1, vor. Wer für 
diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich, die 
Hand zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — 
Das letzte ist die Mehrheit. Der Antrag ist abge- 
lehnt. 

Es liegt weiter ein Abänderungsantrag der SPD 
zu § 1 Abs. 2 Satz 1 vor. Wer für diesen Abände- 
rungsantrag ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — 

(Zuruf links: Sie sind aus Prinzip dagegen, 
daß man SPD-Anträge annimmt! — Zuruf 
rechts: Wir denken gar nicht daran! Wir 
sind nur gegen die Ödlandabteilung!) 

Das letztere ist die Mehrheit. Der Antrag ist ab- 
gelehnt. 

(Zurufe links.) 

Wer nunmehr für den § 1 in der Fassung des 
^ Ausschußvorschlages ist, den bitte ich, die Hand 
^ zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — Gegen 
wenige Stimmen angenommen. 

Ich rufe auf § 2. Da liegt der Abänderungsantrag 
der SPD auf Drucksache Nr. 1235 Ziffer 3 vor. 
(Abg. Schmidt (Niedersachsen): Zur Ge- 
schäftsordnung! Der ist ja hinfällig gewor- 
den! — Zuruf von der CDU: Der erübrigt 
sich!) 

— Er ist also hinfällig geworden. Es erhebt sich 
gegen die Feststellung der Hinfälligkeit kein Wi- 
derspruch. Das ist die Auffassung des Hauses. 

Wer also für Annahme des § 2 in der Fassung 
des Ausschußvorschlages ist, den bitte ich, die 
Hand zu erheben. — Das ist die Mehrheit; es ist so 
beschlossen. 

§ 3 keine Änderung, § 4 entfällt, - § 5, - § 6, 
— Einleitung und Überschrift. — Wer den eben auf- 
gerufenen Paragraphen und der Einleitung und 
Überschrift in der Fassung des Ausschußvorschla- 
ges zustimmt, den bitte ich, die Hand zu erheben. 
— Das ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. Ich 
schließe damit die zweite Beratung. 

Ich eröffne die 

dritte Beratung, 

Wird das Wort gewünscht? 

(Abg. Dr. Kneipp: Nur eine kurze techni- 
sche Bemerkung: Es muß beschlossen wer- 
den, daß § 5 zu § 4 und § 6 zu § 5 wird!) 

— Dazu bedarf es nicht eines besonderen Beschlus- 
ses. Das sind redaktionelle Änderungen, die ohne 
weiteres vorgenommen werden können. 

Meine Damen und Herren! Wer für die Annahme 
des soeben in zweiter Beratung beschlossenen Ge- 
setzes im ganzen ist, den bitte ich, die Hand zu er- 


heben. — Das ist die Mehrheit; damit ist das Ge- O 
setz auch in dritter Beratung angenommen und ver- 
abschiedet. 

Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bun- 
des und der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes (Nr. 924 der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses zum 
Schutze der Verfassung (5. Ausschuß) (Nr. 1209 
der Drucksachen). 

(Erste Beratung: 65. Sitzung.) 

(Abg. Dr. von Merkatz: Zur Geschäfts- 
ordnung!) 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Herr 
Abgeordnete Dr. von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! MeineDa- 
men und Herren! Im Hinblick darauf, daß wegen 
dieses Entwurfs noch einige verfassungsrechtliche 
Bedenken bestehen, die hier im Plenum nicht aus- 
geräumt werden können, und mit Rücksicht darauf, 
daß weitere Vorschläge, die eine gute Diskussions- 
grundlage bilden, gemacht worden sind, beantrage 
ich, diesen Entwurf heute abzusetzen und an den 
Ausschuß zurückzuverweisen mit dem Ziel, bereits 
morgen vormittag eine Ausschußsitzung stattfinden 
zu lassen, damit das Gesetz noch morgen auf die Ta- 
gesordnung gesetzt und verabschiedet werden kann. 
(Abg. Dr, von Brentano: Einverstanden!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer; Meine Damen und 
Herren, Sie haben den Antrag des Herrn Abgeord- 
neten Dr. von Merkatz gehört, die Vorlage noch- 
mals an den zuständigen Ausschuß zurückzuverwei- 
sen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, die CD) 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das erste war die Mehrheit; damit ist so beschlos- 
sen. Ich nehme an, daß dieser Beschluß Ihre Absicht 
einschließt, auch die dazu vorliegenden Abände- 
rungsanträge dem Ausschuß zu überweisen. 

(Abg. Dr. Laforet: Es liegen keine vor! — 

Abg. Dr. von Brentano: Auf die Tagesord- 
nung von morgen!) 

— Jawohl, auf die Tagesordnung von morgen. 

Ich rufe nunmehr auf die 
Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Verkehr mit Milch-, Milcherzeugnis- 
sen und Fetten — Milch- und Fettgesetz — 
(Nr. 1243 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat hat nachträglich beschlossen, die 
Vorlage an dieser Stelle in die Tagesordnung ein- 
zuschieben. Er hat weiter vorgesehen, angesichts 
der ausführlichen schriftlichen Begründung auf eine 
mündliche Begründung und ebenfalls auf eine De- 
batte zu verzichten. Ich darf Ihnen daher Vor- 
schlägen, die Drucksache Nr. 1243 dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu über- 
weisen. Ich bitte diejenigen, die diesem Antrag 
zustimmen wollen, die Hand zu erheben. — Das ist 
die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr auf Punkt 8 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs ei- 
nes Gesetzes über den Verkehr mit Getreide 
und Futtermitteln (Getreidegesetz) (Nr. 968 der 
Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten (19. Ausschuß) 
(Nr. 1224 der Drucksachen). 

(Erste Beratung: 65. Sitzung.) 
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CA) Ich darf darauf aufmerksam machen, daß der Äl- 
testenrat für die Berichterstattung eine Redezeit von 
10 Minuten und für die Debatte eine Gesamtredezeit 
von 60 Minuten vorgesehen hat. Ich höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Das Wort zur Berichterstattung hat der Herr Ab- 
geordnete Dr. Horlacher. 

Dr. Horlacher (CSU), Berichterstatter: Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Getreidegesetz 
hat den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zum erstenmal in seiner Sitzung vom 
17. Mai 1950 informatorisch beschäftigt. Dort haben 
Bundesminister Niklas und Ministerialdirektor Stab 
einen Überblick über die Grundsätze des Gesetzes 
gegeben. Insbesondere wurden die Hauptpunkte des 
Gesetzes hervorgehoben: eine ausreichende Vor- 
ratshaltung an Getreide sei notwendig, die Festset- 
zung stabiler Preise, die Aufstellung eines Versor- 
gungsplanes, die Ermächtigung an die Regierung 
bezüglich verschiedener Ausmahlungsvorschriften, 
dann die Verarbeitungsregelung der Mühlen, die 
Schaffung einer eigenen Einfuhr- und Vorratsstelle 
und gewisse Maßnahmen zur Preisregelung. Ich 
darf in diesem Zusammenhang auf die Rede des 
Herrn Landwirtschaf tsministers Niklas bei Einbrin- 
gung des Gesetzes verweisen. 

Es wurde dann in einer Sitzung vom 31. Mai eine 
allgemeine Aussprache über das Getreidegesetz ge- 
pflogen. Auf die Ergebnisse dieser Aussprache wer- 
de ich bei der Berichterstattung über die einzelnen 
Paragraphen noch zurückkommen. Es gab dann ein 
kleines Zwischenspiel am 7. Juni in einer Sitzung, 
in der insbesondere von dem Abgeordneten Dr. 
Müller (CDU/CSU) verlangt wurde, daß erst be- 
stimmte Vorfragen des Getreidegesetzes geklärt 
werden müßten, vor allem die Frage der Subven- 
tionierung. Damals wurde beschlossen, den Herrn 
Bundeskanzler, sowie die Herren Bundesminister 
für Finanzen, Wirtschaft und Ernährung einzula- 
den, um von diesen Herren die entsprechenden 
Aufschlüsse zu bekommen. Es haben dann auch sol- 
che Zwischenbesprechungen stattgefunden, und da- 
nach wurde an die Einzelberatung des Gesetzes 
herangegangen. Ich darf dazu nun folgendes fest- 
stellen. 

Der Ausschuß war einstimmig der Meinung, daß 
auf dem landwirtschaftlichen Gebiet eine gewisse 
Ordnung notwendig sei. Dieses Getreidegesetz ist 
nun das erste der hier zu behandelnden Agrarge- 
setze, die eigentlich bis zum 1. Juli verabschiedet 
sein sollten. Bei der Beratung des Gesetzes hat man 
die Beschlüsse des Bundesrates im allgemeinen an- 
erkannt. Es sind nur unwesentliche Bestimmungen, 
bei denen man den Vorschlägen des Bundesrates 
nicht gefolgt ist. 

Der eine Punkt ist, daß bei der Vermahlungsre- 
gel ang dem Interesse der heimatvertriebenen Mül- 
ler Rechnung getragen werden soll. Dieser Punkt 
v^^urde im Grundsatz anerkannt, aber es wurde all- 
gemein zum Ausdruck gebracht, daß hier nicht der 
Platz sei, um das im Getreidegesetz zu regeln. Das 
muß an anderer Stelle geschehen. Die Regierung 
wurde beauftragt, gewisse Maßnahmen durch an- 
dere Stellen vorzunehmen. 

Hauptdifferenzpunkte des Gesetzes sind in der 
Aussprache gewesen: a) die Preisfestsetzung. Hier 
lag ein Antrag der SPD vor, an Stelle des § 2 des 
Entwurfs, der von der Versorgungsregelung spricht, 
die Preisregelung festzusetzen. Hier sollte es 
heißen: 

Durch Bundesgesetz' werden rechtzeitig im 


voraus für jedes Getreide Wirtschaftsjahr die (O 
Preise für Getreide festgelegt. 

Der Bundesminister hat seine Aufsichts- und 
Weisungsbefugnisse über die durch dieses Ge- 
setz zu schaffenden Organe so auszuüben, daß 
die Einhaltung dieser Preise gewährleistet ist. 
Der Antrag wurde gegen die Stimmen der SPD 
abgelehnt. 

Ein weiterer Differenzpunkt war die Schaffung 
der Mühlenstelle. Hier gingen die Meinungen zwi- 
schen SPD und den übrigen Mitgliedern des Aus- 
schusses ebenfalls auseinander und hier hat die 
SPD folgende Abänderungsanträge eingebracht: 
Zur Sicherstellung des Absatzes des Inlandsge- 
treides und zur Gewährleistung einer gleich- 
mäßigen Versorgung der Bevölkerung mit 
Mehl und Brot bestimmt der Bundesminister 
durch Rechtsverordnungen 
1. den Umfang der Vermahlung von Brotge- 
treide in den einzelnen Mühlen. Dabei soll 
die Vermahlungsregelung so gestaltet wer- 
den, daß übersetzte Verarbeitungs-, Handels- 
und Transportspannen abgebaut und den be- 
rechtigten Interessen der verschiedenen 
Wirtschaftsgebiete und Betriebsgrößenklas- 
sen und der in ihnen beschäftigten Menschen 
Rechnung getragen wird. 

Ferner kann der Bundesminister bestimmen, 
in welchem Umfange Brotgetreide für andere 
Zwecke als für die menschliche Ernährung 
verwendet werden kann . . ., 

Bestimmungen, die auch in der Vorlage enthalten 
sind, die mit dem SPD-Antrag identisch sind. 

Dann kam zur Frage der Mühlenwirtschaft noch 
der SPD-Antrag: 

Für das Gebiet der Mühlenwirtschaft wird 
beim Bundesminister ein Beirat gebildet. -Die- 
sem Beirat sind alle Rechtsverordnungen, die 
auf der Grundlage der Vorschriften des § 3 er- 
lassen werden sollen, vorzulegen. 

Der Beirat muß für seine Stellungnahme eine 
Frist von 14 Tagen haben. 

Der Beirat setzt sich zusammen aus: 

6 Vertretern der Mühlen, 

2 Vertretern der Nährmittelindustrie, 

1 Vertreter der Schälmühlen, 

2 Vertretern der Bäcker, 

4 Vertretern der Erzeuger- und Absatzgenos- 
senschaften, 

7 Vertretern der Verbraucher, 

2 Vertretern des Import- und des Landhandels, 

3 Parlamentariern. 

Hier wäre nach dem SPD-Antrag die Mühlenstelle 
vollständig verschwunden gewesen, und nur die 
Befugnisse des Bundesministers für Ernährung und 
Landwirtschaft wären mit dem Beirat für die Müh- 
lenwirtschaft stipuliert worden. Dieser Antrag der 
SPD wurde abgelehnt. 

Dagegen wurde ein SPD-Abänderungsantrag zu 
§ 8 einstimmig angenommen. 

Während also in der Frage der Mühlenstelle Dif- 
ferenzen im Ausschuß vorhanden waren, ist man in 
der Frage Ein- und Ausfuhrstelle zu einer ein- 
mütigen Stellungnahme gekommen. Im SPD-An- 
trag wurden die Grundsätze festgelegt, daß die 
freie Disponierung über Getreide, das die Einfuhr- 
und Vorratsstelle nicht abnimmt, abgeschafft 
wurde, um gewisse klare Verhältnisse in der Be- 
wirtschaftung durch die Einfuhr- und Vorratsstelle 
zu schaffen. Ich darf darauf verzichten, den Wortlaut 
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dieses Abänderungsantrags zu verlesen, weil er ja 
in der Gesetzesvorlage, auf die ich jetzt zu spre- 
chen komme, verankert ist. 

Der Ernährungsausschuß hat sich dann mit den 
einzelnen Paragraphen beschäftigt. In den letzten 
Tagen hat auch der Wirtschaftsausschuß zu dem 
Gesetz noch Stellung genommen. Ich habe die For- 
mulierung zu vertreten, die Ihnen jetzt in Druck- 
sache Nr. 1224 vorliegt. Ich bitte Sie, diese Beilage 
zur Kand zu nehmen; das erleichtert uns die An- 
gelegenheit. Hier ist gegenübergestellt auf der ei- 
nen Seite die Vorlage der Regierung und auf der 
andern Seite die Vorlage der Ausschüsse, und zwar 
des Ernährungsausschusses wie des Wirtschafts- 
ausschusses oder die kombinierten Beschlüsse des 
Ernährungs- und Wirtschaftsausschusses. Es ist er- 
freulicherweise durch die zunächst getrennten Be- 
ratungen, aber dann doch wieder zusammengehen- 
den Auffassungen eine ziemlich gemeinsame Mei- 
nung hergestellt worden. Sie finden in §§ 1 und 2 
die Änderungen, die im Ausschuß vorgenommen 
worden sind, durch Fettdruck gekennzeichnet. Sie 
finden das auch in § 3. 

Im § 4 hat es gewisse schwere Auseinanderset- 
zungen gegeben. Hier ist wiederholt der Grundsatz 
zum Ausdruck gekommen, daß die Mühlenbewirt- 
schaftung so zu handhaben sei, daß einer unwirt- 
schaftliche Übersetzung beseitigt wird, daß aber 
auf der anderen Seite die Kontingentierung auch 
so erfolgen muß — das war der Wunsch des Aus- 
schusses — , daß den Klein- und und Mittelmühlen 
in ihrer Existenz Rechnung getragen wird, daß aber 
trotz dessen ein wirtschaftlicher Leistungswettbe- 
werb in der Mühlenindustrie gesichert ist. Sie fin- 
den jetzt den ganzen Kompromiß in § 4 zu einer 
Einheit zusammengezogen. Wer Interesse dafür hat, 
(B) den bitte ich, sich diesen Paragraphen genauer an- 
zusehen. 

Dazu liegt dann noch, was ich zu Protokoll ge- 
ben muß, ein einstimmiger Beschluß des Ernäh- 
rungsausschusses yor, daß die Kontingente, die 
ausschließlich an Betrieben haften, bei einheimi- 
schen Mühlen nicht zum Handelsobjekt gemacht 
werden dürfen, und daß der Ausschuß der Auffas- 
sung ist, daß in eigenem Betrieb nichtverwendete 
Kontingente nicht weiterverkauft werden dürfen, 
sondern daß sie dem Betrieb entzogen werden sol- 
len, unbeschadet einer anderweitigen gesetzlichen 
Regelung. Das ist ein Grundsatz, der im Protokoll 
des Ausschusses zu finden ist und der nicht im Ge- 
setz festgelegt ist. Deswegen wiederhole ich das 
hier. 

Zu § 5 unter „Mühlenstelle^* sehen Sie dann, daß 
gewisse Schwierigkeiten bezüglich der Gestaltung 
des Vorstandes des Verwaltungsrates zu überwin- 
den waren. Der Beirat ist durch den Einspruch des 
Wirtschaftsausschusses gefallen. Sie finden die gan- 
ze Konstruktion der Mühlenstelle mit dem Auf- 
sichtsrecht des Bundesministers für Ernährung und 
Landwirtschaft in § 5 niedergelegt. In § 5 ist die 
Ziffer 7 weggefallen, weil das an einer späteren 
Stelle bei der Behandlung der Kostenregelung ge- 
regelt ist. 

§ 6 ist unverändert geblieben. 

In § 7 ist das wichtige Kapitel „Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle“ gelöst, wobei insbesondere die Neuge- 
staltung der Zusammensetzung des Verwaltungs- 
rats hervorzuheben ist. Sie sehen im Fettdruck die 
durch den Ausschuß vorgenommenen Änderungen. 
Dann sehen sie auch die wichtigen Bestimmungen 
über das Funktionieren des Verwaltungsrats, näm- 


lich dahingehend, daß die gefaßten Beschlüsse des (O 
Verwaltungsrats dem Bundesminister zur Geneh- 
migung vorzulegen sind. 

Sie sehen dann an dem weiteren Fettdruck die 
anderen Regelungen im § 8. Die wesentlichen Än- 
derungen, die hier gegenüber der Regierungsvor- 
lage vorgenommen sind, sind genau ersichtlich; sie 
stimmen mit dem genannten Antrag der SPD in den 
Grundzügen überein. Ich bitte aber wegen der 
Kürze der Zeit, das alles selber nachlesen zu wollen. 

Wichtig ist dann noch die Bestimmung; 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle hat ferner die 
Aufgabe, je nach Marktlage unter Verwendung 
der im Haushalt bereitgestellten Mittel eine 
Vorratshaltung in Auslands- und Inlandsge- 
treide durchzuführen. 

Dann sehen Sie sich die Vorschrift noch an: 

Bei der Durchführung ihrer kaufmännischen 
und technischen Aufgaben soll sich die Einfuhr- 
und Vorratsstelle der Einrichtungen der Wirt- 
schaft bedienen. 

Das heißt: sowohl des Handels wie der Raiffeisen- 
genossenschaften, 

§ 8 ist hier eingefügt. Sie sehen das in der Vor- 
lage. 

§ 9 behandelt die Preisregelung. Hier ist wichtig, 
daß ein Abs. 4 hinzugefügt ist: 

Rechtsverordnungen, durch die Preise für Ge- 
treide oder Brot festgesetzt oder freigegeben 
werden, bedürfen der Zustimmung des Bundes- 
rates und des Bundestages. 

In § 10 und den weiteren Paragraphen finden Sie 
die Bestimmungen, die geändert worden sind, durch 
Fettdruck hervorgehoben. 

Ebenso ist in § 14a alles zusammengezogen, was 
sich auf die Gebühren bezieht. 

Die Buchführung wird das Hohe Haus weniger 
interessieren; sie ist im Gesetz genau behandelt; 
ebenso in § 16 die Meldepflicht. Dann kommen die 
Straf- und Schlußbestimmungen. Diese sind auch 
so gehalten, wie es die Verhältnisse erfordern. 

Damit bin ich am Ende der Berichterstattung an- 
gelangt, Ich habe mich bemüht, das in 10 Minuten 
fertigzubringen. 

(Zurufe: Bravo!) 

Es war ein Kunststück, bei einer so großen Materie. 

Ich habe mich bemüht. Ihnen ein Musterbeispiel ei- 
ner objektiven Berichterstattung zu geben. Ich ha- 
be hier die Dinge nur so geschildert, wie sie tatsäch- 
lich im Ausschuß behandelt worden sind, objektiv. 

Ob es die Partei oder jene Partei gewesen ist, das 
war mir gleichgültig. 

Ich habe Sie nun im Aufträge des Wirtschafts- 
und Ernährungsausschusses zu bitten, der Vorlage, 
wie sie hier vorliegt, Ihre Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Ich 
glaube, das Hohe Haus wird mit der Selbstbeurtei- 
lung des Berichterstatters durchaus einverstanden 
sein. 

(Große Heiterkeit.) 

Ich rufe auf § 1. Keine Wortmeldungen. § 2. Kei- 
ne Wortmeldungen. § 3. Keine Wortmeldungen. 

Ich lasse über diese drei Paragraphen abstimmen. 
Wer dafür ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. 

— Die Gegenprobe! — Angenommen. 


3012 


Deutsdier Bundestaif — 80. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juli 1950 


(Vizepräsident Dr. Schmid) 

CA) Zu § 4 ist ein interfraklioneller Abänderungsan- 
trag der Abgeordneten Kather und Genossen des 
Inhalts vorgelegt worden, in § 4 einen zweiten Ab- 
satz folgenden Wortlauts einzufügen: 

Bei der Vermahlungsregelung ist dem Interesse 
der heimatvertriebenen Müller Rechnung zu 
tragen. Der Bundesminister kann den heimat- 
vertriebenen Müllern ohne Mühle und ebenso 
den einheimischen Müllem ohne Mühle, deren 
Mühlen kriegszerstört sind, Vermahlungsrech- 
te verleihen. 

Wird zu diesem Antrag gesprochen? — Der Herr 
Abgeordnete Kather hat das Wort. 

Dr. Kather (CDU): Meine Damen und Herren! 
Sie haben aus den Ausführungen des Herrn Be- 
richterstatters schon gehört, daß Bestrebungen 
auch schon im Ausschuß im Gange waren, die den 
gleichen Inhalt haben wie der Antrag, der Ihnen 
jetzt als interfraktioneller Antrag vorgelegt wor- 
den ist. Der Ausschuß hat sich, wie der Berichter- 
statter vortrug, diesen Bestrebungen versagt, in- 
dem er zum Ausdruck brachte, man dürfe Kontin- 
gente nicht zu Handelsobjekten machen. 

Ich darf kurz auf die Vorgeschichte eingehen. 
Die heimatvertriebenen Müller haben sich seit Jah- 
ren darum bemüht, daß man ihnen ihre Kontin- 
gente geben sollte. Sie haben bei diesen Bemü- 
hungen keinen Erfolg gehabt. Sie sind immer wie- 
der vertröstet worden auf das kommende Bundes- 
gesetz als beste Gelegenheit, diesem ihren Wunsch 
Rechnung zu tragen. Ganz unterschiedlich war die 
Behandlung der einheimischen Müller, deren Müh- 
len kriegszerstört waren. Diese haben von Anfang 
an bis jetzt ihre Kontingente in vollem Umfang 
behalten, würden allerdings, wenn der Antrag des 
(g) Ausschusses gebilligt würde, diese Kontingente 
jetzt verlieren. Schon das ist meiner Ansicht nach 
ein sehr unbilliger Erfolg, der nicht tragbar ist. 

Ich darf darauf hinweisen, daß in anderen Be- 
ruf sgruppen ein anderer Weg gegangen worden ist. 
Z. B. hat die Reichsmonopolverwaltung den ost- 
deutschen Spirituosenfabrikanten ihre Kontingente 
belassen und hat ihnen dadurch in zahlreichen Fäl- 
len einen neuen Wiederanfang ermöglicht. Es ist 
mir ferner bekannt, daß dasselbe geschehen ist im 
Heringsgroßhandel, wo auch den ostdeutschen Im- 
porteuren und Großhändlern ihre Kontingente be- 
lassen worden sind. 

Man sagt, man darf keinen Handel treiben, aber, 
meine Damen und Herren, welche Konsequenz hat 
es denn, wenn man diesem Antrag nicht stattgibt? 
Die ostdeutschen Müller können ja ebenso wie die 
einheimischen, deren Mühlen zerstört sind, sagen, 
daß sie ihre Verbraucher mitgebracht haben bzw. 
daß sie hier sind. Man braucht ja nur z.B. an Schles- 
wig-Holstein zu denken, wo die Bevölkerung sich 
fast verdoppelt hat. Wenn Sie diesen Antrag ableh- 
nen würden, so würde das heißen, daß diese Kon- 
tingente der ostdeutschen Müller den einheimischen 
Müllern zusätzlich zufallen, wie das auch schon bis- 
her der Fall gewesen ist. 

Man wird vielleicht einwenden, das ist hier ge- 
wissermaßen vorweggenommener Lastenausgleich; 
aber Lasten ausgle ich nicht nach der Aufbringungs- 
seite; es wird keinem etwas weggenommen, was 
ihm zusteht. Wenn es tatsächlich nach der anderen 
Seite gewissermaßen eine Vorwegnahme sein wür- 
de, so würde das gar nichts schaden. Wir sollten bei 
der Schwierigkeit der Materie des Lastenausgleichs 
alle Wege gehen, um hier Hilfe zu bringen. Ich darf 
darauf hinweisen, daß der erste Satz unseres Er- 
gänzungsantrages lautet: 


Bei der Vermahlungsregelung ist dem Interesse O 
der heimatvertriebenen Müller Rechnung zu 
tragen. , 

Ja, meine Damen und Herren, wollen Sie einen sol- 
chen Antrag ablehnen? 

(Zuruf: Jawohl!) 

Soll also den Interessen der heimatvertriebenen 
Müller nicht Rechnung getragen werden? 

(Zuruf: Doch, dem soll auch Rechnung ge- 
tragen werden!) 

Ich darf weiter darauf hinweisen, daß der zweite 
Satz ja nur eine Kannvorschrift enthält. Der Bun- 
desernährungsminister kann den heimatvertriebe- 
nen Müllern Kontingente geben. Das zwingt also 
nicht dazu, diesen Weg zu gehen. Er hat aber die 
Möglichkeit hierzu. 

Ich darf dann weiter noch Ausführungen zu § 5 
machen, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Schmid: § 5 ist dann mit auf- 
gerufen. Zu diesem Paragraphen ist ein Zusatzan- 
trag gestellt worden. 

Dr. Kather (CDU): Ich darf eine kurze Begrün- 
dung zu dem Zusatzantrag geben. Es heißt dort: 

In dem Verwaltungsrat und in dem Beirat 
müssen auch die in § 4 Abs. 2 genannten Mül- 
ler angemessen vertreten sein. 

§ 5 regelt die Bildung der Mühlenstelle, die aus 
einem Vorstand, dem Verwaltungsrat und dem Bei- 
rat besteht. 

(Zurufe: Der Beirat ist gestrichen worden!) 

— In der Vorlage, die ich heute vorgefunden habe, 
ist er noch darin. 

(Widerspruch. — Abg. Dr. Horlacher: Der 
mündliche Ausschußbericht ist maßge- 
bend!) 

— Gut dann ändere ich meinen Antrag dahin: 

In dem Verwaltungsrat müssen auch die in § 4 
Abs. 2 genannten Müller angemessen vertreten 
sein. 

Ich bitte, auch diesem Anträge stattzugeben. Es 
liegt ja ein durchaus berechtigtes Interesse der hei- 
matvertriebenen Müller und auch der einheimischen 
Müller, die ihre Mühlen verloren haben, ohne daß 
sie sie wieder auf gebaut haben, vor, im Verwal- 
tungsrat vertreten zu sein. 

Abschließend möchte ich bemerken, daß das Hohe 
Haus hier Gelegenheit hat, einmal etwas für die 
Heimatvertriebenen zu tun, ohne daß irgendeinem 
anderen etwas weggenommen wird. Ich möchte 
doch dringend bitten, diesem Antrag stattzugeben. 
(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Herr 

Abgeordnete Kriedemann. 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Da der Ausschuß für Ernährung und 
Landwirtschaft sich unter meinem Vorsitz mit der 
Frage beschäftigt hat, zu der eben ein Abände- 
rungsantrag bekanntgegeben wurde, halte ich es 
für meine Pflicht, dazu Stellung zu nehmen. Ich 
glaube, sagen zu dürfen, daß ich das im Namen 
aller Kollegen, die dem Ausschuß angehören, tun 
kann. 

Der Ausschuß kann für sich in Anspruch neh- 
men, daß er dieser Frage seine volle Aufmerksam- 
keit geschenkt hat 

(Sehr richtig!) 
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(S> und daß er sich ernsthaft mit den Argumenten 
auseinandergesetzt hat, die von dem Verband der 
ostvertriebenen Müller an den Ausschuß und im 
übrigen, glaube ich, an alle Damen und Herren 
dieses Hauses in mehrfacher Ausführung herange- 
tragen worden sind. Der Ausschuß hätte sicherlich 
gern etwas für die ostvertriebenen Müller getan, 
wenn das in dieser Form möglich gewesen wäre. 
Die Frage der Mühlenkontingentierung hat sowohl 
im Ernährungsausschuß wie auch im Wirtschafts- 
ausschuß eine recht erhebliche Rolle gespielt, und 
wir können uns vielleicht glücklich schätzen, daß 
wir nicht in der peinlichen Lage sind, das ganze 
Thema bis in alle Einzelheiten hier zu untersuchen 
und vor allen Kollegen und Kolleginnen ausbreiten 
zu müssen, die bisher noch keine Gelegenheit hatten, 
sich mit dieser sehr unerfreulichen Materie zu be- 
fassen. 

(Zustimmung.) 

Wir glaubten aber zum Schluß, daß man den Ost- 
vertriebenen nicht einen Gefallen erweisen würde, 
daß man ihnen nicht helfen könnte, indem man 
eine außerdem noch unverbindliche Kannvorschrift 
in das Gesetz auf nimmt. 

Es wäre für den Ausschuß sehr viel einfacher 
und, wenn Sie so wollen, sehr viel populärer gewe- 
sen, diesem Anträge zuzustimmen und sich dann 
damit zu trösten, daß es ja eine Kannvorschrift 
sei, daß der Minister diese Vorschrift nicht anzu- 
wenden brauche, was er sowieso nicht kann. Wir 
haben es vorgezogen, einen einstimmigen Beschluß 
zu fassen, den Sie im Ausschußbericht finden. Wir 
haben diesen Beschluß der Organisation, die die 
Forderungen der Ostmüller an den Ausschuß her- 
angetragen hat, zur Kenntnis gebracht. Ich sage 
noch einmal: es war ein einstimmiger Beschluß, 

^ der im Ausschuß gefaßt wurde im Bewußtsein der 

^ Bedeutung, der fragwürdigen Bedeutung der Müh- 
lenkontingente und der gefaßt wurde im Bewußt- 
sein der Notlage auch unter vielen Teilen der Ver- 
triebenen. Das hat keineswegs etwas damit zu tun, 
daß wir nicht bereit gewesen wären, in bestehende 
Rechte der nichtvertriebenen Müller zugunsten der 
vertriebenen Müller einzugreifen, wenn auf diesem 
Wege den vertriebenen Müllern wirklich hätte ge- 
holfen werden können. 

Meine Damen und Herren! Es ist eine weithin 
bekannte Tatsache, daß die Mühlenkapazität au- 
ßerordentlich übersetzt ist. Darin liegt nicht nur 
eine Verteuerung der Vermahlungskosten, darin 
liegt zum Schluß auch noch eine erhebliche Gefähr- 
dung der erhaltengebliebenen Mühlen insgesamt. 
Denn wenn wir immer wieder mit der Möglichkeit 
konfrontiert werden, billigeres Mehl einzuführen, 
als wir es hier ausmahlen können, dann ist das der 
allerschlechteste Dienst, den wir der Mühlenwirt- 
schaft einschließlich der möglicherweise hier und 
da eingeschalteten ostvertriebenen Müller leisten 
können. Wir sind uns klar darüber, daß die Frage 
der Kapazitätsbereinigung dringend ist, und es 
wäre geradezu das Gegenteil, wenn man auch nur 
in einer Kannvorschrift Illusionen in einer ganz 
anderen Richtung entwickeln würde. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Sdimld: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich lasse zunächst über den 
Abänderungsantrag zu § 4 abstimmen. Wer für die 
Abänderung des § 4 in der beantragten Weise ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen- 
probe! — Das letztere ist die überwiegende Mehr- 
heit; der Antrag ist abgelehnt. Ich lasse abstim- 
men über den § 4 in der Ausschußfassung. Wer da- 


für ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Ge- O 
genprobe! — § 4 ist angenommen. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den Abände- 
rungsantrag zu § 5. Wer für den Abänderungsan- 
trag ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Ge- 
genprobe! — Das letztere ist die überwiegende 
Mehrheit; der Abänderungsantrag ist abgelehnt. 
Wer für § 5 in der Ausschußfassung ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Ge- 
gen wenige Stimmen angenommen. 

Ich rufe auf § 6. Wer für die Annahme des § 6 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen- 
probe! — § 6 ist angenommen. 

Zu § 7 liegt ein Abänderungsantrag vor, in Zif- 
fer 4 an die Stelle der Worte „vier Vertretern der 
Verbraucher“ die Worte zu setzen: „vier Vertretern 
der Gewerkschaften“. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Baade. 

Dr. Baade (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, wir sind uns alle darüber im klaren, daß 
mit diesem Gesetz eine sehr feste und, wie wir hof- 
fen, langfristige Grundlage für die vertrauens- 
volle Zusammenarbeit zwischen Erzeugern und 
Verbrauchern geschaffen werden soll. Zu meiner 
Freude kann ich sagen, daß die Ausschußverhand- 
lungen gerade über die Ziffer 4 des § 7 eigentlich 
in einem sehr erfreulichen Geiste vor sich gegan- 
gen sind. In dem Regierungsentwurf war das 
Gleichgewicht zwischen Erzeugern und Verbrau- 
chern bezüglich der Vertretung in dieser wichtigen 
Körperschaft nicht so, wie man es hätte wünschen 
sollen. Es waren zwei landwirtschaftliche Genos- 
senschaftsvertreter vorgesehen und nur ein Vertre- 
ter der Verbrauchergenossenschaften. Es waren 
vier Vertreter der Landwirtschaft vorgesehen und 
nur zwei allgemeine Vertreter der Verbraucher, 
Ich freue mich, sagen zu können, daß unser Argu- 
ment, daß man schon wegen des geschichtlichen 
Eindrucks dieser großen Verständigung zwischen 
Erzeugern und Verbrauchern den Grundsatz der 
vollsten Parität in allen Einzelheiten wahren solle, 
auf fruchtbaren Boden gefallen ist. Es ist erreicht 
worden, daß in der Vorlage, die Ihnen unterbreitet 
worden ist, jetzt einem Vertreter der landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften ein Vertreter der 
Verbrauchergenossenschaften gegenübersteht und 
daß vier Vertretern der Landwirtschaft vier Ver- 
brauchervertreter gegenüberstehen. 

Dagegen haben Sie unserer Anregung, diese vier 
Verbrauchervertreter als Gewerkschaftsvertreter 
zu bezeichnen, nicht stattgegeben, und wir wieder- 
holen jetzt diesen Antrag. Ich glaube, für diesen 
Antrag lassen sich doch sehr gewichtige Argumente 
Vorbringen. Wenn wir hier von den Landwirten 
auf der einen Seite und den Verbrauchern auf der 
anderen Seite sprechen und wenn wir den Frieden 
zwischen Bauern und Arbeitern in Gesetzesform 
gießen wollen, so handelt es sich nicht um irgend- 
welche Bauern, sondern um organisierte Bauern, 
nicht um irgendwelche Arbeiter, sondern um orga- 
nisierte Arbeiter. Wir können absolut sicher sein, 
daß die vier Landwirtschaftsvertreter, die in die- 
sem Rate sitzen sollen, von keinem Ernährungsmi- 
nister, wie er auch heißen möge, jemals anders 
benannt werden als im engsten Einvernehmen mit 
der organisierten Bauernschaft. Demgemäß scheint 
es uns absolut logisch zu sein, von vornherein 
sicherzustellen, daß diese vier Verbrauchervertre- 
ter, diese vier Vertreter der arbeitenden und ver- 
brauchenden Massen in der Stadt schon im Gesetz 
als Vertreter der organisierten Arbeiterschaft und 
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ÖÜ der allein als Sprecher der organisierten Abeiter- 
schaft qualifizierten Gewerkschaften genannt wer- 
den. Deswegen möchten wir Sie bitten, diesem An- 
trag zuzustimmen. 

(Abg. Dr. Horlacher: Ich bitte ums Wort!) 

Vixepräsident Dr. Schmld: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Horlacher. 

Dr. Horlacher (CSU): Meine sehr verehrten Da- 
men und Herren! Es geht naturgemäß nicht an, daß 
ich die ganze Entwicklungsgeschichte des § 7 schil- 
dere, Ich möchte bloß die Hauptsache hervorheben. 
Ich darf wohl sagen, daß der Ausschuß sich bemüht 
hat, allen Verhältnissen, soweit es irgend ging, 
Rechnung zu tragen. Am liebsten wäre es uns ge- 
wesen, wenn wir einen einstimmigen Beschluß hät- 
ten herbeiführen können. Wir haben uns im Aus- 
schuß bemüht, für den Verwaltungsrat eine richti- 
ge Zusammensetzung zwischen den behördlichen 
Vertretern und den Vertretern aus den Wirtschafts- 
kreisen zu finden. Bezüglich der behördlichen Ver- 
treter ist eine redaktionelle Änderung nachzutra- 
gen; ich habe es vorhin vergessen. Es muß in § 7 
Abs. 4 Ziffer 3 heißen: 

. . . aus vier Vertretern der obersten Landes- 
behörden aus dem Gebiete der Land- und Er- 
nährungswirtschaft. 

Es ist mir nahegebracht worden, das hinzusetzen 
zu lassen. Diese redaktionelle Änderung wird von 
der Seite der Regierung gewünscht. 

Dann haben wir uns bezüglich der Vertreter der 
beteiligten Wirtschaftskreise bemüht, eine Ände- 
rung nach verschiedenen Richtungen vorzunehmen. 
Wir haben einem Vertreter der landwirtschaftlichen 
Genossenschaften einen Sitz gegeben. Dann haben 
wir aus zwei Vertretern der Verarbeitungsbetriebe 
® drei Vertreter der Verarbeitungsbetriebe gemacht, 
um auch hier den Verhältnissen Rechnung zu tra- 
gen. Der eine Vertreter der Spedition und Lagerei 
ist ein bißchen umgetauft worden; er ist im Grund- 
satz geblieben. Dann ist durch den Wirtschaftsaus- 
schuß ein Vertreter des Einzelhandels hinzugekom- 
men. Dabei habe ich meine persönliche Meinung. 
Der Einzelhandel hat hier eigentlich wenig zu su- 
chen. Aber das ist eine Frage für sich. Es kommt 
nicht darauf an, ob einer mehr oder weniger darin 
ist. Es kommt vielmehr darauf an, daß vernünftige 
Leute darin sind. 

Dann habe ich selber beantragt, daß ein Vertreter 
der Verbrauchergenossenschaften hineinkommt. 
Ferner sind vier Vertreter der Verbraucher vorge- 
sehen. Wir haben die Zahl der Verbraucher, die im 
Regierungsentwurf vorgesehen war, auf vier er- 
höht. Dazu darf ich ausdrücklich iDemerken, daß 
kein Mensch daran gedacht hat, die Gewerkschaf- 
ten auszuschließen. Die Regierung soll hier vielmehr 
die Bewegungsfreiheit haben, die vier Verbraucher- 
vertreter entsprechend zu benennen und das im Be- 
nehmen mit den Organisationen zu tun. Zu den 
Organisationen gehören naturgemäß die Gewerk- 
schaften, Organisationen der Verbraucher, beispiels- 
weise auch die Hausfrauenorganisationen. Die Re- 
gierung hat also bezüglich der Besetzung der vier 
Verbrauchervertreter eine gewisse Bewegungsfrei- 
heit. 

Wir sind nicht weit auseinander, und ich bitte das 
Höhe Haus, es bei dem Beschlxiß des Ausschusses zu 
belassen. 

Vizepräsident Dr. Schmld: Herr Abgeordneter, 
ich habe mir erlaubt, Ihren Antrag zu formulieren. 
Sie brauchen es nur zu unterschreiben. 


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
lasse zunächst über die beiden Abänderungsanträge 
abstimmen. Zunächst liegt der Antrag Dr. Hor- 
lacher vor, in § 7 Abs. 4 Ziffer 3 hinter den Wor- 
ten „obersten Landesbehörden“ die Worte „aus 
dem Gebiete der Ernährungs- und Landwirtschaft“ 
einzufügen. Wer dafür ist, den bitte ich, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Der Antrag ist an- 
genommen. 

Nunmehr lasse ich über den Antrag der SPD ab- 
stimmen, in § 7 Abs. 4 Ziffer 4 an Stelle der Worte 
„vier Vertretern der Verbraucher“ die Worte 
„vier Vertretern der Gewerkschaften“ zu setzen. 
Wer dafür ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. 

— Gegenprobe! — Das letztere war die Mehrheit. 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich stelle den § 7 in der abgeänderten Fassung 
zur Abstimmung. Wer für die Annahme ist, den 
bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 
Angenommen. 

Ich rufe weiter die §§ 8 und 8 a auf. Wer für 
diese beiden Paragraphen ist, den bitte ich, die 
Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Angenommen. 

Zu § 9 liegt ein Abänderungsantrag der SPD vor. 
Wer will ihn begründen? — Herr Abgeordneter 
Baade! 

Dr, Baade (SPD): Meine Damen und Herren! Wir 
schlagen Ihnen vor, in § 9 den ersten Absatz zu 
streichen und ihn durch folgende Neufassung zu 
ersetzen: 

Durch Bundesgesetz werden rechtzeitig im 
voraus für jedes Getreidewirtschaftsjahr die 
Preise für Getreide festgelegt. Der Bundes- 
minister hat seine Aufsichts- und Weisungs- 
befugnisse über die durch dieses Gesetz ge- 
schaffenen Organe so auszuüben, daß die Ein- CD) 
haltung dieser Preise gewährleistet ist. 

Wir schlagen weiter vor, in § 9 den vierten 
Absatz in der Fassung des 19. Ausschusses zu strei- 
chen und in dem dritten Absatz hinter „kann“ die 
Worte „durch Rechtsverordnung“ einzufügen. 

Ich muß Ihnen gestehen, daß uns diese Ände- 
rung unvergleichlich mehr am Herzen liegt als die 
Änderung, die ich Ihnen eben vorzuschlagen die 
Ehre hatte und der Sie leider nicht zugestimmt 
haben. Es handelt sich hier für uns um einen abso- 
lut fundamentalen Bestandteil eines Gesetzes, das, 
wie ich vorhin schon ausgeführt habe, der große 
und, wie wir hoffen, sehr langfristige und sehr halt- 
bare Friedensvertrag zwischen Erzeuger und Ver- 
braucher sein soll. Der Zweck dieses Gesetzes ist 
die Stabilisierung der Getreidepreise und damit in 
den ferneren Auswirkungen auch der Brotpreise 
im gemeinsamen Interesse von Erzeugern und Ver- 
brauchern. 

Gestatten Sie mir, ein paar Worte über die histo- 
rische Bedeutung dieser Tatsache zu sagen. In 
Deutschland ist es nötig, zu sagen, daß die Stabili- 
sierung der Agrarpreise im gemeinsamen Interesse 
von Erzeugern und Verbrauchern keineswegs eine 
Erfindung des Nationalsozialismus ist. Es ist nötig, 
zu sagen, daß die wichtigsten Bestandteile dieser 
Politik schon vom Reichstag der Weimarer Repu- 
blik geschaffen worden sind. Ich sehe in diesem 
Hause von weit links bis weit nach rechts hinüber 
noch Kollegen aus dem alten Reichstag, die an 
dieser grundlegenden Preisstabilisierungsgesetzge- 
bung mitgearbeitet haben. Weil wir glauben, daß es 
sich hier um ein Gesetz von sehr großer historischer 
Tragweite handelt, und weil wir glauben, daß hier 
eine ungewöhnlich solide Arbeit geleistet werden 
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muß, weil wir überzeugt sind, daß mit der Stabili- 
sierung der Preise im gemeinsamen Interesse von 
Erzeugern und Verbrauchern so ernst gemacht 
werden muß, wie überhaupt ernst gemacht werden 
kann, deswegen schlagen wir Ihnen vor, den wich- 
tigsten Bestandteil der Materie, nämlich die Fest- 
setzung solcher Preise, die im gemeinsamen In- 
teresse von Erzeugern und Verbrauchern sind, 
die hoch genug sind, um dem Bauern einen ange- 
messenen Ertrag für seine Arbeit zu ermöglichen, 
und die so sind, daß der Verbraucher sie auch be- 
zahlen kann, nicht mit dem unvollkommenen Mit- 
tel der Rechtsverordnung zu regeln, sondern klar 
und deutlich jedes Jahr durch Bundesgesetz. 

Wenn es, meine Damen und Herren, noch irgend- 
einen Zweifel darüber hätte geben können, ob eine 
Rechtsverordnung, und zwar eine solche, die den 
Bundestag zu passieren hat, gegenüber einer so 
wichtigen Lebensfrage ein ausreichendes oder ein 
unzulängliches Instrument ist, so hätten uns die 
Verhandlungen der letzten Woche darüber die Au- 
gen öffnen müssen. Erinnern Sie sich daran, wie 
wir über eine Rechtsordnung haben abstimmen 
müssen, bei der der wichtigste Tatbestand: ob die 
Preise, die dort gemeint waren, Höchstpreise oder 
Festpreise sein sollten, sich über Nacht geändert 
hatte. Der Tatbestand war so stark im Zweifel, 
daß bei einem Teil der Mitglieder dieses Hohen 
Hauses eine Drucksache vorlag, in der diese Preise 
als Festpreise bezeichnet waren, während ein ande- 
rer Teil der Mitglieder des Hauses eine Drucksache 
in Händen hatte, in der sie als Höchstpreise be- 
zeichnet waren. Wenn wir es ernst meinen mit der 
Aufgabe der Preisstabilisierung, so müssen wir 
auch das ernsteste Instrument zur Festsetzung die- 
ser Preise schaffen, und das ernsthafteste und wür- 
digste Instrument dafür ist ein Bundesgesetz. 

Darf ich Ihnen zum Schluß noch ein Wort darü- 
ber sagen, wie sehr es uns am Herzen liegt, daß 
dieses Gesetz mit der von uns hier vorgeschlage- 
nen Änderung auf der breitesten Grundlage zu- 
stande kommt. Sie wissen, daß wir in dieser Frage 
nicht restlos souverän sind. Ich will keine Einzel- 
heiten darüber anführen. Ich halte es aber für un- 
möglich, daß das deutsche Volk nicht das Recht 
haben soll, solche Dinge wie Brotpreis und Getrei- 
depreis nach seiner eigenen Gesetzgebung festzu- 
legen, so wie es England, Norwegen und sämtliche 
anderen Ländern, die dem Marshallplan angeschlos- 
sen sind, auch tun. 

(Sehr richtig!) 

Wir müssen dieses Recht für uns in Deutschland 
auch haben. Die größte Sicherheit, die wir nach 
dem heutigen Stande des Besatzungsrechtes haben 
und schaffen können, damit uns dieses Recht nicht 
beschnitten und nicht geschmälert wird, ist die 
Annahme dieses Gesetzes und der zentralen Be- 
stimmungen dieses Gesetzes mit der breitesten 
Mehrheit, die in diesem Hause möglich ist. 


Vizepräsident Dr, Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Horlacher. 

Dr. Horlacher (CSU): Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Nachdem wir uns heute beim ersten 
Punkt der Tagesordnung so lange aufgehalten 
haben, müssen Sie schon ein bißchen aushalten. Hier 
handelt es sich um eines der grundlegenden Ge- 
setze für die Landwirtschaft. Ich darf . noch einige 
Bemerkungen im Anschluß an die Ausführungen 
von Herrn Professor Dr. Baade machen. 

Ich stimme im großen und ganzen seinen Ausfüh- 
rungen zu. Der Unterschied zwischen seiner und 


unserer Auffassung wegen der Preisfestsetzung ist 
an sich nicht so groß. Aber eines möchte ich dem 
hinzufügen. Ich möchte nicht mehr den Zustand er- 
leben wie dieses Jahr, daß wir nicht vor dem 1. Juli 
wissen, was im neuen Wirtschaftsjahr geschieht. 
Wenn sein Antrag so aufzufassen ist, daß im voraus 
der Bundestag die Getreidepreise rechtzeitig fest- 
setzt, d. h. schon einige Zeit vor dem 1. Juli, dann 
ist das ein begrüßenswertes Unternehmen. Wir 
hätten uns im Bundestag sowieso mit den 
Preisen beschäftigen müssen. Nur- ist hier der 
Weg der Rechtsverordnung im Ausschuß selber 
schon beschlossen worden, so daß der Unterschied 
nicht so groß ist. Aber nachdem das ein wichtiges 
Instrument ist, glaube ich, daß wir auf den Boden 
der Vorschläge des Herrn Kollegen Dr. Baade treten 
können, so daß wir das Ziel erreichen, auf diesem 
wichtigen Gebiete der Agrarordnung, auf dem Ge- 
biete der Getreidewirtschaft eine möglichst breite 
Front zu bekommen. Ich hoffe, daß das dann auch 
geschieht. 

(Bravo! rechts und in der Mitte.) 


Vizepräsident Dr. Sdimld: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Es liegen drei 
Abänderungsanträge vor. Wir kommen zunächst 
zur Ziffer 1 des Abänderungsantrages der SPD- 
Fraktion, wonach durch Bundesgesetz rechtzeitig 
die Preise für Getreide festzulegen sind. Wer für 
diese Abänderung ist, den bitte ich, die Hand zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit; der Abänderungsantrag ist 
angenommen. 

Nach dem zweiten Abänderungsantrag sollen im 
Abs, 3 hinter die Worte „die Bundesregierung kann“ 
die beiden Worte „durch Rechtsverordnung“ einge- CD) 
fügt werden. Wer für diesen Abänderungsantrag 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. - — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Der Antrag ist angenommen. 

Der dritte Abänderungsantrag, der sich als logi- 
sche Konsequenz ergibt, will den Abs. 4 in der Aus- 
schußfassung streichen. Wer für diese Streichung 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben, — Ich bitte 
um ciie Gegenprobe. — Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über § 9 
in der nunmehr beschlossenen Fassung. Wer für 
diese Fassung ist, den bitte ich, die Hand zu er- 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — § 9 ist 
angenommen. 


luie iun, xvciiie weiteren Aoanue- 

ryngsanträge vorliegen, in rascher Folge die übrigen 
Paragraphen auf: § 10, — § 11 entfällt, — §8 11 a 
— 12, — 13, — § 14 entfällt, — §§ 14 a, — 15, — 

RR o7 ~ — 20, — § 21 entfällt, — 

§§ ^1 a, — 22. — Wer für die aufgerufenen Para- 
graphen ist, den bitte ich, die Hand zu erheben — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Sie sind ange- 
nommen. 


Ich rufe auf Einleitung und Überschrift. Wer 
hier^r ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — 
I^ bitte um die Gegenprobe. — Einleitung und 
Überschrift sind angenommen. Damit ist die zweite 
Beratung abgeschlossen. 

Ich rufe auf zur 


dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Keine 
Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlossen. 

Ich rufe auf §§ 1 bis 22. Wer dafür ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — An- 
genommen. 
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(A) Einleitung und Überschrift. Ich bitte, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Ist angenommen. 

Nunmehr die Schlußabstimmung, Wer für die 
Annahme des Gesetzes im ganzen in der beschlos- 
senen Fassung ist, den bitte ich, die Hand zu er- 
heben. — Gegenprobe! — Das Getreidegesetz ist 
damit beschlossen. 

(Zurufe: Einstimmig!) 

— Einstimmig beschlossen. 

(Widerspruch.) 

— Verzeihung, gegen eine Stimme. 

(Zurufe.) 

— Darf ich die Damen und Herren, die dagegen 
stimmen, noch einmal bitten, die Hand zu erheben. 
— Gegen 6 Stimmen. Stimmenthaltungen? — 4. 

Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Festsetzung von 
Brotpreisen (Nr. 1161 der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (19, 
Ausschuß) (Nr. 1222 der Drucksachen). 

(Erste Beratung: 78. Sitzung.) 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat schlägt 
Ihnen vor, für den Bericht des Herrn Berichterstat- 
ters eine Redezeit von 10 Minuten und für die Aus- 
sprache 60 Minuten zu beschließen. — Kein Wider- 
spruch; es ist so beschlossen. 

Ich erteile dem Abgeordneten Struve das Wort 
als Berichterstatter. 

Struve (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Das Gesetz über die 
Festsetzung von Brotpreisen ist dem Ernährungs- 
(Q ausschuß überwiesen worden. Dieser hat die Vor- 
lage in der Sitzung vom 25. Juli beraten. Er hat sich 
der Notwendigkeit, der Bundesregierung eine Er- 
mächtigung zu geben, gegebenenfalls Brotnreise 
festzusetzen, nicht verschlossen und schlägt Ihnen 
vor, daß in § 1 das Wort „Brotgetreide“ gestrichen 
wird. § 2 legt klar, daß der Bundesrat auf die Zu- 
stimmung zu einer Rechtsverordnung verzichtet 
hat. Damit wird § 3 für den Bundesrat von Bedeu- 
tung. weil wir im Ausschuß die Außerkraftsetzung 
des Gesetzes per 30. September 1950 in den 31. De- 
zember 1950 abgeändert haben. Ich glaube, daß ge- 
rade die Debatte über den Brotnreis in den ver- 
gangenen Wochen gezeigt hat, daß eine Ermächti- 
gung in dem vorgeschlagenen Sinne für unsere Bun- 
desregierung von Bedeutung sein kann und not- 
wendig ist. Ich darf Sie deshalb namens des Aus- 
schusses bitten, der Vorlage zuzustimmen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Sdimld: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Kriedemann. 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Meine politischen Freunde und ich 
sind nicht in der Lage, diesem Gesetz unsere Zu- 
stimmung zu geben, und wir haben bereits im Er- 
nährungsausschuß ausführlich begründet, warum 
das so ist. Mit diesem Gesetz wird die Bundesregie- 
rung ermächtigt, in einer außerordentlich wichtigen 
Frage — wie wichtig und wie heikel diese Frage ist, 
haben wir ja alle miteinander in den letzten Wo- 
chen hier durchzustehen gehabt — Maßnahmen zu 
treffen, die von außerordentlicher Bedeutung für 
die Lebenshaltung, für das Preisniveau sind. Nach- 
dem nun auch noch das Verfahren so abgekürzt 


worden ist, daß diese Rechtsverordnungen nicht ein- 
mal dem Bundesrat zur Zustimmung vorgelegt 
werden müssen, erscheint uns das Maß der Voll- 
machten wirklich voll zu sein. Darüber hinaus sind 
wir, abgesehen von unseren grundsätzlichen Be- 
denken gegen Ermächtigungsgesetze, auch der 
Meinung, daß das Gesetz in dieser Form sehr zwei- 
felhaft ist, daß es juristisch unzulänglich ist. Denn 
wenn etwa jemand, der sich durch eine Entschei- 
dung auf dem Wege einer Rechtsverordnung be- 
schwert fühlt, nun die Gerichte anruft und die un- 
terschiedlichen sehr verehrten Herren Amtsrichter 
in der westdeutschen Bundesrepublik darüber ent- 
scheiden sollen, ob der volkswirtschaftlich gerecht- 
fertigte Brotpreis gerade der ist, den die Regierung 
vor geschrieben hat, oder ob die Maßnahme der Re- 
gierung wirklich zur Sicherung der Brotversorgung 
erforderlich war, dann können wir in eine sich sehr 
wi dersprechende Rechtsprechung hineinkommen, 
und das würde dann weder dem Ansehen der Bun- 
desregierung noch dem Ansehen des Parlaments 
dienen, das der Bundesregierung eine solche Voll- 
macht gegeben hat. Aus diesen Gründen, meine 
Damen und Herren, werden wir das Gesetz ab- 
lehnen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Harig. 

Hörig (KPD): Meine Damen und Herren! Ge- 
statten Sie mir wenige Worte. Vor mir liegt die 
Zeitung „Welt der Arbeit“. In deren neuester 
Nummer steht, daß ein Beschluß des Bundesaus- 
schusses des DGB vom 20. 7. vorliegt, der u. a. 
folgendes besagt: 

Der Bundesausschuß des DGB erwartet von 
der Bundesregierung, daß sie das Wort des 
Bundeskanzlers, wonach keine Brotpreis- (Ül 
erhöhung eintreten soll, einlöst und die Brot- 
preise auf den Stand vom 30. Juni 1950 zurück- 
führt. 

Wir sind der Meinung, daß grundsätzlich der Re- 
gierung keine Vollmachten gegeben werden soll- 
ten. Wir sind aber weiterhin der Meinung, daß, 
wenn sich die Mehrheit des Hauses doch dazu ent- 
schließen sollte, der Regierung Vollmachten zu 
geben, die Vorlage abzuändern ist. Wir sind der 
Meinung, daß die Vorlage auch in der durch den 
Ausschuß abgeänderten Form sehr dehnbar ist. 
Wenn schon Vollmachten erteilt werden, ist es not- 
wendig, sie klar zu umreißen. 

Meine Fraktion stellt daher folgenden Abände- 
rungsantrag: 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, nach 
Beschluß durch den Bundestag Höchstpreise für 
Brotgetreide, Mehl, Brot und Kleingebäck fest- 
zusetzen, die die vor dem 30. Juni 1950 beste- 
henden Preise nicht übersteigen. 

Die übrigen beiden Paragraphen sind zu 
streichen. 

Ich bitte, dem Antrag meiner Fraktion zuzustimmen. 

(Zuruf von der Mitte: Was heißt hier 
Fraktion?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort- 
meldungen? — Ich schließe die Aussprache. — Ich 
bitte um Entschuldigung, es war gar keine General- 
debatte; wir sind in der zweiten Lesung. 

Ich rufe auf § 1. Hierzu liegt der Abänderungs- 
antrag der KPD vor, der Ihnen eben verlesen wor- 
den ist. Wer für den Abänderungsantrag ist, den 
bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 
Der Abänderungsantrag ist abgelehnt. 
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CA) Wer für § 1 in der vom Ausschuß vorgeschlage- 
nen Fassung ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. 
— Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit. § 1 
ist angenommen. 

Zu § 2 liegt ein Abänderungsantrag der KPD vor, 
den § 2 zu streichen. Wer für die Streichung ist, den ' 
bitte ich, die Hand zu erheben, — Gegenprobe! — 
Ist abgelehnt. 

Wer nun für § 2 in der vom Ausschuß vor ge- 
schlagenen Fassung ist, den bitte ich, die Hand zu 
erheben. — Gegenprobe! — Das erste war die 
Mehrheit. Ist angenommen. 

Ich rufe § 3 auf. Auch hierzu stellt die Fraktion der 
KPD den Antrag auf Streichung. Wer für die Strei- 
chung ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — 
Gegenprobe! — Ist abgelehnt. 

Wer für § 3 in der Ausschußfassung ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! - — Das 
erste war die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe Einleitung und Überschrift auf. Wer da- 
für ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Ge- 
genprobe! — Das erste war die Mehrheit; ange- 
nommen. Damit ist die zweite Beratung geschlossen. 

Ich rufe zur 

dritten Beratung 

auf. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — 
Keine Wortmeldungen! Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Ich rufe auf die §§ 1,-2, — 3, — Einleitung 
und Überschrift. Wer dafür ist, den bitte ich, die 
Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Das erste war 
die Mehrheit; angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Schluß ab Stimmung. 
Wer für die Annahme dieses Gesetzentwurfes im 
^ ganzen ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — 
^ Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit. Das 
Gesetz ist angenommen. 

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Beridhts des Aus- 
schusses für ERP-Fragen (15. Ausschuß) über 
den Antrag der Fraktion der SPD betreffend 
Vorlage eines Gesetzentwurfs über die Ver- 
wendungsordnung der ERP-Zuwendungen 
(Nr. 1167, 661 der Drucksachen). 

Herr Bundesminister, wollen Sie das Wort sofort 
oder erst nach dem Ausschußbericht? — 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Pflei- 
derer als Berichterstatter, darf aber zunächst noch 
mitteilen, daß der Ältestenrat 10 Minuten für die 
Erstattung des Ausschußberichtes und 60 Minuten 
für die Aussprache vorschlägt. 

(Abg. Dr. Wuermeling: 60 Minuten? Sagen 
wir: die Hälfte! — Weitere Zurufe von der 
Mitte.) 

— Es liegt in Ihrem Belieben. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Setzen wir die 
Hälfte fest!) 

Herr Berichterstatter, Sie haben das Wort. 

Dr. Pflefderer (FDP), Berichterstatter: Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Ich habe die Ehre, 
Ihnen im Auftrag des Ausschusses für ERP-Fragen 
über die Drucksache Nr. 661 Bericht zu erstatten. 

Die Drucksache Nr. 661 enthält einen Antrag der 
Fraktion der SPD betreffend Vorlage eines Gesetz- 
entwurfs über Verwendungsordnung der EBP-Zu- 
wendungen. Im folgenden ist also nur von der Ver- 
fügung über die Gegenwertmittel, nicht von der in 


Art. I Ziffer 1 des Abkommens über wirtschaftliche ® 
Zusammenarbeit vorgesehenen Verfügung über die 
den Gegenwertmitteln zugrundeliegenden Dollar- 
beträge zum Bezug der Hilfeleistungen aus den USA 
die Rede. 

Die Materie, die ich vorzutragen habe, ist etwas 
spröde; aber der Ausschuß war einhellig der An- 
sicht, daß es sich bei dem Antrag der Fraktion der 
SPD um eine Angelegenheit von außerordentlicher 
politischer, juristischer und volkswirtschaftlicher 
Bedeutung handle. 

Politisch steht die Frage im Mittelpunkt, ob bei 
der Verfügung über die doch hoch in die Milliarden 
gehenden Gegenwertmittel des Marshallplans das 
Parlament nur in einer mehr oder minder weit- 
gehenden Weise „herangezogen“ oder „beteiligt“ 
werden soll, oder ob das Parlament die Bewilligung 
von sich aus in eigener Zuständigkeit auszusprechen 
habe. Wir haben es also hier mit einer Angelegen- 
heit zu tun, die an die Stellung des Bundestags 
in unserem Staats wesen in einer sehr grundsätz- 
lichen Weise rührt. 

Rechtlich handelt es sich um die Frage, wie der 
Antrag der SPD zunächst in Aussicht zu nehmen 
schien, ob ein besonderes Gesetz zu erlassen sei, das 
die Verwendung der ERP-Mittel regelt und — was 
der Antrag ja auch von vornherein zu beinhalten 
s^ien — ob die Zuständigkeit des Parlaments durch 
dieses besondere Gesetz begründet werden solle 
oder ob nicht bereits nach dem geltenden Haushalts- 
recht des Bundes die Verwendungsordnung gege- 
ben sei, und zwar in dem Sinne, daß dem Bundestag 
selbst das Recht der Bewilligung zustehe, da es sich 
ja um Mittel des außerordentlichen Haushalts 
handle. 

Volkswirtschaftlich ist zu fragen, ob es nicht ein 
Mißverhältnis sei, wenn sich der Bundestag um 
kleine und kleinste Haushaltsausgaben kümmere, 
aber die Verfügung über die für die deutsche Volks- 
wirtschaft doch sehr wichtigen ERP-Milliarden der 
ausführenden Gewalt übertragen sei. 

Zur Zeit wird die Verfügung von der fachlichen 
ERP-Organisation vorgerxommen. Diese sogenannte 
fachliche ERP-Organisation wurde schon von dem 
Vorsitzenden des ERP- Ausschusses, Herrn Kollegen 
Pünder, noch in seiner Eigenschaft als Oberdirektor 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes eingerichtet. 
Sie besteht aus dem ERP-Ausschuß, dem ERP-Ar- 
beitsausschuß, den ERP-Arbeitskreisen und ERP- 
P''achkomitees. 

Die Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, die 
hierbei auftauchen, werden von dem ERP-Aus- 
schuß geklärt. Dieser Ausschuß setzt sich zur Zeit 
aus den zuständigen Staatssekretären der Bundes- 
ministerien, dem Präsidenten der Bank deutscher 
Länder, dem Vorsitzenden der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau, ferner aus vier Länderministern und 
einem Vertreter der Gewerkschaften zusammen. Den 
Vorsitz des ERP-Ausschusses führt der Herr Bun- 
desminister für den Marshallplan. 

Der Ausschuß war nunmehr der Ansicht, daß die 
bisherige Art der Verfügung unter den heutigen 
Verhältnissen staatspolitisch nicht ausreichend sei, 
denn hier würden von seiten der Verwaltungs- 
behörden Akte vorgenommen, für die das Parla- 
ment die Zuständigkeit für sich in Anspruch neh- 
men müsse; und es hieße nun den Grundgedanken 
der parlamentarischen Demokratie, der ja an dem 
Bewilligungsrecht der Volksvertretung erwachsen 
sei, preisgeben, wenn der Bundestag hier nicht 
auf seinem Bewilligungsrecht bestünde. 
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(A) Weiter ist nun zu sagen, daß die angeblich ge- 
plante Zuziehung einzelner Abgeordneter zu einem 
Ausschuß der Verwaltungsbehörden dem parlamen- 
tarischen Bewilligungsrecht niemals entsprechen 
würde oder dieses gar ersetzen könne. Eine solche 
Hinzuziehung von Abgeordneten zu Ausschüssen 
der Verwaltung wäre für das Parlament völlig un- 
verbindlich. Ja, es wäre auch zweifelhaft, ob solche 
gemischten administrativ-parlamentaris<hen Aus- 
schüsse mit exekutiven Funktionen rechtlich über- 
haupt zulässig wären, würden doch die Mitglieder 
unter völlig verschiedenen rechtlichen Umständen 
tätig, die einen unter dem Schutz der parlamentari- 
schen Immunität, die andern ohne eine solche; die 
einen — das sind die Verwaltungsbeamten — unter 
einer Verantwortung gegenüber einem Minister 
und die andern — die Parlamentarier — ohne eine 
solche Verantwortung, und beide zusammen ohne 
eine faßbare Verantwortung gegenüber dem Par- 
lament. 

Nun wandte der Vertreter des Finanzministeri- 
ums in den Beratungen des ERP-Ausschusses und 
des Unterausschusses ein, daß einer Behandlung der 
ERP-Gegenwertmittel als Haushaltsmittel und 
dementsprechend einer Verfügung über diese Mittel 
durch das Parlament verschiedene Gründe ent- 
gegenstünden. Erstens: Der Art, III des Gesetzes 
betreffend das Abkommen über wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika vom 5. 12. 49, das im folgenden kurz als 
das Ratifizierungsgesetz bezeichnet werden wird. 
Zweitens: Die Rechtsnatur der Geldbeträge gemäß 
Art. I Ziffer 3 des soeben genannten Abkommens. 
Drittens: Das Mitwirkungsrecht der Vereinigten 
Staaten gemäß Art. IV Ziffer 6 und Art. V Ziffer 4 
des Abkommens. Ich bitte den Herrn Präsidenten 
® um die Erlaubnis, Art. III des Ratifizierungsgesetzes 
vorlesen zu dürfen: 

Die in Zusammenhang mit dem Abkommen der 
Bundesrepublik Deutschland entstandenen und 
noch entstehenden Vermögenswerte bilden ein 
Sondervermögen des Bundes, auf das die Vor- 
schriften der Reichshaushaltsordnung Anwen- 
dung finden. 

Hierzu führte nun in den Beratungen der Vertreter 
des Finanzministeriums etwa folgendes aus: 

Die Erklärung der ERP-Gegenwerte zu Sonder- 
vermögen gemäß Art. III des Ratifizierungsgesetzes 
bedeute, daß es sich hier um eine Angelegenheit der 
reinen Vermögens Wirtschaft und nicht mehr der 
Haushaltswirtschaft handle. Sondervermögen gebe 
es verschiedene, zum Beispiel bei der Post, bei der 
Eisenbahn, bei der Soforthilfe, bei dem Arbeits- 
losenversicherungsstock usw. Ein Sondervermögen 
werde nun nach besonderen Vorschriften verwaltet. 
Das hieße, daß die haushaltsrechtlichcn Vorschrif- 
ten auf die Bewirtschaftung keine unmittelbare An- 
wendung fänden, sondern nur die allgemeinen 
Grundsätze. Für die Bewirtschaftung des Sonder- 
vermögens müsse jedoch eine gesetzliche Grundlage 
geschaffen werden, und dieses besondere Gesetz 
könne dann auch die Beteiligung der parlamentari- 
schen Instanzen vorsehen. Soweit jedoch aus dem 
ERP-Sondervermögen statt rückzahlbarer Kredite 
sogenannte verlorene Zuschüsse gegeben würden, 
durch welche eine Vermögensminderung eintrete, 
seien dann die haushaltsrechtlichen Vorschriften 
anzu wenden, d. h. es seien entsprechende Bestim- 
mungen in das Haushaltsgesetz aufzunehmen. 

Die gesetzliche Grundlage, die zur Bewirtschaf- 
tung eines Sondervermögens erforderlich ist, hatte 


wohl auch die antragstellende Fraktion im Auge, KD 
als sie die Vorlage eines Gesetzentwurfs über die 
Verwendungsordnung forderte, und von der 
gleichen Voraussetzung ging offenbar auch der 
Herr Vizekanzler in seiner Erklärung vor dem Ple- 
num am 26. April aus. Die Vertreter des Finanz- 
ministeriums vertraten diese Auffassung auch noch 
in den Beratungen des ERP-Unterausschusses und 
des Hauptausschusses Ende vorigen Monats. 

Nun ist hier aber festzustellen, daß die Erklärung 
der ERP-Gegenwerte zu Sondervermögen — und 
zwar gleich von dem Augenblick an, in dem diese 
Mittel für den Bund verfügbar werden — einen 
juristischen Widerspruch enthält. Diese Mittel wer- 
den mit der Einzahlung auf das entsprechende Son- 
derkonto zunächst einmal Einnahmen des Bundes 
und müssen deshalb auch zunächst als Einnahmen 
gemäß Art. 110 des Grundgesetzes behandelt wer- 
clen. Über diese Einnahmen wird nun in doppelter 
Weise verfügt. Ein kleiner Teil wird als verlorene 
Zuschüsse gegeben, während der Hauptteil als Kre- 
dite mit bestimmtem Zinsfuß, mit bestimmten Rück- 
zahlungsverpflichtungen usw. gegeben wird. So- 
wohl nun die Bewilligung der verlorenen Zuschüsse 
als auch die Bewilligung der Kredite — nach Rah- 
menvertrag, Zweck und Bedingungen — • haben die 
gesetzgeberischen Körperschaften bei der Verab- 
schiedung des Haushalts auszusprechen. Die Forde- 
rumrsrechte, die hierdurch entstehen — und erst 
diese Forderungsrechte — , bilden das Sonderver- 
mögen des Art. III des Ratifizierungsgesetzes, und 
auf die Bewirtschaftung dieses Sondervermögens 
sind die Vorschriften der Reichshaushaltsordnung 
über Sondervermögen anzuwenden. 

Daß die Gegenwertmittel zunächst einmal Ein- 
nahmen sind und nicht durch eine geheimnisvolle 
Verwandlung zu Sondervermögen werden, ohne (p) 
erst Einnahmen gewesen zu sein, sollte heute 
eigentlich von niemand mehr bestritten werden, be- 
sonders wenn man die Rechtsnatur dieser Ein- 
nahmen gemäß Art. I Ziffer 3 des Abkommens über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Betracht zieht. 
Dabei macht es keinen Unterschied, ob das Geld 
von amerikanischer Seite als „grants“ oder „Claims“, 
als „unentgeltliche Zuwendung“ oder unter Begrün- 
dung einer „Forderung“ der USA gegeben wird. In 
jedem Falle wird eine gesetz- und ordnungsmäßige 
Finanzwirtschaft diese Beträge als außerordentliche 
Haushaltseinnahmen behandeln und der Verfügung 
durch die gesetzgebenden Körperschaften unter- 
werfen müssen. Soweit dem Ausschuß Nachrichten 
vorliegen, wird so auch in anderen Marshallplan- 
Ländern verfahren. 

(Abg. Dr. Pünder: Hört! Hört!) 

Daß sich die Vereinigten Staaten gemäß Art. IV Zif- 
fer 6 und Artikel V Ziffer 4 des Abkommens 
ein JHitwirkungsrecht Vorbehalten haben, mag als 
eine Besonderheit für Deutschland betrachtet wer- 
den, ändert aber an der Rechtsnatur der Gegenwert- 
mittel als Einnahmen und ihrer grundsätzlichen 
Behandlung im Haushalt nichts. Den Bestimmun- 
gen des ECA-Vertrages über die Mitwirkung der 
Vereinigten Staaten könnte man im Haushaltsplan 
durch einen entsprechenden Vermerk ohne beson- 
dere Schwierigkeiten Rechnung tragen. 

Der Ausschuß war nun der Ansicht, daß die An- 
gelegenheit von der Bundesregierung mit größerer 
Besdileunigung, als es geschehen ist, hätte bearbei- 
tet werden sollen. 

(Abg. Mellies: Sehr richtig!) 

Der Antrag der Fraktion der SPD liegt bereits seit 
März dieses Jahres vor. Im Mai legte ciie Regierung 



beutscher Bundestag — 80. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juli 1950 


3019 


(Dr. Pfleiderer) 


(A) der ECA-Mission den Verwendungsplan über die 
neuen 1,8 Milliarden betragenden Gegenwertmittel 
für das Marshallplanjahr 1950/51 vor. Eine weitere 
Verzögerung kann nun von seiten des Parlaments 

— dieses war die einhellige Auffassung des Aus- 
schusses — nicht mehr hingenommen werden. 

(Abg. Mellies: Sehr richtig!) 

Auch diese zeitlichen Gründe widersprechen dem 
Erlaß eines besonderen Verwendungsgesetzes. Auf 
der anderen Seite ist nach den Beratungen des Aus- 
schusses die Lage nunmehr so weit geklärt, daß die 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen auf die Ver- 
teilung der Gegenwertmittel unverzüglich ange- 
wandt werden können. 

Der Ausschuß hat daher einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause folgenden, im Haushaltsrecht 
der Bundesrepublik bereits begründeten Antrag 
zur Annahme zu unterbreiten. — Ich glaube, es ist 
ist wohl nicht nötig, den Antrag zu verlesen. Ich 
wollte nur ergänzend sagen, daß es sich bei Ziffer 2 
um ein Zahlenmaterial handelt, das dem Ausschuß 
zum Teil schon vorgelegt worden ist. Es wird sich 
also in mancher Beziehung nur um eine Fortfüh- 
rung und Ergänzung handeln. 

Des weiteren habe ich dem Hohen Hause zu be- 
richten, daß sich der Ausschuß für Wirtschaftsf- 
politik in seiner 22. Sitzung ebenfalls mit der An- 
gelegenheit befaßt und den nachstehenden Beschluß 
gefaßt hat: 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik tritt dem 
Antrag des Ausschusses für ERP-Fragen bei 
und bittet den Bundestag, entsprechend diesem 
Antrag zu beschließen. 

Ich habe daher im Namen der beiden Ausschüsse 
dem Hohen Hause zu empfehlen, den erstatteten 
. Bericht anzunehmen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich eröffne die Aussprache. — Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir stimmen ab. Wer für die Annahme des Aus- 
schußantrages Drucksache Nr. 1167 ist, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. — Gegenprobe. — Ange- 
nommen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich rufe Ziffer 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses für Beamtenrecht (25. Ausschuß) 
über den Antrag der Fraktion der SPD be- 
treffend Kürzung der Versorgungsbezüge 
(Nr. 1174, 434 der Drucksachen). 

Hier schlägt der Ältestenrat vor: lediglich 10 Mi- 
nuten für die Berichterstattung, Verzicht auf Aus- 
sprache. — Es ist so beschlossen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Herr Präsident!) 

— Herr Abgeordneter Wuermeling, wollen Sie zur 
Geschäftsordnung sprechen? 

(Abg. Dr. Wuermeling: Ja!) 

— Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Dr. Wuermeling. 

Dr, Wuermeling (CDU): Ich glaube, ganz werden 
wir auf eine Aussprache nicht verzichten können, 
weil ein Gegenantrag — Drucksache Nr. 1244 — be- 
gründet werden muß. Aber höchstens 5 Minuten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Dann erteile ich das 
Wort Herrn Abgeordneten Dr. Brönner als Bericht- 
erstatter. 

(Abg. Dr. Pünder: Nicht anwesend!) 


— Ist der Ausschußvorsitzende in der Lage, den Be- 
rieht zu erstatten? Herr Dr. Falkner? 

(Zurufe: Auch nicht da!) 

— Der ist auch nicht da. Dann bedauere ich: wir 
müssen das zurückstellen. Oder, Herr Dr. Wuerme- 
ling, könnten Sie den Bericht erstatten? Sind Sie in 
der Lage, das zu tun? 

(Abg. Dr. Wuermeling: Ja!) 

— Ist das Hohe Haus damit einverstanden, daß an 
Stelle des Herrn Kollegen Dr. Brönner Herr Abge- 
ordneter Wuermeling als Berichterstatter fungiert? 

(Zustimmung.) 

— Es ist so beschlossen. 

Zur Berichterstattung hat das Wort der Herr Ab- 
geordnete Dr. Wuermeling. 

Dr, Wuermeling (CDU), Berichterstatter: Meine 
Damen und Herren! Der Antrag der Fraktion der 
SPD vom 20. Januar 1950, Drucksache Nr. 434, be- 
trifft die derzeitige Kürzung der Versorgungsbezüge 
der Bundesbeamten und ihrer Hinterbliebenen. Er 
will bewirken, daß diese Versorgungsbezüge nicht 
mehr gekürzt werden, wenn sie monatlich 200 DM 
nicht überschreiten. Im zweiten Absatz des Antrages 
wird verlangt, daß doch monatlich 200 DM ausge- 
zahlt werden, wenn die Bezüge den Kürzungsbe- 
stimmungen unterliegen und dann weniger als 200 
DM ausgezahlt würden. 

Es handelt sich also praktisch um eine Erhöhung 
der kleinen Versorgungsbezüge der Bundesbeamten 
und deren Hinterbliebenen. 

Die Angelegenheit hat in der Vergangenheit die 
folgenden vier Etappen durchgemacht: 

1. die 6Voige Kürzung auf Grund der Notverord- 
nung vom Dezember 1930; 

2. die Aufhebung dieser Kürzung vom 1. Januar 
1941 ab auf Grund eines Erlasses des damaligen 
Reichsministers der Finanzen vom 23, Dezember 
1940; 

3. die Wiedereinführung der 6®/oigen Kürzung 
durch die Zweite Sparverordnung der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets vom 20. Okto- 
ber 1948 — danach waren die Versorgungsbezüge 
nach der ersten Gehaltskürzungsverordnung wieder 
zu kürzen, Versorgungsbezüge bis zum Betrag von 
125 DM monatlich blieben kürzungsfrei — ; 

4. durch die Dritte Sparverordnung der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets vom 16. 3. 
1949 wurde die Ruhegehaltsskala verschlechtert. 
Bis dahin betrug das Mindest-Ruhegehalt 35 ®/o der 
ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge, und der Höchst- 
ruhegehaltssatz von 75 Vo wurde schon nach 
25 Dienstjahren erreicht. Dieser Prozentsatz von 
35 ®/o wurde in der Dritten Sparverordnung auf 25 ®/o 
herabgesetzt, und der Höchst-Ruhegehaltssatz wird 
erst nach 33 Dienstjahren erreicht. 

Diese Kürzungen der Versorgungsbezüge nach der 
Zweiten Sparverordnung um 6 ®/o und nach der Drit- 
ten Sparverordnung durch Verschlechterung der 
Pensionsskala sollen nach dem gestellten Antrag 
wegfallen, wenn die Versorgung ohne Kinder- 
zuschläge monatlich 200 DM nicht übersteigt. 

Meine Damen und Herren! Dieser Antrag hat 
auch dem Haushaltsausschuß des Bundestages Vor- 
gelegen. Dieser hat ihn behandelt und an den 
Beamten-Rechtsausschuß zur Beratung überwiesen. 
Der Haushaltsausschuß hat sich auf den Standpunkt 
stellen müssen, daß mangels Deckung für die durch 
Annahme des Antrages sich ergebenden Mehraus- 
gaben von insgesamt 37,6 Millionen DM zur Zeit dem 
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(Dr Wuermeling) 

(ß Anträge nicht entsprochen werden könne, und hat j 
seinerseits dem Hause Vorschlägen wollen, den An- j 
trag, wenn auch mit schmerzlichem Bedauern, zur i 
Zeit abzulehnen. Hingegen hat der Beamtenrechts- 
Ausschuß mit Mehrheit den Beschluß gefaßt, dem 
Hause vorzuschlagen, dem Anträge stattzugeben, 
weil man im Beamtenrechts- Ausschuß glaubte, die 
derzeitigen Verhältnisse bei den Pensionen unter 
200 DM nicht mehr aufrechterhalten zu können. 

Wir haben es also mit verschiedenartiger Stellung- 
nahme zweier Ausschüsse des Hauses zu tun, einer- 
seits des Fachausschusses, des Beamtenrechts-Aus- 
schusses, der sich besonders nachdrücklich für die 
Belange dieser Pensionsempfänger einsetzt, und an- 
dererseits des Haushaltsausschusses, der leider 
verpflichtet ist, die haushaltlichen Belange zu wah- 
ren und für Deckung zu sorgen, der aber nicht in der 
Lage ist, diese Deckung aufzubringen. Es wird nun 
Aufgabe des Hohen Hauses sein, die Entscheidung 
darüber zu treffen, welchem Anträge stattgegeben 
werden soll. 

Offiziell liegt dem Hause der Antrag des feder- 
führenden Beamtenrechts-Ausschusses des Inhalts 
vor, — es ist derselbe Wortlaut — , dem seinerzeit 
von der SPD gestellten Anträge zu entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter und eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Wuermeling. 

Dr. Wuermeling (CDU): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Sie haben eben aus meinen 
Ausführungen als Berichterstatter gehört, daß in 
dieser I'rage widersprechende Beschlüsse der beiden 
zuständigen Ausschüsse des Bundestages vorliegen. 
Da ich ursprünglich vom Haushaltsausschuß als Be- 
riditerstatter vorgesehen war, ist mir der Auftrag 
O geworden, namens der Regierungsparteien den Ab- 
änderungsantrag Drucksache Nr. 1244 zu begründen, 
durch den der Beschluß des Haushaltsausschusses 
wieder aufgenommen und dem Plenum zxir Be- 
schlußfassung vorgelegt wird. 

Meine Damen und Herren! Wir haben es des öfte- 
ren schon in der Arbeit des Bundestages erlebt, daß 
die Fachausschüsse» gleich auf welchem Gebiet sie 
arbeiten, in ihren finanziellen Wünschen wesentlich 
weitergehen, als der Uaushaltsausschuß, also der 
Jlnanznünister des Bundestages, es nach Lage 
des Haushalts für zulässig ansehen kann. Der Haus- 
haltsausschuß ist hier im Bundestag so etwas in der 
Rolle des i'inanzministers, die dieser im Kabinett 
hat. So wie das Kabinett wohl kaum Beschlüsse 
fassen kann, denen der Finanzminister mangels 
Deckungsmöglichkeit nicht zustimmen kann, so 
kann wohl auch der Bundestag keine Mehr- 
ausgaben beschließen, wenn nicht der Haushaltsaus- 
schuß als der für die Haushaltsführung verantwort- 
liche Ausschuß hierzu sein Einverständnis gegeben 
hat. 

(Abg. Mellies: Die Theorie wollen wir aber 
lieber nicht durchkommen lassen!) 

Der Haushaltsausschuß hat also hier gewisser- 
maßen ein Veto eingelegt, weil Deckung für die zu 
bewilligende Mehrausgabe von, um es noch einmal 
zu sagen, 37,6 Milüonen DM jährlich einfach nicht 
vorhanden ist. Hinzu kommt, daß auch der Finanz- 
minister oder die Bundesregierung dem Vorschläge 
des Beamtenrechts-Ausschusses bisher nicht zu- 
stimmen konnte, so daß auch nach Art. 113 des 
Grundgesetzes mangels Zustimmung der Bundes- 
regierung zu nicht vorgesehenen Mehrausgaben eine 
positive Beschlußfassung wohl nicht angängig ist. 


I Sachlich, meine Damen und Herren, ist auch noch 
i zu sagen, daß, wenn man diesem Anträge heute 
i stattgeben würde, ein noch größeres Durcheinander 
als bisher in unserem jetzigen Besoldungssystem 
eintreten würde, 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt ja nicht!) 
da die Zahl der Überschneidungen der unteren 
Gruppen mit den mittleren Gruppen durch eine 
solche Vorwegregelung für die unteren Gruppen 
sich noch wesentlich steigern würde. 

Ich weise im übrigen auf das hin, was idi als Be- 
richterstatter schon erwähnte, daß ja auf jeden Fall 
auch bei Aufrechterhaltung des jetzigen Zustandes 
125 DM der Pensionen kürzungsfrei bleiben und daß 
im übrigen Pensionen bis zur Höhe von 102 DM 
nicht den einschränkenden Vorschriften der Neu- 
regelung der Pensionsskala unterliegen. Meine Da- 
men und Herren! Ich glaube, wir haben alle die volle 
Einsicht, daß die jetzige Regelung an sich einer 
Änderung bedarf und daß wir diese Änderung auch 
nicht lange hinausschieben dürfen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Aber wir sind uns genau so darüber klar, daß es 
viele Gruppen und Schichten heute in der Bevölke- 
rung gibt, bei denen mindestens ähnlich dringende 
Wünsche vorliegen und ähnlich berechtigte F orde- 
rungen gestellt werden, wo wir aber auch nicht in 
der Lage sind, von heute auf morgen diese Anträge 
zu verwirkhchen. Ich erinnere an den Kreis der 
Kriegsopfer, an den Kreis der Sozialrentner, an den 
Kreis der unter Art. 131 des Grundgesetzes fallenden 
Beamten usw. und auch an die Lastenausgleichs- 
Berechtigten, wo ja überall, wenn wir es konnten, 
lieber heute als morgen entsprechende Beschlüsse 
gefaßt würden. Aber, meine Damen und Herren, wir 
müssen alle diese Dinge mit System im Rahmen 
einer gesunden und sozial gerechten Gesamtrege- 
lung vornehmen und nicht stückweise, indem dieser 
oder jener Einzelpunkt heute vorweggenommen 
wird. Meine Damen und Herren! Das neue endgül- 
tige Beamtengesetz für die Bundesbeamten wird ja 
in wenigen Monaten verabschiedet werden müssen. 
Und Bestandteil dieses Beamtengesetzes ist ja auch 
die Regelung des Versorgungsrechts, und hier wird 
Zeitpunkt und Gelegenheit sein, die Dinge in Ord- 
nung zu bringen und die erforderlichen Beschlüsse 
zu fassen. 

Wir möchten aber nicht vorschlagen, nun den ge- 
stellten Antrag hier abzulehnen, weil wir bekunaen 
möchten, daß wir an sich nicht dagegen sind, son- 
dern wir stellen lediglich den Antrag, diesen SPD- 
Antrag der Regierung als Material für die endgül- 
tige Regelung des Versorgungsrechts der Bunaes- 
beamten zu uberweisen, ich aarf namens der Re- 
gierungsparteien darum bitten, diesem Antrag zu- 
zustimmen und darf an Ihr haushaitsrechtuches 
Verantwortungsbewußtsein appellieren. Wir sagen 
immer, daß aas HaushaitsrecUt das höchste und 
wichtigste Recht des Bundestags ist, aber dieses 
Haushaltsrecht hat auch eine Haushaltungspflicht 
mit den Mitteln zur Folge, die nun einmal da sind, 
und wenn wir das Recht in Anspruch nehmen, 
müssen wir auch die entsprechende Pflicht wahren. 
In diesem Sinne bitte ich um Annahme des Abände- 
rungsantrages Drucksache Nr. 1244. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Herrmann. 

Herrmann (SPD): Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Dr. Wuermeling hat einige Behauptungen 
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« (Herrmann) 

(A) aufgestellt, die nicht unwidersprochen bleiben kön- 
nen. Er verweist zum Beispiel darauf, daß ja das 
Beamtengesetz in Kürze behandelt und damit auch 
die Besoldungsgeschichte gewissermaßen geregelt 
werden würde. Das ist ja vollständig falsch. Das 
kommt nicht in Frage, denn das Besoldungsgesetz 
ist ein besonderes Gesetz, und wann dieses beson- 
dere Gesetz einmal kommen wird, das weiß das Ka- 
binett nicht. Vielleicht weiß es der Finanzminister. 
(Abg. Dr. Wuermeling: Versorgungsrecht 
ist im Beamtengesetz geregelt, nicht im 
Besoldungsgesetz.) 

— Das ist im Besoldungsgesetz festgelegt! 

(Abg. Dr. Wuermeling: Nein, das 
stimmt nicht!) 

— Das gehört zum Besoldungsgesetz und nicht zu 
etwas anderem. 

Aber noch etwas. Es wird immer wieder erklärt 
und auch Herr Dr. Wuermeling sagt, 

Vlzeprä$ident Dr. Schmid: Herr Kollege, spre- 
chen Sie bitte ins Mikrophon, man hört Sie nicht! 

Herrmann (SPD); Es wird immer wieder erklärt, 
daß das Kunterbunt^ das jetzt besteht, noch vergrö- 
ßert werde, wenn diese Notverordnung auf Kürzung 
der Gehälter um 6 ®/o aufgehoben würde. Das ist 
falsch. Es wird hier etwas behauptet, was in seiner 
Auswirkung auf das Gegenteil hinausläuft. Wenn 
ich die 6 ®/o gebe, dann wird der höhere Beamte 
— mit 600 Mark Gehalt, sagen wir einmal — 6 ®/o 
von den 600 Mark bekommen, während der untere 
Beamte mit 200 Mark Gehalt doch nur ein Drittel 
von dem des oberen Beamten erhält. Damit würde 
eine etwaige Überschneidung, die man angeblich so 
sehr befürchtet, geringer werden. 

(EO 

Ich glaube, daß ein Teil der Damen und Herren 
überhaupt nicht unterrichtet ist, wie die Verhält- 
nisse im Besoldungswesen heute liegen. Wie ist es? 
Man hat durch Sparverordnungen niedrige Einkom- 
men bis zu 16 ®/o gekürzt, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
und zwar auch Bezüge von unter 100 Mark monat- 
lich. Man hat hier also bereits gekürzt, und es ist 
nicht eine einheitliche Kürzung, die hier erfolgt ist, 
denn heute leiden nur noch die Eisenbahner und die 
“Postler unter dieser Kürzung. Die Post hätte die 
Möglichkeit, von sich aus die Mittel zu geben. Also 
die größte Zahl der Beamten, die Länderbeamten 
und die Beamten, die in den Kommunen und öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaften beschäftigt sind, er- 
halten längst diese 6 ®/o. Nur die Bimdesbeamten 
nicht. Das sind also, wie schon erwähnt, die Eisen- 
bahn- und Postbeamten. Nun muß man sich vorst ei- 
len, daß diese Sache selbst bei der Eisenbahn nicht 
einheitlich geregelt ist. Die Beamten im französisch 
besetzten Gebiet erhalten die 6 ®/o. So kann es Vor- 
kommen, daß in der gleichen Station, die etwa die 
Grenzstation zwischen der amerikanisch und fran- 
zösisch besetzten Zone ist, der eine Eisenbahner die 
6 ®/o erhält und der andere, der am gleichen Bahnhof 
Dienst macht, sie nicht bekommt. 

Der Finanzminister hat seinerzeit zugesagt, daß 
ab 1. April dieses Jahres die 6 ®/o gegeben werden 
können; von ihm würde dann kein Einspruch 
mehr erhoben. Wir wissen, wie diese Einsprüche 
Zustandekommen. Es muß, so meine ich, mit aller 
Brutalität gesagt werden, daß die Hoffnungen vieler 
Menschen einfach zuschanden gemacht worden sind. 
Nachdem in den Ländern schon ein Jahr lang diese 
6 gezalilt werden, will man also das gegebene 


Wort, wenigstens ab 1. April dieses Jahres den Bun- (O 
desbeamten das gleiche Recht zuzugestehen, nicht 
einlösen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Mellies. 

Meines (SPD): Meine Damen und Herren! Ein 
paar Worte bleiben zu der schönen Theorie zu sagen, 
die der Kollege Wuermeling hier über die Rolle des 
Haushaltsausschusses entwickelt hat. Diese Worte 
dürfen auf keinen Fall unwidersprochen bleiben, 
denn wenn seine Theorie richtig wäre, würde dem 
Haushaltsausschuß gegenüber den anderen Aus- 
schüssen und gegenüber dem Parlament ein Über- 
gewicht gegeben, das auf keinen Fall mit dem 
Grundgesetz und mit der Geschäftsordnung des 
Parlaments in Einklang zu bringen ist. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Der Haushaltsausschuß hat kein größeres Recht als 
die anderen Ausschüsse. Er hat die ihm vom 
Plenum zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen und 
dem Parlament bestimmte Vorschläge zu unterbrei- 
ten. Er hat darüber hinaus die Möglichkeit, nach 
dem vorläufigen Haushaltsgesetz und nach der 
Haushaltsordnung gewisse Vorwegbewilligungen 
vorzunehmen. Aber es kann gar keine Rede davon 
sein, daß das Parlament keine Beschlüsse fassen 
könne, denen der Haushaltsausschuß nicht zuge- 
stimmt hätte, wenn diese Beschlüsse irgendwelcne 
Ausgaben erfordern. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Das habe ich auch 
nicht gesagt!) 

— Ja, so haben Sie es ausgedrückt. Ich habe mich 
mit voller Absicht zum Wort gemeldet, um dem zu 
widersprechen; denn wir würden, wenn es so wäre, 
allmählich zu Zuständen kommen, die weder für das 
Parlament noch für die Öffentlichkeit noch für den 
Staat tragbar wären. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort- 
meldungen. Ich schließe die Aussprache. Ich lasse 
abstimmen, zunächst über den Abänderungsantrag 
Drucksache Nr. 1244. Wer für den Abänderungs- 
antrag ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — 
Gegenprobe! — Darf ich bitten, die Abstimmung 
zu wiederholen? Wer ist dafür? — Gegenprobe! — 
Das erste war die Mehrheit. Der Antrag ist ange- 
nommen. Ich brauche über Drucksache Nr. 1174 
nicht mehr abstimmen zu lassen. Der Punkt der 
Tagesordnung ist erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 12 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses für Kriegsopfer- und Kriegsgefan- 
genenfragen (26. Ausschuß) über den Antrag 
der Abgeordneten Ollenhauer und Genossen 
betreffend Vorlage eines Gesetzentwurfes 
über die Regelung der Versorgung der Kör- 
perbeschädigten und Hinterbliebenen durch 
Kriegsfolgen und über den Antrag der Frak- 
tion der Deutschen Partei betreffend Sozial- 
versicherung (Nr. 30, 36 imd 1180 der Druck- 
sachen). 

Hier hat der Ältestenrat Ihnen vorzuschlagen 
10 Minuten für den Herrn Berichterstatter und 
40 Minuten für die Aussprache insgesamt. — Kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Mende zur 
Berichterstattung, 
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(A) Mende (FDP), Berichterstatter: Herr Präsidentl 
Meine Damen und Herren! Dem Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen sind zwei 
Anträge überwiesen worden, der Antrag Drucksache 
Nr. 30 der Abgeordneten Ollenhauer und Genossen 
vom 26. September 1949 betreffend die Vorlage eines 
Gesetzentwurfs über die Regelung der Versorgung 
der Körperbeschädigten und Hinterbliebenen durch 
Kriegsfolgen, ferner ein Antrag Drucksache Nr, 36 
der Fraktion der Deutschen Partei betreffend die 
Aufhebung der Sozialversicherungsdirektive 27 und 
die Vorlage eines Gesetzes für Kriegsbeschädigte 
und Kriegshinterbliebene. 

Der Ausschuß hat zunächst in einer Beratung am 
27. Oktober 1949 die Anträge zurückgestellt bis zur 
bundeseinheitlichen Regelung der Kriegsopferver- 
sorgung und Vorlage des Entwurfs des Bundesver- 
sorgungsgesetzes. Im Rahmen dieser Beratung hat 
der Vertreter des Herrn Bundesarbeitsministers dem 
Ausschuß mitgeteilt, daß wir mit der erschütternden 
Zahl von 4 Millionen Beschädigten und Hinterblie- 
benen zu rechnen haben, so daß jeder elfte Deutsche 
im Bundesgebiet als Kriegsbesdiädigter oder Hin- 
terbliebener versorgt werden muß. Zur Gegenüber- 
stellung die Zahlen Englands: England hat bei glei- 
cher Bevölkerungszahl nur rund 500 000 Versor- 
gungsfälle beider Kriege. Die Aufwendungen be- 
trugen im Jahre 1948 1,2 Milliarden DM, im Jahre 

1949 im Bundesgebiet 2 Milliarden bis zu 2,1 Mil- 
liarden DM. 

Auch in einer weiteren Beratung am 18. Januar 

1950 sah sich der Ausschuß nicht in der Lage, diese 
beiden Anträge zu diskutieren, weil der Referenten- 
entwurf des Bundesarbeitsministeriums zum Bun- 
desversorgungsgesetz noch immer nicht vorlag und 
nacli der Meinung des Ausschusses die Beratung 

(ß) dieser beiden Anträge im Rahmen der Be- 
ratungen des Bundesversorgungsgesetzes erfolgen 
sollte. Am 18. Januar hat der Vertreter des 
Herrn Bundesarbeitsministers, Ministerialdirektor 
Eckert, den Bundesversorgungsgesetzentwurf für 
die nächste Zeit zugesagt und den Ausschuß 
gebeten, von einer Behandlung der beiden An- 
träge abzusehen. Am 20. Januar 1950 hat der 
Herr Bundesarbeitsminister hier bei den Bera- 
tungen des Überbrückungsgesetzes eine Summe von 
3 Milliarden DM für die Bundesversorgung ange- 
kündigt, oder er glaubte, diese große Summe an- 
nehmen zu müssen. Er hat bei den Beratungen des 
Überbrückungsgesetzes seinerzeit das Plenum auf- 
gefordert, von weitergehenden Anträgen abzusehen 
und sie zurückzustellen bis zu den Beratungen des 
Bundesversorgungsgesetzes. Auch der Herr Bun- 
desfinanzminister hat zu dem Bundesversorgungs- 
gesetz bereits am 31. Januar 1950 Stellung genom- 
men, indem er im Ausschuß für Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenfragen erklärte: Wir rechnen 
mit einem Betrag von 3 Milliarden DM, wenn an 
diesem Gesetz nichts weiter geändert wird. 

Sie sehen somit, daß bereits im Stadium der Be- 
ratungen des Überbrückungsgesetzes gewisse bin- 
dende Erklärungen zu dem zu erwartenden Bundes- 
versorgungsgesetz gemacht wurden. 

Am 7, Februar 1950 beschloß der Ausschuß erneut 
die Zurückstellung, und am 1. März 1950 wurde bei 
den Ausschußberatungen festgestellt, daß es nicht 
möglich sei, das Bundesversorgungsgesetz am 
1. April bereits im Ausschuß vorzulegen. Das lag 
daran, daß die Kriegsopfer Versorgung, 1946 durch 
das Kontrollratsgesetz 34 zerschlagen, in den ver- 
schiedenen Ländern sich sehr heterogen entwickelt 
hatte und es großer verwaltungstechnischer Maß- 


nahmen bedurfte, um aus diesem Durcheinander 
eine Koordination der Kriegsopfer Versorgung 
durchzuführen. 

Der Antrag Drucksache Nr. 36 wurde am 15. März 
1950 im Ausschuß beraten. Der Herr Vertreter des 
Bundesarbeitsministers erklärte dabei, daß mit der 
Vorlage des Entwurfs in Kürze, vermutlich noch 
Ende dieses Monats, gerechnet werden könne. Am 
26. April hat der Ausschuß wiederum über den Stand 
der Vorarbeiten beraten und dabei einstimmig zum 
Ausdruck gebracht, daß nicht nur aus versorgungs- 
rechtlichen Gründen, sondern auch aus politischen 
Gründen eine Beschleunigung der Vorarbeiten für 
das Bundesversorgungsgesetz unumgänglich sei. 

Schließlich ist der Ausschuß am 18. Juli zusam- 
mengetreten und hat Ihnen in der Zwischenzeit 
einen Antrag unterbreitet des Inhalts, daß die Bun- 
desregierung ersucht wird, dem Deutschen Bundes- 
rat den Entwurf eines Gesetzes über die Regelung 
der Versorgung der Körperbeschädigten und Hin- 
terbliebenen durch Kriegsfolgen so rechtzeitig zuzu- 
leiten, daß die erste Beratung des Gesetzentwurfes 
in einer der ersten Sitzungen des Bundestages nach 
den Parlamentsferien auf die Tagesordnung gesetzt 
werden kann. Inzwischen haben wir erfahren, daß 
das Bundesversorgungsgesetz bereits das Kabinett 
passiert hat und dem Bundesrat zugeleitet wurde. 
Auf Grund einer interfraktionellen Vereinbarung 
darf ich daher erklären, daß dieser Antrag des Aus- 
schusses für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenen- 
fragen hiermit gegenstandslos wird und gleichzeitig 
gebeten wird, von einer Beratung, für die 40 Mi- 
nuten vorgesehen waren, Abstand zu nehmen, 
(Bravorufe) 

da die Dinge überholt sind. 

Ich darf aber in diesem Zusammenhang ein Be- 
denken zum Ausdruck bringen, das im Ausschuß 
einstimmig geäußert wurde. Wir haben festgestellt, 
daß der vorläufige Referentenentwurf in die Presse 
gekommen ist und einzelnen Verbänden zugeleitet 
wurde, sodaß die Parlamentarier in die groteske 
Situation kamen, weniger zu wissen als die Nicht- 
parlamentarier draußen. 

(Hört! Hört!) 

Es ist für die Vertreter einer gesetzgebenden Kör- 
perschaft unmöglich, daß sie auf dem Umwege über 
die Presse oder über die Syndizi von Wirtschafts- 
und sonstigen Verbänden über die Gesetzesvorar- 
beiten im Kabinett orientiert werden. 

(Sehr richtig! links.) 

Der Ausschuß hat daher beschlossen, über den Ge- 
schäftsordnungsausschuß und über den Ältestenrat 
vorstellig zu werden mit dem Ziel, zu erreichen, daß 
in Zukunft alle Referentenentwürfe, die Wirt- 
schaftsverbänden, sonstigen Verbänden oder der 
Presse zugeleitet werden, mindestens an dem glei- 
chen Tag, möglichst vorher, in einigen Exemplaren 
den Fraktionen des Hauses zugehen, damit den Par- 
lamentariern des Bundestages die peinliche Situa- 
tion, die in diesem Falle entstanden war, in Zukunft 
erspart bleibt. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Herr 
Bundesarbeitsminister. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Herr Berichterstatter ist bestimmt falsch informiert, 
wenn er sagt, der Gesetzentwurf sei irgend jeman- 
dem außerhalb des Parlamentes zugeleitet worden. 
Auf Beschluß dieses Hohen Hauses haben wir in 
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((0 liiiserem Ministerium einen Beirat für das Kriegs- 
beschädigten Versorgungsgesetz erhalten. Nur dort 
ist dieser Gesetzentwurf besprochen worden. Wenn 
der eine oder andere der an diesem Ausschuß Be- 
teiligten das von ihm gegebene Schweigeverspre- 
chen nicht gehalten hat, dann sind wir an diesen 
Dingen allerdings unschuldig. Der Gesetzentwurf 
in der Form, wie er jetzt dem Kabinett Vorgelegen 
hat, ist niemandem bekanntgeworden, auch nicht 
dem vorgenannten Ausschuß. 

Vizepräsident Dr. Schmld: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Aussprache. — Keine Wort- 
meldungen. Ich schließe die Aussprache. 

Wir stimmen ab. Wer für den Antrag Drudesache 
Nr. 1180 ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. 

(Zurufe: Der Antrag ist doch gegenstands- 
los geworden!) 

— IDann stellt das Haus fest, daß der Antrag gegen- 
standslos geworden ist. 

Ich rufe auf Punkt 13 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Beridbits des Aus- 
schusses für Kriegsopfer- und Kriegsgefange- 
nenfragen (26. Ausschuß) über den Antrag der 
Abgeordneten Spies, Strauß, Stücklen, Frau 
Dr. Probst und Genossen betreffend Einheit- 
liche Anerkennung der Schwerbeschädigten- 
ausweise (Nr. 1181, 1004 der Drucksachen; 
Änderungsantrag Nr. 1236), 

Für die Berichterstattung wird eine Redezeit von 
10 Minuten vorgeschlagen. Weiter schlägt der Älte- 
stenrat vor, keine Aussprache durchzuführen. Wir 
werden aber trotzdem die Aussprache eröffnen müs- 
sen, weil ein Abänderungsantrag gestellt ist, den 
Herr Abgeordneter Spies begründen will. Er hat 
aber schriftlich versprochen, sich ganz kurz zu 
® fassen. 

(Heiterkeit.) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Langer das Wort 
zur Berichterstattung. 

Langer (FDP), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit dem Antrag Druck- 
sache Nr. 1181 legt Ihnen der 26. Ausschuß das 
Ergebnis seiner Beratungen über den Antrag der 
Abgeordneten Spies, Strauß, Stücklen, Frau Dr. 
Probst und Genossen betreffend einheitliche Aner- 
kennung der Schwerbeschädigtenausweise vor. Der 
Ausschuß hatte zu diesen Beratungen die zuständi- 
gen Vertreter der Regierung geladen. Der zustän- 
dige Referent des Bundesministeriums des Innern 
erklärte uns, daß bereits die Erarbeitung von Richt- 
linien im Gange sei, wonach nicht nur auf der Bun- 
desbahn bei den bisher üblichen Ermäßigungen ver- 
blieben werden soll, sondern ganz allgemein auf 
allen Verkehrsmitteln eine 50 Voige Ermäßigung auf 
den normalen Tarif eintreten soll. Gleichzeitig sollen 
Vergünstigungen in derselben Höhe für kulturelle 
Veranstaltungen und ähnliche Dinge gewährt 
werden. 

Der Ausschuß hat von diesen Ausführungen 
Kenntnis genommen und sich entschlossen, sich auf 
den Standpunkt zu stellen, daß die Ausführungen 
des Herrn Vertreters des Bundesministeriums des 
Innern einen erfreulichen Fortschritt bedeuten und 
daß daher dieser Antrag nicht besonderer Beschleu- 
nigung bedarf. Die Ausführungen waren konkreti- 
siert, und es ist damit zu rechnen, daß diese Dinge 
in Kürze geregelt sind. Die Schwierigkeiten, die bei 
der Ausstellung eines einheitlichen Ausweises für 
das Bundesgebiet bestehen, sind bereits weitgehend 
überwunden. 
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Der Ausschuß konnte sich nicht den Bedenken des O 
Vertreters des Bundesministeriums für Verkehr 
anschließen, der aus der eintretenden Ermäßigung 
für Kriegsbeschädigte einen bedeutenden Ausfall 
an Einnahmen für die Bundesbahn herleitete. Der 
Ausschuß begrüßt also die Planung des Innenmini- 
steriums. Er ist der Ansicht, daß durch eine Ausdeh- 
nung der Ermäßigung auf alle Verkehrsmittel auch 
die privaten Verkehrsträger gezwungen werden, 
sich an den Kriegsfolgelasten zu beteiligen. 

Der Ausschuß hat den ursprünglichen Antrag ab- 
geändert, so daß er sich nun nicht nur beschränkt 
auf die erheblich Gehbehinderten, sondern sich ge- 
nerell auf die Kriegsbeschädigten bezieht. Der An- 
trag lautet nun nach den Ausschußbesprechimgen 
folgendermaßen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dafür Sorge 
zu tragen, daß die für die Kriegsbeschädigten 
ausgegebenen Ausweise in ihren Vergünstigun- 
gen in allen Bundesländern einheitlich an- 
erkannt werden. 

Ich habe die Ehre, Ihnen im Namen des 26. Aus- 
schusses die Annahme dieses Antrags zu empfehlen. 

Vizepräsident Dr. Schmld: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Spies zur Begründung des Antrags 
Drucksache Nr. 1236. 

Spies (CSU): Herr Präsident! Meine Damen und 
meine Herren! Der Ausschuß für Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenfragen hat in seinem Antrag Nr. 
1181 der Drucksachen nur die Gruppe der Kriegs- 
beschädigten vorgesehen, Durch den Abänderungs- 
antrag wollen meine politischen Freunde und ich 
durch das Wort „Körperbeschädigte‘‘ alle Gruppen Ö5) 
der Körperbehinderten erfaßt wissen, die im Besitz 
eines KB-Ausweises und in den einzelnen Bun- 
desländern bereits im Genuß der auf dem Ausweis 
aufgeführten Vergünstigungen sind. Diese Körper- 
beschädigten haben im allgemeinen folgende Ver- 
günstigungen: erstens: bevorzugte Abfertigung, vor 
Amtsstellen; zweitens: Benutzung des Abteils für 
Schwerbeschädigte bei Eisenbahnfahrten; drittens: 
unentgeltliche Beförderung mit Kraftposten, im 
öffentlichen Straßenbahnverkehr und im öffent- 
lichen Ortslinienverkehr mit Kraftomnibussen. 

Ich bitte deshalb das Hohe Haus, dem Abände- 
rungsantrag Drucksache Nr. 1236, 

. Der Bundestag wolle beschließen, 
in dem Antrag des Ausschusses für Kriegsopfer- 
und Kriegsgefangenenfragen — Nr. 1181 der 
Drucksachen — das Wort „Kriegsbeschädigten“ 
zu streichen und dafür ..Körperbeschädigten“ zu 
setzen, 

die Zustimmung zu erteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmld: Keine weiteren Wort- 
meldungen? — Ich schließe die Aussprache. 

Wir stimmen zunächst ab über diesen Abände- 
rungsantrag. Wer dafür ist, den bitte ich, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Der Antrag ist an- 
genommen. 

Nunmehr lasse ich abstimmen über Drucksache 
Nr. 1181 in der durch Annahme des Antrags Druck- 
sache Nr. 1236 abgeänderten Fassung. Wer dafür ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Die Gegen- 
probe! — Der Antrag ist angenommen. 

Ich rufe auf den letzten Punkt der Tagesordnung, 
Punkt 14: 
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(A) Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 

schusses für Beamtenrecht (25. Ausschuß) 
über den Antrag der Abgeordneten von Thad- 
den und Genossen betreffend Beseitigung der 
Entrechtung der ehemaligen Wehrmachts- 
angehörigen und ihrer Hinterbliebenen (Nr. 
1187, 1060 der Drucksachen). 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Wuermeling als Berichterstatter. 

(Zuruf von der CDU: Er ist nicht da!) 

— Wer kann für ihn einspringen? Der Herr Aus- 
schußvorsitzende? — Er ist auch nicht da. Ich halte 
es fast für eine Ehrensache für das Haus, daß wir 
auch diesen letzten Punkt heute noch erledigen. 
Verzichtet das Haus auf einen Ausschußbericht? 

(Zurufe: Nein! — Abg. Bausch: Der Bericht- 
erstatter wird gleich kommen!) 

Ist das Haus bereit, auf einen Ausschußbericht zu 
verzichten? 

(Zustimmung.) 

— Einstimmig? — Ja! Es ist so beschlossen. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Es liegt kein 
Abänderungsantrag vor, aber ein Antrag auf An- 
nahme einer Entsdhließung. Es ist ein 

Antrag der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, 
Bayernpartei, Deutsche Partei, WAV und Zen- 
trum betreffend Personenkreis gemäß Artikel 
131 des Grundgesetzes (Drucksache Nr. 1247). 

— Kann dieser Antrag begründet werden? 

Den Antrag begründet der Herr Abgeordnete Dr. 
Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CSU), Antragsteller: Meine Da- 
men und Herren! Der Bundestag hat Anfang April 
35 Millionen genehmigt, um für die Zeit, in der das 
^ Gesetz zum Vollzug des Art. 131 des Grundgesetzes 
noch nicht in Kraft ist, eine Hilfe an die im Art. 131 
genannten Gruppen zu geben. Wir können heute 
noch nicht übersehen, inwieweit diese 35 Millionen 
auf gebraucht sind. Wahrscheinlich sind Sie noch 
nicht voll aufgebraucht, weil Anfang April die ganze 
Angelegenheit natürli^ erst allmählich ins Werk 
gesetzt werden konnte, Überprüfungen vorgenom- 
men wurden usw. Wir sind aber nicht sidier, ob 
diese Mittel im Laufe des August versiegen, so daß 
dann dem Herrn Finanzminister weitere Mittel nicht 
zur Verfügung stehen würden. 

Infolgedessen wird der Antrag gestellt, für die 
Monate Juli, August und September nun nicht 35, 
sondern monatüÄ 12, also im ganzen 36 Millionen 
bereitzustellen, um die Bedürftigen, die unter den 
Art. 131 fallen, versorgen zu können, bis das Gesetz 
nach Art. 131 in Kraft getreten ist. Wir bitten, die- 
sem Antrag auf Bereitstellung dieser Mittel zuzu- 
stimmen; das bedeutet einen Vorgriff auf die haus- 
haltsmäßig vorzusehenden Mittel. 

Nun soll allerdings dieser Betrag nach Richtlinien 
ausgegeben werden, die von beiden Ausschüssen, 
Flüchtlingsausschuß und Beamtenrechtsausschuß, 
beschlossen worden sind. 

(Unruhe.) 

Vizepräsident Dr« Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich bitte um Ruhe. Der Herr Antragsteller 
hat Anspruch darauf, gehört zu werden. 

Dr. Kleindinst (CSU), Antragsteller: Der Herr 
Finanzminister hat zugesagt, diese Richtlinien für 
die Monate April, Mai und Juni zu berücksichtigen, 
dagegen will er vom 1. Juli an die Riditlmien für 


diese Überbrückungshilfe in Übereinstimmung (Q 
bringen mit dem Gesetzentwurf nach Art. 131, der 
eben dem Bundesrat zugegangen ist. Die beiden 
Ausschüsse wollen jedodi an den beschlossenen 
Richtlinien auch für die Monate Juli, August und 
September festhalten, weil sie der Meinung sind, 
daß man unmöglich davon abgehen, im Juli andere 
Grundsätze als im Juni an wenden könne, und sie 
glauben auch, daß eine erhöhte Beanspruchung der 
Mittel dadurch nicht bedingt ist, weil ja auch in den 
Richtlinien vorgesehen ist, daß, wenn die Mit- 
tel nicht reichen würden, die Unterstützung dann 
eben nach verschiedenen Gruppen gegeben wird. 

Ich bin also durch die beiden Ausschüsse ver- 
anlaßt, Ihnen vorzuschlagen, daß dieser Betrag von 
36 Millionen nach den von den Ausschüssen für Be- 
amtenrecht und für Heimatvertriebene erarbeiteten 
Richtlinien vom 8. Juli 1950 für die Zeit vom 1. Juli 
bis 30. September zur Auszahlung zu bringen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort- 
meldungen? — Ich schließe die Aussprache. Wir 
stimmen zunächst ab über die Drucksache — 

(Zuruf des Abg. Krause.) 

— Ich habe die Aussprache geschlossen. Sie haben 
sich nicht in geschäftsordnungsmäßiger Weise be- 
merkbar gemacht. Wortmeldungen sind nach der 
Geschäftsordnung schriftlich einzureichen. Wenn 
Sie sich nur durch Handzeichen melden, laufen Sie 
Gefahr, nicht berücksichtigt zu werden. 

Drucksache Nr. 1187. Wer für die Annahme ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 

— Einstimmige Annahme. 

Nunmehr die Drucksache Nr. 1247, die eben vom(ö 
Kollegen Dr. Kleindinst begründet wurde. Wer für 
die Annahme ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. 

— Die Gegenprobe! — Einstimmig angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, ist die Tages- 
ordnung erschöpft, aber ich bitte Sie noch um einige 
Minuten Gehör. Ich habe Ihnen einige Dinge be- 
kanntzugeben und bitte, das nunmehr zu Sagende 
auch berücksichtigen zu wollen. 

Zur Vermeidung von Verzögerungen der Druck- 
legung der Stenographischen Berichte der Plenar- 
sitzungen des Bundestages werden die Redner drin- 
gend gebeten, die ihnen zur Prüfung und Berichti- 
gung zugehenden Übertragungen der stenographi- 
schen Niederschrift möglichst unverzüglich durch- 
zusehen und an den Stenographischen Dienst zu- 
rückzugeben. Auf Grund des § 109 der Geschäfts- 
ordnung wird festgesetzt, daß Niederschriften von 
Reden, die nicht spätestens vormittags 10 Uhr des 
auf einen Sitzungstag folgenden Tages an den Ste- 
nographischen Dienst zurückgegeben worden sind, 
nach nochmaliger Überprüfung durch den Dienst- 
stellenleiter ohne Berüdcsichtigung der Rednerkor- 
rekturen zum Satz gegeben und ausgedruckt werden. 

Meine Damen und Herren, diese Verfügung hat 
sich als unumgänglich notwendig erwiesen. Ich bitte 
zu entschuldigen, daß ich sie verlesen habe, wie man 
etwa eine Proklamation des Belagerungszustandes 
verliest; 

(große Heiterkeit) 

aber ich glaube, es war richtig, so zu verfahren. 

Dann noch eine Mitteilung. Der Ausschuß zum 
Schutz der Verfassung tritt morgen vormittag 
10 Uhr im Raum 106 des Südflügels zusammen. 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 

(Ä) Und noch eine letzte Mitteilung: Ich bin gebeten 
worden, Ihnen zur Kenntnis zu bringen, daß die 
im Haus befindliche Milchbar bis zum Schluß der 
Plenarsitzungen geöffnet bleibt. 

(Heiterkeit.) 


Dann, meine Damen und Herren, berufe ich die (O 
81. Sitzung des Bundestages ein auf Freitag, den 
28. Juli, 9 Uhr vormittags, und ich schließe die 
80. Sitzung des Deutschen Bundestages. 

(Schluß der Sitzung: 22 Uhr 47 Minuten.) 
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